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EDITORIAL/155: Liebe Leserin, lieber Leser ... (SB)
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Liebe Leserin, lieber Leser,

bereits mit dieser Ausgabe der Schattenblick-Wochendruckpostille
möchten wir uns zum nahenden Jahresabschluß herzlich für Ihre
regelmäßige und zugewandte Aufmerksamkeit bedanken und Ihnen
gleichzeitig die wichtigsten letzten und entsprechend ersten
Informationen und Daten in eigener Sache für das Ende des Jahres 2019
und den Beginn des Jahres 2020 mitteilen.

Die beiden abschließenden Nummern 156 und 157 werden noch in der
jeweils 45. und 46. Woche in diesem Jahr erscheinen. Dann beginnt für
die Redaktion und alle anderen Mitwirkenden wie sonst auch die Zeit
der steten Versorgung der Online-Tageszeitung Schattenblick mit
Reportagen, Berichten, Interviews, Kommentaren und Impressionen aus
eigener Feder und Recherche sowie die umfangreiche Präsentation von
Beiträgen aus anderen Publikationen.

In der vierten Woche des Jahres 2020 dann startet die
Wochendruckausgabe des Schattenblicks mit ihren Veröffentlichungen aus
eigener Hand und solchen befreundeter Medien wieder durch. Sie steht
so ihrer Leserschaft wie gewohnt als Abonnement oder in
Einzelexemplaren zum neugierigen und kritischen Stöbern und Lesen wie
auch zum dialogischen Gebrauch erneut zur streitbaren Verfügung.

Ihre Schattenblick-Redaktion


1. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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KOHLEALARM/656: Klimakampf und Kohlefront - folgenreich und weltumspannend ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 4. November 2019

Dorfspaziergang in Keyenberg mit Carola Rackete 

11:30 Start Dorfspaziergang auf der Wiese hinter der Keyenberger Kirche

(An St. Kreuz, 41812 Erkelenz)



Es ist höchste Zeit, zu handeln. Das ist das Credo von Aktivistin Carola
Rackete, die im Sommer berühmt wurde, weil sie 53 Menschen aus Seenot
rettete und auf der Sea-Watch 3 gegen den Willen der italienischen
Regierung in einen sicheren Hafen brachte. Die Klimakrise bedroht die
Menschenrechte. Am Sonntag, den 10. November 2019 wird Kapitän Carola
Rackete deshalb auf Einladung des Bündnisses "Alle Dörfer Bleiben" den vom
Braunkohlebergbau bedrohten Ort Keyenberg besuchen. Der Dorfspaziergang
startet um 11:30 Uhr auf der Wiese hinter der Keyenberger Kirche (St.
Kreuz, 41812 Erkelenz).

Die Dorfspaziergänge sind aus den Waldspaziergängen im Hambacher Forst
entstanden und führen durch die von dem Tagebau bedrohten Dörfer. Für den
Kohleabbau sollen in Nordrhein-Westfalen immer noch Menschen enteignet und
umgesiedelt werden. Seit Jahren wächst nicht nur die bundesweite
Klimabewegung, sondern auch der Widerstand in den betroffenen Dörfern.

Aktivistin Carola Rackete erklärt die Gründe ihres Besuchs in Keyenberg wie
folgt: "Auf dem Mittelmeer habe ich gesehen, wie Menschen sterben, weil sie
vor Krieg, Terror und Hunger, aber auch vor den Folgen der Klimakrise
fliehen. Der Braunkohletagebau im Rheinland ist mitverantwortlich für die
Klimakrise. Solidarisch stehe ich an der Seite der Menschen, die sich hier
lokal gegen die zerstörerischen Tagebaue engagieren und freue mich sie und
ihren Widerstand besuchen zu können. Keine Familie darf mehr für den Abbau
klimaschädlicher Braunkohle ihr Zuhause verlieren. Wir müssen sofort raus
aus den fossilen Energien."

Das Bündnis "Alle Dörfer Bleiben" streitet für den Erhalt aller vom
Braunkohlebergbau bedrohten Dörfer und damit für die Einhaltung der Pariser
Klimaschutzziele.

Die Gemeinschaft "Menschenrecht vor Bergrecht" ist ein Zusammenschluss von
Bewohner*innen aller bedrohten Dörfer und Höfe am Tagebau Garzweiler II.
Die Gemeinschaft besitzt ein Grundstück zwischen dem Tagebau und der
Ortschaft Keyenberg, welches sie gegenüber RWE als unverkäuflich deklariert
hat. Notfalls ist sie bereit, juristische Schritte bis vor das deutsche
Verfassungsgericht zu gehen um dort klären zu lassen, ob Enteignungen für
Braunkohle noch verfassungsgemäß sind.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/655: Klimakampf und Kohlefront - den Druck verstärken ... (Michael Zobel)


Der Kohleausstieg bleibt Handarbeit - Termine

von Michael Zobel, 4. November 2019



Liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen, Mitmenschen...

Guten Tag zusammen,

nein, es wird nicht ruhiger. Die Bagger zerstören den Hambacher Wald
scheinbar unaufhaltsam, die Dörfer werden weiter abgerissen, Menschen
werden weiter vertrieben und verlieren ihre Heimat. Die Folgen des
Klimawandels werden weltweit täglich dramatischer. Und was macht die
Politik? Das Nichtstun und Aussitzen wird Methode, jeder Tag ohne ein
Kohleausstiegsgesetz ist ein verlorener Tag.

Was ist also zu tun? Wir müssen den Druck immer weiter erhöhen, wir müssen
die Verantwortlichen dazu zwingen, endlich zu handeln, endlich zu ihren
vollmundigen Ankündigungen zu stehen.

Es gibt viel zu tun, wir machen weiter, wir nehmen das Handeln weiter
selber in die Hand, hier ein paar Termine für die kommenden Tage und
Wochen:

Sonntag, 10. November, 11:30 Uhr Dorfspaziergang in Keyenberg und Kuckum am
Tagebau Garzweiler, diesmal mit Carola Rackete, Kapitänin der SeaWatch,
Treffpunkt ist die Grünfläche hinter der Keyenberger Kirche:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/

Mittwoch, 13. November, 9:00 Uhr, Weshutdown, 2. Verhandlungstag in
Eschweiler

https://hambacherforst.org/blog/2019/10/16/prozess-wegen-kraftwerksblockade-weshutdown/

Donnerstag, 14. November, 18:00 Uhr, DIE ROTE LINIE, der Film über den
Hambacher Wald, diesmal im Schulzentrum Vogelsang in Solingen... Eva und
ich werden zum anschließenden Gespräch da sein....

https://mindjazz-pictures.de/filme/die-rote-linie-widerstand-im-hambacher-forst/

Freitag, 15. November, 19:30 Uhr, Konzert mit dem Gerd Schinkel Trio im
Pinù Aachen, Buchkremerstraße, im Aachen-Fenster...

https://gerdschinkel.jimdo.com/

Sonntag, 17. November, 11:30 Uhr, DIE ROTE LINIE, der Film über den
Hambacher Wald, diesmal in Kleve, Tichelpark Cinemas, der BUND und Fridays
for Future laden ein...

https://www.kleverkinos.de/detail/78068/Die_Rote_Linie_-_Widerstand_im_Hambacher_Forst

Mittwoch, 20. November, DIE ROTE LINIE, der Film über den Hambacher Wald,
heute im Kuba Jülich, Bahnhofstr. 13, 52428 Jülich

https://kuba-juelich.de/index.php/programm/kino/die-rote-linie/

Donnerstag, 21. November, PREMIERE, In unser aller Namen - Ein neuer Film
über die Konflikte im Hambacher Wald von Daggi Diebels und Tom Meffert aus
Aachen, 20.15 Uhr Apollo Aachen

https://in-unser-aller-namen.de/

Freitag, 29. November, Fridays for Future, weltweiter Klimastreik, vier
Tage vor dem Klimagipfel in Madrid, wir werden die SchülerInnen erneut nach
Kräften unterstützen

https://fridaysforfuture.de/neustartklima/

Sonntag, 8. Dezember, 11:30 Uhr, Wald statt Kohle, 68 Monate Wald- und
Dorfspaziergänge, Treffpunkt und mehr in den kommenden Tagen...

und dann noch dies: KEIN BAUM IST EGAL, das gilt auch für die Hainbuchen in
der Lothringerstraße/Aachen, die für einen Premiumradweg und einen
Premiumfußgängerweg weichen sollen. Gehts noch, in Zeiten des
Klimanotstands? Ich freue mich, dass mutige Menschen den ersten
Fäll-Versuch verhindern konnten. Mehr dazu auf

https://www.facebook.com/groups/450922635479155/ oder/und 

https://www.facebook.com/BuergerFuerBaeume/

Ansonsten bin ich weiter unterwegs mit Schulklassen, Kindergärten,
Kollegien, Geburtstagen, Betriebsausflügen..., Anfragen und Buchungen
jederzeit möglch.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner Webseite
www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel und viele UnterstützerInnen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 4. November 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / SPRACHEN





ENGLISCH/951: Questions to Mrs. Gobbledygook (215) - What do we actually not know about a.k.a. aka A.K.A. aka AKA? (SB)








Dear Mrs Gobbledygook,

My name is Cindy and I come from Taiwan. I read in a glossy
magazine in the waiting room of my doctor that the actor Robert
Patterson (33) is going to be the next Bruce Wayne "aka" Batman.
What does "aka" mean? Could you please explain that?

Thank you

Yours

Cindy W. (Taiwan)



[image: Raute]


Dear Ms W.,

This is a good question and I'm sure a lot of people don't know
what "aka" is, especially when it is written and pronounced like
one word. No, it is not the name of a parrot! Cause it's one of those
abbreviations "aka" acronyms, that have been commonly used in English
since texting via short messages, SMS and emails became more and more
popular.

Well, nobody knows how many abbreviations there are in the English
language, or in any language for that matter. In the dictionaries
I use there are at least half a million of them, can you imagine
it! And as a certain expert in linguistics, Professor David Crystal,
puts it in one of his BBC talks about F.A.Q.s (Frequently asked
questions), abbreviations are very important "because they save time
and add familiarity." It's a way of gaining rapport. So you would
never hear someone say: "I come from the British Broadcasting
Corporation studio", because everybody uses the term "BBC" instead.

Now, back to your question, the terms a.k.a. or more common "aka" are
the acronyms for the phrase "also known as". Most often used to
describe a person's aliases, pseudonyms or nicknames, a.k.a. and aka
may also be used when describing another name for a place or object.
In your example Robert Patterson will play Bruce Wayne who is also
known as Batman.

In addition, "aka" is an interesting example of the development of an
acronym. When the term "also known as" was first abbreviated to an
acronym, the letters were separated by dots, indicating that it was
actually an acronym and not a word in its own right. When a.k.a. was
used more and more, the periods were omitted. Now both spellings are
to be seen in general usage, although in the "Oxford English
Dictionary" only the spelling "aka", the somewhat more popular form,
is listed. Interestingly, even if the term is written without dots as
in "aka", it is pronounced "ay-kay-ay", with the three letters
intoned separately and not as one word.

Even more irritating for learners of English, "aka" or "a.k.a." may be
that only lower case letters as well as only upper case letters (AKA
or A.K.A.) can be used.

For this I'll give you some more examples I found in a couple of
glossy magazine myself:

In these days of every-man-for-himself-ism, the guy who takes over
 is the one who isn't afraid to break the rules and stand out-like
 Steven Yeun (a.k.a. Glenn on The Walking Dead), dressed here in the
 season's most sophisticated, crisply tailored, workplace-ready
 tweed suits. [2]



The geniuses behind Saturday's SNL episode invited "America's Dad" - 
 A.K.A. Tom Hanks-into our homes to help calm us down by adding
 some humor to it all. [3]



Kimberly J. Brown, AKA Marnie Cromwell, did you a major solid and
 is letting you in on what one of the series' most iconic villains,
 Kal, is up to 15 years later. [4]



Besides, there are many other abbreviations you often see and use in
the English language to save time. There's "e.g." (Latin: "exempli
gratia" aka "for example"). Also commonly used is the term "FYI"
(short: for your information) when you give someone information. Some
people make a note "PTO" ("please turn over") at the end of a page, if
they have written on both sides of the page. And when you are going to
give details about something, you can write "i.e." (Latin: id est -
"that is") indicating that there is more explanation to come.

Now I don't want to become a "prig" aka "nerd" aka "stick-in-the-mud"
about this and bore you with another 499.995 items also known as
abbreviations, but I hope you understand the use of "aka" now.

Yours

Miranda Gobbledygook

Footnotes:

[1] https://grammarist.com/acronym/a-k-a-or-aka/

[2] http://www.gq.com/story/best-tweed-suits-for-fall-steven-yeun-walking-dead

[3] http://www.glamour.com/story/snls-last-debate-sketch-was-exactly-on-point

[4] http://www.seventeen.com/celebrity/movies-tv/news/a43145/kal-from-halloweentown-2-15-years-later/
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/2416: Marbach - "Übersetzernachlässe in globalen Archiven", 25.-27.11.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im November 2019

TAGUNG

Montag, 25. November, bis Mittwoch, 27. November 2019

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Kilian-Steiner-Saal

"Übersetzernachlässe in globalen Archiven"



"Weltliteratur als übersetzte Literatur": Das mag der Grundsatz
einer transnationalen und globalen Perspektive auf Literatur sein, in
der die Figur des Übersetzers als Nomade der Mehrsprachigkeit eine
zentrale Rolle für die Literaturvermittlung spielt. Neben anderen
Akteuren wie Autorinnen und Autoren, Lektorinnen und Lektoren und
Verlagen sind es aus dieser Perspektive zweifellos die
Übersetzerinnen und Übersetzer, die letztendlich sprachlich die
Literaturen der Welt in Bewegung setzen.

Anliegen der Tagung ist es, Nachlässe von (v.a. literarischen)
Übersetzerinnen und Übersetzern systematisch in den Blick zu nehmen
und auf ihren Forschungswert zu befragen. Auf Basis einer
übersetzungstheoretischen Diskussion soll dies anhand konkreter
Bestandsbeispiele ausgelotet werden.

Die Tagung ist als Doppeltagung konzipiert. Im unmittelbaren Anschluss
an die Veranstaltung am DLA Marbach findet eine korrespondierende
Tagung am IMEC (Institut Mémoires de l'édition contemporaine) in
Caen statt, die den Fokus auf die Übersetzung von sozial- und
geisteswissenschaftlichen Texten legen wird.

http://www.dla-marbach.de/forschung/tagungen/ [2]

In Verbindung mit der Fondation Maison des Sciences de l'Homme (FMSH),
Paris, und dem Institut Mémoires de l'édition contemporaine (IMEC),
Caen

Förderung durch die Robert Bosch Stiftung

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im November 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8504: Marbach - Stimme und Ton im Archiv, 12.11.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im November 2019

VORTRAG UND DISKUSSION

Dienstag, 12. November, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Stimme und Ton im Archiv



Bernhard Fetz, Direktor des Literaturarchivs der Österreichischen
Nationalbibliothek in Wien, spricht über "Stimmbruch 1945. Zur
auditiven Dimension von modernen Nachlässen", im Anschluss gibt es
einen Round Table zur Frage, wie sich Stimme und Ton archivieren,
erforschen und ausstellen lassen, mit Bernhard Fetz, Sandra Richter,
Julia Merril u. a.

Eintritt frei.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im November 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/728: Kassel - Vorstellung von neuen Kinder- und Jugendbüchern. 12.11.19


documenta-Stadt Kassel

Vorstellung von neuen Kinder- und Jugendbüchern in der Jugendbücherei



Isabel Helmerichs, Buchhändlerin und Literaturpädagogin aus Burscheid,
stellt am Dienstag, 12. November, ab 19.30 Uhr in der Jugendbücherei
der Stadtbibliothek Kassel, Oberste Gasse 24 (Dr. 
Aschrott-Wohlfahrtshaus), eine Vielzahl von neuen Kinder- und Jugendbüchern
vor.

Die besten Neuerscheinungen der vergangenen Monate werden kurz und
unterhaltsam präsentiert.

Die Jugendbücherei und der Börsenverein des deutschen Buchhandels
laden hierzu ein.

Der Eintritt zu der Veranstaltung beträgt zehn Euro, für Buchhändler
ermäßigt fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.10.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/394: Gegen Hass im Netz - Maßnahmenpaket seit 2018 bekannt (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 5. November 2019

Gegen Hass im Netz: Maßnahmenpaket seit 2018 bekannt

Seit langem fordert Campact Schwerpunkt-Staatsanwaltschaften



Verden/Berlin - Als Reaktion auf die neuerlichen Morddrohungen gegen
Politikerinnen und Politiker fordert die Bürgerbewegung Campact die
konsequente Umsetzung eines Maßnahmenpakets, das die Organisation schon
seit Herbst 2018 im Einsatz gegen Hass und Hetze im Internet vorschlägt.
Danach sollten endlich u.a. zentrale Ermittlungsstellen in den
Bundesländern und Schwerpunkt-Staatsanwaltschaften eingerichtet werden.
Täter und Täterinnen, die andere Menschen akut bedrohen, kommen immer noch
viel zu oft davon.

"Der Rechtsextreme, der im Oktober in Halle zwei Menschen tötete,
radikalisierte sich vorher im Netz. Er handelte zwar allein - doch er fand
im Internet Gleichgesinnte, die ihn in seinem Hass bestärkten. Diese
rechten Online-Netzwerke sind schon lange bekannt - es ist überfällig gegen
sie vorzugehen", so Victoria Gulde von Campact. "Wir begrüßen die Maßnahmen,
die das Bundeskabinett vergangene Woche vorgestellt hat. Aber Hass im Netz
muss auf allen Ebenen - eben auch in den Bundesländern - konsequent
verfolgt werden."

Am Donnerstag werden Campact-Aktive sich daher auch an die Konferenz der
Justizministerinnen und Justizminister wenden, die in Berlin tagen. Sie
müssten ihren Plänen endlich konkrete Taten folgen lassen: wo werden welche
Mittel für den Kampf gegen Hass im Netz beschafft, wo werden welche Stellen
im Einsatz gegen Hass, Hetze und Cybercrime geschaffen"

Obwohl die Morddrohungen die "finsterste Version" des Online-Hasses sind,
führen auch andere Arten von Hassreden zu verzerrter Wahrnehmung und zum
Rückzug aus politischen Debatten - bis hin zu emotionalem Stress und
Depressionen. Und das auch bei Menschen, die nicht direkt betroffen sind.
Zu diesem Schluss kommen zwei repräsentative Studien, die Campact in
Zusammenarbeit mit dem Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft (IDZ)
zum Thema Hass im Netz erstellt hat. Die erste beschrieb im Herbst 2018 die
Situation in Hessen. Dort hat die Koalition aus Grünen und CDU inzwischen
einen Aktionsplan im Einsatz gegen Hate Speech verabschiedet.

Im Juli diesen Jahres stellten Campact und das IDZ dann die bundesweite
Studie "#Hass im Netz" vor. Ein Ergebnis: Wegen Hass und Hetze im Internet
bekennen sich mehr als die Hälfte der Menschen in Deutschland seltener zu
ihrer politischen Meinung. Damit wird Hassrede im Internet zur Bedrohung
für Meinungsvielfalt, -freiheit und die Demokratie in Deutschland.


Weitere Informationen:

Die Studie "#Hass im Netz: der schleichende Angriff auf unsere Demokratie"
finden Sie unter:

https://campact.org/hass-im-netz-studie-2019

Die Zusammenfassung der Ergebnisse unter:

https://campact.org/hass-im-netz-summary

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / REPORT





BERICHT/098: 24. Linke Literaturmesse - kritisch schreiben kritisch lesen ... (SB)


Zwischen diesen Menschen, die in ein und derselben Geschichte stecken und
gleichermaßen an ihr beteiligt sind, entsteht durch den Dolmetsch des Buches ein
historischer Kontakt. Schreiben und Lesen sind zwei Gesichter ein und derselben
historischen Tatsache, und die Freiheit, zu der der Schriftsteller uns
auffordert, ist kein reines, abstraktes Bewußtsein des Freiseins. Genau genommen
ist sie nicht vorhanden, vielmehr wird sie in einer historischen Situation
erworben; jedes Buch schlägt eine konkrete Befreiung aus einer besonderen
Entfremdung vor.

Jean-Paul Sartre - Was ist Literatur? [1]



Noch ein halbes Jahrhundert nach Ende der 1960er Jahre wirft der linke und
revolutionäre Aufbruch dieser Dekade einen so langen Schatten, daß selbst letzte
Auswirkungen dieser Zeit zunichte gemacht werden müssen. Das Lesen kritischer
und erkenntnisträchtiger Texte gehörte damals ebenso selbstverständlich zur
sozialen und politischen Emanzipation wie die praktische Intervention in die
Gesellschaftsmaschine und das Erkämpfen von Freiräumen, in denen es sich so
selbstbestimmt wie möglich leben läßt. Das sollte heute nicht anders sein, nur
sind die Bedingungen dafür sehr viel schwieriger geworden, nicht zuletzt durch
eine Brutalisierung der Sprache im Kampf um die politische Deutungshoheit wie
ihre Durchdringung mit sachzwangestützten Handlungsimperativen, die in Frage zu
stellen zusehends auf Unverständnis stößt.
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Linker Literatur kommt die große Verantwortung zu, die systematische
Unterdrückung gesellschaftskritischen Denkens zu verhindern und bereits
erkämpfte Geländegewinne gegen die Totalität des gewollten Vergessens zu
verteidigen. Heute verfügt der Kapitalismus über informationstechnische Mittel
kognitiver Zurichtung, die nicht nur die den Menschen zur Verfügung stehende
Zeit okkupieren, sondern ihr physisches Reaktionsvermögen und ästhetisches
Empfinden auf Ein- und Ausgabeprozesse konditionieren, die sie in weit höherem
Ausmaß für fremde Zwecke verfügbar machen als zu einer Zeit, als die Koexistenz
von Telemedien und Printprodukten noch viel Luft zum Atmen und viel Platz zum
Nachdenken ließ. Wenn entfremdete und selbstbestimmte Aktivitäten immer weniger
voneinander zu unterscheiden sind und die apparative Funktionalität der
Schnittstellen zur Maschine die darüber transportierten Inhalte zu von Dritten
umfassend evaluiertem Content verkommen läßt, bleibt die Besinnung auf davon
unbeeinflußte Attribute des Lebens auf der Strecke technisch definierter, zum
Zwecke der Wiedererkennbarkeit stark formalisierter Standards und Verläufe.

Für Sartre war der lesende Mensch insofern an der Vollendung eines
literarischen Werkes aktiv beteiligt, als es an die LeserInnen appelliere, sie
mögen "der Enthüllung, die ich durch das Mittel der Sprache vorgenommen habe, zu
objektiver Existenz verhelfen". Schreiben und Lesen fanden für den
existentialistischen Philosophen in einem Möglichkeitsraum statt, dessen
Ausgangsbedingungen durch ein nicht kausal determinierbares Verhältnis von
LeserIn und AutorIn geprägt war. So sei "das Auftauchen des Kunstwerkes ein
neues Ereignis, das sich aus den vorherigen Gegebenheiten nicht erklären läßt.
Und da dieses gelenkte Schaffen ein absoluter Anfang ist, wird es also durch die
Freiheit des Lesers bewirkt, durch die Freiheit in ihrer reinsten Form." [2]
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Demgegenüber geht die vielgerühmte Interaktivität informationstechnischer
Systeme oft nicht über das Abklicken einer Eingabeaufforderung oder die Wahl
zwischen Optionen hinaus, deren Auswahl festlegt, was alles nicht zur Sprache
kommen soll. Lesen als "gelenktes Schaffen" zu bezeichnen macht zwar ein Moment
der Führung geltend, aber nicht im Sinne eines autoritären Indoktrinierens, das
in informationstechnischen Systemen zumindest tendentiell durch vorformatierte
Antworten, binäre Entscheidungsraster und sozial bewertende
Rückkopplungsschleifen strukturell eingelassen ist.

Dabei handelt es sich nicht um das bloße Nebenprodukt einer technologischen
Entwicklung, die die Rationalisierungslogik der industriellen Produktionsweise
fortschreibt, sondern deren absichtsvoller Anwendung auf soziale Verhältnisse,
mit denen die Unberechenbarkeit des subjektiven Faktors reduziert und die
Verfügbarkeit menschlicher Arbeitskraft erweitert werden soll. Um
herrschaftliche Sozialkontrolle in der Permanenz der Krise der kapitalistischen
Arbeitsgesellschaft aufrechterhalten zu können, wird die Zähl- und
Vergleichbarkeit menschlicher Lebens- und Wechselverhältnisse qualifiziert zum
Zwecke dessen, die zur Gegenwehr drängenden Verluste an Autonomie und
Versorgungssicherheit durch die Partikularisierung und Atomisierung der
Gesellschaftssubjekte zu neutralisieren.
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Kampf um Deutungsmacht auf dem Feld der Sprache

Der damit einhergehende Aufstieg einer Neuen Rechten in den Parlamenten und
ihres außerparlamentarischen Armes in Gestalt rassistischer und faschistischer
Kräfte von Pegida bis Combat 18 schlägt sich in einer Brutalisierung der Sprache
nieder, der entgegenzutreten heute eine zentrale Aufgabe linker Literatur ist.
Dabei geht es neben der Aufklärung über Motive und Ziele dieser aufstrebenden
Bewegungen um die Untersuchung ihrer Mittel und Methoden, mit denen sie den
gesellschaftlichen Mainstream zu vereinnahmen suchen. Der gegen die linke
Bewegung gerichtete Vorwurf, aufgrund ihrer Verwurzelung in realsozialistischen
und antiimperialistischen Traditionen das rote Äquivalent zur braunen Reaktion
zu sein, hat bereits erheblichen Schaden angerichtet. So abwegig die
Gleichsetzung von DDR und NS ist, so sehr fällt sie auf den fruchtbaren Boden
einer massenmedial indoktrinierten Bevölkerung, die mit dem
Totalitarismusvorwurf gegen links darin bestärkt wird, in der
sozialdarwinistischen Entsolidarisierung der neoliberalen Konkurrenzgesellschaft
ihr Heil zu suchen.

Sprachlich schlägt sich das in der vermeintlichen Relevanz des Vorwurfes nieder,
an allen erlittenen Nachteilen durch die Mißachtung der Forderungen,
eigenverantwortlich Risikoprävention zu betreiben und den Wert der eigenen
Arbeitskraft zu optimieren, selbst schuld zu sein. Anstatt über den objektiven
Verschleiß durch Lohnarbeit und Sozialstreß, durch Umweltgifte und
Industrienahrung nachzudenken, soll desto mehr jeder seines Glückes Schmied
sein, desto weniger die dafür erforderliche Durchlässigkeit der Klassengrenzen
gegeben ist. Wer noch nicht vergessen hat, daß die Probleme anderer Menschen die
eigenen sind und dementsprechend handelt, wird heute ganz offen als "Gutmensch"
verächtlich gemacht, als sei das solidarische Eintreten für andere Ausdruck
blauäugiger Verkennung realer Gewaltverhältnisse. Kinder und Jugendliche
beleidigen sich mit herabwürdigend gemeinten Vokabeln sozialrassistischer oder
antisemitischer Art, wodurch gesellschaftliche Erfolglosigkeit oder das
Bekenntnis zum Judentum mit möglicherweise mörderischer Konsequenz zu
Feindbildern erhoben werden. Behindertenfeindlichkeit, Homo-, Inter- und
Transphobie, Misogynie und Antifeminismus sind nicht nur in der Rechten
virulent, sondern auch in der sogenannten politischen Mitte weit verbreitet.

Die Aufgabe linker Literatur bestände zudem darin, staatliche Maßnahmen wie das
Erlassen von Gesetzen gegen sogenannte Haßverbrechen oder die an IT-Unternehmen
gerichtete Aufforderung, entsprechende Postings zu löschen, mit der
strukturellen Begünstigung rassistischer Feindbildproduktion im kapitalistischen
Wettbewerbsstaat zu konterkarieren. Wo den Marktsubjekten tagtäglich eingebleut
wird, sich durch Leistungsfähigkeit und Belastbarkeit zu bewähren, sind
Aggressionen gegen Menschen, die aus welchen Gründen auch immer Sozialtransfers
in Anspruch nehmen, vorprogrammiert. Wo ein Staat imperialistische Kriege führt
und zu deren Legitimation Menschenrechte heranzieht, wird der Gewaltcharakter
sozialer Regulation gestärkt anstatt geschwächt. Wo KurdInnen, TürkInnen,
JüdInnen und PalästinenserInnen zum Spielball seiner geostrategischen Winkelzüge
werden, wird Feindseligkeit zwischen Menschen geschürt, die ansonsten das
Interesse, sich gegen ihre Instrumentalisierung und Fremdbestimmung
zusammenzuschließen, vereinen könnte.

Es ist kein Zufall, daß der Begriff des Kollektiven mit Zwangsmaßnahmen synonym
gesetzt wird, daß es in der herrschenden Sprachregelung keinen Sozialismus geben
darf, der aus den Defiziten realsozialistischer Gesellschaft lernen und sie
überwinden könnte, ja daß Anarchismus nach wie vor mit bombenlegenden
Attentätern gleichgesetzt wird. In der hermetisch gegen jede
herrschaftskritische Analyse abgeschirmten Sprachregelung des Antikommunismus
geht weitgehend unter, daß die Affirmation von Liberalismus und Marktwirtschaft
nicht minder doktrinär, ideologisch und autoritär daherkommt, als es den
politischen GegnerInnen angelastet wird. Wenn heute in der größten sozialen
Bewegung der Republik, Fridays For Future, linke AktivistInnen und Gruppen
marginalisiert bis diffamiert werden, dann ist das nicht zuletzt das Ergebnis
einer Sprachregelung, die auf der Basis simpelster Vergleichsoperationen zum
angestrebten Ergebnis politischer Selektion kommt.

Von daher gibt es keinen Mangel an Anlässen und Gelegenheiten für eine
emanzipatorischen und sozialrevolutionären Zielen verpflichtete Literatur,
Präsenz zu zeigen und wirkmächtig tätig zu werden. Es geht um nichts Geringeres,
als die Suggestionen hegemonialer Deutungsmacht zu perforieren und Gegenentwürfe
solidarischen und sozial gerechten Handelns stark zu machen. Die gegenwärtige
Besetzung Rojavas durch türkische Truppen und islamistische Milizen wie die
diktatorische Ermächtigung, zahlreiche BürgermeisterInnen mehrheitlich
kurdischer Städte und Gemeinden im Südosten der Türkei ihres Amtes zu entheben
und durch Zwangsverwaltungen zu ersetzen, führen allen emanzipatorischen Kräften
vor Augen, daß gesellschaftliche Freiräume im Zweifelsfall mit Waffengewalt
niedergemacht werden. Das gilt auch für Deutschland, wie die anhaltende
Unterstützung der AKP/MHP-Regierung in Ankara durch die Bundesregierung und die
Verfolgung kurdischer AktivistInnen und türkischer KommunistInnen durch das
Gesinnungsstrafrecht 129 b in der Bundesrepublik belegen.




[image: Blick auf die Flucht der Stände im Foyer von oben - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Platz für inspirierende Lektüren und befreiende Gedanken

Foto: © 2019 by Schattenblick




"Alles lernen, nichts vergessen!"

Um so erfreulicher, daß auf der 24. Linken Literaturmesse in Nürnberg kein
Mangel an Solidaritätsadressen und -veranstaltungen zugunsten der bedrängten
KurdInnen bestand. Zum zweiten Mal in der Kulturwerkstatt Auf AEG im Stadtteil
Eberhardshof im Westen Nürnbergs ausgerichtet, trafen dort vom 1. bis 3. November
LeserInnen und AutorInnen, VerlegerInnen und AktivistInnen aufeinander, um
konstruktiv miteinander zu streiten und gemeinsam zu feiern, daß es überhaupt
noch derartige Zusammenkünfte gibt. Wie immer organisiert vom Metropoletan
Archiv & Bibliothek wie dem Gostenhofer Literatur- und Kulturverein e.V. bot die
Messe nicht nur an den Verlagsständen viel Interessantes und Lesenswertes,
sondern wartete vor allem mit zahlreichen Veranstaltungen zu verschiedensten
Buchprojekten auf.

Wie unverzichtbar der große theoretische und historische Fundus der radikalen
Linken nicht nur für künftige Generationen ist, sondern auch gestandene
AktivistInnen der letzten Jahrzehnte, zeigen jüngste Debatten. Wer davon
ausgeht, die anläßlich des Kriegseintrittes Italiens auf der Seite der Gegner
Deutschlands auf einem Flugblatt im Mai 1915 geprägte Losung Karl Liebknechts
"Der Hauptfeind steht im eigenen Land!" sei unter Linken unverhandelbar, kann
sich heute eines Schlechteren belehren lassen [3]. Aus der von einigen linken
AutorInnen erhobenen These, heute stehe der Hauptfeind in den kriegstreibenden
USA, resultiert im Endeffekt das Bündnis mit dem deutschen Imperialismus oder
zumindest seine nachrangige Bedeutung im Rahmen zu führender
Auseinandersetzungen. Auf diesem Weg manövrieren sich Teile der Linken
zielsicher ins Lager eines Klassenkompromisses, der des Feindbildes der DDR
nicht mehr bedarf, weil die USA als national einigendes Moment an ihre Stelle
treten.

Dies ist nur ein Beispiel für Streitpunkte, die eine klar gegen jede Form von
Ausbeutung und Unterdrückung, also auch Klassenherrschaft positionierte Linke
nicht nötig hätte. Liebknechts Forderung "Nichts vergessen!" hat unter Verweis
auf heutige Formen herrschaftskonformer Manipulation kaum Staub angesetzt: 

Wir haben erlebt, daß beim Kriegsausbruch die Massen von den herrschenden
 Klassen mit lockenden Melodien für den kapitalistischen Kriegszweck
 eingefangen wurden. Wir haben erlebt, wie die schillernden Seifenblasen der
 Demagogie zerplatzten, die Narrenträume des August verflogen, wie statt des
 Glücks Elend und Jammer über das Volk kamen; wie die Tränen der Kriegswitwen
 und Kriegswaisen zu Strömen anschwollen; wie die Erhaltung der
 Dreiklassenschmach, die verstockte Heiligsprechung der Viereinigkeit:
 Halbabsolutismus - Junkerherrschaft - Militarismus - Polizeiwillkür zur
 bitteren Wahrheit wurde.



Durch die Erfahrung sind wir gewarnt - alles lernen, nichts vergessen! [4]
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Das gilt auch für die Sprache, mit der viele Menschen hierzulande aufgewachsen
sind oder die sie sich als MigrantInnen auf eine Weise angeeignet haben, die
biodeutschen RassistInnen die Schamesröte ob der Armut eigenen Sprachvermögens
ins Gesicht treiben müßte. Als zentrales Transportmittel für Bewußtseins- und
Identitätsbildung ist sie, wie etwa die Besetzung einst als links geltender
Termini wie der des "Establishments" durch die AfD oder ihr offener Haß auf eine
geschlechtersensible Sprache verraten, heiß umkämpft. Wer nicht will, daß die
persönliche Befähigung, sich sprachlich mitzuteilen und auszutauschen, mit
Implikationen und Attributen kontaminiert wird, die Brechreiz auslösen, ist gut
beraten, alles zu lernen und nichts zu vergessen.

Vor einem halben Jahrhundert beantwortete Franz Josef Degenhardt die Frage, wo
nur unsere alten Lieder geblieben seien, so: "Lehrer haben sie zerbissen,
Kurzbehoste sie zerklampft - Braune Horden totgeschrien, Stiefel in den Dreck
gestampft!" Die in weiten Teilen der Linken verbreitete Abneigung gegen das
Deutsche, das als Sprache des NS-Faschismus identifiziert wird, als hätten nicht
auch KommunistInnen, JüdInnen und andere AntifaschistInnen in ihrem Fluidum
gelebt, überläßt dieses zentrale Feld gesellschaftlicher Vermittlung ohne Not
seinen WiedergängerInnen. Kein Geringerer als der jeglicher völkischen Gesinnung
unverdächtige Theodor W. Adorno entschloß sich unter anderem deshalb, weil er
sich wieder der deutschen Sprache bedienen wollte, zur Übersiedlung aus dem
US-amerikanischen Exil in die Bundesrepublik. Neben dem, daß man in der
neuerworbenen Sprache "niemals, mit allen Nuancen und mit dem Rhythmus der
Gedankenführung, das gemeinte so genau treffen kann wie in der eigenen" Sprache,
machte er geltend, daß das Deutsche "offenbar eine besondere Wahlverwandtschaft
zur Philosophie, und zwar zu deren spekulativem Moment, das im Westen so leicht
als gefährlich unklar - keineswegs ohne allen Grund - beargwöhnt wird." [5] Es
lohnt sich, Adornos kritisch zugewandte Würdigung der deutschen Sprache in aller
Ausführlichkeit zu lesen, um zu verstehen, daß sie nur dann für nationalistische
und völkische Zwecke instrumentalisiert werden kann, wenn diesen nicht der ihrer
Feindseligkeit gemäße Widerstand entgegengestellt wird.




[image: Fassade des Staatlichen Museums für Kunst und Design Nürnberg - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Im Zerrspiegel kultureller Deutungsmacht

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnoten:


[1] Jean-Paul Sartre: Was ist Literatur, Reinbek bei Hamburg 1969, S. 44

[2] a.a.O, S. 30

[3] https://theoriepraxis.wordpress.com/2018/10/01/der-hauptfeind-steht-im-eigenen-land/

[4] a.a.O.

[5] Theodor W. Adorno: Stichworte - Auf die Frage: Was ist deutsch, Frankfurt am
Main 1969, S. 110
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/245: Marbach - Schillersonntag mit "Schillerrede 2019", 10.11.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im November 2019

SCHILLERSONNTAG, 10. NOVEMBER



11 Uhr,

Tagungsbereich Archivgebäude

Schillerrede 2019

Mit Cem Özdemir

Um Anmeldung wird gebeten:

direktion@dla-marbach.de

15.30 Uhr, 


Tagungsbereich Archivgebäude


Ausstellungseröffnung: Dostojewskij und Schiller

Mit zehn Jahren sieht Fjodor Dostojewskij eine Aufführung
von Schillers "Räubern" in Moskau: »Ich habe ihn auswendig
gelernt, habe in seiner Sprache gesprochen und in seinen Bildern
geträumt ... Schon wenn ich den Namen Schiller höre, tut mir das
Herz weh.« In "Schuld und Sühne" wird Raskolnikow als Schiller
bezeichnet. Die Ausstellung zeigt die Spuren dieser ersten
literarischen Liebe. Zur Eröffnung sprechen Dmtri Bak, Alla Manilowa,
Staatssekreträrin, stellvertretende Kultusministerin der Russischen
Föderation und Wolfgang Riedel. Ausstellung bis 16. Februar 2020.
In Zusammenarbeit mit dem Staatlichen Literaturmuseum der Russischen
Föderation.

Um Anmeldung wird gebeten: direktion@dla-marbach.de

15.30 Uhr, 

Tagungsbereich Archivgebäude

Ausstellungseröffnung: #StepOne. "Narrating Africa". Eine
Open-Space-Ausstellung

Ausstellung bis 22.11.2020. Zur Eröffnung sprechen Theresia Bauer,
Landesministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst, sowie Heike
Gfrereis und Sandra Richter.

Um Anmeldung wird gebeten: direktion@dla-marbach.de

20 Uhr, Stadthalle

Schillerpreis der Stadt Marbach

Preisverleihung an Christiane Nüsslein-Volhard

Die Tübinger Entwicklungsbiologin und studierte Biochemikerin
Christiane Nüsslein-Volhard, so die Jury, entspricht mit ihrer
Forschungshaltung dem Freiheitsgedanken Friedrich Schillers. Sie hat
zahlreiche Auszeichnungen erhalten, unter anderem den Leibnizpreis der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (1986) und, gemeinsam mit Eric
Wieschaus und Edward B. Lewis, den Nobelpreis für Medizin oder
Physiologie (1995). Von 2001 bis 2006 gehörte sie dem Nationalen
Ethikrat der Bundesregierung an.

11 bis 18 Uhr, 

Schiller-Nationalmuseum und Literaturmuseum der Moderne

Erzähl doch mal!

Zum verkaufsoffenen Sonntag in der Stadt Marbach haben
die Museen kostenlos geöffnet und bieten von 11 bis 18 Uhr Führungen
an. Besucherinnen und Besucher haben die Möglichkeit, ihre eigenen
Geschichten zu den Themen Schreiben lernen, Hegel und Kolonialismus zu
erzählen oder aufzuzeichnen.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im November 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFF/1263: Stuttgart - Preis des Wirtschaftsclubs an Emma Braslavsky, 18.11.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für November 2019

Montag, 18.11.19, 19.30 Uhr

Die Nacht war bleich, die Lichter blinkten

Emma Braslavsky

Veranstaltungsreihe: Preis des Wirtschaftsclubs im Literaturhaus
Stuttgart

Preisverleihung, Lesung und Gespräch

Laudatio und Gespräch: Julia Schröder



"Die Nacht war bleich, die Lichter blinkten": In Emma Braslavskys
neuem Roman lassen menschenähnliche Roboter jede Art von
Beziehungswunsch erfüllbar werden. Doch die uneingeschränkte
Glückseinlösung, das Versprechen, menschliche Einsamkeit Geschichte
werden zu lassen, verkehrt sich ins Gegenteil und führt vielmehr zu
einer Häufung von Selbsttötungen unter den Menschen. Nicht so sehr
die Suizide sind das Problem, sondern die damit verbundenen Kosten,
denn häufig lassen sich Angehörige nicht ermitteln. So kommt
"Roberta" auf den Markt. Sie soll als Pilot-KI-Sonderermittlerin für
die Polizei Angehörige der Suizidant*innen ausfindig machen, um dem
Sozialamt die Bestattungskosten zu ersparen. In künstlicher
Verfremdung des Alltäglichen und mit einem Gespür für tragikomische
Situationen beschreibt Emma Braslavsky eine kollabierende
Gesellschaft. Ihre literarischen Figuren nehmen uns mit in einen Film
noir, leuchten die Macht des Möglichen ebenso aus wie ihre bleichen
Kehrseiten, so dass wir uns leicht schwindelnd fragen, mit wem wir
uns in der Lektüre zunehmend identifizieren. Etwa mit einer
Recheneinheit?

Für ihren Roman wird Emma Braslavsky in diesem Jahr mit dem Preis des
Wirtschaftsclubs ausgezeichnet. Der mit 5.000 EUR dotierte Preis
richtet sich an Autor*innen, die sich mit Themen der Wirtschafts-
bzw. Arbeitswelt kritisch und literarisch anspruchsvoll
auseinandersetzen. Zu den bisherigen Preisträger*innen gehören u.a.
Annette Pehnt, Philipp Schönthaler, Martin Suter, Matthias Nawrat,
Alexander Schimmelbusch.

Eine Veranstaltung des Wirtschaftsclubs in Zusammenarbeit mit dem
Literaturhaus

Eintritt: Euro 10,- / 8,- / Mitglieder frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für November 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1262: Bocholt - Poetry-Workshop für Jugendliche, "BochOLD - Junge Dichter slammen los", 09.11.19


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Poetry-Workshop für Jugendliche: "BochOLD - Junge Dichter slammen
los"



Poetry-Workshop für Jugendliche: "BochOLD - Junge Dichter slammen
los". Michael Schumacher führt in die Kunst des Schreibens, Dichtens
und Vortragens ein // 9. November, 13-17 Uhr, Café Karton

Bocholt (PID). Schreiben, dichten, vortragen - oder neudeutsch
"slammen": Für Bocholter Jugendliche im Alter zwischen 10-14 Jahren
findet am Samstag, 9. November 2019, eine Schreibwerkstatt im Café
Karton (Am Vredepool 7) statt. Poetry Slammer Michael Schumacher
zeigt, wie eigene Texte und Botschaften vom Kopf aufs Papier und
schließlich ans Publikum gebracht werden.

Anmeldungen unter Tel. 02871 487586. Die Veranstaltung dauert von 13
bis 17 Uhr und ist kostenlos.

Schumacher vermittelt grundlegende Kenntnisse zum Thema Schreiben,
Dichten und Vortragen von Texten. So lernen die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer Techniken, wie sie sich über das, was sie bewegt,
ausdrücken können.

Die Schreibwerkstatt "BochOLD - Junge Dichter*innen slammen los" ist
eines von vielen Angeboten im diesjährigen "Kulturrucksack", einer
Inititative des Landes Nordrhein-Westfalen zur Förderung von Kunst und
Kultur unter Kindern und Jugendlichen. Informationen unter
www.kulturrucksack.nrw.de .

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.10.19

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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AUSSICHTEN/8793: Und morgen, den 06. November 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 06.11.2019 bis zum 07.11.2019 +++
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Wettertisch

deckt Jean-Luc,

regenfrisch

heut' ein Stück.
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PARTEIEN/391: Brexit - Nordirlands Konfliktlage ... (SB)


Brexit - Nordirlands Konfliktlage ...



Seit vor einer Woche die oppositionelle Labour-Partei dem Wunsch der
regierenden Konservativen Großbritanniens um vorgezogene Neuwahlen
entsprochen und mit ihnen zusammen für ein Gesetz zur frühzeitigen
Beendigung der laufenden Legislaturperiode stimmte, tobt im
Vereinigten Königreich der Wahlkampf. Premierminister Boris Johnson
hofft von den Wählern die Zustimmung für seinen Brexit-"Deal", den er
Mitte Oktober mit der EU vereinbart hat, und eine deutliche Mehrheit
der Sitze im Unterhaus, um ihn ratifizieren zu können, zu erhalten.
Zum Auftakt des Wahlkampfs lagen die Tories in allen Umfragen mit
etwas mehr als 30 Prozentpunkten deutlich vor den Sozialdemokraten,
die bei etwas mehr als 20 Prozent rangierten. Ob jedoch am 12.
Dezember die Konservativen als deutliche Sieger aus dem Urnengang
hervorgehen werden, muß sich erst noch zeigen.

Auch Theresa May wollte, als sie im Frühjahr 2017 Neuwahlen ausrief,
politische Rückendeckung für ihre konfrontative Verhandlungsposition
gegenüber Brüssel einholen und hat dabei die parlamentarische
Mehrheit, die sie ein Jahr zuvor von David Cameron quasi geerbt hatte,
verspielt. Seitdem sind die Konservativen zwecks Machterhalts auf die
Stimmen der zehn Unterhausabgeordneten der
probritisch-protestantischen Democratic Unionist Party (DUP) aus
Nordirland angewiesen, was wiederum die Verhandlungen um den
EU-Austritt vollends in eine Sackgasse führte.

Weil Brüssel und die Regierung in Dublin auch nach einem Brexit auf
die Beibehaltung einer unsichtbaren Grenze zwischen der Republik
Irland und Nordirland beharrt, um den Frieden nach dem
Karfreitagsabkommen von 1998 nicht zu gefährden, sollten die sechs
nordostirischen Grafschaften innerhalb der Zollunion mit der EU
bleiben. Doch die DUP ließ May wegen der angeblichen Angst, hierdurch
trete eine Schwächung der "Union" zwischen Nordirland und
Großbritannien ein, dieser sinnvollen Kompromißlösung nicht zustimmen.
Mays Alternativvorschlag, das Vereinigte Königreich sollte vorerst als
Ganzes in der Zollunion bleiben, bis eine sanfte technologische Lösung
des Problems der Überwachung des Güter- und Personenverkehrs auf der
grünen Insel gefunden worden sei, fand im vergangenen Frühjahr bei
mehreren Abstimmungen im britischen Unterhaus keine Mehrheit. Als
deswegen bei den EU-Wahlen im Mai die Konservativen auf den vierten
Platz hinter der neuen Brexit Party um Nigel Farage, Labour und den
Liberaldemokraten abrutschten, mußte May Number 10 Downing Street
räumen.

An die Stelle des Partei- und Regierungschefs ist seit nunmehr 100
Tagen der ehemalige Bürgermeister von London, Johnson, getreten, der
zuvor vor allem als Lügenbaron und joviale Medienfigur von sich reden
machte. Der Ex-Journalist und Churchill-Biograph hat die Tories
auf einen harten Brexit-Kurs gebracht und die letzten EU-Freunde auf
den konservativen Hinterbänken, darunter nicht wenige Ex-Minister von
Rang und Namen, aus Partei und Fraktion ausgeschlossen. Mit dem
Rechtsruck will Johnson alle Wähler, die vor drei Jahren für den
EU-Austritt votiert bzw. bei den EU-Wahlen im Mai für die Brexit Party
gestimmt haben, dazu animieren, ihr Kreuz beim konservativen
Kandidaten in ihrem Wahlkreis zu machen. Auf diese Weise hofft Johnson
der Labour-Partei in ihren traditionellen Hochburgen in dem einst von
der Schwerindustrie geprägten Nordengland, wo damals auffällig viele
Angehörige der Arbeiterklasse für Brexit votierten, eine ganze Reihe
von Sitzen abzunehmen.

Begünstigen dürfte dieser Versuch, daß die Sozialdemokraten um
Parteichef Jeremy Corbyn in der Brexit-Frage völlig gespalten sind.
Die Sozialdemokraten gehen in den Wahlkampf deshalb mit dem
Kompromißvorschlag, eine enge Wirtschaftspartnerschaft mit der EU
auszuhandeln und am Ende der Beratungen mit Brüssel dem Volk das
Ergebnis zur Abstimmung vorzulegen. Sie warnen davor, daß ein Sieg der
Tories einen drastischen Abbau von Arbeiterrechten und
Umweltschutzbestimmungen sowie den Ausverkauf des staatlichen
britischen Gesundheitssystems an die US-Pharmaindustrie bedeuten
würde und verweisen auf entsprechende Äußerungen von
US-Präsident Donald Trump.

Johnson streitet derlei Absichten ab, wirkt dabei aber nicht besonders
glaubwürdig. Beim Radiointerview mit seinem "Kumpel" Farage am 31.
Oktober hat Trump völlig ungebeten in den laufenden britischen
Wahlkampf eingegriffen und eine Allianz zwischen Tories und
Brexit-Partei gefordert, um Labour und Jeremy Corbyn fertigzumachen.
Johnson will jedoch die Farage-Truppe ausradieren und hat deshalb vor
zwei Tagen ein Bündnis ausgeschlossen. Farage, einst Chef der
United Kingdom Independence Party (UKIP), hat sich revanchiert, indem
er die Aufstellung eigener Kandidaten für rund 600 der 650 britischen
Parlamentssitze - das heißt praktisch in allen Wahlbezirken in England
und Wales; Schottland und Nordirland blieben außen vor - ankündigte
und zugleich Johnsons "Deal" mit der EU als "keinen echten Brexit"
und somit Mogelpackung verurteilt.

Die heftigste Kritik an Johnsons Austrittsabkommen mit der EU kommt
jedoch nicht von Farage oder den sogenannten "Spartanern" bei den
englischen Tories, sondern von der DUP, die deshalb praktisch ihre
Unterstützungsvereinbarung mit den Konservativen aufgekündigt hat.
Die DUPler werfen Johnson vor, durch seine Bereitschaft bei den
jüngsten Verhandlungen mit Brüssel, einer Verlegung der künftigen
Zollgrenze zwischen Großbritannien und der EU in die Irische See
zuzustimmen, der Spaltung des Vereinigten Königreichs und der
Vereinigung Nordirlands mit der Republik im Süden Tür und Tor geöffnet
zu haben.

Um ihre Unzufriedenheit über Johnsons vermeintlichen "Kuhhandel"
mit dem irischen Premierminister Leo Varadkar zu unterstreichen, haben
vorletzte Woche ranghohe Vertreter der DUP demonstrativ bei einem
großen gemeinsamen Diskussionsabend zum Thema Brexit an der Lower
Newtownards Road im protestantischen Ostbelfast mit führenden
Mitgliedern der als terroristische Vereinigungen verbotenen Ulster
Volunteer Force (UVF) und Ulster Defence Association (UDA)
teilgenommen. Einer jener geschätzten "Gemeindevertreter", deren
Verwicklung in das Geschäft mit illegalen Rauschgiftmitteln ein
offenes Geheimnis ist, was natürlich auch deren Widerstand gegen
Zollkontrollen im Belfaster Hafen erklärt, sorgte mit der Behauptung
gegenüber der Presse für Aufregung, nach den ersten Bombenexplosionen
in Limerick an der irischen Westküste würde die Republik Irland
merken, daß mit dem loyalistischen Widerstand gegen den Verbleib
Nordirlands in der Zollunion mit der EU nicht zu spaßen sei.

Die Drohungen seitens der DUP-Privatarmee reißen nicht ab. Als letzte
Woche Steve Aiken, der designierte Chef der Ulster Unionist Party
(UUP), bekanntgab, die einst größte protestantische Partei
Nordirlands werde bei der Wahl im Dezember in allen 18 nordirischen
Wahlbezirken Kandidaten aufstellen, wurde der ehemalige
U-Boot-Offizier der britischen Kriegsmarine und seine Familie mittels
Briefen und Telefonanrufen seitens loyalistischer Paramilitärs mit dem
Tode bedroht. Stein des Anstoßes war vor allem die Möglichkeit einer
UUP-Kandidatur im Bezirk Nordbelfast, welche dort die unionistische
Wählerschaft spalten und dem amtierenden Parlamentsabgeordneten Nigel
Dodds, Fraktionsvorsitzender der DUP im Londoner Unterhaus, seinen
Sitz kosten könnte. Profiteur eines solchen Szenarios wäre John
Finucane, der für die katholisch-nationalistische Sinn Féin in North
Belfast ins Rennen geht und dessen Vater, der Bürgerrechtsanwalt
Patrick Finucane, 1989 in der eigenen Küche vor Frau und Kindern von
einer loyalistischen Killertruppe, welche im Auftrag des britischen
Sicherheitsapparats unterwegs war, ermordet wurde.

Als Aiken am 3. November reumütig erklärte, aus Sorge um die Union
Nordirlands mit Großbritannien werde die UUP doch nicht an der Wahl in
Nordbelfast teilnehmen, hat dies wirklich niemanden überrascht.
Überraschend war auch nicht das völlige Desinteresse der britischen
Presse, über eine derlei skandalöse und antidemokratische
Angelegenheit zu berichten. Man braucht sich nur vorzustellen, was los
wäre, müßte die gemäßigte katholisch-nationalistische Social
Democratic Labour Party (SDLP) eine Konkurrenzkandidatur gegen Sinn
Féin wegen Morddrohungen seitens der Irisch-Republikanischen Armee
(IRA) streichen. Beiderseits der irischen See würden sich die
wichtigsten Medienkommentatoren vor lauter Entsetzen über die Rückkehr
der irisch-republikanischen "Terrorpaten" über Tage oder vielleicht
sogar Wochen nicht mehr einkriegen.

Immerhin haben SDLP und Sinn Féin recht schnell auf die veränderte
Wahllandschaft in Nordirland reagiert. Die SDLP hat am Vormittag des
4. November auf die Teilnahme an der Wahl in Nordbelfast verzichtet,
damit Finucane und Dodds es allein miteinander aufnehmen können.
Die einst von Nobelpreisträger John Hume gegründete Partei streicht
auch ihre Segel in Ostbelfast zugunsten von Naomi Long, der Anführerin
der konfessionslosen, liberalen Alliance Party, und in North Down
zugunsten der unabhängigen Unionistin Lady Silvia Hermon - beides
Brexit-Gegnerinnen, die sich gegen die DUP behaupten müssen. Bei der
letzten Wahl vor zwei Jahren gingen von den 18 nordirischen
Unterhausmandaten zehn an die DUP, sieben an Sinn Féin und das eine an
die frühere UUP-Vertreterin Hermon. Weil ein Jahr zuvor die
Brexit-Gegner in Nordirland 56 Prozent der Stimmen erhielten, wollen
diese bei der Wahl im Dezember ihren Sitzanteil maximieren. Deshalb
hat sich am Nachmittag des 4. November Sinn Féin bei der SDLP bedankt
und den Verzicht auf eine eigene Kandidatur in North Down und East
Belfast - zugunsten von Lady Silvia respektive Naomi Long - sowie in
South Belfast bekanntgegeben, damit dort die vielbeachtete SDLP-
Nachwuchspolitikerin Claire Hanna eine Chance auf den Sieg hat. Leider
schein die Parlamentswahl in Nordirland wieder zu einer
"konfessionellen Kopfzählung" mit allen Spannungen, die dazu gehören,
zu verkommen.
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FUNDSTÄTTEN/137: Erste erhaltene Freilandsiedlung der Neandertaler in Baden-Württemberg nachgewiesen (idw)


Universität Rostock - 04.11.2019

Erste erhaltene Freilandsiedlung der Neandertaler in Baden-Württemberg
unter Beteiligung der Uni Rostock nachgewiesen



Seit 2018 finden Ausgrabungen an der überregional bedeutsamen
paläolithischen Fundstelle am Steinacker in Feldberg bei Müllheim
(Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald) statt. Im Fokus der diesjährigen
zweiten Grabungskampagne stehen die eiszeitlichen Siedlungsreste des
modernen Menschen, sowie Zeugnisse des Neandertalers, die vergangenes Jahr
erstmals entdeckt wurden. Bei den Ausgrabungen waren auch Archäologinnen
und Archäologen des Heinrich-Schliemann-Institutes der Universität Rostock
beteiligt.




[image: Bild: © RPS/LAD Marcel El-Kassem]

Gina Lang, Studentin der Ur- und Frühgeschichte an der Universität
Rostock präpariert das geologische Profil, um die Fundschichten
sichtbar zu machen

Bild: © RPS/LAD Marcel El-Kassem



Dr. Marcel Bradtmöller vom Heinrich-Schliemann-Institut der Universität
Rostock erklärt, dass Hinterlassenschaften von altsteinzeitlichen Jägern
und Sammlern v.a. in Höhlen gut zu belegen sind. Doch nun ist es für
Südwestdeutschland erstmalig gelungen, Schichten mit Besiedlungsresten
auch im Freiland nachzuweisen. "Die Funde, die wir hier dokumentieren
konnten, stammen hauptsächlich aus einer frühen Phase des mittleren
Jungpaläolithikums, dem sogenannten Gravettien vor etwa 30.000 Jahren. Wie
Optisch-Stimulierte Lumineszenz-Datierungen (OSL) der Lößsedimente und
neue Funde zeigen, wurde die Hangfläche am Steinacker aber bereits vor
über 70.000 Jahren in der mittleren Altsteinzeit besiedelt, in der Zeit
des Neandertalers."

Marcel El-Kassem vom Landesamt für Denkmalpflege Baden-Württemberg im
Regierungspräsidium Stuttgart, dem die Leitung des Projekts obliegt, teilt
die Begeisterung des Rostocker Archäologen: "Die Funde vom Steinacker
repräsentieren den bislang einzigen Nachweis gravettienzeitlicher
Besiedlung in Baden-Württemberg außerhalb der Welterbestätten im Ach- und
Lonetal. Zudem handelt es sich um die erste Freilandfundstelle aus der
Zeit des Neandertalers im Südwesten. Die außergewöhnlichen
Oberflächenfunde, wie Projektilspitzen vom Typ Font-Robert oder
bidirektionale Klingenkernsteine aus Bohnerzjaspis, bezeugen die
Herstellung jagdspezifischer Steinwerkzeuge durch die frühen Jäger und
Sammler."

Ein weiteres Ziel der Arbeiten sei es, so Bradtmöller, neue Erkenntnisse
zur Lebensweise, Mobilität, Netzwerken und Landnutzungsmustern der
nicht-sesshaften paläolithischen Jäger und Sammler zu gewinnen und die
Forschungsergebnisse vom Steinacker mit den Daten der gut untersuchten
Höhlenfundplätze des schwäbischen Jura und der rheinabwärts gelegenen
Freilandfundstellen zu verknüpfen.




[image: Bild: © RPS/LAD Marcel El-Kassem]

Luftbild mit Blick auf die aktuelle Ausgrabung am "Steinacker"

Bild: © RPS/LAD Marcel El-Kassem



Die Siedlung am Steinacker befindet sich circa 30 Kilometer südlich von
Freiburg im Breisgau in der auch als Markgräfler Hügelland bezeichneten
Kandern-Müllheimer Vorbergzone. Von hier aus konnten die Eiszeitjäger die
Tiere in der Mauchener Talmulde erfolgreich beobachten und zur Strecke
bringen. Zudem konnten sie für die Herstellung der Steingeräte auf die
lokalen Hornstein-Vorkommen zugreifen. Die Fundstelle wurde bereits 1969
durch Werner Mähling entdeckt. "Durch Erosion und intensive
landwirtschaftliche Nutzung wurden zahlreiche Funde an die Erdoberfläche
befördert. Um Aktivitätsbereiche der Steinzeitmenschen zu identifizieren,
bevor sie unwiederbringlich verloren sind, waren archäologische
Ausgrabungen dringend notwendig", erläuterte Marcel El-Kassem.

Das Landesamt für Denkmalpflege (LAD) im Regierungspräsidium Stuttgart
kooperiert bei diesem Projekt federführend mit dem
Heinrich-Schliemann-Institut der Universität Rostock, dass im Rahmen einer
Lehrgrabung mit Studierenden vor Ort ist. Weitere Kooperationen bestehen
mit dem Institut für Ur- und Frühgeschichte der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, der
Eberhard-Karls-Universität Tübingen, der Universität Bayreuth sowie dem
Markgräfler Museum Müllheim. Diese sehr gewinnbringende Kooperation
zwischen Forschung, Denkmalpflege und Ehrenamt ist für das langfristige
Gelingen des Forschungsprojektes fundamental.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution210

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Rostock, 04.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TIERE/134: Tiger - am Rande des Aussterbens ... (SB)




Eine erfreuliche Meldung weckt die Hoffnung auf einen möglichen Schutz
der Tiger. In Nepal soll die Zahl der Königstiger
(Bengal-Tiger / Panthera tigris tigris) seit 2009 von 121 auf 235 Tiger
innerhalb von zehn Jahren angewachsen sein, sich ihre Anzahl also fast
verdoppelt haben. Es ist noch nicht lange her, da war der König des
Dschungels in Asien kurz vor dem Aussterben. Aufgrund dieser
bedrohlichen Lage fand 2010 ein Treffen statt, an dem 13 Staaten, in
denen die große Raubkatze lebt oder lebte, teilnahmen. Ort der
Zusammenkunft mit dem Arbeitstitel "Tigergipfel" war St. Petersburg in
Russland, wo der Beschluss gefasst wurde, die Zahl der frei lebenden
Tiger bis 2022 zu verdoppeln. In Nepal klappte das besonders gut, weil
hier große Anstrengungen unternommen wurden, die eingerichteten
Schutzgebiete von Wildhütern bewachen und kontrollieren zu lassen. Die
größte Gefahr droht den Tigern von Wilderern und Jägern. Obwohl der
Handel mit Tigerknochen seit 1993 streng verboten ist, wurden
unzählige Tiger weiterhin gejagt und getötet. In Nepal erkannte man,
dass es nicht reicht, Schutzgebiete einzurichten, sie mussten zudem
umfassend umsorgt wie auch verteidigt werden. Außerdem bemühte man
sich dort ganz besonders um das Verständnis der Bevölkerung. Immerhin
sind Tiger nicht überall beliebt und immer wieder ist es vorgekommen,
dass auch Menschen Opfer der Raubkatzen wurden. Man richtete
sogenannte Pufferzonen ein, um Mensch und Tier zu schützen. Tiger
beanspruchen weitläufige Gebiete und die jungen männlichen Großkatzen
suchen sich zu gegebener Zeit neue Reviere. Für diesen Zweck wurden
sogenannte "Grüne Korridore" angelegt, in denen die Tiere von einem
Schutzgebiet in ein anderes gelangen können, ohne dass sie Menschen
begegnen.




[image: Ein Tiger mit kräftig orange-brauner Fellfärbung und schwarzen Streifen steht mit den Vorderpfoten auf einem Stein (vermutlich in einem Zoogehege) - Foto: 2003, by Hollingsworth, John and Karen, retouched by Zwoenitzer [Public domain], via Wikimedia Commons]

Bengal-Tiger, auch Königstiger genannt

Foto: 2003, by Hollingsworth, John and Karen, retouched by Zwoenitzer
[Public domain], via Wikimedia Commons






Tiger wurden in Massen die Opfer von Jägern und Wilderern

In der Kolonialzeit um 1900, in der England, Frankreich, Spanien,
Portugal, Holland und Deutschland viele Länder in Afrika, Indien, und
China besetzten, um deren Bodenschätze, Gewürze, Pflanzen und Tiere
!!!auszubeuten, wurde auch Jagd auf den Tiger gemacht. Einerseits zum
puren Jagdvergnügen vieler Europäer, andererseits um ihre Knochen
zu verkaufen, aus denen Mittel
hergestellt wurden, die beispielsweise in der Traditionellen
Chinesischen Medizin (TCM) Anwendung fanden. Ein reger Handel fand
ebenfalls mit den Tigerfellen statt.

All das war noch bis in die
1970er Jahre möglich! Die Zahl der Bengal-Tiger (Königstiger) wurde um
1900 auf 40.000 geschätzt und sank auf etwa 1800 Tiere Anfang der
1970er Jahre. Der Königstiger war stark vom Aussterben bedroht. Die
indische Staatschefin Indira Ghandi stellte 1972 den Bengal-Tiger
unter Schutz und übernahm persönlich die Schirmherrschaft. Unter dem
Namen "Project Tiger" wurden in ganz Indien 23 Nationalparks zum
Schutz des Tigers eingerichtet. Bis heute gibt es in Indien in 17
Bundesstaaten 37 Tiger-Schutzgebiete.
Diese Anstrengungen zeigten erfreuliche Wirkung. 2015 wurde bekannt
gegeben, dass in Indien seit 2010 die Tigerpopulation auf 2226 Tiere
gestiegen war.


Indien - das Land der Königstiger

Die meisten der Bengal-Tiger (Königstiger) leben in Indien, wo er
wahrscheinlich vor etwa 12.000 Jahren einwanderte und heimisch wurde.
Sein heutiges Verbreitungsgebiet erstreckt sich bis in den Himalaya.
Man trifft ihn in Nepal und Bhutan, wo auch schon Tiger in Höhen von
4000 Metern gesehen wurden. Auch in Bangladesch und Myanmar ist er zu
finden. Sein größtes Rückzugsgebiet befindet sich in den Sundarbans,
den weltgrößten Mangrovenwäldern, die sich im Mündungs- und
Überschwemmungsgebiet der Flüsse Brahmaputra, Ganges und Meghna
ausbreiten.




[image: Ein Tiger steht in einer Uferböschung, im Hintergrund sind die langen Wurzeln der Mangroven zu erkennen - Foto: 2015 by Dibyendu Ash [CC BY- SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Bengal-Tiger vor Mangroven

Foto: 2015 by Dibyendu Ash [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons




Dort lebt er einigermaßen geschützt, aber leider nie wirklich sicher
vor Nachstellungen. Dennoch leben von allen Tiger-Unterarten heute
noch am meisten Bengal-Tiger.
Andere Arten sind bereits ausgerottet. In China lebten einst
fast überall Tiger, doch heute existieren von dem rotbraunen
chinesischen Tiger (Panthera tigris amoyensis) nur noch wenige Exemplare,
so dass man sie als fast ausgestorben betrachten muss.




[image: Ein liegender Tiger mit kräftig rotbraunem Fell - Foto: 2011, by J. Patrick Fischer [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by- sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Südchinesischer Tiger

Foto: 2011, by J. Patrick Fischer [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commons




Der Java-Tiger und der Kaspische Tiger wurden ganz und gar
ausgerottet, sowie der Baliltiger, den es schon seit den 1940er Jahren
nicht mehr geben soll.




[image: Auf einem schwarz-weiß-Foto ist ein Tiger in einem Dschungelgebiet abgebildet - Foto: 1938, by Andries Hoogerwerf (29 August 1906 - 5 February 1977) [Public domain], via Wikimedia Commons]

Der Java-Tiger wurde ausgerottet

Foto: 1938, by Andries Hoogerwerf (29 August 1906 - 5 February 1977)
[Public domain], via Wikimedia Commons






[image: Ein Schwarz-Weiß-Foto auf dem ein Tiger mit auffällig kräftigen Beinen und einem massigem Körper abgebildet ist - Bild: 1895, by Unbekannt [Public domain], via Wikimedia Commons]

Der Kaspische Tiger wurde ausgerottet

Bild: 1895, by Unbekannt [Public domain], via Wikimedia Commons




Der Sibirische Tiger, auch Amur-Tiger genannt, durchstreifte in großer
Zahl vormals die Weiten des östlichen Sibiriens bis in die
Mandschurei und nach Korea. Nachdem er massiv gejagt wurde und gerade
noch 30 Tiger übrig waren, galt er als sehr stark vom Aussterben
bedroht und wurde geschützt. Erfreulicherweise wuchs ihre Zahl wieder
auf 350 bis 400 Tiere an.




[image: Der Sibirische Tiger weist einen sehr massigen Körperbau auf, seine Beine sind stämmig und kurz - Foto: 2010 by, Khendon [CC BY 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0)], via Wikimedia Commons]

Der Armurtiger (Sibirischer Tiger)

Foto: 2010 by  Jason and Ali at https://www.flickr.com/photos/58214274@N00/4799209823, by FlickreviewR, unverändert [CC BY 2.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/], via Wikimedia Commons




Doch sind sie weiterhin extrem bedroht. Nicht nur das unmittelbare
Jagen bedeutet große Gefahr, sondern auch die starke Veränderung der
Lebensräume. Wälder werden abholzt, Flüsse begradigt, Schilf- und
Rohrgewächse durch das Trockenlegen der Überschwemmungsgebiete
beseitigt und zudem führte der Städtebau mitsamt des Ausbaus von
Straßennetzen zur weiteren Verdrängung des Tigers.


Wo der Tiger am liebsten lebt

All jene Regionen, die der Tiger als Lebensraum bevorzugt, sind
mittlerweile durch Umweltverschmutzungen stark belastet. Tiger fühlen
sich im Dschungel wohl, wie auch in rohr- und gestrüppreichen
Graswäldern. Dichte Wälder und schilfbewachsene Uferböschungen der
Flüsse, gern auch die undurchdringlichen Bambusgebüsche und andere
Dickichte liebt er besonders. Man kann nur hoffen, dass er in den
Schutzgebieten noch genügend von diesen Umgebungen vorfindet, in denen
er, so könnte man meinen, mit seiner auffälligen Fellfärbung weithin
zu sehen sein müsste. Doch in seinen bevorzugten Lebensräumen zeigt
sich gerade die Zeichnung seines Fells als geeignete Tarnung. Zudem
sind Tiger hervorragende Anschleicher und so leise, dass ihre Opfer
sie sehr oft erst zu spät bemerken. Da er zu enorm weiten Sprüngen in
der Lage ist und sich auch noch als ein sehr guter Kletterer erweist
und sogar breite Ströme schwimmend überwindet, entkommt ihm so leicht
keine Beute.




[image: Im Hintergrund stehen hohe Büsche mit dichtem Blattwerk - Foto: 2017, by Charles J Sharp [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], via Wikimedia Commons]

Ein Bengal-Tiger streift durchs hohe Gras

Foto: 2017, by Charles J Sharp [CC BY-SA 4.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], via Wikimedia
Commons






Tiger - als gefährlichstes Raubtier vom Menschen
gefürchtet

Ein gesunder, kräftiger Tiger jagt große Säugetiere wie Nilantilopen,
Gaure (größte lebende Vertreter der Rinder), Sambarhirsche,
Axishirsche, Büffel und Wildschweine, aber auch Affen, Hasen,
Kaninchen oder sogar Wasservögel. Menschen gehören normalerweise nicht
in sein Beuteschema. Doch immer wieder kommt es vor, dass auch sie von
Tigern gefressen werden. Oft sind es ältere oder kränkliche Tiger, die
sich Menschen als Opfer auswählen. Selten versuchen sie in die Dörfer
einzudringen, vielmehr greifen sie jene an, die ihre Siedlung
verlassen, um Wasser oder Brennholz zu holen. Verständlicherweise sind
die Angehörigen und Dorfbewohner dann erbost und traurig bis wütend
und sinnen auf Rache - sie wollen den Tiger töten. Doch nicht das hat
zu der Ausrottung der Tiger geführt, sondern die Großwildjagden der
Europäer mit modernsten Waffen, sowie die bereits erwähnte Jagd auf
die Tiger, um mit den Fellen und Knochen Handel zu treiben.

Dem Menschen gelingt es, innerhalb kürzester Zeit eine Tierart fast
ganz auszulöschen. Doch es braucht Jahre und Jahrzehnte bis die Tiere
sich wieder vermehren und eine relativ stabile Population erreichen
können. Der Schutz der bedrohten Tierarten hat sich zu einer
umfassenden Aufgabe entwickelt, die von vielen engagierten Menschen
übernommen wird. Das beinhaltet auch, dass beispielsweise die Tiger
vor Wilderern beschützt werden müssen. Das Verhältnis von Tiger und
Mensch wird nie einfach sein, aber mit genügend Respekt und Abstand
sollte es möglich sein, diesen Tieren ihren Lebensraum zu lassen.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:


https://www.wwf.de/themen-projekte/artenlexikon/bengal-tiger/

https://www.dw.com/de/china-erlaubt-handel-mit-nashorn-und-tigerprodukten/a/46083145

https://swww.biologie-seite.de/Biologie/K%C3%B6nigstiger
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LESUNG/1927: Lippstadt - Vorlesestunde in der Bücherei, "Drache Donatus und die große Kälte", 07.11.19


Stadt Lippstadt

Vorlesestunde in der Bücherei

Lesen und Basteln für Kinder von fünf bis sieben Jahren



Lippstadt. Die nächste Vorlesestunde für Kinder von fünf bis sieben
Jahren findet am Donnerstag, 7. November 2019, von 16 bis 17.30 Uhr in
der Thomas-Valentin-Stadtbücherei Lippstadt statt. "Drache Donatus und
die große Kälte" heißt das Bilderbuch von Li Lefébure und Margot
Senden, das an diesem Tag gezeigt wird. Der Drache Donatus kann Schnee
nicht ausstehen, doch seine Freundin Florine versucht ihm den Winter
schmackhaft zu machen.

Im Anschluss an die Vorlesestunde wird wieder gebastelt. Wegen der
begrenzten Teilnehmerzahl ist eine Anmeldung unter 02941/980-240
erforderlich. Für das Bastelmaterial wird ein Kostenbeitrag in Höhe
von einem Euro eingesammelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.11.19

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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LESUNG/1926: Marbach - Bundesweiter Vorlesetag, Hands on! für Noch-Nicht-Leser, 15.11.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im November 2019

BUNDESWEITER VORLESETAG

Freitag, 15. November, ab 8 Uhr

Schiller-Nationalmuseum und Literaturmuseum der Moderne

Hands on! für Noch-Nicht-Leser



Vorlesetag für Kindergärten in den Literaturmuseen

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Deutschen Literaturarchiv
Marbach lesen Kindergartenkindern aus ihren Lieblingsbüchern vor.
Danach geht es auf Entdeckungstour in die Ausstellungen: Wie schauen
Kinder Handschriften an, wenn sie noch nicht lesen können? Was
passiert, wenn sie Handschriften abmalen?

Anmeldung erforderlich 07144/ 848 601, museum@dla-marbach.de. Der
Eintritt in die Museen und die Teilnahme am Vorlese- und
Führungsprogramm sind an diesem Tag für Kindergartengruppen und
Schulklassen frei.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im November 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFFEN/193: Unna - Jungendkunstschule, Geschichten im Comic-Format, Improvisationstheater u.a.. 17.11.-08.12.2019


Kreisstadt Unna

Geschichten im Comic-Format

Angebot für Kinder im Alter zwischen 10 bis 14 Jahren



Kreisstadt Unna. Im Rahmen des Kulturrucksacks bietet der
Theaterbereich der Jugendkunstschule "Insta-Story - Geschichten im
Comic Format" für Kinder im Alter von 10 - 14 Jahren an. Die Teilnahme
ist kostenlos!

An folgenden Sonntagen finden die Treffen statt: 17.11., 10 - 14 Uhr:
Improvisationstheater spielen, Geschichten entwickeln, gemeinsame
Story, Umsetzungs-Labor. Weiter geht es am 1. 12. zwischen 10 - 14
Uhr: Improvisationstheater spielen, Figuren und Story Feintuning,
Umsetzung in Bild und Film. Ein weiterer Termin findet am 8.12.
zwischen 10 und 14 Uhr statt: Improvisationstheater spielen, finale
Umsetzung.

Anmeldung per mail an: monika.paris@stadt-unna.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.10.19

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AUSSTELLUNG/9753: Flensburg - Wolfgang Brenneisen stellt im Rathaus aus, 04.-10.11.2019


Stadt Flensburg

Wolfgang Brenneisen stellt im Flensburger Rathaus aus



Flensburg. Am kommenden Montag, 04.11., wird um 18:30 Uhr im
Flensburger Rathaus eine Ausstellung des heute in Kappeln lebenden
Künstlers, Fotografen und Schriftstellers Wolfgang Brenneisen durch
Oberbürgermeisterin Simone Lange eröffnet.

In dieser Ausstellung werden Fotografien mit Flensburger Motiven
gezeigt, mit denen der Künstler seinen ganz eigenen Blick auf
Flensburg zum Ausdruck bringt.

Eine Woche lang kann die Ausstellung während der üblichen
Öffnungszeiten des Rathauses auf der Ebene vor dem Europaraum im
Erdgeschoss besichtigt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 01.11.19

Stadt Flensburg

Pressestelle des Rathauses

Tel. 04 61 / 85 - 25 42

Fax 04 61 / 85 - 21 71

E-Mail: pressestelle@flensburg.de
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TREFF/765: Hanau -"Historisches Ziselieren von Hand", Vorführung am 13.11.2019


Stadt Hanau

"Historisches Ziselieren von Hand - Das Junge Entlein von August
Gaul"

Vorführung in der Ausstellung am Mittwoch, 13. November, 19 Uhr im
Museum Großauheim



In Kooperation mit der Staatlichen Zeichenakademie Hanau findet am
Mittwoch, 13. November, um 19 Uhr im Rahmen der Jubiläumsausstellung
"August Gaul. Weil es mich freut. Plastik und Grafik zum 150.
Geburtstag" im Museum Großauheim die Vorführung "historisches
Ziselieren von Hand" statt. Ziselieren ist eine sehr alte Technik der
Metallbearbeitung, die für Verzierungen von metallischen Oberflächen
eingesetzt wird.

An diesem Abend erläutern Schülerinnen der Gravierklasse das Projekt
und führen im Museum die alte Technik des Ziselierens mittels Hammer,
Punzen und Sandsack vor. Mit einer Sonderedition des Werks "Junges
Entlein, sich kratzend" ehrt die Staatliche Zeichenakademie Hanau
ihren ehemaligen Schüler August Gaul. In einer speziell eingerichteten
Ziselierklasse der Schule wird nach historischem Vorbild eine
limitierte Kleinauflage von 21 Exemplaren des Entchens, das sich am
Hals kratzt, gefertigt. Angeboten wird der Nachguss zusammen mit einem
lackierten Holzkästchen, das gleichzeitig als Sockel genutzt werden
kann. Der Erlös geht an die Rotary-Stiftung der Staatlichen
Zeichenakademie zur Förderung von Schülern und Lehre.

Die Kosten für die Vorführung im Museum Großauheim betragen 5,00 Euro
pro Person (inkl. Museumseintritt und Getränk). Teilnahmebedingung ist
die telefonische oder schriftliche Anmeldung bis donnerstags vor dem
Termin unter Telefon 06181 - 295-1799 oder per E-Mail an
museen@hanau.de.

Die Sonderausstellung "August Gaul. Weil es mich freut. Plastik und
Grafik zum 150. Geburtstag" wird von einem vielfältigen und
abwechslungsreichen Programm umrahmt. Die nächsten
Ziselier-Vorführungstermine finden am 5. Februar und am 25. März 2020,
jeweils um 19 Uhr statt.

Informationen zum Begleitprogramm und weitere Termine finden sich im
Veranstaltungskalender der Stadt Hanau unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim-Kunst und Industriegeschichte,
Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim, www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 01.11.19

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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GLEICHHEIT/6950: Lufthansa - Neue Streiks der Ufo-Flugbegleiter


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Lufthansa: Neue Streiks der Ufo-Flugbegleiter

Von Marianne Arens

5. November 2019



Dem Lufthansa-Konzern steht für Donnerstag und Freitag ein
48-Stunden-Streik des Kabinenpersonals bevor. Dazu hat die Unabhängige
Flugbegleiter Organisation (Ufo) am Montagmittag alle Flugbegleiter
aufgerufen. Betroffen sind sämtliche Lufthansa-Abflüge von allen deutschen
Flughäfen.

Eine Urabstimmung unter den Flugbegleitern ergab am 1. November die
Zustimmung von 86,9 Prozent zu Kampfmaßnahmen bis hin zu unbefristeten
Streiks. Auch bei den Lufthansa-Töchtern hat eine überwältigende Mehrheit
der Mitglieder Streikmaßnahmen zugestimmt: bei Lufthansa Cityline 77,5
Prozent, bei Eurowings 82,3 Prozent, bei Germanwings 95,1 Prozent und bei
der Sun Express sogar 96,2 Prozent. Mit Kampfmaßnahmen sei auch bei den
Lufthansa-Töchtern jederzeit zu rechnen, so der Ufo-Vorstand.

Die hohe Streikbereitschaft ist den Bedingungen der Flugbegleiter
geschuldet, die in den letzten Jahren bei der Kranich-Linie dramatisch
verschlechtert worden sind. Der Beruf einer Stewardess bei Lufthansa, der
noch vor zwanzig Jahren als wohlbezahlt und abgesichert galt, verkommt seit
Jahren mehr und mehr zu einem schlecht bezahlten, unsicheren Knochenjob.

Aus diesem Grund zielt ein Teil der Forderungen, die Ufo aufgestellt hat,
auf einen verbesserten Zugang zu den Vollzeitstellen ab. Daneben fordert
Ufo die Erhöhung der Spesen um insgesamt zehn Euro pro Tag (fünf Euro jetzt
und weitere fünf Euro im Juli 2020), sowie verbesserte Purserzulagen.

Ufo verfolgt mit dem Streik in erster Linie das Ziel, von Lufthansa wieder
als Gewerkschaft anerkannt zu werden. Bereits vor drei Wochen, am 20.
Oktober, hatte sie mehrere Tausend Flugbegleiter der vier Tochterbetriebe
zu einem Ausstand aufgerufen [1].

Die Gewerkschaft ist innerlich zerstritten und sieht sich heftigen
Korruptionsvorwürfen ausgesetzt. Der Lufthansa-Konzern versucht dies zu
nutzen, um die Gewerkschaft, die in der Vergangenheit wiederholt zu
längeren Streiks aufgerufen hat, ganz loszuwerden und ausschließlich auf
die Dienstleistungsgewerkschaft Verdi zu setzen. Seit Monaten weigert sich
das Lufthansa-Management, mit Ufo zu verhandeln, und im Januar hat es den
ehemaligen Ufo-Vorsitzenden Nicoley Baublies entlassen.

"Derzeit kann es keine Verhandlungen oder Gespräche mit Ufo geben",
zitierte die FAZ letzte Woche eine Lufthansa-Sprecherin. Auf Twitter
ließ der Konzern verkünden: "Lufthansa verurteilt den Streikaufruf der Ufo
auf das Schärfste und wird rechtliche Schritte dagegen prüfen."

Nach eigenen Angaben vertritt Ufo bei Lufthansa noch mehr als die Hälfte
der rund 20.000 Kabinenbeschäftigten. Die DGB-Gewerkschaft Verdi dagegen
hat unter den Flugbegleitern höchstens noch ein paar hundert Mitglieder.
Sie ist als Interessenvertreterin des Konzerns mit engen Beziehungen zum
Vorstand verhasst. Das Verdi-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle sitzt
als stellvertretende Vorsitzende im Lufthansa-Aufsichtsrat.

Mitte Oktober hatte Verdi mit der Fluggesellschaft bereits "eine fertige
Tarifabsprache" für das Kabinenpersonal getroffen. Behle verteidigte dies
mit der Begründung, es müssten tarifliche Lösungen gefunden werden, um "die
Unruhe in der Kabine zu beenden". Dazu sagte ein Konzernsprecher dem
Handelsblatt. "Wir haben immer gesagt, dass Gespräche mit Verdi für
uns grundsätzlich eine Option sind."

Trotz ihrem teilweise militanteren Auftreten vertritt Ufo dieselbe
Perspektive der Klassenzusammenarbeit wie Verdi. Auf ihrer Homepage
beschwerte sich die Spartengewerkschaft bitter über die ablehnende Haltung
des Vorstands: "Jede gereichte Hand wurde ignoriert oder gebissen."

In ihrer Videobotschaft erklärte die Gewerkschaft am Montagmittag, man habe
gehofft, dass Lufthansa auf das Votum aus der Urabstimmung mit einem
Gesprächsangebot reagiere. Erst als dies definitiv nicht erfolgte, habe man
sich entschlossen, konkret zum Ausstand aufzurufen.

In der Videobotschaft wandte sich der Ufo-Vizepräsident Daniel Flohr
persönlich an den Lufthansa-Vorstandschef Carsten Spohr, dem er sagte:
"Herr Spohr, der Ball liegt also wieder in Ihrem Spielfeld." An ihm sei es
jetzt, "aus dieser Spirale der Eskalation und des Kampfes auf dem Rücken
von Mitarbeitern, Kunden und Aktionären herauszutreten".

Es war kein Zufall, dass Flohr in dieser Aufzählung auch die Aktionäre
erwähnte. Ufo hat schon bei dem letzten Tarifabschluss Maßnahmen
akzeptiert, die den Profitinteressen der Börse geschuldet waren. Als der
letzte Streik der Flugbegleiter vor vier Jahren mit einer Schlichtung
abgewürgt wurde, hatte Ufo sich ganz offen damit gebrüstet, dass der neue
Abschluss zehn Prozent der Personalkosten einsparen werde.

Tatsächlich gab Ufo mit dem Abschluss [2] vom Juli 2016 langjährige
Errungenschaft des Kabinenpersonals preis. In der Personalstruktur wurde
damals das heutige Zweiklassensystem eingeführt und ein dauerhaftes
Reservoir an prekär beschäftigtem Billigpersonal geschaffen. Seither
erhalten die neu eingestellten Flugbegleiter nur noch eine
83-Prozent-Stelle, mit der sie auf ein Bruttogehalt von etwa 2250 Euro
kommen. Nur wenn sie eine zusätzliche, achtzehn Monate dauernde
Qualifizierung absolvieren, die sie selbst bezahlen müssen, können sie
zusätzliche Rechte wie zum Beispiel die Alterssicherung und ein höheres
Gehalt erlangen.

Bei den Lufthansa-Töchtern haben die Flugbegleiter und Flugbegleiterinnen
noch niedrigere Einkommen. Sie verdienen nur noch einen Bruchteil dessen,
womit Lufthansa-Flugbegleiter vor einem Vierteljahrhundert fest rechnen
konnten. In dem gleichen Vertrag von 2016 wurde auch die betriebliche
Alterssicherung derjenigen, die noch eine haben, auf ein
"kapitalmarkttaugliches Modell" umgestellt, was bedeutet, dass Mitarbeiter
das Risiko dafür selbst tragen müssen und im Falle einer neuen Finanzkrise
wie 2008 alles verlieren können.

Zu all diesen Angriffen hatte Ufo vor drei Jahren Ja und Amen gesagt.
Seither verlor sie tausende Mitglieder, und es kam zu den jüngsten internen
Querelen und gegenseitigen Schuldzuweisungen. Aus dem einst siebenköpfigen
Vorstand sind nur die zwei Vorsitzenden Sylvia de la Cruz und Daniel Flohr
übriggeblieben. Sie wurden bei der Mitgliederversammlung vom 1. November
bestätigt, und für den 14. Februar wurde die Wahl einer neuen
Gewerkschaftsspitze angekündigt.

Wie sich immer deutlicher zeigt, ist weder Verdi noch Ufo in der Lage,
tatsächlich die Interessen der Lufthansa-Beschäftigten zu vertreten. Vor 27
Jahren aus der Wut und Unzufriedenheit über Verdi entstanden, stellt auch
Ufo, wie alle Spartengewerkschaften, keine grundsätzlich Alternative dar.
Ob das die Lokführergewerkschaft GdL, der Marburger Bund der Ärzte, Cockpit
oder Ufo sind, sie alle vertreten die gleiche national beschränkte,
kapitalistische Perspektive wie die DGB-Gewerkschaften.

Die Kabinenbeschäftigten müssen, wie alle Arbeiterinnen und Arbeiter,
eigene Aktionskomitees aufbauen, die von den Gewerkschaften unabhängig
sind. Auf der Grundlage eines internationalen sozialistischen Programms
müssen sie sich mit den Piloten, dem Bodenpersonal und den Beschäftigen
anderer Fluggesellschaften zusammenschließen, um ihre Rechte und
Errungenschaften zu verteidigen. Für diese Perspektive kämpfen die World
Socialist Web Site, die Sozialistische Gleichheitspartei und alle
Sektionen der Vierten Internationale.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/10/22/ufos-o22.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2016/07/08/luft-j08.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1912: Solidarität mit Exárchia - Protest gegen die Räumung besetzter Häuser in Athen


graswurzelrevolution Nr. 442, Oktober 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Solidarität mit Exárchia

Protest gegen die Räumung besetzter Häuser in Athen

von Ralf Dreis, Athen



Das Stadtviertel Exárchia in Athen gilt mit seinen alternativen
Projekten und besetzten Häusern zu Recht als Hochburg des Anarchismus
in Griechenland. Dieser Freiraum sozialer und sozialrevolutionärer
Bewegungen ist der neoliberal-konservativen Nea Dímokratía-Regierung
ein Dorn im Auge. (GWR-Red.)


Der angekündigte Angriff des griechischen Staates auf
Geflüchtete und Anarchist*innen in Exárchia hat begonnen.

In den frühen Morgenstunden des 26. August 2019 wurden zwei von
Geflüchteten besetzte Häuser und zwei anarchistische Besetzungen
gewaltsam geräumt.

Mehrere hundert vermummte MAT-Sondereinsatzbullen und andere
Spezialeinheiten, hatten schon morgens um fünf Uhr ganze Straßenzüge
abgeriegelt und waren gewaltsam in die Häuser eingedrungen.

Die martialische Aktion hatte vor allem das Ziel der griechischen
Öffentlichkeit zu beweisen, dass die neue Regierung ihren
Ankündigungen von vor der Wahl Taten folgen lässt. Betroffen waren
zwei Besetzungen Geflüchteter in der Spírou Trikoúpi Straße.

Dort wurden insgesamt 143 Menschen, darunter viele Kinder, verschleppt
und von dem Ort vertrieben, an dem sie in den letzten drei Jahren die
Möglichkeit hatten ein menschenwürdiges Leben zu führen. Die Bilder
der weinenden Kinder gingen um die Welt. Die menschenunwürdige, oft
katastrophale Situation in den staatlichen griechischen
Flüchtlingslagern ist europaweit bekannt.

Nach Auskunft von Unterstützer*innen wurden zehn der Geräumten, die
über keinen legalen Aufenthaltsstatus verfügten, in einem
Abschiebelager interniert. Erstürmt und geräumt wurden auch die beiden
anarchistischen Besetzungen Rosa de Foc und Gare.

Die Besetzung Gare, die in der Vergangenheit bereits drei Mal geräumt
und wiederbesetzt worden war, wurde noch am Morgen zugemauert und wird
seitdem rund um die Uhr bewacht. Drei festgenommene Genossen wurden am
folgenden Abend auf freien Fuß gesetzt.

Die rechte Néa Dimokratía-Regierung hat angekündigt die Situation
weiter eskalieren zu wollen. Sie bietet allein 2000
Sondereinsatzbullen auf, um in Exárchia "aufzuräumen". In der
regierungsnahen Presse kursiert eine Liste von elf weiteren besetzten
Häusern und Zentren, für die Räumungstitel existieren und die in der
nächsten Zeit geräumt werden sollen. Aktuell gibt es in Exárchia rund
30 besetzte Häuser und Zentren, in ganz Athen dürften es mehr als 70
sein.

Der stellvertretende Vorsitzende der Berufsvereinigung der
griechischen Polizei (POASY), Stávros Baláskas, bezeichnete die
Räumungen gegenüber dem Fernsehsender Skai am 27. August als "den
Start einer modernen, geräuschlosen Technologie, man könnte sagen, die
Polizei als Staubsauger, der nach und nach den ganzen Müll und Dreck
aus Exárchia wegsaugt. Fortschrittlich, demokratisch, und nach Plan,
ausgearbeitet durch die Führung der Polizei."

In den folgenden zwei Wochen kam es fast täglich zu Belagerungen,
Gewaltausbrüchen und Schikanen der ausnahmslos vermummten
Polizeitrupps, die provozierend durch Exárchia zogen. Dabei gab es
Ende August und Anfang September mehrere Versuche in das besetzte
Soziale Zentrum K*Box einzudringen, wobei unter anderem die Glasfront
im Eingangsbereich eingeschlagen wurde.

Unter bewusster Inkaufnahme von schweren oder schlimmstenfalls
tödlichen Verletzungen, wurde mit Tränengasgranaten in die
geschlossenen Räume des vollbesetzten Zentrums geschossen.
Augenzeug*innen berichteten außerdem von gezückten Polizeiwaffen sowie
der Beteiligung von Militärpolizei an den Einsätzen. Auch ein
Buch- und Musikfestival auf dem zentralen Platz in Exárchia war am
ersten Septemberwochenende vom Polizeiterror betroffen und wurde von
drei Seiten mit Tränengas angegriffen.


Haftentlassung des Mörders von Aléxis Grigorópoulos

Einige Genoss*innen in Athen befürchten, dass es nur eine Frage der
Zeit sei, bis es Tote geben werde. Sie erinnern an 1985 und 2008 als
Michális Kaltézas und Aléxis Grigorópoulos von Polizisten ermordet
wurden. Erst Ende Juli 2019 hatte das Berufungsgericht in Lamía den
Todesschützen Epaminóndas Korkonéas erneut wegen Mordes an
Grigorópoulos verurteilt.

Konkret lautete das Urteil auf "vorsätzliche, heimtückische Tötung".
Statt lebenslänglich plus 15 Monate, wie erstinstanzlich verhängt,
beschränkte sich das Gericht nun auf eine Strafe von dreizehn Jahren.
Wegen "guter Führung" und weil zwei Drittel der Strafe abgesessen
waren, kam Korkonéas sofort frei. Sein Mittäter, Wassílis Saraliótis,
erstinstanzlich zu zehn Jahren wegen "Beihilfe" verurteilt und schon
seit 2012 auf freiem Fuß, wurde "mangels Beweisen" freigesprochen.

Nach der Urteilsverkündung war es in den Straßen Exárchias zu heftigen
Straßenschlachten mit Polizeitruppen gekommen. Auch nach den Räumungen
vom 26. August 2019 ist die anarchistische Bewegung keinesfalls in
Schockstarre verfallen. Überall in Griechenland finden Demos,
Kundgebungen und Veranstaltungen "gegen staatliche Repression" und den
"Angriff auf selbstverwaltete Strukturen in Exárchia" statt.

Parteibüros von Néa Dimokratía und Polizeiwachen werden angegriffen,
Plakate geklebt, Transparente aufgehängt und lokale Radiostationen
besetzt, um die Menschen zu informieren. In Exárchia selbst werden die
patrouillierenden Polizeitruppen immer wieder mit Steinen und
Molotowcocktails attackiert.

Klar ist, dass die Bewegung ihre Räume nicht quasi-militärisch gegen
die hochgerüstete Staatsmaschinerie wird verteidigen können.

Nur eine breite, über die anarchistische Bewegung hinausgehende
gesellschaftliche Strömung der Solidarität, wird in der Lage sein den
Angriff des Staates auf unsere Strukturen zu stoppen. Ein erster
Schritt war die kraftvolle Demonstration von über 7000 Menschen "gegen
Repression und polizeistaatliche Besetzung Exárchias" am 14. September
im Zentrum von Athen. Menschen jeden Alters waren dem Aufruf der
besetzten Häuser und selbstverwalteten Zentren gefolgt und sendeten
ein deutliches Zeichen des Widerstands an die Regierung.

Wie der in Paris lebende Schriftsteller und Genosse Yánnis Youloúntas
betont, "besteht die Herausforderung nicht nur in der Verteidigung
eines einzigartigen Viertels in Europa, mit seiner Ansammlung
selbstverwalteter Orte, seiner Bereitschaft zum Widerstand gegen jede
Art von Herrschaft, und der Schönheit seiner Solidarität mit den
Prekären und Migrant*innen. Nein, die Sache, um die es geht, ist
größer als das. Die Verteidigung von Exárchia ist unsere Möglichkeit
zu zeigen, dass andere Wege aus der allgegenwärtigen Sackgasse heraus,
in der diese Welt sich befindet, möglich sind."

Die staatliche Repression in Exárchia zielt auf uns alle. In Zeiten
zunehmender Faschisierung und autoritärer Formierung der Gesellschaft,
müssen wir uns gemeinsam und entschlossen gegen diese Angriffe auf
unsere emanzipatorischen Projekte stellen. Seid wachsam, informiert
euch, organisiert Kundgebungen vor griechischen Einrichtungen. Zeigt
eure Solidarität mit den Menschen in Exárchia.


Ralf Dreis berichtet regelmäßig für die GWR aus Griechenland. Im
September hat er in der GWR 441 die Situation nach dem Wahlsieg der
Nea Dímokratía beleuchtet.
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IMI/988: Manöver Defender 2020 - Vernetzungsaufruf


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2019/054 vom 4. November 2019

Manöver Defender 2020: Vernetzungsaufruf

von Merle Weber



In einem knappen halben Jahr werden 20.000 US-Soldaten und große Mengen an
Militärmaterial quer durch Deutschland gen Osten ziehen. Im Rahmen der
Übung "Defender 2020" proben die USA und ihre europäischen Verbündeten die
transatlantische Mobilmachung gegen Russland. Es ist die größte Übung in
der Region seit 25 Jahren. Sie ist dabei der neueste Höhepunkt der
Kriegstreiberei vom NATO-Block in Europa. Die Europa-Politik der NATO seit
den 90er Jahren war nichts als eine kontinuierliche Eskalation. Die NATO
hat die sicherheitspolitische Situation in Europa nachhaltig
verschlechtert. Im Laufe der letzten Jahre hat das Kriegsbündnis
dementsprechend begonnen, die militärische Infrastruktur für einen Krieg
mit der Atommacht Russland aufzubauen. Das Fundament ist inzwischen gelegt.
Das belegt nicht zuletzt Defender 2020. Denn noch vor ein paar Jahren wäre
solch ein gigantisches Manöver in Europa wohl nicht möglich gewesen. Die
Militarisierung Europas trägt also schon jetzt erste bittere Früchte. Und
der Prozess ist längst nicht abgeschlossen.

Deutschland beteiligt sich tatkräftig an dieser Kriegstreiberei. Vor allem
in der Ostseeregion baut die BRD militärische Strukturen auf: so ist sie
verantwortlich für eins der vier NATO-Bataillone, die 2017 im Rahmen der
Enhanced Forward Presence im Baltikum und in Polen stationiert wurden. Sie
beteiligt sich regelmäßig an Manövern in der Ostsee und trägt damit
maßgeblich dazu bei, die militärische Präsenz der NATO in der Region zu
erhöhen. Sie baut in Rostock ein NATO-Marinekommando auf, das die zentrale
Schaltstelle für einen Seekrieg gegen Russland werden soll. Sie unterstützt
regelmäßig die US-Army auf ihren Märschen durch Deutschland zur russischen
Grenze. Deutschland will logistische "Drehscheibe" und "potenzielles
rückwärtiges Einsatzgebiet" für einen Krieg mit Russland werden[1]. Aber
nicht nur das: Nach gegenwärtigen Planungen soll 2023 eine erste schwere
Brigade (ca. 5.000 Soldaten) in die NATO eingebracht werden, 2027 dann die
erste Division (10.000 bis 20.000 Soldaten) und 2031 will die Bundeswehr
dann drei Divisionen zur Verfügung stellen[2]. Die Bundesregierung nutzt
die Eskalation der Lage gezielt, um die eigenen militärischen Kapazitäten
auszubauen und die Militarisierung der EU unter deutscher Führung
voranzutreiben. Alles, um sich im internationalen Konkurrenzkampf nach
vorne zu drängen.

Konkret bedeutet Defender 2020, dass von April bis Mai 2020 für alle
wahrnehmbar Panzer durchs Land rollen werden. Mehrere Zwischenstopps in
deutschen Kasernen sind öffentlich angekündigt[3]. Dank dem Deal zwischen
Bundeswehr und Bahn werden Züge voller Waffen und Panzer über die Schienen
rollen, während wir auf dem Abstellgleis warten müssen. Wir werden im Stau
stehen, während vor uns militärische Konvoys die Autobahnen verstopfen. Die
Politiker und Militärs machen sich jetzt schon Sorgen, in der Bevölkerung
damit auf Ablehnung und Unverständnis zu stoßen. Zurecht! Lasst uns unser
Bestes tun, genau diesen Unmut zu schüren! Von April bis Mai werden ihre
Kriegsvorbereitungen nicht mehr zu übersehen sein. Sie werden nicht mehr zu
leugnen sein. Lasst uns diese Situation nutzen, um die noch viel zu häufig
übersehene oder unterschätzte Militarisierung der Ostseeregion stärker ins
Bewusstsein zu rücken. Lasst uns Anlaufstelle sein, für Menschen, die gegen
die Kriegstreiberei der NATO und der BRD auf die Straße gehen wollen.
Stoppt den neuen Kalten Krieg!

Es ist höchste Zeit, dass wir wieder Strukturen aufbauen, in denen wir als
Friedensbewegung bundesweit vernetzt handeln können. Für alle die sich
einklinken wollen, entsteht gerade in einem ersten Schritt ein
überregionaler Informations- und Vernetzungsverteiler. Bei Interesse meldet
euch bei gegendenneuenkaltenkrieg@riseup.net .


Anmerkungen:

[1] Vgl. Konzeption der Bundeswehr, 20. Juli 2018.

[2] vgl. Wagner, Jürgen: Bundeswehr: Per Fähigkeitsprofil in den Neuen
Kalten Krieg, in: AUSDRUCK (Oktober 2018).

[3] Für genauere Informationen über die betroffenen Standorte vgl. Haydt,
Claudia: Defender 2020. Europäisches Mega-Militärmanöver mit starker
deutscher Beteiligung, IMI-Standpunkt 2019/046, abrufbar über
imi-online.de


Link zur IMI-Mitgliederkampagne

http://www.imi-online.de/2019/01/01/imi-mitgliederkampagne/
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VORWÄRTS/1518: Confoederatio Nestlé


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 33/34 vom 18. Oktober 2019

Confoederatio Nestlé

von Siro Torresan



Schon fast klammheimlich wurde Ex-Nestlé-Mann Christian Frutiger
als Vizedirektor beim Departement für Entwicklung und Zusammenarbeit
eingesetzt. Es ist ein weiterer Schritt, der den Einfluss des
Weltkonzerns innerhalb der Regierung festigt und Steuergelder für die
Wasserprivatisierung sichert.


Wie verwandelt man Wasser in Geld, in sehr viel Geld? Es gibt
insbesondere eine Firma, die diese Alchemie bestens beherrscht:
Nestlé. Der Schweizer Multi verkauft weltweit abgefülltes Trinkwasser.
Unter den über 70 Marken befinden sich Henniez, San Pellegrino,
Perriers und Vittel. Im Jahr 2018 erzielte Nestlé weltweit einen
Umsatz von rund 7,4 Milliarden Franken mit Wasserprodukten.

Dies ist bekannt. Weit weniger bekannt ist die Tatsache, dass Nestlé
einen immer stärkeren politischen Einfluss mit gütiger Unterstützung
der Schweizer Regierung bekommt. Der letzte Beweis dafür ist die
Ernennung von Christian Frutiger als Vizedirektor der Direktion für
Entwicklung und Zusammenarbeit (Deza). Zuvor war Frutiger
Vizepräsident und Global Head of Public Affairs (Verantwortlicher
öffentlicher Angelegenheiten) von Nestlé. Doch der Reihe nach - es
lohnt sich.


Es begann am WEF

Auf Initiative von Nestlé, Coca-Cola und Pepsi, alle drei Weltkonzerne
sind fett im Trinkwassergeschäft, entstand am World Economic Forum
(WEF) 2008 in Davos die Water Resource Group (WRG). Sie begann "eine
neue Denkweise zu entwickeln", und zwar, "erstens über Wasser als
Ressource mit enormen wirtschaftlichen Auswirkungen und zweitens über
die Rolle des Privatsektors als Teil der Lösung und nicht nur als Teil
des Problems". So auf der Website zu lesen. Vier Jahre später begann
sie "operativ" zu werden, heisst konkret ihren Beitrag zur
Privatisierung des Wassers zu leisten. Dies mit freundlicher
Unterstützung der Schweizer Regierung, die von 2012 bis 2017 einen
Beitrag von 5,3 Millionen beisteuerte und für 2018 bis 2020 weitere
drei Millionen zusicherte. In anderen Worten: Die Privatisierung des
Wassers wird mit acht Millionen Franken Steuergeldern unterstützt. Ihr
Sekretariat hat die WRG in den Räumlichkeiten der Weltbank in Genf.
Innerhalb der WRG-Gremien hat Nestlé das grösste Gewicht und stellt
ständig das Präsidium. Die Schweiz ist mit dem Direktor der Deza,
Manuel Sager, hochrangig vertreten.


Internationale Konzernoligarchie

Im Februar 2019 kündigte die Schweizer Regierung durch ihren
Aussenminister Ignazio Cassis stolz die Gründung der Stiftung "Geneva
Science and Diplomacy Anticipator" (GSDA) an. Cassis unterstrich dabei
die rasante Entwicklung der neuen Technologien. Ein Ziel der GSDA sei,
die Folgen dieser Entwicklung für Gesellschaft und Politik zu
"antizipieren". Was auch immer er damit meint. Von Bedeutung ist
jedoch folgendes, denn es beweist, was der tatsächliche Sinn und Zweck
der Stiftung ist: Als Präsident dieser Stiftung wurde Peter
Brabeck-Letmathe ernannt. Von 2005 bis 2017 war er
Vorstandsvorsitzende von... richtig: Nestlé! Vizepräsident ist Patrick
Aebischer, der Ex-Präsident der Eidgenössischen Technischen Hochschule
Lausanne (EPFL) und seit 2015 auch Mitglied des Health Science
Steering Committees. Es ist das wissenschaftliche Forschungszentrum
von Nestlé, das 2011 von dem Konzern gegründet wurde und sich direkt
auf dem Areal der EPFL befindet. Der Bund sponsert die Stiftung mit
einem Beitrag von drei Millionen Franken.

In einem Beitrag auf der Webseite amerika21.de schreibt der
brasilianische Umweltaktivist und Mitglied des Vorstands der
Solidaritätsorganisation Alba Suiza Franklin Frederick dazu: "Dass die
Wahl für die Leitung der Stiftung ausgerechnet auf Brabeck und
Aebischer fiel - beide mit enger Verbindung zu Nestlé - folgt einer
klaren Logik: der Anerkennung der Macht des Unternehmens innerhalb der
Schweizer Regierung". Und er fügt hinzu: "Die Wahl von Brabeck ist
zudem ein weiteres Beispiel der immer engeren 'Partnerschaft' zwischen
Regierungen und grossen transnationalen Unternehmen. Solche
'Partnerschaften' ermöglichen die Herausbildung einer internationalen
Konzernoligarchie, die allmählich sichtbar wird und die Macht in den
westlichen Demokratien übernimmt."


38 Millionen Steuergelder jährlich

Die Ernennung Frutigers als Vizedirektor ist daher ein weiterer
Schritt, der bestens in diese Logik hineinpasst. Seine Karriere bei
Nestlé begann er 2007 als Public Affairs Manager. Es war die Zeit, als
der Weltkonzern kräftig ins Wassergeschäft investierte, unter anderem
mit der Marke Pure Life und mit der Übernahme von Henniez AG. Die
verschiedenen Skandale des Schweizer Multis rund um dieses Geschäft
(aber nicht nur) sind bestens dokumentiert und bekannt. Frutigers Job
war es, alles schön zu reden und zu minimieren.

Als Deza-Vizedirektor wird Frutiger verantwortlich für die Abteilung
Globalprogramme sein. Da befindet sich auch die Abteilung Wasser, was
für ein Zufall. Sie "pflegt den politischen Dialog auf globaler Ebene
und nimmt mit ihren Projekten auf die regionale und internationale
Politik Einfluss", informiert die Deza. Sie bringt sich "auf globaler
Ebene in den politischen Dialog ein, unterstützt innovative Projekte
zur Bewältigung von grossen Herausforderungen wie Trinkwasserzugang
und fördert und mobilisiert die Expertise der Schweizer Akteure im
Wassersektor". Das Budget für das Globalprogramm Wasser beträgt
jährlich 38 Millionen Franken. Frutiger hat als Chef der Abteilung
einen entscheidenden Einfluss, wie diese Millionen verteilt werden.
Nestlé wird es freuen. Wie bereits festgehalten: Die Ernennung
Frutigers beweist den wachsenden Einfluss und der Präsenz von Nestlé
innerhalb der Schweizer Regierung. Ach ja, fast vergessen: 850
Millionen Menschen haben keinen Zugang zu Trinkwasser - für Nestlé und
ihren Mann beim Deza wohl einfach nur potentielle Neukund*innen.

 * 
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MELDUNG/1029: "Lindenstraße" im Museum - Kulissen und Requisiten werden Ausstellungsstücke (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. November
2019

"Lindenstraße" im Museum

Kulissen und Requisiten werden Ausstellungsstücke



Mutter Beimers Küche und Bademantel, das "Akropolis" und das "Café
Bayer" - zahlreiche Requisiten, Kostüme und Kulissen der
"Lindenstraße" werden nach dem Ende der Serie im März 2020 zu
Ausstellungsstücken. Der WDR - als federführender Sender innerhalb der
ARD - ist gemeinsam mit der Geißendörfer Film- und Fernsehproduktion
KG (gff) dazu mit mehreren Museen im Gespräch. Alexander Bickel,
Leiter des WDR-Programmbereichs Fernsehfilm, Kino und Serie: "Für uns
ist es selbstverständlich, dass wir respektvoll mit dem Erbe der
Lindenstraße umgehen. Daher freut es uns sehr, dass viele Kult-Stücke
aus der Serie ein neues Zuhause finden werden."

Schon jetzt steht fest, dass beispielsweise die Küche von Helga Beimer
und die Bushaltestelle Lindenstraße/Kastanienstraße ins Haus der
Geschichte in Bonn wandern werden. Das Technik Museum Speyer, das seit
2012 eine Dauerausstellung zur "Lindenstraße" zeigt und bereits die
Küche von Else Kling beherbergt, wird u.a. zusätzlich das Restaurant
"Akropolis" und das "Café Bayer" in seine Sammlung aufnehmen.

Die Deutsche Kinemathek in Berlin wird diverse Dinge, darunter u.a.
die Speisekarten des "Akropolis" sowie Helga Beimers und Anna Zieglers
Bademäntel übernehmen. Neben den Exponaten zeigt die Deutsche
Kinemathek in Kooperation mit WDR und gff die neue "Sammlung
Lindenstraße", für die 373 Folgen der Serie dauerhaft in den Bestand
der Kinemathek übergehen. Die Eröffnung der Sammlung findet am 7.
November um 19 Uhr mit öffentlichen Podiumsgesprächen statt, an denen
Hana und Hans W. Geißendörfer, Alexander Bickel und der für die
"Lindenstraße" verantwortliche WDR-Redakteur Götz Schmedes sowie
Schauspieler*innen wie Marie-Luise Marjan, Moritz A. Sachs, Sybille
Waury, Irene Fischer, Georg Uecker und Joachim H. Luger teilnehmen
werden. Am Nachmittag geben Schauspieler*innen und Produzenten eine
öffentliche Autogrammstunde (15 bis 16.30 Uhr) und stehen für einen
Presse-Fototermin (17.30 Uhr) und Interviews zur Verfügung.

Gespräche mit weiteren Museen, die an einer Übernahme von Möbeln,
Innenkulissen, Requisiten und Kostümen aus dem "Lindenstraße"-Bestand
interessiert sind, laufen. Das, was danach noch übrig ist, geht in den
auch vom WDR genutzten Fundus für Film- und Theaterausstattung (FTA)
oder wird für einen karitativen Zweck verkauft.

Am 29. März wird mit "Auf Wiedersehen" nach knapp 35 Jahren die 1758.
und damit letzte Folge der "Lindenstraße" ausgestrahlt. Bis zum
letzten Drehtag am 20.12.2019 werden noch einige spannende Geschichten
in der Regie von Ester Amrami und Herwig Fischer gedreht, darunter
zwei Todesfälle und eine Hochzeit. Auch einige ehemalige Figuren wie
Momo Sperling, Benny Beimer und Olli Klatt werden für kurze Auftritte
zurückkehren.


Weitere Infos unter deutsche-kinemathek.de 

https://www.deutsche-kinemathek.de/de/besuch/ausstellungen/leben-sterben-hochzeit-feiern-die-lindenstrasse-der-mediathek-fernsehen

 * 
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FEATURE/1340: Deutschlandfunk Kultur - Zeit zu Sterben, 7.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Zeit zu Sterben

Wie valide und vertretbar sind Vorhersagen zum Todeszeitpunkt?

Von Carina Fron

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 7. November 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



Der Tod gehört zum Leben dazu. Eine Gewissheit, mit der sich der
Mensch im Alltag nur ungern auseinandersetzt. Würde sich das ändern,
wenn wir wüssten, wie viel Zeit uns bis dahin noch bleibt? Eine
besondere wissenschaftliche Herausforderung, immerhin ist noch nicht
ganz genau geklärt, wie der Mensch altert und welche Faktoren dabei
eine Rolle spielen. Gerade erst hat ein internationales Team eine
Studie veröffentlicht, in der es mithilfe eines Bluttests berechnet
werden kann, wer voraussichtlich in den kommenden fünf bis zehn Jahren
stirbt. Vorteile hätten solche Vorhersagen zum Beispiel für Ärzte.
Eine Hilfe, um einschätzen zu können, wie belastbar ein Patient ist.
Auf der anderen Seite könnten Patienten benachteiligt werden, wenn
Krankenkassen zum Beispiel entscheiden, dass sich eine Behandlung
nicht mehr lohnt.

 * 

Quelle:
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TALK/1689: Deutschlandfunk - Rente retten, 7.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Rente retten - Altersvorsorge für Selbstständige

Hörertel.: 0 08 00 44 64 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 7. November 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Handwerker, Kunstschaffende, Journalisten, Unternehmerinnen - weit
über vier Millionen Menschen in Deutschland sind selbstständig und
vielen von ihnen schwant: Sie könnten im Alter mit sehr wenig Geld
dasitzen, weil sie gar nicht oder schlecht vorsorgen. Dabei können
selbst die, die schon fast im Rentenalter angekommen sind, noch aktiv
werden. Rürup-Rente, Fondssparen, berufsständische Vorsorge oder den
Punkteanspruch in der gesetzlichen Rentenversicherung auf Lücken
durchforsten und eventuell freiwillig nachträglich einzahlen:
Selbstständige haben zahlreiche Möglichkeiten, sich eine solide Rente
zusammenzubauen. Die Rente ist noch zu retten - wie, das erklären
Expertinnen und Experten, moderiert von Philip Banse. Hörerfragen sind
wie immer willkommen.

 * 
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STANDPUNKT/055: Parteiische Berichterstattung über die "Unruhen" in Südamerika (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)


Die Macht um acht dient den Eliten

Die Doppelzüngigkeit der Tagesschau-Leute

Was der Bundesregierung recht ist, ist der Redaktion ARD-aktuell
billig: Parteiische Berichterstattung über die "Unruhen" in
Südamerika

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam, 3. November 2019



Die Tagesschau meldet (am 30.10.19): "Angesichts schwerer
Unruhen im Land hat Chile die Ausrichtung der Weltklimakonferenz im
Dezember abgesagt. Präsident Piñera erklärte, seine Regierung müsse
sich darauf konzentrieren, die Proteste zu befrieden und Reformen
auszuarbeiten. Seit zwei Wochen kommt es in Chile immer wieder zu
Ausschreitungen..." (1). Wissen wir jetzt, was in Chile los ist?
Erkennen wir dank solcher Nachrichten Ursache und Gemeinsamkeiten der
"Unruhen", die Lateinamerika seit vielen Monaten erschüttern?
Ausgeschlossen; das Zitat entblößt vielmehr, wie wenig sich solche
oberflächlichen Informationen eignen, ein halbwegs stimmiges Bild von
den Vorgängen auf dem amerikanischen Subkontinent zu gewinnen.

Wenn man nicht über eigene Erfahrung mit der lateinamerikanischen
Welt, über Sprachkenntnisse und Fachwissen verfügt, ist man als
Nachrichtenempfänger gut beraten, wenn man sich auf Kritik an der
schon auf Anhieb erkennbaren Halbwahrheit, Unvollständigkeit und
Desinformation beschränkt. Davon bietet die Tagesschau schon
reichlich, wie ein kleiner Vergleich ihrer Berichte über Chile,
Bolivien und Honduras belegt. Obwohl es ihre Aufgabe wäre, mit ihren
Sendungen "Medium und Faktor individueller und öffentlicher
Meinungsbildung" zu sein - also 
u m f a s s e n d  und
 s a c h l i c h  über
das Weltgeschehen zu berichten. (2)

Mit Elaboraten wie dem hier kann das nicht gelingen:

"Gewalt in Chile hält an: Brandstiftung und Plünderungen" ...
 "Von Gewalt begleitete Proteste zur Durchsetzung sozialer
 Forderungen hätten dazu geführt, dass der Präsident sein gesamtes
 Kabinett ersetzt habe." (3) 



Das ist zwar nicht falsch, aber wichtige einordnende Informationen zum
Wie und Warum der desaströsen Entwicklungen in Chile fehlen. Ein
klassischer Fall von Halbinformation.

Chile gilt als das wohlhabendste Land Südamerikas; als Relikt der
Militärdiktatur (1973-1990) wurde der Marktliberalismus hier am
konsequentesten durchgesetzt, und zwar mit allen seinen verheerenden
Folgen. (4) Er dient, wie überall im kapitalistisch organisierten
"Wertewesten", nur dem Interesse einer wirtschaftlichen Elite. Die
exzessive Privatisierung des chilenischen Gemeineigentums und der
Sozialinstitute, beispielsweise Wasserwirtschaft (5), Bodenschätze -
Kupfer, Lithium (6, 7) -, Rentenversicherung (8), Bildungssystem (9)
und Gesundheitsfürsorge (10) schadet weiten Teilen der Bevölkerung und
der Mitwelt (11). Patrick Schreiner hat auf den "Nachdenkseiten" die
grundsätzliche Problematik der Privatisierungspolitik anschaulich
erörtert. (12)

Wohin die wirtschaftliche "Liberalisierung" am Ende führt, zeigte anno
2017 die Studie "Desiguales" (Ungleiche) im Rahmen des
Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP): krasse soziale
Gegensätze, extrem ungleiche Verteilung, Wohlstand für Wenige, Armut
für Viele. (13) Ein paar Fakten aus dieser Untersuchung: 33 Prozent
der gesamten Einnahmen aus der chilenischen Wirtschaft fließen in die
Haushalte von einem Prozent der Bevölkerung. Die oberen 5 Prozent der
Gesellschaft kassieren mehr als die Hälfte aller Einnahmen.

Am unteren Ende der Skala die Daten einer "Parallelwelt": Die Hälfte
der knapp 18 Millionen Chilenen lebt an bzw. unter der Armutsgrenze.
Der staatliche Mindestlohn beträgt umgerechnet knapp 350 Euro - bei
Lebenshaltungskosten, die teilweise über den deutschen liegen. Selbst
die für ihre erzkonservative Einflussnahme berüchtigte
Konrad-Adenauer-Stiftung kommt um diese Feststellung nicht herum. (14)

Chiles Wirtschaft ist, ähnlich wie die deutsche, stark
exportorientiert, ein typischer "Global Player". Anders als
Deutschland macht Chile seine Geschäfte jedoch mit Vorprodukten aus
Bodenschätzen, vor allem diesem: Kupfer. Der Andenstaat verfügt mit
ca. 40 Prozent über die umfangreichsten Vorkommen der Welt. Seine
Kupferförderung hat derzeit einen Anteil von 34 Prozent an der
Weltproduktion und macht die Hälfte des gesamten chilenischen Exports
aus.

Seit Ende Februar 2019 sinkt der Kupferpreis stetig, von gut 6.500
US-Dollar pro Tonne auf rund 5.600 US-Dollar Anfang September. Die
ausländischen Direktinvestitionen in Chile fielen schon im ersten
Quartal 2019 um satte 56 Prozent. (15) Die massive Exportabhängigkeit
hat deshalb für das Land und seine Menschen erhebliche negative Folgen
- wie immer, wenn Marktliberale am Ruder stehen.

Mit den Preisen fürs Kupfer sinken auch die ohnehin minimalen Löhne
der Besitzlosen in existenzbedrohende Tiefe. Die Kaste der Vermögenden
wird derweil mit beträchtlichen Steuergeschenken schadlos gestellt,
aktuell mit günstigeren Abschreibungsmöglichkeiten und satten
Mehrwertsteuer-Erstattungen. Den politischen Rahmen dafür, dass
Gewinne privatisiert und Verluste der Gesellschaft aufgehalst werden
können, garantiert der chilenische Präsident und Milliardär Sebastián
Piñera. (s. Anm. 15)

Die aktuelle Wirtschaftsmisere ist durchaus nicht taufrisch. Das hehre
"Wohlstand für alle" der Marktliberalen erweist sich in Chile nun
schon seit nahezu vier Jahren als reiner Betrug. Das jährliche
Durchschnittseinkommen sank seit 2015 um 900 auf 13.290 US-Dollar, und
zwar bei gleichzeitiger Erhöhung der Arbeitsproduktivität. Preise und
Staatsverschuldung steigen in schwindelnde Höhe. Massenentlassungen
sind an der Tagesordnung. Die Jugendarbeitslosigkeit kletterte auf 18
Prozent. Andererseits sinken die öffentlichen Ausgaben für
Schulbildung seit 2015 nachhaltig. (16)

Diesen Hintergrund und diese Zusammenhänge verschweigt die Tagesschau.
Auch die Tatsache, dass Deutschland ein Nutznießer des chilenischen
Elends ist. Kupfer wird als Strom- und als Wärmeleiter gebraucht, für
Rohrleitungen, Abdeckungen, Legierungen, es dient im Maschinenbau, in
der Chemie- und in der Rüstungsindustrie, es dient als Münzmetall und
findet im Kunsthandwerk Verwendung. Die deutsche Wirtschaft deckt 36
Prozent ihres großen Kupferbedarfs mit Importen aus dem Andenstaat
(17). Sie profitiert dabei, den Gesetzen des "Marktes" folgend,
kräftig vom Preisverfall für das wichtige Halbedelmetall.

Die markt- und kapitalismustypisch "legale" Übervorteilung passt zwar
ganz und gar nicht zum Umgang unter "Freunden", aber in der Politik
und in der Wirtschaft zählen eben auch nur Interessen und keine
ethischen Prinzipien. Das Bekenntnis der Kanzlerin ("unter Freunden
geht das nicht"), es sei ihrer Regierung nur um "das Streben nach
wirtschaftlichem und sozialem Wohlergehen, ... den Kampf gegen Armut,
Hunger und Krankheiten, den Einsatz für Frieden und Freiheit - in
Deutschland, in Europa und in der Welt..." zu tun (18), ist nichts
weiter als eine peinlich unaufrichtige Sprechblase.

Deutsche Mitverantwortung für Tod und Elend in Chile? Derartige
Zusammenhänge werden man von der Redaktion ARD-aktuell nicht erörtert.
Wegen der knappen Sendezeit? Dann wäre aber zu begründen, weshalb auf
der eigens eingerichteten Website "tagesschau.de" ebenfalls nichts
darüber vermittelt wird, obwohl dieses Internet-Angebot extra für
weiterführende Informationen geschaffen wurde:

"Die Onlineangebote vertiefen und vernetzen die Programminhalte
 aus Hörfunk und Fernsehen". (19) 



Die ARD-aktuell vertieft aber nichts, nirgendwo. Sie plätschert
oberflächlich vor sich hin. Ihr Angebot unterscheidet sich in nichts
von dem, was alle sonstigen interessengebundenen Massenmedien uns
vorplappern.

Nur ganz vereinzelt treten im öffentlich-rechtlichen Rundfunk noch
Journalisten auf, die erfolgreich um korrekte, sachorientierte
Informationen bemüht sind. Ein Sonderfall soll hier hervorgehoben
werden, wenn auch verbunden mit der Erinnerung daran, dass Ausnahmen
die Regel bestätigen. (20)

Warum wird derzeit so auffallend reserviert und spärlich über die
brutalen Übergriffe der Polizei und des Militärs in Chile berichtet?
Warum gibt es keine Filme darüber, wie Arbeiter niedergeknüppelt
werden, wie die verarmte Bevölkerung mit brutaler Gewalt bis hin zu
Mord und Totschlag terrorisiert wird? Eine erhellende Erklärung findet
sich im Internet-Portal des Außenamts, in dessen Chefetage sich
derzeit ein lächerlicher bis peinlicher Ministerverschnitt auslebt:

"Zwischen Deutschland und Chile bestehen seit vielen Jahren gute
 und intensive wirtschaftliche Beziehungen." (21) 



Die dürfen natürlich nicht Schaden nehmen, Geschäft ist Geschäft.
Dafür zeigt die ARD-aktuell-Redaktion Verständnis. Über Straßengewalt
in Chile muss also tendenziell anders berichtet werden als über das
gleiche Phänomen in Venezuela oder in Hongkong. (22)

Der unübersehbar parteiische Journalismus fällt leider kaum mehr auf,
wir sind ihn längst gewohnt. Uns, die einst halbwegs kritischen
Nachrichten-Rezipienten, hat das Sedativ Tagesschau inzwischen zu
phlegmatischen Nachrichten-Konsumenten mutiert. Auf dem Sofa, vor der
Wunderlampe, wundern uns über gar nichts mehr. Wozu auch sich noch
aufregen?

Nach Daten des Nationalen Instituts für Menschenrechte (INDH) in Chile
vom 28. Oktober sind seit Beginn der gewaltsamen Proteste vor rund
zwei Wochen bereits 120 Klagen wegen Menschenrechtsverletzungen vor
Gericht gebracht worden. Darunter fünf wegen Mordes durch Polizei oder
Militär und 94 wegen Folter, hiervon 18 verbunden mit Vergewaltigung
und anderen sexuellen Übergriffen. Mehr als 3.500 Menschen sind
inhaftiert. Es gab mehr als 1.100 Verletzte - beinahe 600 infolge
Schusswaffengebrauchs. Nach offiziellen Angaben sind bisher 20
Menschen zu Tode gekommen. Das INDH hat die Regierung angehalten,
endlich Details in Bezug auf Tatorte, Alter, Geschlecht und
Todesursache der Opfer bekanntzugeben. (23)

Auch darüber erfährt man von der ARD-aktuell-Redaktion so gut wie
nichts. Auf die kritischen Informationen von
Menschenrechtsorganisationen wird, anders als in der Venezuela-,
Syrien- oder Hongkong-Berichterstattung, verzichtet. Der Grund: feiger
Konformismus mit deutscher Regierungspolitik. Die große Koalition der
transatlantischen Mitläufer, angeführt von Kanzlerin Merkel und Heiko,
dem AA-Stift im Politpfeifen-Kabinett, hat sich unserer hiesigen
Wirtschaft zuliebe das Regime in Santiago de Chile zum "Freund"
erkoren; zum Feind aber und in Treue fest zu den USA, die
sozialistischen Regierungen in Caracas, Kuba, Bolivien. Auch über
Hongkong darf in dreister Unkenntnis gemotzt werden.

Das Berliner Panoptikum einer friedensförderlichen Politik wird brav
von der Tagesschau übertragen. Live und in Farbe, unter denkbar
größtem Verzicht auf journalistische Eigenständigkeit und Seriosität.
Vordergründig vermitteln ihre Nachrichten über Chile den Anschein
objektiver Berichterstattung. Tatsächlich aber sind sie fast
ausschließlich orientiert an Blickwinkel und Propaganda der
chilenischen Regierung.

"Bei den anhaltenden Unruhen in ganz Chile sind nach Angaben des
 Innenministers Andrés Chadwick mindestens sieben Menschen
 umgekommen. Sie sollen bei Akten des Vandalismus gestorben
 sein.. Chiles Präsident Sebastián Piñera sagte angesichts der
 Unruhen in einer Fernsehansprache: 'Wir sind im Krieg gegen einen
 mächtigen Feind, der grenzenlose Gewalt nutzt.' und warf einigen
 Protestlern vor, sie hätten auch Krankenhäuser anzünden
 wollen." (24) 



"Piñera bezeichnete die Demonstranten als Straftäter: 'Dieser
 Drang, alles kaputtzumachen, ist kein Protest, das ist
 kriminell.'" (25) 



"Es kamen auch Tränengas und Wasserwerfer zum Einsatz."
 (26) 



Von den Beweggründen und aus Sicht der Protestierenden wird nicht
berichtet.

Mit keinem Wort erwähnt die ARD-aktuell, dass gar zu viele der
verletzten Demonstranten Schusswunden aufweisen und dass die UN
deswegen beabsichtigen, die Vorfälle zu untersuchen.

Fortlaufende, ausgiebige Berichterstattung? Ja, über Zoff in Hongkong
schon, und zwar mehrmals täglich und immer feindselig gegenüber der
Regierung in Beijing. Im Vergleich dazu die Nachrichten aus Chile: In
den Hauptausgaben der Tagesschau gab es nur am 21., 26. und am 30.
Oktober je einen Beitrag. Klischeehaft wird da vom "wütendem Mob"
geschäumt. Die brutalen Übergriffe von Polizei und Militär werden "als
hartes Durchgreifen" beschönigt und die mittlerweile 20 oder mehr
Fälle von Totschlag nur beiläufig gestreift.

Da gibt es keine Täter zu nennen, die Opfer sind halt "...ums Leben
gekommen." Einfach so, oder? Nachrichtenhäufigkeit, -inhalt und
-formulierung belegen die Absicht der Redaktion, ganz im Sinne der
Bundesregierung und deren Freundschaft mit den chilenischen Eliten zu
publizieren und nur ja keine allzu tiefgreifenden Informationen über
die Chile-Ereignisse zu vermitteln.

Doppelstandards und Schandjournalismus

Ganz anders gestrickt ist demgegenüber die Berichterstattung über die
Vorgänge rund um die Präsidentenwahl in Bolivien. Da fungiert die
Tagesschau plötzlich als dröhnender Haudrauf. Ohne spürbare
Selbstzweifel vermitteln ihre Nachrichtenredakteure den Vorwurf, der
sozial engagierte indigene Evo Morales sei autoritär und habe sich
verfassungswidrig sowie mit Wahlbetrug im Amt bestätigen lassen. Eine
saubere Beweisführung zu dieser verbalen Niedermache unterbleibt.

Bolivien ist das ärmste Land in Südamerika, ebenfalls geprägt von
riesigen Vermögensunterschieden zwischen einer privilegierten
Oligarchie und der armen Bevölkerungsmehrheit. Dennoch verbietet sich
eine Gleichsetzung mit Chile. Bolivien nimmt beim Wirtschaftswachstum
in der Region seit Beginn der Ära Morales den ersten Platz ein, und
dieses Wachstum kommt hier eben nicht nur der reichen Elite zugute.
Das bestätigten übereinstimmend der Internationale Währungsfonds
(IWF), die Weltbank und die Wirtschaftskommission für Lateinamerika
und die Karibik der Vereinten Nationen (Cepal). Die von der Cepal
erstellte Prognose für 2019 liegt für Bolivien bei 4,4 Prozent
Wirtschaftswachstum. (27)

Zurückzuführen ist das auf die Politik eines Präsidenten, der sich von
der Weltbank und dem erpresserischen IWF weitgehend unabhängig gemacht
hat. (28) Stattdessen strebt Morales multilaterale Beziehungen an und
sucht dabei auch die Unterstützung von mit den USA konkurrierenden
Staaten wie China. Mit relativ großem Erfolg: Importe aus China machen
inzwischen 21,8 Prozent an der gesamten Einfuhr Boliviens aus. (29)

Es zeichnet den Präsidenten Morales aus, dass er Boliviens
Militärausgaben senkte und stattdessen die staatlichen Investitionen
für Gesundheit und Bildung steigerte. Das private Einkommen pro
Einwohner hat sich seit 2005 kontinuierlich fast verdreifacht, die
Arbeitslosigkeit liegt mit 3 Prozent weit unter dem Chile-Niveau. Die
Inflationsrate erreicht in diesem Jahr gerade einmal 1,7 Prozent. (30)

Die relative Unabhängigkeit eines "Sozialisten" passt der "Westlichen
Wertegemeinschaft" natürlich überhaupt nicht; das Vorbild Morales
könnte, so die große Sorge, womöglich Schule machen. Das erklärt die
Gleichförmigkeit, in der unser "Wertewesten" und seine ihm
nachgeordneten Qualitätsmedien versuchen, den Präsidenten
anzuschwärzen und verächtlich zu machen. Sie setzen einfach ihn, seine
Sozialpolitik und den Sozialismus generell gleich mit "undemokratisch"
und "korrupt". Die Methode ist bekannt und erprobt, bei geschickter -
und beständig wiederholter - Anwendung sind weder Beweise noch auch
nur Argumente erforderlich.

ARD-aktuell berichtete in den Hauptausgaben Tagesschau und Tagesthemen
fünfmal über die angeblich verfälschte Wahl des Präsidenten. Insgesamt
46 Beiträge erschienen zwischen dem 21. Und dem 28. Oktober 2019 auf
"tagesschau.de". Tenor: Wahl unsauber, Opposition protestiert,
Neuwahlen müssen her. Das penetrante mediale Dauerfeuer führt
zwangsläufig zu der inzwischen weit verbreiteten Ansicht, dass es in
Bolivien zutiefst undemokratisch zugehe. Obwohl es meilenweit gegen
den Wind in die freie Nase stinkt, wie hier die deutsche
Öffentlichkeit darauf eingestimmt wird, dass in Bolivien demnächst der
gleiche westliche Kreuzzug wie in Venezuela beginnt: Regime Change ist
gewollt. Die Bolivianer sitzen schließlich auf "unserem" Lithium!

Schräger Blick auf den Nachbarn

Wie ganz anders dagegen der Umgang mit "befreundeten" Regierungen in
der Nachbarschaft! Verständnisinnig Zurückhaltung wahrend - komplett,
von Klappe bis Schließmuskel - verzichten unsere Großkoalitionäre und
ihr journalistisches Gefolge auf jegliche Kritik, trotz aller
unüberhörbaren Vorwürfe von Wahlbetrug, Repression und Amtsmissbrauch
eines zutiefst kriminellen Regimes wie dem des erzreaktionären
honduranischen Präsidenten Juan Orlando Hernández. Der gelangte zwar
2017 erneut an die Macht, aber in all der Zeit seither brachte die
Redaktion ARD-aktuell nur einen einzigen Beitrag von 26 Sekunden
Länge. (31) Völlig ausgeblendet blieb darin natürlich, dass die Konrad
Adenauer Stiftung den honduranischen Wahl-Behörden noch kurz vor dem
Hernández-Sieg Nachhilfeunterricht für die Durchführung seiner
erfolgreichen Wahl erteilt hatte. (32) Bei der CDU und deren
Parteistiftung weiß man schließlich, wie ein demokratischer
Scheinheiligenschein aufzupolieren ist.

Unbeschadet der naheliegenden Frage, ob in Honduras manipulativ
ausgezählt worden war, stand die Bundesregierung fest an der Seite
ihres Mannes, des vor- und nachmaligen Präsidenten Hernández. Die
externen Wahlbeobachter hatten zwar die zu hohe "Politisierung" der
Wahlbehörden - vulgo: Wählerbeeinflussung - auf allen Ebenen
bemängelt, die einseitige Masseninformation zugunsten der
Regierungspartei für indiskutabel befunden und die unterlassene
Aktualisierung der Zivilregister für inakzeptabel erklärt. Trotz des
sich aufdrängenden Verdachts der Wahlfälschung hatte die
Merkel-Regierung ausdrücklich "keine Bedenken", das Ergebnis
anzuerkennen. Von "Demokratie, Recht und Freiheit" säuselt unsere
Kanzlerin immer nur dann, wenn es ihr gerade in den politischen Kram
passt.

Sie sondert eh bloß Sprechblasen ab, selbst wenn sich das nach Maßgabe
der Allgemeinen Menschenrechte verbietet. Als bewaffnete staatliche
Verbände nach der Wahl in Honduras mindestens 31 Bürger umbrachten
(33), ließ die Merkel-Regierung im Reichstag lediglich verlauten, sie
sei:

"...sehr besorgt über die starke Militarisierung des Landes, das
 teilweise unverhältnismäßige Vorgehen der Sicherheitskräfte,
 insbesondere die Verwendung von scharfer Munition bei
 Demonstrationen. Die Bundesregierung vertritt die Ansicht, dass die
 Regierung das Recht auf friedliche Demonstrationen als Teil der
 Meinungsfreiheit wahren muss." (34) 



Auf die Frage nach einem Waffenembargo über Honduras antwortete sie:

"Die Bundesregierung wird die weiteren Entwicklungen in Honduras
 genau verfolgen und wie bisher im Rahmen ihrer Genehmigungspraxis
 berücksichtigen. Aus diesen Gründen hält die Bundesregierung die
 Verhängung eines Waffenembargos gegen Honduras derzeit nicht für
 erforderlich." (ebd.) 



Na klar. Die fleischgewordene Liebedienerei am deutschen Geldadel, dem
der Rüstungsbranche inbegriffen, trägt Hosenanzug mit drei großen
Knöpfen am Jäckchen. Und die stromlinienförmigen Staatsschreiber der
Tagesschau-Redaktion ARD-aktuell vermitteln Merkels
Sprechblasenblubbern als Gipfel der Regierungskunst. Wovon diese
Schreiberlinge ganz offenkundig so wenig verstehen wie vom Ethos ihres
eigenen Jobs. Die lateinamerikanische Welt, obwohl von größtem
kulturellen, ökologischen und wirtschaftlichen Interesse, muss uns
Tagesschau-Konsumenten deshalb fast so unverstanden bleiben wie zu
Zeiten der spanischen Konquistadoren.
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KONGRESS/010: München - Zündfunk Netzkongress 2019, 8./9.11.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk

Frei. Vernetzt. Für alle.

Zündfunk Netzkongress 2019

8. und 9. November 2019 im Münchner Volkstheater

Tickets: https://zuendfunk-netzkongress.de/Tickets



Zum siebten Mal veranstaltet das Bayern 2-Szenemagazin Zündfunk den
Zündfunk Netzkongress: Zwei Tage lang gibt es Vorträge, Workshops,
Diskussionen und viel Austausch.

Unter dem Motto "Wie wir die Welt besser machen können" diskutieren
unter anderem Mitglieder von Fridays for Future, Extinction Rebellion,
Bits & Bäume, netzpolitik.org, Save Your Internet oder Scientists for
Future. Bekannte Podcaster etwa der Kanackischen Welle, der Halben
Katoffl, dem Montagsmeeting oder von Im Namen der Hose stehen mit Rat
und Tat zur Seite und produzieren auf dem Kongress live aktuelle
Podcasts. Die Keynote hält am Samstag Ingrid Brodnig zum Thema "Über
die Macht im Netz - und wie wir sie zurückerobern".

In diesem Jahr ist außerdem die TINCON zu Gast auf dem Zündfunk
Netzkongress. Auf der 'Road Show' der Teenage Internet Convention
dreht sich alles um digitale Jugendkultur. Hier präsentieren junge
Menschen ihre Themen einer größeren Öffentlichkeit - und sind damit
Seismografen für die technischen und gesellschaftlichen Debatten der
Zukunft. Außerdem kommt das Satirekollektiv Luksan Wunder, das so
ziemlich alles auf Youtube parodiert, was im Netz trendet.

Und am Freitagabend heißt es außerdem: Der Kongress tanzt! Im Club
Senatore in der Sendlingerstraße in München steigt die Party.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 22. Oktober 2019
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KURSUS/1965: Unna - Mit der Volkshochschule zum eigenen Buch, 13., 14. u. 15.11.2019


Kreisstadt Unna

Mit der VHS zum eigenen Buch



Kreisstadt Unna. Sie haben die Geschichte und die Bilder, die VHS
zeigt Ihnen, wie Sie an Ihr eigenes gebundenes Buch im farbigen
Hochglanzdruck kommen. In dem VHS-Seminar lernen die Teilnehmenden,
eigene Fotos, selbst gemalte Bilder und Zeichnungen, Diagramme und
natürlich auch Texte zu einem druckfertigen Buch zu kombinieren. Die
einzelnen Arbeitsschritte bauen systematisch aufeinander auf, so dass
sie für weitere Projekte selbstständig durchgeführt werden können.

Die Veranstaltung "Mit eigenen Geschichten und Bildern zum fertigen
Buch" mit der Kursnummer 192-4306 findet am 13., 14. und 15. November
2019 jeweils von 18 bis 20 Uhr im Raum 006 im zib statt.

Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt 36 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen VHS-
Programmheft auf der Seite 56 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV für den privaten Bereich / Workshops" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303 /
103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -
714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.11.19

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna
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GENETIK/563: Die Gene sind nicht nur starre Träger von Erbeigenschaften ... (Securvital)


Securvital 4/2019 - Oktober-Dezember

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Molekularbiologie

Mehr als Genetik

von Norbert Schnorbach



Forschungen zur Vererbungslehre überraschen mit neuen
Erkenntnissen: Die Gene sind nicht nur starre Träger von
Erbeigenschaften, sondern agieren weitaus dynamischer. Das erweitert
den Blick darauf, was der Lebensstil für die Gesundheit bedeutet.

Welche gesundheitlichen Auswirkungen hat Rauchen während der
Schwangerschaft? Wissenschaftler aus Leipzig und Heidelberg, die
dieser Frage nachgingen, haben eine erstaunliche Entdeckung gemacht:
Nikotin und Teer aus dem Tabakrauch schädigen nicht nur auf direktem
Weg die Gesundheit von Mutter und Kind. Sondern die Folgen gehen
weitaus tiefer - sie haben auch negative Wirkungen auf die Erbanlagen
des noch ungeborenen Babys. Das Rauchen verändert bestimmte
Gen-Regionen im Erbgut des Kindes, die für die spätere Entwicklung
eine Rolle spielen, unter anderem bei der Entstehung von Diabetes und
Krebs. Für den Genom-Forscher Prof. Roland Eils ist das eine
bahnbrechende Entdeckung: »Wir beginnen, die Mechanismen zu verstehen,
die dazu führen, dass das Rauchen zu so unterschiedlichen Krankheiten
führen kann«.

Den Schlüssel zu dieser Erkenntnis liefert die Epigenetik, ein junger
Forschungszweig der Genetik, der das starre Verständnis vom Menschen
als Produkt seiner Gene erweitert. Die Epigenetik (vom griechischen
Wort epi: darüber) erforscht, wie die etwa 20.000 menschlichen Gene
aktiviert und deaktiviert werden, warum ein Großteil von ihnen
stummgeschaltet ist und nur zeitweise aktiv wird und welchen Einfluss
Umweltfaktoren darauf haben. Man weiß inzwischen, dass die Gene
beeinflussbar sind, etwa durch Methyl- und Azetylmoleküle, die die
Gen-Aktivität ein- und ausschalten können.

Dynamik der Gene

Experten sprechen hier von einer Regulierung der Gen-Aktivität. Sie
bewirkt, dass sich der Organismus (auch mit gleichem Erbgut, etwa bei
Zwillingen) unterschiedlich entwickeln kann. Die Gen-Regulation wirkt
sich auf zahlreiche Eigenschaften aus, darunter auch auf die
Anfälligkeit für Krankheiten. So wird zum Beispiel bei Bluthochdruck
und Diabetes deutlich, dass es nicht nur auf die Gene selbst, sondern
auf ihre Steuerung und Dynamik ankommt. Der Wissenschaftsautor Dr.
Peter Spork, der sich auf Epigenetik spezialisiert hat, spricht von
einem »zweiten Code«, der die Gen-Aktivität steuert. Gesundheit sei
nicht einfach durch die Gene vorbestimmt und das Genom kein fixierter,
unveränderlicher Bauplan. Lebensstil und individuelle
Lebenserfahrungen wirken sich auf die Erbanlagen aus, sogar über
Generationengrenzen hinweg.

Bei der Frage, in welchem Maß Eigenschaften wie Intelligenz und
Gesundheit ererbt oder durch die Umwelt bzw. Erfahrungen erworben
werden, bietet die Epigenetik neue und differenziertere Erklärungen.
Ausgangspunkt ist dabei, dass die Gene nicht statisch sind, sondern
auf äußere Einflüsse reagieren und gesteuert werden. Das zeigt das
Forschungsprojekt zum Rauchen in der Schwangerschaft: Alle Erbanlagen
sind im Kind vorhanden, beispielsweise für das Immunsystem, doch
äußere Einflüsse wie der Tabakrauch beeinflussen, wie aktiv das
Immunsystem etwa bei Entzündungen im späteren Leben reagiert.

»Das Leben prägt zweifelsfrei unsere Gene, und diese
 Prägungen wirken in den folgenden Generationen fort.«

 Dr. Peter Spork, Wissenschafts-Autor (»Gesundheit ist kein Zufall«,
 »Epigenetik - wie wir unser Erbgut steuern können«)



Was sich beim Rauchen in der Schwangerschaft feststellen lässt, gilt
vergleichbar auch bei großem Stress und Traumata: Sie beeinflussen die
Gen-Aktivitäten, hinterlassen Spuren in den Zellkernen und setzen sich
in den Erbanlagen fest. Hier kommen die Ideen von Vererbung und
lebenslangem Lernen zusammen. Forscher sprechen von einem
»epigenetischen Gedächtnis der Zellen«, das körperliche und psychische
Erfahrungen (Lebensstil, Ernährung, Krankheiten, Traumata) speichern
kann. Schlimme Kriegserfahrungen zum Beispiel wirken sich demzufolge
nicht nur auf die individuelle Gesundheit aus, sondern prägen auch das
Erbgut mit. Vieles spricht dafür, dass dieses »Gedächtnis der Zellen«
zumindest teilweise sogar vererbt wird. Auf diese Weise könnten
Erfahrungen nicht nur das eigene individuelle Leben prägen, sondern
auch an die Nachkommen weitergegeben werden. Nach Angaben der
Max-Planck-Gesellschaft haben diverse Studien mittlerweile
nachgewiesen, »dass epigenetische Markierungen tatsächlich an folgende
Generationen weitervererbt werden«. Wie genau das vor sich geht und
mit welchen konkreten Auswirkungen für die Gesundheit von Kindern und
Enkeln, muss noch weiter erforscht werden.

Vererbung von Erfahrung

Das gilt nicht nur für negative Einflüsse (wie etwa Nikotin, Stress,
Umweltgifte), sondern auch für positive Erfahrungen. Gesunde
Ernährung, Bewegung und stabile soziale Bindungen können, wie
Tierversuche nahelegen, positive Auswirkungen auch noch in der
nächsten oder übernächsten Generation haben. Entsprechende
Zusammenhänge wurden zwischen Großeltern- und Enkelgenerationen
gefunden. Mit anderen Worten: Ein gesunder Lebensstil stabilisiert
nicht nur die eigene Gesundheit, sondern kann auch die genetische
Ausstattung von Kindern und Enkeln positiv mitbestimmen. »Wir erben
mehr als nur die Gene von unseren Eltern«, meint Dr. Nicola Iovino vom
Max-Planck-Institut in Freiburg - nämlich auch die von Umwelt und
Lebensstil beeinflussten Mechanismen, die die Aktivität des Genoms
steuern.

Dass die Erbanlagen kein unveränderlicher Bauplan sind und dass sie
aktiv gesteuert werden können, gehört zu den vielschichtigen
Erkenntnissen der Epigenetik-Forschung. Bekannt ist das Phänomen
bereits von den Bienen: Aus einer Larve kann - bei identischem Erbgut
- eine Arbeitsbiene oder eine Bienenkönigin heranwachsen. Entscheidend
ist, ob das in den Genen gleichermaßen angelegte Potenzial in diese
oder jene Richtung gesteuert wird. Bei den Bienen erfolgt die
epigenetische Steuerung durch die Ernährung. Nur jene Bienenlarve, die
im frühen Lebensstadium mit Gelee Royale gefüttert wird, entwickelt
sich zu Königin.
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MIKROBIOLOGIE/026: Malaria-Erreger unter dem Röntgen-Mikroskop (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 30.10.2019

Malaria-Erreger unter dem Röntgen-Mikroskop



Malaria zählt zu den bedrohlichsten Infektionserkrankungen weltweit. Nun
konnte ein internationales Team Malaria-Erreger in roten Blutkörperchen
unter natürlichen Bedingungen mit Röntgenmikroskopie an BESSY II und den
Synchrotonquellen ALBA und ESRF untersuchen. Die Auswertung zeigt, über
welche Mechanismen Wirkstoffe die Erreger angreifen. Dies könnte dazu
beitragen, Wirkstoffe und Therapien gezielt zu verbessern.

Rund 40 Prozent der Menschheit lebt in Regionen, die von Malaria betroffen
sind, etwa 200 Millionen Menschen erkranken jährlich und etwa 600.000
Menschen sterben an den Folgen. Durch den Klimawandel breiten sich die
Anopheles-Mücken immer weiter aus, welche die Malaria-Erreger übertragen.
Diese Erreger sind einzellige Organismen (Plasmodien), die sich in den
roten Blutkörperchen ihrer Wirte einnisten und dort Hämoglobin
verstoffwechseln, um zu wachsen und sich zu vermehren.

Gängige Therapien gegen Malaria basieren auf Wirkstoffen aus der Familie
der Chinoline und in letzter Zeit auch Artemisinine. Doch wie genau diese
Wirkstoffe die Erreger in Schach halten, wurde bislang sehr kontrovers
diskutiert. Eine These bezieht sich auf den Verdauungsprozess der
Erreger. Untersuchungen hatten gezeigt, dass die Plasmodien große Mengen
an Hämoglobin in ihrer Vakuole (einer Art Tasche) speichern. Dadurch
werden eisenhaltige Hämozoin-Moleküle freigesetzt, welche die Plasmodien
nicht vertragen. Die Erreger schaffen es jedoch, diese Hämozoin-Moleküle
auszukristallisieren, so dass sie sie nicht mehr vergiften können. Die
Wirkstoffe könnten die Bildung von Hämozoin-Kristallen verhindern und
dadurch den Entgiftungsprozess der Erreger boykottieren - so lautete die
Idee.

Nun hat ein internationales Team um Sergey Kapishnikov von der Universität
Kopenhagen, Dänemark und vom Weizmann-Institut in Rehovot, Israel,
zusammen mit dänischen, spanischen und Berliner Kollegen diesen Prozess
erstmals in infizierten Blutzellen untersucht. Die Blutzellen waren mit
dem Erreger Plasmodium falciparum infiziert und wurden mit
unterschiedlichen Konzentrationen des Wirkstoffs Bromoquin aus der Familie
der Chinoline versetzt.

An BESSY II konnten Stephan Werner und Peter Guttmann zusammen mit Sergey
Kapishnikov die Proben mit Röntgenmikroskopie untersuchen. "Für die
Untersuchung werden die Proben schockgefrostet, so dass wir die Erreger
quasi in ihrem natürlichen Zustand (in vivo) und in ihrer natürlichen
Umgebung beobachten und dreidimensionale Röntgentomographiebilder
anfertigen können", erklärt Guttmann.

Weitere Röntgenmikroskopie-Untersuchungen fanden an der
Synchrotronlichtquelle ALBA, Barcelona statt. Malaria-Erreger in
Blutzellen können in vivo und in ihrer natürlichen Umgebung nur durch
Röntgenmikroskopie an Synchrotronquellen untersucht werden. Für die
Untersuchungen unter einem Elektronenmikroskop werden die Erreger dagegen
getrocknet und in ultradünne Scheibchen geschnitten.

Durch Fluoreszenz-Spektroskopie und Fluoreszenz-Mikroskopie-Untersuchungen
an der European Synchrotron Radiation Facility ESRF, Grenoble, gelang es
den Forscherteams schließlich, die Verteilung von Atomen aus den
Wirkstoffen im Blutkörperchen zu kartieren, so dass sie die
dreidimensionalen Röntgenaufnahmen präzise interpretieren konnten.

"Wir sehen in unseren Aufnahmen, dass die Wirkstoffe sich auf den
Oberflächen der Hämozoin-Kristalle anreichern. Dies sollte die Bildung von
Hämozoin-Kristallen behindern und so den Entgiftungsprozess der Plasmodien
stören", erklärt Kapishnikov. Diese Untersuchungen können auch mit
weiteren Wirkstoffen aus den Wirkstoff-Familien der Chinoline und
Artemisinine durchgeführt werden und wertvolle Hinweise für das Design von
wirksamen Malaria-Therapien geben.


Originalpublikation:

PNAS (2019): "Mode of action of quinoline antimalarial drugs in red blood
cells infected by Plasmodium falciparum, revealed in-vivo," 

Sergey Kapishnikov, Trine Staalsø, Yang Yang, Jiwoong Lee, Ana J. Perez-Berna,
Eva Pereiro, Yang Yang, Stephan Werner, Peter Guttmann, Leslie
Leiserowitz, and Jens Als-Nielsen.
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NEUROLOGIE/2036: Studie - Haben Fußballprofis ein erhöhtes Demenzrisiko? (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 30.10.2019

Haben Fußballprofis ein erhöhtes Demenzrisiko?



Eine aktuell im "The New England Journal" publizierte retrospektive
Kohortenstudie [1] untersuchte die durch neurogenerative Erkrankungen
verursachte Sterblichkeitsrate bei ehemaligen Fußballprofis. Im Vergleich
zur nicht-fußballspielenden Kontrollgruppe waren bei den Fußballern
signifikant häufiger Fälle von Morbus Alzheimer, Parkinson sowie anderen
Demenzerkrankungen aufgetreten. Die kardiovaskuläre Sterblichkeit war bei
den Fußballern jedoch geringer. Die Studie wirft zahlreiche Fragen auf:
Gibt es tatsächlich einen kausalen Zusammenhang? Und was könnte ein
solches erhöhtes Risiko medizinisch erklären?

In der retrospektiven Kohortenstudie waren 7.676 ehemalige Fußballprofis
aus Schottland mit über 23.000 Menschen aus der Allgemeinbevölkerung in
Hinblick auf Alter, Geschlecht und sozialen Status gematcht und beobachtet
worden. Bei denen, die während der Studie verstarben, wurden die
Todesursachen erhoben und ausgewertet. In median 18 Jahren verstarben
1.180 ehemalige Fußballprofis (15,4%) und 3.807 Menschen aus der
Kontrollgruppe (16,5%) - und der Vergleich zeigte interessante Ergebnisse:

Die Gesamtmortalität war in der "Fußballergruppe" bis zum 70. Lebensjahr
geringer, dann aber in der Altersgruppe über 70 Jahren höher als in der
Kontrollgruppe. Die ehemaligen Fußballprofis wiesen eine signifikant
geringere Sterblichkeit an ischämischen Herzerkrankungen (p=0,02) auf als
die "Nicht-Fußballer", auch waren bei ihnen weniger an Lungenkrebs
(p<0,001) verstorben. Einen deutlichen Unterschied gab es aber im Hinblick
auf neurodegenerative Erkrankungen wie Morbus Parkinson,
Motorneuronerkrankungen, Morbus Alzheimer und anderen Demenzerkrankungen.
Auffällig war, dass die Rate der durch diese Erkrankungen verursachten
Todesfälle in der "Fußball-Gruppe" signifikant höher war. Insgesamt war
bei 1,7% der ehemaligen Fußballer eine neurodegenerative Hauptdiagnose auf
dem Totenschein vermerkt worden, aber nur bei 0,5% der Kontrollgruppe
(p<0,001). Besonders häufig war bei den ehemaligen Fußballprofis der
Morbus Alzheimer diagnostiziert worden: So gab es in der Fußballergruppe
64 Alzheimer-bedingte Todesfälle (0,8%), in der viel größeren
Vergleichsgruppe insgesamt nur 47 (0,2%), - die Rate war also um den
Faktor 4 höher. Zu diesem Ergebnis passte, dass auch mehr
Studienteilnehmer in der "Fußballer-Gruppe" Demenzmedikamente einnahmen
als in der Kontrollgruppe. Interessanterweise gab es keinen Unterschied im
Hinblick auf die neurodegenerative Mortalität zwischen Feldspielern und
Torhütern, wohl aber hinsichtlich der Medikation: Feldspielern waren
häufiger als Torhütern Demenzmedikamente verschrieben worden.

Die Studie wirft verschiedene Fragen auf. Die geringere Gesamtmortalität
bei den Fußballern in jüngeren Jahren und die geringere Rate an
ischämischen Herzerkrankungen führen die Autoren auf den protektiven
Effekt des Sports auf das Herz-Kreislauf-System zurück. Sie bieten
allerdings keine Erklärung für die höheren Raten an neurodegenerativen
Erkrankungen an. "Es kann spekuliert werden, ob Kopfbälle und
Schädel-Hirntraumen zu einem höheren Risiko an neurodegenerativen Erkrankungen
führen können, das wurde in der Vergangenheit immer wieder diskutiert",
erklärt Prof. Dr. med. Hans-Christoph Diener, Pressesprecher der DGN.
Ähnliche Ergebnisse gibt es für Footballspieler in den USA [2]. Anhand
neuropathologischer Befunde wurde die Chronische traumatische
Enzephalopathie (CTE) infolge von wiederholten leichten Kopfverletzungen
bei verschiedenen Sportarten (Boxen, American Football, Australian
Football, Rugby, Fußball, Eishockey) beschrieben. Interessant ist, dass
bei der CTE eine Tauopathie gefunden wird wie bei neurodegenerativen
Erkrankungen [3]", betont Peter Berlit, Generalsekretär der DGN.
"Selbstverständlich kann die hier vorliegende retrospektive Erhebung
generell keine kausalen Beziehungen nachweisen und wir sollten mit der
Interpretation dieser Daten vorsichtig sein."

Auch die Studienautoren fordern, die Fragestellung prospektiv zu
untersuchen. Sie betonen, dass die vorliegende retrospektive Studie
mögliche methodische Mängel aufweist, die das Matching betreffen. Auch
heben sie hervor, dass die Ergebnisse keinesfalls auf Amateurfußballer
übertragen werden können.
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NEUROLOGIE/2035: Forschung - Vorläufer-Stadien von Multiple Sklerose aufgedeckt (idw)


Klinikum der Universität München - 30.10.2019

Vorläufer-Stadien von Multiple Sklerose aufgedeckt



Ein Forscherteam des Instituts für Klinische Neuroimmunologie am LMU
Klinikum in München hat nun erstmals die Immunzellentypen identifiziert,
die mutmaßlich an der Entstehung von MS beteiligt sind. Dabei erwies sich
wieder einmal die am Institut etablierte "Nationale Zwillingskohorte" als
überaus wertvoll.

Die Multiple Sklerose (MS) ist die bei Weitem häufigste neurologische
Autoimmunerkrankung. Obwohl inzwischen viele "Einzelschritte" der
Krankheitsentstehung aufgeklärt sind, bleiben die krankheitsauslösenden
Mechanismen - und somit die "Ursache" der MS - rätselhaft. Eines der
größten Hindernisse für die Ursachenforschung besteht in der Tatsache,
dass die MS erst dann diagnostiziert werden kann, wenn die ersten
Symptome, wie z.B. Sehstörungen, Gefühlsstörungen oder auch Lähmungen,
auftreten. Zu diesem Zeitpunkt sind aber die autoaggressiven Attacken des
Immunsystems auf das Gehirn längst in vollem Gange. Dies weiß man, weil in
seltenen Fällen MS-typische Veränderungen als stumme Vorboten der MS
zufällig in kernspintomografischen Untersuchungen (MRT) des Gehirns
entdeckt werden.

Ein Forscherteam des Instituts für Klinische Neuroimmunologie am LMU
Klinikum hat nun erstmals die frühesten überhaupt erfassbaren Stadien der
MS mit modernsten Methoden untersucht. Dabei erwies sich wieder einmal die
am Institut etablierte "Nationale Zwillingskohorte" als überaus wertvoll.
Diese umfasst inzwischen 78 eineiige Zwillingspaare, die zwischen 21 und
50 Jahre alt sind und bei denen jeweils ein Zwilling an MS erkrankt ist,
während der andere Zwilling nach klinischen Kriterien völlig gesund ist.
Allerdings haben die gesunden Zwillingsgeschwister ein hohes familiäres
Risiko, an MS zu erkranken. Deswegen bieten diese Personen die einmalige
Chance, die allerfrühesten Stadien der MS-Entstehung zu untersuchen.

Tatsächlich zeigten einige der klinisch gesunden Zwillinge in der MRT bzw.
im Liquor (Nervenwasser, Zerebrospinalflüssigkeit) MS-typische
Veränderungen, d.h. sie hatten Anzeichen einer "subklinischen
Neuroinflammation" (SCNI). Mittels der als "RNA-seq" bezeichneten Methode
wurde das Transkriptom, also die Gesamtheit der aktiv ausgelesenen Gene,
von insgesamt 2.752 Liquorzellen untersucht. Dabei stellte sich heraus,
dass bereits im allerfrühesten Stadium der MS-Entstehung drei wesentliche
Komponenten des Immunsystems beteiligt sind, nämlich die CD8+
T-Lymphozyten, die CD4+ T-Lymphozyten sowie die B-Lymphozyten. Diese
Zellen bekämpfen normalerweise Infektionen und Tumoren. Besonders
auffällig erwiesen sich dabei die CD8+ zytotoxischen T-Lymphozyten. Viele
waren aktiviert, und zeigten Hinweise, dass sie schon Kontakt mit
"Feinden" hatten. Diese Art von Zellen dominiert auch in den entzündlichen
Infiltraten im Gehirngewebe von MS-Patienten. Die aktuellen Befunde geben
nun Anlass, den CD8+ T-Zellen höchste Aufmerksamkeit zu schenken, da
dieser Zelltyp offensichtlich bereits von Anfang an bei der MS-Entstehung
eine herausragende Rolle spielt.

Über die Studie:

Federführende Autoren der vorliegenden Untersuchung sind Eduardo Beltran,
Lisa Ann Gerdes, Julia Hansen, Reinhard Hohlfeld und Klaus Dornmair.
Unterstützt wurde die Arbeit u.a. von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG), der Ellinger-Stiftung, der Deutschen Multiple Sklerose Gesellschaft
(DMSG Bundesverband und Landesverband Bayern), dem Krankheitsbezogenes
Kompetenznetz Multiple Sklerose (KKNMS) sowie vom Verein Therapieforschung
für MS Kranke e.V.

Die MS Zwillingsstudie ist seit 2012 am Institut für Klinische
Neuroimmunologie des Klinikums der Universität München (Kontakt: Frau PD
Dr. Lisa Ann Gerdes) angesiedelt und wird finanziell von der
Gemeinnützigen Hertie-Stiftung unterstützt.

Die Studie wird im Journal of Clinical Investigation (JCI) veröffentlicht
und ist bereits online verfügbar: DOI: 10.1172/JCI128475


Originalpublikation:

https://www.jci.org/articles/view/128475

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.klinikum.uni-muenchen.de/Institut-fuer-Klinische-Neuroimmunologie/de/aktuelles/neuigkeiten_MS/20161119_Zwillingsstudie.html

http://www.klinikum.uni-muenchen.de/de/das_klinikum/zentrale-bereiche/weitere-informationen-presse/pressemeldungen/190507_twin-studie_press/index.html

http://www.klinikum.uni-muenchen.de/de/das_klinikum/zentrale-bereiche/weitere-informationen-presse/pressemeldungen/170912_ms_zwillingsstudie/index.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution550

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Klinikum der Universität München - 30.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





DIAGNOSTIK/607: Neugeborenenscreening auf spinale Muskelatrophie - Frühere Diagnose und Therapie bringen Nutzen (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 31.10.2019

Neugeborenenscreening auf spinale Muskelatrophie: Frühere Diagnose und Therapie
bringen Nutzen



Vorteile für Kinder mit infantiler SMA durch eine bessere motorische
Entwicklung und durch einen späteren Eintritt von Dauerbeatmung oder Tod.
Bis zum 28.11. sind Stellungnahmen zum Vorbericht möglich.

Vorteile für Kinder mit infantiler SMA durch bessere motorische
Entwicklung und späteren Eintritt von Dauerbeatmung oder Tod / Mangels
Studien zur Screeningkette einen Linked-Evidence-Ansatz genutzt

Im Auftrag des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) untersucht das
Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)
derzeit, ob ein Test von Neugeborenen in Deutschland auf die
5q-assoziierte spinale Muskelatrophie (SMA) in Kombination mit einer früheren
Diagnose und Behandlung sinnvoll wäre. Nach vorläufiger Auswertung der
Studienlage sieht das Institut einen Anhaltspunkt für einen Nutzen des
Neugeborenenscreenings im Vergleich zu keinem Screening: Je früher die
Diagnose gestellt wird und die Therapie nach Auftreten der ersten Symptome
startet, desto stärker können Kinder mit frühem Krankheitsbeginn
(infantile SMA) davon profitieren. Die Vorteile zeigen sich in einer
besseren motorischen Entwicklung und hinsichtlich des kombinierten
Endpunkts "Zeit bis Tod oder dauerhafter Beatmung".

Mangels Interventionsstudien zur Screeningkette zogen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zum einen Daten einer
Therapiestudie heran, die den Vergleich eines früheren mit einem späteren
Therapiebeginn ermöglichen. Zum anderen ließen sich Studien zur
diagnostischen Güte auswerten, deren Ergebnisse sie sozusagen als
Bausteine der Screeningkette zusammenführten (Linked-Evidence-Ansatz).

Stellungnahmen zum Vorbericht nimmt das IQWiG bis zum 28.11.2019 entgegen.

Genetisch bedingter Muskelschwund ist selten, aber drastisch

Die 5q-assoziierte spinale Muskelatrophie (SMA) ist eine erbliche
Erkrankung, die zum fortschreitenden Absterben von motorischen
Nervenzellen (Motoneuronen) im Rückenmark und damit zu Muskelschwund und
-schwäche führt. Die verschiedenen Gendefekte werden unabhängig vom
Geschlecht rezessiv vererbt und kommen meist nur zur vollen Ausprägung,
wenn die Chromosomen beider Elternteile betroffen sind.

Mit etwa 1 Neuerkrankung pro 10.000 Säuglingen ist die infantile SMA sehr
selten, aber in ihrer Ausprägung drastisch: Durch die Muskelschwäche
werden die motorische Entwicklung, etwa freies Sitzen und Gehen, sowie die
Lungenfunktion beeinträchtigt bis unmöglich. Die zunehmenden Symptome
führen bei der infantilen SMA unbehandelt letztlich zur Dauerbeatmung und
zum Tod. Bei den ebenfalls seltenen Formen mit späterem Krankheitsbeginn
ist der Verlauf meist milder und weniger vorhersagbar.

Blutprobe genügt - wirksame Therapie verfügbar

Ziel eines Neugeborenenscreenings auf 5q-assoziierte SMA ist die frühere
Identifikation und Behandlung von betroffenen Kindern, insbesondere
solchen mit früh einsetzenden Symptomen. Durch das Vorverlegen der
Diagnose und damit auch der Therapie sollen die motorische Entwicklung der
Kinder und der Krankheitsverlauf positiv beeinflusst werden.

Eine SMA lässt sich präsymptomatisch über eine Blutprobe - auf
Filterpapierkarten aufgetropftes, getrocknetes Blut - feststellen. Derzeit
gehört die SMA nicht zu den Zielerkrankungen des in Deutschland nach der
Kinder-Richtlinie des G-BA durchgeführten Neugeborenenscreenings, für das
in der 36. bis 72. Lebensstunde eine Probe Fersenblut genommen wird.

Für die medikamentöse Therapie der SMA steht in Deutschland das seit 2017
zugelassene Nusinersen zur Verfügung, das die Wirkung der fehlerhaften
Gene ersetzt und über eine Punktion des Rückenmarkkanals
(Lumbalkanalpunktion) verabreicht wird. Weitere neue Therapieansätze
befinden sich derzeit in der Zulassungsprüfung.
Therapiestudie liefert relevante Daten

Eine kleine randomisierte kontrollierte Studie (RCT) zum Vergleich von
Nusinersen mit einer Scheinbehandlung bei Kindern mit infantiler SMA
lieferte Daten, die den Vergleich eines frühsymptomatischen mit einem
spätsymptomatischen Therapiestart ermöglichte: Im Hinblick auf den
kombinierten Endpunkt "Zeit bis Tod oder dauerhafte Beatmung" und auf den
Endpunkt "Erreichen motorischer Meilensteine" profitieren diese Kinder
stärker von einem frühsymptomatischen Therapiebeginn (d. h. maximal 12
Wochen nach Symptomeintritt). In Bezug auf Nebenwirkungen lassen sich
keine Unterschiede zwischen einem frühsymptomatischen und einem
spätsymptomatischen Therapiestart erkennen. Für andere Endpunkte fehlen
verwertbare Daten zu diesem Vergleich.

Kinder mit SMA lassen sich identifizieren

In den beiden Studien zur diagnostischen Güte wurden allein die positiven
Testergebnisse überprüft (Verification-of-only-positive-Testers-Design).
Unklar bleibt daher, wie viele erkrankte Kinder nicht gefunden werden.

Insgesamt deuten die Ergebnisse der vorliegenden Studien zur
diagnostischen Güte dennoch darauf hin, dass die untersuchten
Testverfahren für ein Screening bei Neugeborenen auf 5q-assoziierte SMA
geeignet sind.

Wichtige Fragen noch unbeantwortet

Auch Patientinnen und Patienten mit erwartbar späterem Krankheitsbeginn
werden durch ein Neugeborenenscreening identifiziert. Inwiefern auch diese
Patientengruppe davon profitiert, ist derzeit unklar, da sich die
Therapiedaten zu Kindern mit infantiler SMA nicht ohne weiteres auf andere
SMA-Formen übertragen lassen.

Weiterhin fehlen Daten zur Klärung der Frage, ob und inwieweit im
Screening identifizierte Kinder mit SMA bereits vor Auftreten der ersten
Symptome (präsymptomatisch) von einem sofortigen Therapiestart
profitieren. Für Kinder mit infantiler SMA hat der Nusinersen-Hersteller
vergleichende Daten hierzu bereits in Aussicht gestellt.

Zum Ablauf der Berichtserstellung

Den Berichtsplan für dieses vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) in
Auftrag gegebene Projekt hatte das IQWiG am 27.02.2019 vorgelegt und um
Stellungnahmen gebeten. Die einzige Stellungnahme dazu machte keine
Überarbeitung des Berichtsplans erforderlich. Stellungnahmen zu dem jetzt
veröffentlichten Vorbericht werden nach Ablauf der Frist gesichtet. Sofern
sie Fragen offenlassen, werden die Stellungnehmenden zu einer mündlichen
Erörterung eingeladen. Im Anschluss erstellt das IQWiG den
Abschlussbericht.


Originalpublikation:

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/nichtmedikamentoese-verfahren/s-projekte/s18-02-neugeborenenscreening-auf-spinale-muskelatrophie-sma.10782.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/presse/pressemitteilungen/2019/neugeborenenscreening-auf-spinale-muskelatrophie-fruehere-diagnose-und-therapie-bringen-nutzen.12542.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 31.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/4102: Der Funktion von Geruchsrezeptoren auf der Spur - oder warum Kupfer Zwiebelgeruch verstärken kann (idw)


Leibniz-Institut für Lebensmittel-Systembiologie - 31.10.2019

Der Funktion von Geruchsrezeptoren auf der Spur - oder warum Kupfer Zwiebelgeruch
verstärken kann



Der Mensch besitzt hunderte von Geruchsrezeptortypen. Doch wie arbeiten
diese Rezeptoren auf molekularer Ebene? Bislang ist nur wenig hierüber
bekannt. Unter Führung des Leibniz-Instituts für
Lebensmittel-Systembiologie an der TU München hat nun ein deutsch-amerikanisches
Wissenschaftlerteam erstmals gezeigt, dass der Geruchsrezeptor OR2M3 in
Gegenwart von Kupferionen bis zu vierfach stärker auf einen
schwefelhaltigen Geruchsstoff aus Zwiebeln reagiert. Ausschlaggebend
hierfür könnten zwei neuentdeckte Kupferbindungsstellen im Inneren des
Rezeptors sein.

Schwefelgerüche gehören zum Alltag dazu

Schwefelhaltige Verbindungen spielen in unserem Alltag eine Rolle als
Komponenten des Körpergeruchs oder als Schlüsselaromastoffe in
Lebensmitteln. Bereits winzigste Mengen (0,5 Milliardstel) der aus
Zwiebeln isolierten schwefelhaltigen Substanz
"3-Mercapto-2-methylpentan-1-ol" reichen aus, um einen Duft wahrzunehmen,
der an Lauch oder Zwiebeln erinnert. Wie die Wahrnehmung solcher
schwefelhaltigen Aromastoffe (Thiole) auf molekularer Ebene funktioniert
und welche Rolle Metallionen dabei spielen, ist jedoch noch nicht
hinreichend erforscht. Bislang war es weltweit nur für einen der etwa 400
menschlichen Geruchsrezeptoren gelungen, einen Zusammenhang zwischen
Kupferionen im Inneren des Rezeptors und dessen Sensitivität gegenüber
schwefelhaltigen Verbindungen nachzuweisen.

Kupferbindungsstellen für spezifische Funktion verantwortlich

Mit Hilfe von Funktions-Struktur- und computergestützten
Modelling-Analysen sowie Untersuchungen in einem zellbasiertem Testsystem, hat das
Team um Franziska Haag und Dietmar Krautwurst vom Leibniz-Institut nun
einen weiteren menschlichen, kupferabhängigen Geruchsrezeptor
identifiziert und charakterisiert.

"Unsere Untersuchungen lassen annehmen, dass die beiden von uns im
Rezeptormolekül identifizierten Kupferbindungsstellen für die
metallregulierte, thiolspezifische Funktion des Rezeptors verantwortlich
sind", sagt Erstautorin Haag.

Seit langem ist bekannt, dass Kupferionen eine hohe Affinität zu
schwefelhaltigen Verbindungen besitzen. Nach Aussage der Forschenden führt
die gleichzeitige Bindung der Metallionen und des schwefelhaltigen
Geruchsstoffs im Rezeptor zu einer verstärkten Signalgebung in die Zelle
hinein. "Daher reichen bereits geringere Mengen des Geruchsstoffs aus, um
eine Geruchswahrnehmung auszulösen. Entwicklungsgeschichtlich unverändert
erhaltene Kupferbindungsmotive in einem Teil der menschlichen
Geruchsrezeptoren deuten zudem darauf hin, dass Kupfer die Wahrnehmung
einer Vielzahl von Gerüchen verbessern kann", erklärt Studienleiter
Krautwurst.

Grundlagenwissen als Basis für neue Therapieansätze

Krautwurst weiter: "Auch wenn noch sehr viele Fragen offen sind, tragen
unsere Ergebnisse schon heute dazu bei, die Zusammenhänge zwischen dem
molekularen Aufbau von Geruchsrezeptoren und deren Funktion besser zu
verstehen. Auf Basis unserer eigenen Ergebnisse und der Erkenntnisse
anderer Forschungsgruppen, hoffen wir neue Ansätze aufzeigen zu können, um
erkrankungsbedingte Störungen des Geruchsempfinden künftig besser
behandeln zu können."

"Ebenso mehren sich die wissenschaftlichen Hinweise, dass Geruchs- und
auch Geschmacksstoffe biologische Wirkungen besitzen, die weit über deren
bekannte sensorische Eigenschaften hinausgehen", ergänzt Veronika Somoza,
die ab dem 01. November als neue Direktorin das Freisinger
Leibniz-Institut leiten wird. Diese Zusammenhänge mit neuesten Analysetechniken
und modernsten Hochdurchsatzmethoden zu erforschen, sei ein weiteres
wichtiges Ziel, das sich die Lebensmittel-Systembiologie gesetzt habe, so
Somoza weiter.


Originalpublikation:

Haag F, Ahmed L, Reiss K, Block E, Batista VS, Krautwurst D (2019) Cell
Mol Life Sci, DOI: 10.1007/s00018-019-03279-y. Copper-mediated thiol
potentiation and mutagenesis-guided modeling suggest a highly conserved
copper-binding motif in human OR2M3; Open Access

https://link.springer.com/article/10.1007/s00018-019-03279-y

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.leibniz-lsb.de/presse-oeffentlichkeit/pressemitteilungen/pm-20191024-pressemitteilung-amtswechsel/ 

(Lesen Sie auch: Neue Direktorin am Leibniz-Institut für Lebensmittel-Systembiologie an der Technischen Universität München - Veronika Somoza folgt auf Thomas Hofmann)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2252
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Lebensmittel-Systembiologie - 31.10.2019
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VORSORGE/826: Maserninfektion löscht Immungedächtnis - Masernimpfung schützt (idw)


Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 01.11.2019

Maserninfektion löscht Immungedächtnis - Masernimpfung schützt



Maserninfektionen sind nicht harmlos - sie können schwere
Krankheitsverläufe verursachen, die auch tödlich enden können. Jetzt
haben Forscherinnen und Forscher des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI) im
Verbund mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus Großbritannien
und den Niederlanden herausgefunden, dass Masernviren einen Teil des
immunologischen Gedächtnisses über Jahre löschen. Damit werden Betroffene
auch über die Maserinfektionszeit hinaus empfänglicher für Infektionen mit
anderen Erregern. Über die Forschungsergebnisse berichtet Science
Immunology in seiner Online-Ausgabe vom 01.11.2019.

Masern sollten längst ausgerottet sein - stattdessen nehmen sie wieder zu.
In den ersten sechs Monaten 2019 wurden weltweit fast dreimal mehr Fälle
gemeldet als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Das Europäische Zentrum
für die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten (European Centre for
Disease Prevention and Control, ECDC) spricht von einem Wiederaufleben der
Masern in der Europäischen Union bzw. im Europäischen Wirtschaftsraum
(EEA). Verantwortlich hierfür sind vor allem fünf Länder, darunter
Deutschland, in denen Übertragungen noch endemisch - also innerhalb der
Bevölkerung - stattfinden.

Schon lange ist bekannt, dass die Maserninfektion nicht nur selbst
durchaus schwer und sogar tödlich verlaufen kann, sondern zusätzlich das
Masernvirus das Immunsystem des Erkrankten gegenüber anderen
Krankheitserregern schwächt. So kommt es bei einer Maserninfektion
häufiger auch zu weiteren Infektionen wie beispielsweise bakteriell
bedingten Lungen- oder Mittelohrentzündungen.

In einer kürzlich im Vereinigten Königreich (UK) durchgeführten
Masern-Kohortenstudie wurde nachgewiesen, dass zehn bis 15 Prozent der Kinder
noch fünf Jahre nach einer Maserninfektion Anzeichen einer deutlichen
Beeinträchtigung des Immunsystems hatten, was zu einem erhöhten Auftreten
sekundärer (weiterer) Infektionen führte.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um Prof. Veronika von Messling,
bis September 2018 Leiterin der Abteilung Veterinärmedizin des
Paul-Ehrlich-Instituts (PEI), Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische
Arzneimittel, haben innerhalb des Deutschen Zentrums für
Infektionsforschung (DZIF) und mit Förderung des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung (BMBF) gemeinsam mit Forscherinnen und Forschern aus
Großbritannien und den Niederlanden untersucht, welche Mechanismen zu
dieser Immunsuppression führen. Hierzu analysierten sie die
Rezeptorvielfalt der Immunzellen und die Entwicklung einer wichtigen
Gruppe von Immunzellen für das Immungedächtnis, den B-Gedächtniszellen,
bei ungeimpften Personen mit und ohne vorangegangene Maserninfektion sowie
bei gegen Masern geimpften Personen. Während die genetische
Zusammensetzung und Vielfalt der B-Gedächtniszellen bei Personen ohne
Maserninfektion und bei geimpften Personen stabil war, fand sich bei
Personen nach Maserninfektionen eine signifikante Zunahme der
Mutationsfrequenz in diesen Zellen sowie ein verändertes
Isotypen(Variations)-Profil. Bei etwa zehn Prozent der mit Masern
infizierten Personen in der Untersuchung war die Vielfalt der Immunzellen
sogar sehr stark beeinträchtigt. Zudem fand sich eine Verschiebung hin zu
immunologisch unreifen B-Zellen, was auf eine beeinträchtigte
B-Zellreifung im Knochenmark hinweist.

Die Ergebnisse bestätigen, dass das Immunsystem nach einer Maserninfektion
quasi vergisst, mit welchen Erregern es zuvor in Kontakt gekommen war. Es
kommt zu einer "Immunamnesie". Forscherinnen und Forscher im PEI
bestätigten diese Befunde im Tiermodell (Frettchen). Die Tiere wurden
zunächst gegen Influenza (Grippe) immunisiert und einige Tiere mit einem
mutierten Hundestaupevirus (canine distemper virus, CDV), das mit dem
Masernvirus verwandt ist, infiziert. Die mit CDV infizierten Tiere
verloren die meisten Antikörper gegen Influenza und hatten einen
schwereren Krankheitsverlauf als nicht zuvor mit CDV infizierte Tiere, als
sie zu einem späteren Zeitpunkt mit dem Influenzavirus infiziert wurden.

"Die Masernimpfung ist nicht nur für den Schutz vor Masernviren wichtig,
sondern schützt auch vor dem Auftreten oder schweren Verläufen anderer
Infektionskrankheiten. Es schützt das Immungedächtnis, das bei
Maserninfektionen schwer beeinträchtigt werden kann", betont Prof. Klaus
Cichutek, Präsident des Paul-Ehrlich-Instituts.

Originalpublikation:

Petrova VN, Sawatsky B, Han AX, Laksono BM, Walz L, Parker E, Pieper K,
Anderson CA, de Vries RD, Lanzavecchia A, Kellam P, von Messling V, de
Swart RL, Russel CA (2019): Incomplete genetic reconstitution of B cell
pools contributes to prolonged immune suppression after measles.

Sci Immunol Nov 1 [Epub ahead of print].

DOI: 10.1126/sciimmunol.aay6125

Weitere Informationen finden Sie unter

https://immunology.sciencemag.org/content/4/41/eaay6125.full 

(Volltext der Publikation)

https://www.pei.de/DE/infos/presse/pressemitteilungen/2019/20-maserninfektion-loescht-immungedaechtnis-masernimpfung-schuetzt.html 

(Diese Pressemitteilung auf den Seiten des Paul-Ehrlich-Instituts)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution430
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 01.11.2019
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POLITIK/1989: Digitale-Versorgung-Gesetz - Verstoß gegen das Völkerrecht (IPPNW)


IPPNW - Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung
des Atomkrieges

Pressemitteilung vom 5. November 2019

Digitale-Versorgung-Gesetz: Verstoß gegen das Völkerrecht

Bundesgesundheitsminister missachtet ethische und juristische Vorgaben 



05.11.2019 "Das am Donnerstag, dem 7. November 2019 im Bundestag in
abschließender Lesung zur Verabschiedung anstehende
Digitale-Versorgung-Gesetz des Bundesgesundheitsministers verstößt
sowohl gegen den völkerrechtlich verbindlichen "Nürnberger Kodex" als
auch gegen das 1983 vom Bundesverfassungsgericht formulierte Recht auf
informationelle Selbstbestimmung", betont Prof. Dr. Hannes Wandt,
langjähriger Arzt und Forscher in der Klinik für Onkologie des
Klinikums Nürnberg und Mitveranstalter der jüngst abgehaltenen
IPPNW-Tagung Medizin und Gewissen. "Es muss daher in der vorliegenden
Fassung zurückgezogen werden," ergänzt Wandt.

Das von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn vorgelegte "Gesetz für
eine bessere Versorgung durch Digitalisierung und Innovation"
(Digitale-Versorgung-Gesetz) soll die gesetzlichen Krankenkassen
verpflichten, Sozial- und Krankheitsdaten aller ihrer Versicherten an
den GKV-Spitzenverband weiterzuleiten, die zentrale
Interessenvertretung der gesetzlichen Kranken- und Pflegekassen in
Deutschland, um diese für Forschungszwecke verfügbar zu machen. Dies
soll erfolgen, ohne die Betroffenen zu informieren, ohne ihnen eine
Möglichkeit zum Widerspruch zu geben, geschweige denn ihre Zustimmung
einzuholen oder die Daten von Anfang an zu anonymisieren.

In Nachfolge des Nürnberger Kriegsverbrecherprozesses wurde im
Ärzteprozess 1947 der "Nürnberger Kodex" als völkerrechtlich
verbindliche Richtschnur für die Beteiligung von Menschen an
medizinischer Forschung verkündet. In nachfolgenden Erklärungen und
Gesetzen wurde dessen Rechtsfigur bestätigt, so u. a. im Urteil des
Bundesverfassungesgerichts von 1983 zur informellen Selbstbestimmung
und in Deklarationen des Weltärztebundes. Dieser Code setzt den
"Informed Consent" als unabdingbare Voraussetzung für die Forschung an
Menschen voraus. Das heißt, er fordert deren freiwillige Zustimmung
nach bestmöglicher Aufklärung ein.

 * 

Die IPPNW ist eine berufsbezogene, friedenspolitische Organisation,
die 1981 von einer Gruppe von Ärzten aus den USA und Russland
gegründet wurde. Ihre Überzeugung: 

Als Arzt hat man eine besondere Verpflichtung zu sozialer Verantwortung.
Daraus entstand eine weltweite Bewegung, die 1984 den UNESCO-Friedenspreis und
1985 den Friedensnobelpreis erhielt. Heute setzen sich Mediziner und
Medizinerinnen der IPPNW in über 60 Ländern auf allen fünf Kontinenten
für eine friedliche, atomtechnologiefreie und menschenwürdige Welt ein.

 * 

Quelle:

IPPNW - Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges

Pressemitteilung vom 5. November 2019

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Angelika Wilmen, Pressesprecherin

Telefon: 030-69 80 74-0, Fax: 030-69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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POLITIK/1988: Spahns Digitalgesetz - Mit Vollgas gegen Datenschutz und Bürgerrechte (Freie Ärzteschaft)


Freie Ärzteschaft e.V. - 4. November 2019

Spahns Digitalgesetz: Mit Vollgas gegen Datenschutz und Bürgerrechte



Mit seinem Digitale-Versorgungs-Gesetz (DVG) attackiert
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn massiv den Datenschutz und die
Privatsphäre der Bürger. "Was Spahn gerade im Schweinsgalopp und von
der Öffentlichkeit nahezu unbemerkt durch den Bundestag bringen will,
ist ein Frontalangriff auf bundesdeutsches Grundrecht", sagte Dr.
Silke Lüder, Vizevorsitzende der Freien Ärzteschaft (FÄ), am Montag in
Hamburg. "Wir fordern die Bundestagsabgeordneten daher auf, ihrer
Verantwortung gerecht zu werden und im Sinne der Bürger dem Gesetz
nicht zuzustimmen. Patientendaten bedürfen eines besonderen Schutzes."

Am kommenden Donnerstag steht das DVG zur Abstimmung im Bundestag. Mit
dem Gesetz will Spahn den Weg frei machen für die größte Sammlung von
Patientendaten in Deutschland. Das Einverständnis der Bürger hat er
dafür nicht vorgesehen. Lüder betont: "Das Gesetz bricht damit das
informationelle Selbstbestimmungsrecht, also ein Grundrecht. Das
heißt: Jeder Bürger darf laut unserer Verfassung selbst entscheiden,
was mit seinen Daten passiert." Dem DVG zufolge sollen aber die Daten
- etwa Diagnosen, Behandlungen, Krankschreibungen, Alter, Geschlecht
und Wohnort - von 73 Millionen gesetzlich Versicherten ungefragt, ohne
Widerspruchsmöglichkeit und Löschfristen für die Forschung verwendet
werden können. Das verstoße auch gegen die Datenschutzgrundverordnung.

Zwar würden die Patientendaten mit einem Pseudonym versehen, was aber
prinzipiell eine Rückverfolgung zu der Person ermögliche. "Hier
entsteht", macht die FÄ-Vize deutlich, "erstmals eine zentrale
Sammelstelle für Gesundheitsdaten in staatlicher Hand und mit einer
langen Liste von Nutzungsberechtigten. Der Überwachung und dem
Missbrauch werden damit Tür und Tor geöffnet. Und weder Patienten noch
Ärzte sollen sich dagegen wehren können - das darf in unserer
Demokratie nicht sein." Bereits jetzt werden Ärzte gezwungen, sich an
die sogenannte Telematik-Infrastruktur anzuschließen und
Patientendaten dort einzuspeisen. Mit dem DVG will Spahn Strafen gegen
Ärzte verschärfen, die sich nicht anschließen.

Und noch mehr will Spahn mit dem Gesetz erzwingen: Ärzte sollen den
Patienten Gesundheits-Apps verschreiben, wenn diese das wünschen.
"Dafür werden der ohnehin unterfinanzierten realen Behandlung von
Patienten Millionen Euro Versichertengelder entzogen - für etwas,
dessen Nutzen noch nicht einmal nachgewiesen sein muss", kritisiert
Lüder. Ein Jahr lang haben die Hersteller Zeit, positive Effekte ihrer
App nachträglich nachzuweisen. So lange wird eine App im Zweifelsfall
ungeprüft auf die Bevölkerung losgelassen. "Aus ärztlicher Sicht ist
das grob fahrlässig. Spahns Digitalpolitik zerstört die medizinische
Qualität in Deutschland und die Grundrechte der Bürger." Über die
Freie Ärzteschaft e.V.


Die Freie Ärzteschaft e. V. (FÄ) ist ein Verband, der den
Arztberuf als freien Beruf vertritt. Er wurde 2004 gegründet und zählt
heute mehr als 2.000 Mitglieder: vorwiegend niedergelassene Haus- und
Fachärzte sowie verschiedene Ärztenetze. Vorsitzender des
Bundesverbandes ist Wieland Dietrich, Dermatologe in Essen. Ziel der
FÄ ist eine unabhängige Medizin, bei der Patient und Arzt im
Mittelpunkt stehen und die ärztliche Schweigepflicht gewahrt bleibt.

 * 

Quelle:

Freie Ärzteschaft e.V.

Pressemitteilung vom 4. November 2019
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DEPRESSION/199: Suizidale Krisen bei unipolarer Depression - Kognitive Verhaltenstherapie kann helfen (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 31.10.2019

Suizidale Krisen bei unipolarer Depression: Kognitive Verhaltenstherapie
kann helfen

Bestimmte Formen der kognitiven Verhaltenstherapie mindern depressive
Symptome, Suizidgedanken und -versuche. Zu anderen nichtmedikamentösen
Maßnahmen fehlen Daten.


Bestimmte KVT-Formen können depressive Symptome und Suizid-Tendenzen
mindern / Studien zu anderen nichtmedikamentösen Maßnahmen fehlen



Rund zehn Prozent der Erwachsenen in Deutschland leben mit depressiven
Symptomen und sind im Vergleich zum Bevölkerungsdurchschnitt um das
20-Fache stärker suizidgefährdet. Im Auftrag des Instituts für Qualität
und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) hat eine Arbeitsgruppe
der Technischen Universität (TU) Berlin untersucht, ob verschiedene
ambulante, nichtmedikamentöse Maßnahmen, etwa Kriseninterventionsprogramme
oder psychosoziale Interventionen, Erwachsene mit unipolarer Depression
dabei unterstützen, suizidale Krisen besser zu bewältigen.

Im finalen HTA-Bericht stellen die Berliner Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler fest, dass bestimmte Formen der Kognitiven
Verhaltenstherapie (KVT) u. a. depressive Symptome, aber auch
Suizidgedanken und -versuche mindern können. Allein die KVT ist in
aussagekräftigen Studien untersucht, belastbare Ergebnisse zu anderen
nichtmedikamentösen Verfahren fehlen.

Die wissenschaftlichen Fragen der HTA-Berichte gehen zurück auf Vorschläge
von Bürgerinnen und Bürgern beim ThemenCheck Medizin des IQWiG. In ein
solches Health Technology Assessment (kurz: HTA, engl. für Bewertung von
medizinischen Technologien) fließen auch ökonomische, ethische, soziale,
rechtliche und organisatorische Aspekte mit ein.

Depression erhöht Suizidrisiko

Trotz der weiten Verbreitung von Depressionen werden Betroffene immer noch
stigmatisiert und scheuen sich oft, darüber zu sprechen sowie
Hilfsangebote (z. B. Psychotherapie) anzunehmen. Depressionen sind ein
wesentlicher Risikofaktor für Selbsttötungsabsichten und suizidales
Handeln. Häufig kommen weitere Faktoren hinzu, beispielsweise
Alkoholmissbrauch und Gefühle von Isolation, und verstärken die
Suizidneigung. Bei Männern wird Depression zwar seltener diagnostiziert,
doch ist bei Männern mit Depression die Suizidrate mehr als doppelt so
hoch wie bei Frauen mit Depression.

Schnelles Handeln ist geboten

Bei akuter Suizidgefahr oder nach einem Suizidversuch hat schnelles
Handeln oberste Priorität: Betroffene sollten nach einem Klinikaufenthalt
unmittelbar eine ambulante psychiatrische Behandlung erhalten. Denn gerade
in den ersten Tagen und Wochen nach der Entlassung ist das Suizidrisiko
noch hoch.

Das sieht auch die Nationale VersorgungsLeitlinie "Unipolare Depression"
vor. Unmittelbar an die Entlassung sollen sich Nachuntersuchungen und
Therapieangebote anschließen, die neben Medikamenten auch eine auf
Suizidneigung und -risiko ausgerichtete Psychotherapie umfassen können.
Das gelingt bisher in der Versorgung allerdings oft nicht - nach dem
Klinikaufenthalt bricht die Behandlung vielfach ab.

Aussagekräftige Studien allein zu KVT

Nur für die Kognitive Verhaltenstherapie (KVT) von Erwachsenen mit
unipolarer Depression in einer suizidalen Krise gibt es aussagekräftige
Studien. Das Wissenschaftlerteam der TU Berlin stellte anhand deren
Ergebnissen fest, dass bestimmte Formen der KVT als Ergänzung zu einer
Standardbehandlung (z. B. Arzneimittel oder Kriseninterventionsprogramm)
bei der Bewältigung suizidaler Krisen helfen können: Depressive Symptome,
Hoffnungslosigkeit, Suizidgedanken sowie (wiederholte) Suizidversuche
lassen sich damit reduzieren.

Die Studiendaten wurden zu unterschiedlichen Messzeitpunkten nach
Therapiebeginn erhoben. Die Berliner Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler berichten deshalb im HTA-Bericht Daten für die
Messzeitpunkte 1 Monat, 3, 6, 18 und über 18 Monate: Während sich nach 1
Monat zu fast allen patientenrelevanten Aspekten noch keine Vorteile
zeigten, gab es bei einigen Aspekten insbesondere nach 6 Monaten Hinweise
auf einen höheren Nutzen der KVT mit Fokus auf Suizidneigung und -risiko
als Ergänzung zu einer Standardbehandlung.

Keine Anhaltspunkte gab es dafür, dass die KVT Auswirkungen auf Angst oder
posttraumatischen Stress hat. Weitere patientenrelevante Aspekte wie die
körperliche Verfassung für das Bewältigen des Alltags, die
gesundheitsbezogene Lebensqualität, die Sterblichkeit durch Suizid oder
schwere Nebenwirkungen wurden in den Studien nicht untersucht.

Kosten-Nutzen-Bewertungen fehlen

Gesundheitsökonomische Studien, die das Verhältnis von Nutzen und Kosten
bewerten, waren nicht zu finden. Eine konkrete Aussage zu den Kosten der
Gesamtbehandlung zu treffen, ist schwierig, da Dauer und Frequenz der
Therapiesitzungen variieren können und im Rahmen einer Standardbehandlung
häufig unterschiedliche medikamentöse und nichtmedikamentöse Maßnahmen
kombiniert werden. Somit lassen sich nur die Kosten einzelner
Therapiemaßnahmen im HTA-Bericht darstellen.

Zugangsbarrieren überwinden

Über Gespräche mit Betroffenen und Angehörigen sowie Literaturrecherchen
wurden außer den Aspekten Stigmatisierung und Rückzug von Menschen mit
Depression aus dem sozialen Leben noch einige weitere Aspekte
identifiziert, die als Zugangsbarrieren zu hilfreichen Maßnahmen wirken:
Lange Wartezeiten auf Termine oder nur schwere Erreichbarkeit von
Therapeutinnen und Therapeuten, insbesondere im ländlichen Raum, sind
solche Hürden. Auch deshalb kommt es zu Behandlungsabbrüchen beim Übergang
von stationärer zu ambulanter Betreuung.

Deshalb schlagen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der TU
Berlin unter anderem die enge multidisziplinäre Zusammenarbeit der
beteiligten Psychiater, Psychotherapeuten und Hausärzte sowie den Ausbau
von niedrigschwelligen Maßnahmen vor, beispielsweise Telefonseelsorge oder
auch webbasierte Angebote. Zur Wirkung solcher niedrigschwelligen
Leistungen fehlen allerdings verlässliche Studien.

"Auch wenn es wegen der unzureichenden Studienlage bislang nur Hinweise
auf einen Nutzen von KVT gibt, ist der Ausbau von ambulanten
Versorgungsstrukturen und niedrigschwelligen Angeboten zur
kontinuierlichen Behandlung von Menschen mit suizidalen Krisen bei
unipolarer Depression wichtig für die bedarfsgerechte Versorgung", meint
Laura Krabbe, Projektleiterin beim ThemenCheck Medizin des IQWiG, "denn
angesichts der Häufigkeit von Depressionen und der besonderen
Verletzlichkeit der Betroffenen müssen sich Menschen mit Depression in
suizidalen Krisen auf eine nahtlose Behandlung auch nach ihrem stationären
Aufenthalt verlassen können."

Forschungsfragen von Bürgerinnen und Bürgern

Unabhängig von diesem HTA-Bericht können alle Interessierten online
jederzeit Vorschläge für neue Forschungsfragen beim ThemenCheck Medizin
machen. Das IQWiG wählt einmal jährlich bis zu fünf Themen aus, zu denen
HTA-Berichte erstellt werden. Ein Auswahlbeirat bringt die Bürger- und
Patientensicht mit ein, der Fachbeirat die Expertenperspektive.

Die HTA-Berichte werden nicht vom IQWiG selbst verfasst, sondern an
externe Sachverständige vergeben. Deren Bewertung wird gemeinsam mit einer
allgemein verständlichen Kurzfassung (HTA kompakt) und einem
Herausgeberkommentar des IQWiG veröffentlicht.


Originalpublikation:

https://www.themencheck-medizin.iqwig.de/de/hta-berichte/08-ht17-03-suizidale-krisen-bei-unipolarer-depression-welchen-einfluss-haben-nicht-medikamentoese-massnahmen-auf-deren-bewaeltigung.124.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.themencheck-medizin.iqwig.de/de/aktuelles/ht17-03-suizidale-krisen-bei-unipolarer-depression-kognitive-verhaltenstherapie-kann-helfen.256.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906
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FORSCHUNG/829: Ein Protein, das beim Nervenwachstum auf die Bremse tritt (idw)


Deutsches Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen e.V. (DZNE) - 31.10.2019

Ein Protein, das beim Nervenwachstum auf die Bremse tritt



Während der Embryonalentwicklung bilden Nervenzellen lange Fortsätze, mit
denen sie sich zu einem komplexen Netzwerk im Gehirn verbinden.
Wissenschaftler vom Deutschen Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen
(DZNE) in Bonn haben nun ein Protein identifiziert, welches das Wachstum
dieser Fortsätze reguliert und dabei gewissermaßen auf die Bremse tritt.
Ihre Erkenntnisse könnten langfristig dazu beitragen, neue Ansätze zur
Behandlung von Rückenmarksverletzungen zu entwickeln. Die Studie ist in
der Zeitschrift "Current Biology" publiziert.

Neurone leiten elektrische Signale in eine klar definierte Richtung weiter
- man sagt, sie sind "polarisiert". Jedes Neuron empfängt Signale und
leitet diese über einen langen Fortsatz, dem sogenannten Axon, an die
nächste Zelle weiter. Bei Menschen können Axone, vor allem im Rückenmark,
über einen Meter lang werden. Lassen sich diese enormen
Wachstumsfähigkeiten nach Verletzungen des Rückenmarks wieder anregen?
"Um diese Frage zu beantworten, müssen wir die molekularen Prozesse der
Embryonalentwicklung erstmal besser verstehen" sagt Prof. Frank Bradke,
Arbeitsgruppenleiter am Bonner Standort des DZNE und Leiter der aktuellen
Studie. Diesem Ziel sind er und sein Team nun einen Schritt nähergekommen,
indem sie bei Mäusen und in Zellkulturen den Wachstumsprozess von
Nervenzellen untersuchten.

Ein vielfältiges Protein

Im Zentrum der aktuellen Studie steht ein Protein namens RhoA, ein
Tausendsassa unter den Molekülen. RhoA interagiert mit vielen Proteinen
und hat in verschiedenen Zellen ganz unterschiedliche Funktionen. Welche
Funktion es in Nervenzellen ausübt, wurde jedoch bisher noch nicht genau
untersucht. "Lange Zeit dachte man, RhoA würde die Polarität des Neurons
bestimmen und damit festlegen, wo an der Zelle das Axon gebildet wird",
erklärt Bradke. Die aktuelle Studie zeigt, dass dem nicht so ist: RhoA hat
mit der Polarität von Nervenzellen und der Entstehung des Axons wenig zu
tun. Erst nachdem das Axon schon vorhanden ist, regelt RhoA über eine
molekulare Kaskade das Wachstum. Diese Erkenntnis könnte für neue
Therapien von Bedeutung sein. "Eine Manipulation des RhoA-Signalwegs
sollte demnach nur das Wachstum der Nervenfasern beeinflussen, ohne dabei
den Aufbau der Zelle durcheinander zu bringen", sagt Bradke.

Molekulare Wachstumsbremse

Wie jede andere Zelle haben auch Neurone eine Art Skelett, das der Zelle
seine Struktur gibt. RhoA, so zeigten Bradke und seine Kollegen, aktiviert
einen molekularen Signalweg, der direkt auf das Zellskelett einwirkt. Es
drosselt das axonale Wachstum, indem es sogenannte Mikrotubuli, die für
die Stabilisierung des Axons notwendig sind, aus der Wachstumszone des
Axons verdrängt. "In der Embryonalentwicklung ist eine solche
Wachstumsbremse vermutlich nötig, um verschiedene Entwicklungsprozesse
genau aufeinander abzustimmen. Ein genaues Verständnis dieser Vorgänge
könnte helfen, gezielt die Regeneration nach Rückenmarksverletzungen
anzuregen. Hierfür müsste man diese Wachstumsbremse gewissermaßen lösen
können", sagt Dr. Sebastian Dupraz, der führende Autor der aktuellen
Studie und Postdoc in Bradkes Arbeitsgruppe. "Die molekulare Kaskade, die
wir entschlüsselt haben, beeinflusst direkt das Zellskelett des Axons
bietet daher einen guten Ansatzpunkt für therapeutische Strategien."

In einer früheren Studie hatte Bradkes Team festgestellt, dass eine Gruppe
von Proteinen - die "Cofilin/ADF"-Familie - für das Wachstum des Axons
ebenfalls eine wichtige Rolle spielt. Letztendlich wirken sowohl RhoA als
auch die Cofilin/ADF-Proteine auf das Zytoskelett des Axons, wenn auch
über unterschiedliche Mechanismen. Beide Wege könnten potenzielle
Ansatzpunkte für zukünftige Therapien sein.


Originalpublikation:

RhoA Controls Axon Extension Independent of Specification in the
Developing Brain

Sebastian Dupraz et al., Current Biology (2019)

DOI: 10.1016/j.cub.2019.09.040

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dzne.de/en/news/public-relations/press-releases/press/a-protein-that-pulls-the-brake-on-nerve-growth/ 

(Englische Fassung)

https://www.dzne.de/aktuelles/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilungen/presse/bonner-forscher-identifizieren-schluesselproteine-fuer-die-reparatur-von-nervenleitungen/ 

Verwandtes Thema: Bonner Forscher identifizieren Schlüsselproteine für die Reparatur von Nervenleitungen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1369

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen e.V. (DZNE) - 31.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





INFEKTION/1831: Krankheitserregern in Fleisch, Eiern und Rohmilch auf der Spur (idw)


Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 31.10.2019

Krankheitserregern in Fleisch, Eiern und Rohmilch auf der Spur

BfR-Symposium zu aktuellen Trends und Ursachen von lebensmittelbedingten
Krankheitsausbrüchen



Um Nahrungsmittel für den Menschen noch sicherer zu machen, diskutieren
Expertinnen und Experten aus wissenschaftlichen Einrichtungen, der
behördlichen Lebensmittelüberwachung sowie der Wirtschaft am 4. und 5.
November 2019 aktuelle Entwicklungen und Strategien beim Symposium
"Zoonosen und Lebensmittelsicherheit" am Bundesinstitut für
Risikobewertung (BfR) in Berlin-Marienfelde. Denn einige Mikroorganismen
im Essen können gesundheitliche Beschwerden hervorrufen. Auch führen etwa
Campylobacter in Rohmilch, Salmonellen in Eiern oder Listerien in
verzehrfertigen Lebensmitteln immer wieder zu Ausbruchsgeschehen mit
zahlreichen Erkrankten. Im Falle von Listerien sind darunter
überdurchschnittlich viele Todesfälle. Um Krankheitsausbrüche aufzuklären,
hat das BfR ein digitales Werkzeug entwickelt. "Mit der Software
FoodChain-Lab können wir Produkte vom Herstellungsbetrieb bis zur
auffälligen Häufung von Erkrankungsfällen verfolgen", sagt BfR-Präsident
Professor Dr. Dr. Andreas Hensel. "Unsere innovative Software stellen wir
weltweit interessierten Anwendern zur Verfügung." Mit dem Werkzeug wird
das im Labor bestimmte genetische Profil der Erreger mit den Lieferdaten
der in Frage kommenden Lebensmittel abgeglichen und so die Quelle der
Kontamination nachgewiesen. Die einfach anzuwendende Software entwickelt
das BfR stetig weiter und schult zuständige Behörden in der Anwendung, um
eine rasche und verlässliche Aufklärungsarbeit zu ermöglichen.

https://www.bfr.bund.de/de/veranstaltung/bfr_symposium_zoonosen_und_lebensmittelsicherheit-242259.html

Durch die Salmonellenbekämpfung bei Geflügel sind die Infektionszahlen
beim Menschen vor Jahren deutlich gesunken, dennoch sind Salmonellen
weiter ein wichtiges Thema. Es wird auf der Tagung über einen lang
anhaltenden lebensmittelassoziierten Salmonellose-Ausbruch berichtet
werden. Auch geht es um Strategien, Salmonellen in Schweinefleisch zu
reduzieren.

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf Campylobacter, der mit etwa 70.000
Fällen jährlich in Deutschland die meisten bakteriell bedingten
Lebensmittelinfektionen verursacht, vor allem bei Kleinkindern und jungen
Erwachsenen. Campylobacteriose-Ausbrüche gab es in den letzten Jahren
deutschlandweit oft bei Klein- oder Schulkindern, die bei Ausflügen
Rohmilch vom Bauernhof aus Milchautomaten konsumierten. Um die
Campylobacter-Infektionen beim Menschen zu reduzieren, stellt ein "One
Health-Ansatz" neue Strategien zur Vorbeugung, Kontrolle und Therapie aus
der gemeinsamen Forschung von Veterinär-, Human- und Umweltwissenschaften
vor.

Auch Viren in Lebensmitteln rücken mehr in den Fokus, so steigt die Zahl
der Hepatitis E-Infektionen beim Menschen in Deutschland seit einigen
Jahren deutlich an. Diese waren vor allem durch ungenügend erhitzte Leber
und Rohwürste verursacht, also durch den Verzehr von Fleisch, Innereien
und Produkten, die aus infizierten Schweinen oder Wildschweinen
hergestellt wurden. Des Weiteren wird über einen lebensmittelbedingten
Krankheitsausbruch durch Hepatitis A berichtet werden.

Wildbret von Hirsch, Reh und Wildschwein konsumieren die meisten Menschen
zwar eher selten, dennoch wird es immer beliebter. Erste Studienergebnisse
des BfR zum Vorkommen von Parasiten in Wildtieren im Bundesland
Brandenburg zeigen, dass die Wildtiere etwa mit Toxoplasmen befallen sein
und Wildschweine den Dunckerschen Muskelegel in sich tragen können. Die
Studien sind Basis, um mögliche Gesundheitsrisiken für den Menschen
abzuleiten.

Untersuchungen zu weiteren Erregern und strategische Vorgehensweisen zur
Risikofrüherkennung runden das Programm ab.


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution638
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NEBENWIRKUNG/294: Warum Beta-Blocker Hautentzündungen verursachen (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 31.10.2019

Warum Beta-Blocker Hautentzündungen verursachen



Beta-Blocker werden häufig gegen Bluthochdruck und andere
Herz-Kreislauf-Erkrankungen eingesetzt. Bei manchen Patienten können sie jedoch eine
entzündliche Schuppenflechte auslösen oder verstärken. Wissenschaftler der
Universität Bonn und der Freien Universität Berlin haben nun eine mögliche
Ursache dafür gefunden. Ihre Ergebnisse sind heute in der renommierten
Fachzeitschrift "Autophagy" erschienen.

Dass Beta-Blocker schwere Hautentzündungen verursachen können, ist schon
lange bekannt. Die Ursache für dieses Phänomen war allerdings bislang
weitgehend unbekannt. Die aktuelle Studie bringt jedoch Licht ins Dunkel:
Demnach können Beta-Blocker augenscheinlich den Abbau defekter
Zellbestandteile stören. Im Gegenzug setzen die Zellen dann Botenstoffe
frei, die immunvermittelte entzündliche Reaktionen auslösen.

In diese Richtungen deuten zumindest Experimente mit Zellkulturen. Die
Wissenschaftler hatten dabei einen Wirkstoff namens Propranolol unter die
Lupe genommen. Unabhängig vom eigentlichen Wirkmechanismus, der Blockade
von Betarezeptoren, verdankt er seine entzündungsfördernden Nebenwirkungen
vermutlich der Kombination zweier Eigenschaften: "Propranolol ist
fettlöslich und zugleich leicht alkalisch", erklärt Prof. Dr. Günther
Weindl vom Pharmazeutischen Institut der Universität Bonn.

"Gelber Sack" in der Zelle

Dank seiner Fettlöslichkeit kann der Wirkstoff Biomembranen durchqueren -
das sind dünne fettähnliche Häutchen, die Zellen und manche ihrer
Bestandteile umschließen. Der zweite Punkt sorgt dagegen dafür, dass
Propranolol sich in saurer Umgebung positiv auflädt. In diesem Zustand
kann die Substanz dann nicht mehr durch die Membran zurück.

Problematisch wird diese Kombination bei einem Vorgang, den Experten
Autophagie nennen. Dabei nutzen Zellen Bläschen aus Biomembranen als eine
Art "Gelben Sack", in dem sie defekte Proteine und andere Zellbestandteile
verpacken. Der Sack verschmilzt dann später mit einem zweiten
Membran-Beutel, dem Lysosom. Dieses enthält zersetzende Enzyme, die den Inhalt des
gelben Sacks zerlegen und die einzelnen Bausteine wieder in die Zelle
abgeben - ein perfektes Recycling.

Die Flüssigkeit im Lysosom ist leicht sauer, denn nur in diesem Milieu
können die Enzyme ihre Arbeit verrichten. Wenn daher ein
Propranolol-Molekül per Zufall seinen Weg durch die Membran in den Beutel findet, wird
es positiv geladen und sitzt in der Falle. Mit der Zeit sorgt dieser
Effekt dafür, dass sich immer mehr Propranolol im Lysosom anhäuft. "Und
dieser Prozess stört augenscheinlich die Autophagie", sagt Weindl. "Das
wiederum verändert eine Reihe von Prozessen in der Zelle. Als ein Resultat
schüttet sie unter anderem Entzündungsbotenstoffe aus, vor allem das so
genannte Interleukin-23, das hauptsächlich von Immunzellen abgesondert
wird. Folge davon sind die beobachteten Hautprobleme."

Nicht alle Beta-Blocker sind problematisch

Wie diese Prozesse auf molekularer Ebene genau zusammenhängen, wollen die
Forscher nun weiter untersuchen. Schon jetzt deuten ihre Ergebnisse aber
darauf hin, dass die entzündlichen Effekte vor allem bei fettlöslichen
Beta-Blockern auftreten. Tatsächlich gibt es in dieser Wirkstoffgruppe
auch Substanzen, die weniger gut membrangängig sind. "Wir haben sie in
unseren Zellkulturen getestet", betont der Pharmakologe. "Die
Interleukin-23-Ausschüttung war bei ihnen deutlich geringer als nach
Propranolol-Gabe."

Diese Ergebnisse müssen aber noch bei lebenden Organismen verifiziert
werden. Dass eine gestörte Autophagie schwere Erkrankungen auslösen kann,
ist dagegen schon seit längerem bekannt. Darunter sind etwa Demenz,
entzündliche Darmerkrankungen und Diabetes.

Originalpublikation:

Gerrit Müller, Charlotte Lübow und Günther Weindl: Lysosomotropic beta
blockers induce oxidative stress and IL23A production in Langerhans cells.
Autophagy 

DOI: 10.1080/15548627.2019.1686728
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WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLEGE/789: Medizinische Hilfsmittel von der Steuer absetzen (VHL)


Vereinigte Lohnsteuerhilfe e. V. (VLH) - 1. November 2019

Medizinische Hilfsmittel von der Steuer absetzen

Neustadt a.d. Weinstraße - Blutdruckmessgerät, Rollstuhl, Prothese:
Wie Sie sogenannte medizinische Hilfsmittel richtig von der Steuer
absetzen, erklären wir Ihnen hier.



Per Definition sind Hilfsmittel "sächliche medizinische Leistungen,
die von zugelassenen Leistungserbringern abgegeben werden". Hinter
dieser nüchternen Beschreibung verbergen sich nützliche Alltagshelfer
kranker Menschen oder Menschen mit Behinderung wie eine Gehhilfe, eine
Prothese oder ein Rollstuhl, aber auch eine Sehhilfe oder eine
Hörhilfe gehören dazu. Diese medizinischen Hilfsmittel sollen den
Alltag erleichtern und gesundheitliche Defizite ausgleichen.

Haben die medizinischen Hilfsmittel einen nachweisbaren
therapeutischen Nutzen, übernimmt in der Regel die Krankenkasse die
Kosten. Alle medizinischen Hilfsmittel, die die Krankenkasse zahlt,
sind im sogenannten Hilfsmittelverzeichnis des Spitzenverbands der
Krankenkassen aufgelistet.

Zahlt die Kasse nicht, können die Kosten gegebenenfalls abgesetzt werden

Kosten für medizinische Hilfsmittel, die die Krankenversicherung nicht
zahlt, können Sie als außergewöhnliche Belastung in Ihrer
Steuererklärung eintragen und absetzen - sofern sie die sogenannte
zumutbare Eigenbelastung überschreiten. Allerdings unterscheidet der
Fiskus zwischen Hilfsmitteln im engeren Sinne und Hilfsmitteln im
weiteren Sinne.

Hilfsmittel im engeren Sinne

Bei medizinischen Hilfsmitteln im engeren Sinn ist die Sachlage
einfach: Kosten dafür können grundsätzlich als außergewöhnliche
Belastung von der Steuer abgesetzt werden. Denn zu den medizinischen
Hilfsmitteln im engeren Sinne zählen Gegenstände, die ausschließlich
von kranken Menschen oder Menschen mit Behinderung angeschafft werden,
um ein Leiden zu lindern. Für einen gesunden Menschen bringen diese
Hilfsmittel keine Vorteile.

Ein Hilfsmittel im engeren Sinne ist beispielsweise:


	eine Sehhilfe wie eine Brille

	eine Hörhilfe wie ein Hörgerät

	ein Rollstuhl

	eine Prothese

	orthopädische Hilfsmittel wie Schuheinlagen oder Gehhilfen

	ein Treppenlift



Die Kosten für medizinische Hilfsmittel im engeren Sinne können Sie
zusätzlich zum Behinderten-Pauschbetrag von der Steuer absetzen.

Hilfsmittel im weiteren Sinne

Im Gegensatz dazu sind Hilfsmittel im weiteren Sinne Dinge, die nicht
nur von kranken Menschen oder Menschen mit Behinderung genutzt werden,
sondern auch gesunden Menschen den Alltag erleichtern oder zur
Gesundheitsvorsorge eingesetzt werden. Die Kosten für medizinische
Hilfsmittel im weiteren Sinne erkennt das Finanzamt nur als
außergewöhnliche Belastung an, wenn die medizinische Notwendigkeit
bereits vor dem Kauf durch ein Attest des Amtsarztes oder eine
Bescheinigung des Medizinischen Dienstes nachgewiesen wurde. Wenn sich
die Krankenkasse an den Ausgaben beteiligt, gelten die Kosten übrigens
auch als genehmigt.

Ein Hilfsmittel im weiteren Sinne ist beispielsweise:


	ein Paar Gesundheitsschuhe

	ein Massagegerät

	ein Fahrradergometer

	ein wirbelsäulengerechtes Bett

	ein Spezialbett mit motorgetriebener Oberkörperaufrichtung



Sie sind sich unsicher, wie Sie medizinische Hilfsmittel richtig in
Ihrer Steuererklärung eintragen? Unsere Beraterinnen und Berater sind
gerne für Sie da und erstellen Ihre Steuererklärung. Finden Sie hier
eine Beratungsstelle in Ihrer Nähe: Beratersuche.

Quellen

Hilfsmittelverzeichnis des Spitzenverbands der Krankenkassen. 

Datum 04.07.2018.


Über die VLH

Der Lohnsteuerhilfeverein Vereinigte Lohnsteuerhilfe e.V. (VLH) ist
mit mehr als 900.000 Mitgliedern und rund 3.000 Beratungsstellen
Deutschlands größter Lohnsteuerhilfeverein. Die VLH stellt außerdem
die meisten nach DIN 77700 zertifizierten Berater: Von drei
zertifizierten Beratern aller Lohnsteuerhilfevereine sind zwei von der
VLH.

Gegründet im Jahr 1972, erstellt die VLH für ihre Mitglieder die
Einkommensteuererklärungen im Rahmen der gesetzlichen
Beratungsbefugnis nach § 4 Nr. 11 StBerG.

 * 

Quelle:

Vereinigte Lohnsteuerhilfe e. V. (VLH)

Pressemitteilung vom 1. November 2019

Fritz-Voigt-Straße 13, 67433 Neustadt a.d. Weinstraße

Telefon: 06321 4901-0, Fax: 06321 4901-49

E-Mail: presse@vlh.de

Internet : www.vlh.de/presse
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STUDIE/657: Allergiker sind stressanfälliger und neigen zur Unterdrückung von Emotionen (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 31.10.2019

Allergiker sind stressanfälliger und neigen zur Unterdrückung von Emotionen



Unterscheiden sich Gesunde und Allergiker hinsichtlich ihrer Reaktion auf
akuten Stress und ihrem Umgang mit Emotionen? Ein Forschungsteam um Lisa
Maria Glenk vom interuniversitären Messerli Forschungsinstitut - einer
gemeinsamen Einrichtung der Vetmeduni Vienna, der Medizinischen
Universität Wien und der Universität Wien - ging diesen Fragen in einer
soeben veröffentlichten wissenschaftlichen Studie nach und kam zu
erstaunlichen Ergebnissen.

Allergien sind weltweit auf dem Vormarsch, vor allem aber in
hochentwickelten Ländern mit einem hohen Hygienestandard. Etwa jeder
Vierte leidet an Asthma, Heuschnupfen & Co., wobei Frauen häufiger als
Männer betroffen sind. Stress kann das Immunsystem aktivieren oder hemmen,
seine vielfältige Wirkung in Zusammenhang mit Allergien ist allerdings
noch nicht vollständig aufgeklärt. Frühere Untersuchungen zeigten bereits,
dass Allergiker ängstlicher und stressanfälliger sind als Menschen ohne
Allergie.

Ein Forschungsteam um Lisa Maria Glenk vom Messerli Forschungsinstitut in
Wien untersuchte Gesunde und allergische Personen in einem Stresstest. Den
Studienteilnehmern wurden vor und nach der Stressprovokation ein
Fragebogen zu ihrem Umgang mit Emotionen sowie ihrem aktuellen Befinden
vorgelegt. Zudem bestimmten die Wissenschaftler die Konzentrationen der
Hormone Kortisol und Oxytocin.

Erhöhte Stressanfälligkeit durch ungünstigen Umgang mit Emotionen

Nach dem Stresstest fühlten sich sowohl Allergiker als auch Gesunde
ängstlicher und gestresster. Allerdings verzeichneten Allergiker einen
stärkeren Anstieg des Stresshormons Kortisol und brauchten zudem länger,
um sich wieder davon zu erholen. Auch in der Ausschüttung von Oxytocin,
welches auch als Kuschel- oder Bindungshormon bekannt ist, unterschieden
sich die allergischen von den gesunden Probanden. Zwar hatten Allergiker
höhere Ausgangwerte im Blut, ihr Oxytocinspiegel sank aber infolge der
Stresserfahrung. Bei den Gesunden verhielt es sich umgekehrt.
Interessanterweise unterdrückten eher Allergiker als Gesunde ihre
Emotionen. Dazu Studienleiterin Erika Jensen-Jarolim: "Wir sehen immer
wieder, dass Allergiepatienten die Schwere ihrer chronischen Symptome
negieren." Jene allergischen Personen, die zu einer emotionalen
Neubewertung der Situation fähig waren, erholten sich deutlich schneller
vom Stress. Co-Autor Oswald D. Kothgassner von der Medizinischen
Universität Wien ergänzt dazu: "Durch diese Ergebnisse kann angenommen
werden, dass Mechanismen der Stressregulation eine entscheidende Rolle für
das häufig gemeinsame Auftreten von Allergien und Depressionen spielen".
Die aktuelle Studie legt somit nahe, dass Allergiker und Gesunde einen
unterschiedlichen Umgang mit Emotionen pflegen, was wiederum ihre
Stresstoleranz beeinflusst.


Originalpublikation:

Der Artikel "Salivary Cortisol responses to acute stress vary between
allergic and healthy individuals: The role of plasma oxytocin, emotion
regulation strategies, reported stress and anxiety" von L. M. Glenk, O. D.
Kothgassner, A. Felnhofer, J. Gotovina, C. L. Pranger, A. N. Jensen, N.
Mothes-Luksch, A. Goreis, R. Palme, E. Jensen-Jarolim wurde in "Stress"
veröffentlicht.

https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/10253890.2019.1675629

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.vetmeduni.ac.at/de/infoservice/presseinformationen/presseinformationen-2019/allergiker-sind-stressanfaelliger-und-neigen-zur-unterdrueckung-von-emotionen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1560

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Veterinärmedizinische Universität Wien - 31.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/9214: Aus aller Welt - 05.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Vorsitzende der Grünen in Kanada verabschiedet sich aus Politik

Die kanadische Grünen-Chefin Elizabeth May zieht sich nach 13 Jahren
von der Parteispitze zurück. Bis zur nächsten Vorstandswahl soll
Vizechefin Jo-Ann Roberts die Partei führen. Die Grünen hatten bei
der Parlamentswahl am 21. Oktober drei Sitze im Abgeordnetenhaus
gewonnen, waren aber trotz des Rekordergebnisses hinter den
Erwartungen ihrer Anhänger geblieben. Mays unklare Einstellung zur
Abtreibung und ihre Position, in die Raffination von mehr Öl aus
Alberta zu investieren, um ausländische Ölimporte in
Ostküstenraffinerien zu ersetzen, habe der Partei Stimmen gekostet,
sagte Alex Tyrrell, der Vorsitzende der Provinzgrünen in Quebec der
Zeitung Vancouver Sun.

5. November 2019
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JUSTIZ/9214: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



51jähriger tot in Ausnüchterungszelle gefunden

In einer Polizeidienststelle im brandenburgischen Luckenwalde ist ein
Mann gestorben. Beamte fanden die Leiche des 51jährigen am Montag in
einer Ausnüchterungszelle. Wenige Stunden zuvor hatten Polizisten den
offenbar stark betrunkenen und schlafenden Mann vor einem
Einkaufsmarkt in Gewahrsam genommen und zur Ausnüchterung in eine
Zelle gebracht. Zur Bestimmung der Todesursache soll die Leiche des
Mannes am Dienstag obduziert werden, teilte die Staatsanwaltschaft
Potsdam mit.
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MILITÄR/9211: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



NATO startet Militärübung in Litauen

Rund 4.000 Soldaten aus elf NATO-Staaten haben ein zweiwöchiges
Militärmanöver in Litauen begonnen. Wie das Verteidigungsministerium
in Vilnius mitteilte, trainieren die Streitkräfte der Allianz bis zum
18. November auf dem litauischen Militärstützpunkt Pabrade
Abwehrmaßnahmen und Gegenangriffe. Die Regierung in Minsk reagierte
mit Unmut auf das NATO-Manöver, das nur 15 Kilometer von der
weißrussischen Grenze entfernt auf einem litauischen
Militärübungsgelände stattfindet.
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POLITIK/9213: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundesvorstand der Grünen für Mindestlohn-Erhöhung

Die Parteispitze der Grünen strebt eine Anhebung des Mindestlohns auf
zwölf Euro an. Zudem soll es weniger Ausnahmen und mehr Kontrollen
geben. Die Forderungen sind Teil eines Wirtschaftsantrags für den
Parteitag Mitte November in Bielefeld. Das Niveau solle gesetzlich
angehoben werden, um unzureichende Lohnzuwächse in der Vergangenheit
auszugleichen, sagte Parteichef Robert Habeck nach Angaben der
Deutschen Presse-Agentur am Montag in Berlin. Er erwarte eine
strittige Debatte. Derzeit liegt der Mindestlohn bei 9,19 Euro.
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SONSTIGES/9211: Tragisches und Kurioses - 05.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hausbewohnerin stirbt bei Brand in Wuppertal

Ein Wohnhausbrand im Wuppertaler Stadtteil Ronsdorf hat in der Nacht
zu Dienstag einen Großeinsatz der Feuerwehr ausgelöst. Beim
Eintreffen der Löschfahrzeuge stand der Dachstuhl des dreistöckigen
Fachwerkhauses bereits lichterloh in Flammen. Ein 84jähriger Mann und
eine 78 Jahre alte Frau konnten noch unverletzt aus dem brennenden
Haus flüchten. Eine weitere Mitbewohnerin schaffte es jedoch nicht
mehr. Die 46jährige Frau konnte nur noch tot aus den Trümmern
geborgen werden. Laut Polizeiangaben ist das Gebäude
einsturzgefährdet und nicht mehr bewohnbar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8296: Aus Forschung und Technik - 05.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Boeings Starliner-Crew-Modul hat Probleme mit Landefallschirm

Ein Fallschirmtest mit dem neuen Starliner-Raumschiff von Boeing
wurde von der US-Raumfahrtbehörde NASA als gelungen bewertet, obwohl
sich nur zwei der drei Landefallschirme öffneten. Der Test fand am
Montag auf dem Militärstützpunkt White Sands im US-Bundesstaat New
Mexico statt. Dazu wurden die vier Rettungstriebwerke der Raumkapsel
gezündet und nach fünf Sekunden wieder abgeschaltet. Die unterdessen
auf etwa 1.400 Meter aufgestiegene Kabine landete anschließend mit
aufgeblasenen Airbags auf dem Wüstenboden. Der Raumfahrtkonzern
Boeing und das Unternehmen SpaceX entwickeln im Auftrag der NASA
Raumfähren für bemannte Flüge zur Internationalen Raumstation ISS.
Nach dem Ende des US-Space-Shuttle-Programms 2011 ist nur noch
Rußland in der Lage, Menschen zur Orbitalstation zu fliegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8310: Aus aller Welt - 05.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Iran aktiviert Uranzentrifugen in Anreicherungsanlage von Fordo

Die Regierung in Teheran hat eine Ausweitung der iranischen
Urananreicherung angekündigt. Dieser Schritt ist in dem
internationalen Atomabkommen mit der Islamischen Republik nicht
vorgesehen. Den Vertrag hatte die US-Regierung 2015 einseitig
aufgekündigt. Außerdem verhängte sie gegen den Iran mehrmals
Wirtschaftssanktionen. Letztere haben die europäischen
Vertragspartner nicht kompensiert. Der iranische Präsident Rohani
erklärte, daß sich sein Land an den Atomwaffenvertrag halten wird,
wenn dies auch die anderen Unterzeichnerstaaten tun. Die entgegen dem
Abkommen eingeleiteten Schritte ließen sich rückgängig machen. Laut
Rohani werden umgehend bislang über 1000 inaktive Zentrifugen in der
unterirdischen Urananreicherungsanlage von Fordo mit Uranhexafluorid
beschickt werden. Dem Abkommen nach dürfen die Zentrifugen nur zu
wissenschaftlichen Zwecken eingesetzt und ohne Gasinjektion getestet
werden. Die Iraner haben nach Angaben des Leiters der iranischen
Atomenergiebehörde, Salehi, wider dem Abkommen moderne
leistungsfähige Zentrifugen in Betrieb genommen. Außerdem wird ein
neuer Zentrifugentyp entwickelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8265: Medizin und Gesundheitswesen - 05.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Azubis in schlechtem Gesundheitszustand

Um den Gesundheitsstand der Auszubildenden (Azubis) steht es in
Deutschland nicht gut. Ein Drittel von ihnen berichtet von
häufig auftretenden körperlichen wie psychischen Beschwerden. Auch
das Gesundheitsverhalten der Jugendlichen ist alles andere als
vorbildlich. Rund ein Viertel gab an, nie oder nur einmal pro Monat
Sport zu treiben. Ein knappes Drittel schläft unter der Woche weniger
als sieben Stunden. Über ein Drittel der Azubis raucht zumindest
gelegentlich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8298: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Finanzielle Sanktion von Hartz-IV-Beziehern weitgehend unzulässig

Das Bundesverfassungsgericht hat am Dienstag die Kürzung von
Hartz-Vier-Leistungen durch die Jobcenter für weitgehend unzulässig
erklärt. Das Sozialgericht in Gotha, welches entsprechende
Disziplinierungsmaßnahmen gegenüber Leistungsbeziehern ebenfalls als
verfassungswidrig einstufte, hatte das BVerfG um juristische Klärung
gebeten. Die Karlsruher Richter und Richterinnen entschieden
einstimmig, daß die Leistungsminderungen um 60 oder gar 100 Prozent
den betroffenen Menschen nicht zumutbar sind, weil ihnen dann ein
Teil des Existenzminimums fehlt. Verfassungskonform wäre eine
Streichung der Bezüge um 30 Prozent, aber nicht über die bisher
obligatorischen drei Monate, insofern sich der Betroffene einsichtig
zeigt.

Die Mitarbeiter der Jobcenter halten den Hartz-IV-Empfängern
Leistungen vor, wenn diese Jobangebote nicht annehmen,
Fördermaßnahmen ablehnen oder sich anderweitig unkooperativ zeigen.
Im ersten Schritt werden drei Monate lang 30 Prozent des Regelsatzes
gestrichen. Bei mehreren Verstößen gegen die Auflagen der Jobcenter
können 60 und 100 Prozent der Transferleistung einbehalten werden.
Auch die Übernahme von Miet- und Heizkosten kann gestrichen werden.
Im vergangenen Jahr wurden laut Bundesagentur für Arbeit über 440.000
Hartz-IV-Bezieher mindestens einmal sanktioniert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8220: Sprache, Kunst und Medium - 05.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Kasseler documenta-Institut nimmt 2020 die Arbeit auf

Das geplante documenta-Institut Kassel soll im kommenden Jahr in
Kassel seine Arbeit aufnehmen.

"Zunächst soll eine kommissarische wissenschaftliche Leitung
eingesetzt werden, parallel dazu die wissenschaftliche Leitung in
einer gemeinsamen Berufung mit der Universität Kassel ausgeschrieben
werden", erklärten die Projektpartner der Stadt und des Landes Hessen.

Demnach wird das Institut zunächst unter dem Dach der documenta
arbeiten und erst später in die Eigenständigkeit überführt werden, wie
der Deutschlandfunk berichtete. 24 Millionen stehen für den geplanten
Bau bereit.

Das Institut soll die Schau erforschen, vermitteln und ihre Geschichte
aufarbeiten.

Die alle fünf Jahre in Kassel veranstaltete Schau gilt als weltweit
wichtigste Ausstellung für zeitgenössische Kunst - sie fand bisher 14
Mal statt.
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MILITÄR/8287: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Südlicher Übergangsrat im Jemen wieder auf Seite der Regierung

Der Südliche Übergangsrat (STC) im Jemen hat sich mit der
Exilregierung auf einen Friedensplan verständigt, während die Milizen
der Huthi ihren Kampf fortsetzen. Das teilte der UN-Sondergesandte
für den Jemen, Martin Griffiths, mit. Demnach wird die international
anerkannte Regierung wieder ihren Sitz in der Hafenstadt Aden haben.
Die Kämpfer der Separatisten werden in die Armee aufgenommen.
Außerdem ist geplant, in den nächsten Monaten eine Regierung aus
Vertretern des Nordens und des Südens zu bilden. Bis zum letzten
Sommer hatten Milizen des STC noch zusammen mit den Regierungskräften
die Huthis bekämpft. Dann vertrieben sie mit Hilfe der Vereinigten
Arabischen Emirate die Regierung aus Aden, die wegen der Huthis die
Hauptstadt Sanaa verlassen mußte. In den seit vier Jahren laufenden
Bürgerkrieg hat sich unter anderem Saudi-Arabien auf der Seite von
Präsident Hadi eingeschaltet. Der saudische Kronprinz bin Salman
nannte die jüngste Übereinkunft einen entscheidenden Schritt hin zu
einer politischen Lösung des Konflikts.
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POLITIK/8301: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesregierung legt Subventionierung von E-Autos fest

Die Bundesregierung und Vertreter der Autoindustrie haben sich am
Montagabend beim sogenannten Autogipfel im Kanzleramt auf die
staatliche Subventionierung von Elektrofahrzeugen und Ladestationen
verständigt. An dem Treffen nahmen Kanzlerin Merkel, mehrere
Bundesminister und Ministerpräsidenten sowie der Vorsitzende des
Verbands der Deutschen Autoindustrie und die Chefs von
Autoherstellern, Zulieferern und Gewerkschaften teil. Man hat
abgesprochen, daß Käufer rein elektrischer Autos unterhalb eines
Listenpreises von 40.000 Euro mit 6000 statt bislang 4000 Euro
bezuschußt werden. Bei Plug-In-Hybriden beträgt der Kaufanreiz statt
3000 Euro bisher 4500 Euro. Bei einem Kaufpreis zwischen 40.000 und
65.000 Euro können die Kunden 5000 Euro Zuschuß erwarten. Von der
staatlichen Förderung werden rund 650.000 bis 700.000 Autokäufer
profitieren. Die erweiterte Prämie wird wie die bisherige aus
Steuergeldern finanziert. Außerdem trägt die Industrie die Hälfte der
Kosten. Das Förderprogramm soll bis 2050 laufen. Innerhalb von zwei
Jahren sollen im öffentlichen Raum zusätzlich 50.000 Ladepunkte
eingerichtet werden, dabei übernimmt die Industrie den Bau von
15.000. Zur Zeit stehen rund 20.000 Ladepunkte bereit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8270: Tragisches und Kurioses - 05.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Ein 1918 havariertes Schiff bewegt sich auf die Niagara-Fälle zu

Nach schweren Regenfällen und einem heftigen Sturm hat sich ein vor
gut 100 Jahren oberhalb der Niagara-Fälle verunglückter und auf einer
Klippe festsitzender Lastkahn in Bewegung gesetzt und sich rund 50
Meter vor der Abbruchkante erneut verkeilt.

Nach Angaben der kanadischen Nationalpark-Verwaltung ist völlig offen,
ob das als "Iron Scow" (Eiserner Lastkahn) bekannte Wrack dort
absehbar erneut festsitzt oder demnächst abstürzen könnte.

Momentan sehe es zwar so aus, als läge der Kahn sicher auf der Klippe,
aber bei weiteren Unwettern könnte er trotz seines Gewichts wieder
losgerissen werden und über den Rand stürzen, erklärte der
Niagara-Parkchef David Adames im Sender CBC.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8299: Arbeit, Soziales und Familie - 05.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Lebenserwartung Neugeborener etwas gestiegen

Nach Angaben des Statistischen Bundesamts haben neugeborene Mädchen
in Deutschland eine Lebenserwartung von etwa 83,3 Jahren. Jungen
können im Durchschnitt 78,5 Jahre erwarten. Damit ist die
Lebenserwartung in beiden Gruppen um 0,1 Jahr gestiegen. Bis zur
entsprechenden Erhebung 2006/2008 nahm die Lebenserwartung von
Mädchen im Schnitt um 0,2 Jahre zu und bei Jungen um 0,3 Jahre. Vor
rund 20 Jahren hatten neugeborene Mädchen eine sechs Jahre höhere
Lebenserwartung als neugeborene Jungen. Dieser Unterschied ist
inzwischen auf 4,8 Jahre zurückgegangen. Dem Bundesamt zufolge ist
die Lebenserwartung Neugeborener in Belgien, Frankreich, Luxemburg,
der Schweiz und Österreich höher als in Deutschland. Hier liegt sie
etwa auf dem Niveau des EU-Durchschnitts.
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UMWELT/8276: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Bald keine unberührte Natur mehr

Unberührte Natur wird immer mehr zur Mangelware. So verteilt sich 70
Prozent der Wildnis auf nur fünf Länder: Australien, Brasilien,
Kanada, Rußland und die USA. Insgesamt bedecken sämtliche Land- und
Seegebiete, in denen die Menschheit so gut wie nicht eingegriffen
hat, nur noch 23 Prozent der Erde - vor hundert Jahren waren es 85
Prozent. Zu diesem Ergebnis gelangten James Watson von der
Universität von Queensland in Australien und Mitarbeiter bei ihren
Untersuchungen. Nach diesen ging zwischen 1993 und 2009 jährlich die
Fläche von der Größe Indiens an unberührter Natur verloren, um
Siedlungen, der Landwirtschaft und der Ausbeutung von Bodenschätzen
zu weichen.
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WIRTSCHAFT/8287: Märkte und Finanzen - 05.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Kürzer arbeiten und mehr produzieren bei Microsoft in Japan

Das Software-Unternehmen Microsoft hat im August in Japan erfolgreich
die Vier-Tage-Woche getestet. Die 2300 Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen sind in der Testphase um 40 Prozent produktiver
gewesen als im Vorjahreszeitraum. Der Stromverbrauch in den
Niederlassungen ging um ein Viertel und der Papierverbrauch um die
Hälfte zurück. Microsoft hatte alle Besprechungen auf 30 Minuten und
die Zahl der daran teilnehmenden Mitarbeiter auf fünf begrenzt. Das
Management setzte darauf, daß sich Angestellten in der Freizeit
persönlich weiterentwickelten und sich stärker ihren Familien
widmeten. In diesem Winter startet Microsoft in Japan einen weiteren
Test mit flexiblen Arbeitszeiten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8299: Aus Forschung und Technik - 05.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Tragbarer Luftreiniger mit Kopfhörer

Das britische Technologieunternehmen Dyson aus Malmesbury entwickelt
gegenwärtig einen tragbaren Luftreiniger, der sich auch als Kopfhörer
nutzen läßt. Wann ein solches Gerät fertig ist und ob es für
Verbraucher attraktiv ist, wird sich in naher Zukunft zeigen. Auf
jeden Fall hält Dyson entsprechende Patentanträge.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





FORSCHUNG/234: Rastertunnelmikroskop zeigt Magnetismus in atomarer Auflösung (idw)


Forschungszentrum Jülich - 04.11.2019

Science: Rastertunnelmikroskop zeigt Magnetismus in atomarer Auflösung



Jülich, 4. November 2019 - Wissenschaftler aus Frankreich, Spanien und
Deutschland haben einen Durchbruch bei der Vermessung magnetischer
Strukturen erzielt. Den Forschern der Universität Straßburg sowie der
Forschungszentren in San Sebastián und Jülich ist es gelungen, die
magnetischen Momente bis auf die atomare Ebene sichtbar zu machen. Für
ihre Untersuchung nutzten sie ein Rastertunnelmikroskop, das seit vielen
Jahren zum wissenschaftlichen Standard gehört. Mit einem nickelhaltigen
Molekül, das sie an die Spitze des Mikroskops hefteten, hatten die
Forscher das Gerät für magnetische Kräfte empfindlich gemacht.




[image: Bild: © Forschungszentrum Jülich / Markus Ternes]

Topographische Aufnahme einer kleinen Ansammlung von Kobaltatomen auf
einer Kupferoberfläche von 25 mal 25 Nanometer Größe. Ebenfalls zu
sehen sind Moleküle zur Funktionalisierung der Spitze (Nc).

Bild: © Forschungszentrum Jülich / Markus Ternes



Die Ergebnisse sind in der aktuellen Ausgabe des renommierten Fachmagazins
"Science" erschienen und eröffnen neue Möglichkeiten, grundlegende
Erkenntnisse auf dem Gebiet der Nanoelektronik und für die Entwicklung
zukünftiger Anwendungen, beispielsweise von Datenspeichern und
Quantensimulatoren, zu gewinnen.

Um die Welt der einzelnen Atome und Moleküle zu erforschen, verwenden
Wissenschaftler standardmäßig Mikroskope, die nicht mit Licht- oder
Elektronenstrahlen arbeiten, sondern eher wie ein hochempfindlicher
Plattenspieler funktionieren. Die Geräte, die auch als
Rastersondenmikroskope bezeichnet werden, verfügen über eine scharfe
Nadel, mit deren Ende sie die Oberfläche einer Probe abtasten, um die
Erhebungen und Vertiefungen zwischen einzelnen Atomen und Molekülen zu
erfassen. Der Abstand zwischen Mikroskop-Spitze und Probenoberfläche lässt
sich dabei über einen winzigen elektrischen Strom steuern, der zu fließen
beginnt, sobald sich beide Seiten bis auf den Bruchteil eines Nanometers -
also eines Millionstel Millimeters - annähern.

Die Grundidee solcher Mikroskope stammt bereits aus den 1980er Jahren.
Doch in den letzten zehn Jahren gelang es Wissenschaftlern in
verschiedenen Labors weltweit, die Funktion der Geräte maßgeblich zu
verbessern und zu erweitern, indem sie die Tastspitze der Mikroskope
geschickt veränderten. So lässt sich etwa über die Anbindung eines kleinen
Moleküls wie Kohlenmonoxid oder Wasserstoff an der Mikroskop-Spitze eine
beispiellose Verbesserung der Auflösung erzielen, mit der dann sogar die
Abbildung chemischer Bindungen möglich ist.

Einen ähnlichen Ansatz verfolgen auch die Autoren der jüngst in "Science"
erschienenen Publikation, um die Spitze des Mikroskops für magnetische
Momente empfindlich zu machen. Sie platzierten dazu ein Molekül vor die
Mikroskop-Spitze, einen sogenannten molekularen Quantenmagneten, der ein
Nickelatom enthält. Dieses Molekül ist im Grundzustand praktisch
unmagnetisch. Durch elektrische Anregung lässt es sich aber leicht in
verschiedene magnetische Zustände versetzen, so dass es wie ein winziger
Magnet wirkt, mit dem sich magnetische Momente in einer einzigartigen
räumlichen Auflösung und Empfindlichkeit auf atomarer Skala abbilden
lassen.

Die neue Methode bietet vielfältige Anwendungsmöglichkeiten. Die Technik
ermöglicht es erstmals, die atomare Struktur von Oberflächen zusammen mit
ihren magnetischen Eigenschaften zu erfassen. Das Verfahren ist zudem
relativ einfach zu reproduzieren, sodass es ohne größere Schwierigkeiten
von anderen Forschungsgruppen übernommen werden kann. So werden erstmals
magnetische Momente in komplexen magnetischen Strukturen zugänglich, die
bisher verborgen waren und die für das Verständnis der magnetischen
Eigenschaften komplexer Materialien wichtig sind - beispielsweise für die
Entwicklung neuartige Datenspeicher oder Quantensimulatoren. Und die
Methode bringt noch einen weiteren Vorteil mit sich. Da der Grundzustand
des angehefteten Moleküls nicht magnetisch ist, beeinflusst die Messung
das zu untersuchende System nur minimal - das ist wichtig, um empfindliche
Zustände im Nanobereich nicht zu zerstören.


Originalpublikation:

B. Verlhac, N. Bachellier, L. Garnier, M. Ormaza, P. Abufager, R. Robles,
M.-L. Bocquet, M. Ternes N. Lorente, L. Limot

Atomic-scale spin sensing with a single molecule at the apex of a scanning
tunneling microscope

Science (01 Nov 2019),

DOI: 10.1126/science.aax8222

https://science.sciencemag.org/content/366/6465/623/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution50
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WETTER/276: Frühwarnung - Physiker prognostizieren "El Niño" für 2020 (idw)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 04.11.2019

Frühwarnung: Physiker aus Gießen, Potsdam und Tel Aviv prognostizieren "El
Niño" für 2020



Das folgenreiche Wetterphänomen "El Niño" könnte schon bald erneut in der
Pazifikregion auftreten. Forscher der Justus-Liebig-Universität Gießen
(JLU), des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung (PIK) und der
Bar-Ilan Universität in Ramat Gan, Israel, gehen gemeinsam davon aus, dass
es zum Jahresende 2020 wahrscheinlich wieder einen "El Niño" geben wird. Die
üblicherweise verwendeten Vorhersage-Modelle sehen dafür noch keine
Anzeichen.

Die bahnbrechend frühzeitige Prognose basiert auf einem von den Forschern
entwickelten neuartigen Algorithmus, der auf einer Netzwerk-Analyse der
Lufttemperaturen im Pazifikraum beruht und bereits die beiden letzten 
"El-Niño"-Ereignisse mehr als ein Jahr im Voraus korrekt
prognostizierte.Solche langfristigen Vorhersagen können z.B. Bauern in
Brasilien, Australien oder Indien helfen, sich vorzubereiten und die
Aussaat entsprechend anzupassen.

Wahrscheinlichkeit liegt bei 80 Prozent

"Die konventionellen Methoden sind nicht zu einer verlässlichen 'El
Niño'-Prognose mehr als sechs Monate im Voraus in der Lage. Mit unserer
Methode haben wir die bisherige Vorwarnzeit in etwa verdoppelt", betont
JLU-Physiker Prof. Dr. Armin Bunde, der gemeinsam mit seinem ehemaligen
Doktoranden Dr. Josef Ludescher die Entwicklung des Algorithmus initiiert
hatte. Prof. Dr. Hans Joachim Schellnhuber, Direktor Emeritus des PIK,
erklärt: "Diese geschickte Kombination aus Messwerten und Mathematik
ermöglicht uns einzigartige Einsichten - und diese stellen wir den
betroffenen Menschen zur Verfügung." Er weist darauf hin, dass auch die
neue Methode selbstverständlich keine hundertprozentige Sicherheit bietet:
"Die Wahrscheinlichkeit, dass 'El Niño' 2020 kommt, liegt bei etwa 80
Prozent. Aber das ist ziemlich signifikant."

Josef Ludescher, der mittlerweile am PIK tätig ist, betont: "Auch das
Ausbleiben eines weiteren 'El Niño' in 2019 wurde von uns bereits Ende
letzten Jahres vorhergesagt. Erst seit Juli stimmen die offiziellen
Prognosen unserer Vorhersage zu." Das Team ist derzeit dabei, den
Algorithmus zu erweitern, um künftig auch Aussagen über die Stärke und
Länge des Wetterphänomens treffen zu können.

Von Peru bis Australien: Leere Fischernetze, Dürren, Regenfluten

Mit einer Vorwarnzeit von bislang höchstens einem halben Jahr sind die
Menschen in den Tropen und Subtropen in unregelmäßigen Abständen um die
Weihnachtszeit herum schlecht vorbereitet mit den verheerenden Folgen von
"El Niño" (spanisch für "das Christkind") konfrontiert - leere
Fischernetze und sturzbachartige Regenfälle in Peru sowie ausgedehnte
Dürreperioden in Teilen Südamerikas, Indonesiens, Australiens und Afrikas.
Darüber hinaus kann es über dem indischen Subkontinent zu einer Änderung
des Monsunverlaufs und in Kalifornien zu mehr Niederschlägen kommen.

Die Forscher nutzen für ihre Untersuchungen ein Netzwerk aus
atmosphärischen Temperaturdaten im tropischen Pazifik, das aus 14
Gitterpunkten im äquatorialen "El Niño"-Kerngebiet und 193 Punkten im
Pazifikraum außerhalb dieses Kerngebietes besteht. Die Physiker hatten
herausgefunden, dass schon im Jahr vor dem Ausbruch eines "El Niño" die
Fernwirkung zwischen den Lufttemperaturen inner- und außerhalb des
Kerngebiets deutlich stärker wird. Insbesondere diesen Effekt nutzten sie
für die Optimierung ihres Prognose-Algorithmus.

Die Entdeckung der neuen Methode wurde erstmals im Sommer 2013 in einem
Artikel der renommierten "Proceedings of the National Academy of Sciences"
publiziert. Für die Untersuchungen standen den Forschern zuverlässige
Daten aus dem Zeitraum zwischen Anfang 1950 und Ende 2011 zur Verfügung.
Der Zeitabschnitt zwischen 1950 und 1980 diente ihnen als Lernphase für
die Bestimmung der Alarmschwellen. Mithilfe dieses Algorithmus konnten
dann die "El Niño"-Ereignisse in der Zeit danach prognostiziert und mit
den tatsächlichen Ereignissen verglichen werden. In 80 Prozent der Fälle
war der Alarm korrekt und das "El Niño"-Ereignis konnte zutreffend bereits
im Jahr zuvor vorhergesagt werden.

Artikel: Josef Ludescher, Armin Bunde, Shlomo Havlin, Hans Joachim
Schellnhuber (2019): Very early warning signal for El Niño in 2020 with a
4 in 5 likelihood. arXiv:1910.14642


Originalpublikation:
Artikel: Josef Ludescher, Armin Bunde, Shlomo Havlin, Hans Joachim
Schellnhuber (2019):

Very early warning signal for El Niño in 2020 with a 4 in 5 likelihood.

arXiv:1910.14642

https://arxiv.org/abs/1910.14642
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MELDUNG/846: Gedächtniseffekt auf Einzelatom-Ebene (idw)


Max-Planck-Institut für die Physik des Lichts - 04.11.2019

Gedächtniseffekt auf Einzelatom-Ebene



Eine internationale Forschungsgruppe hat an einem künstlichen Riesenatom
neue Quanteneigenschaften beobachtet und ihre Ergebnisse nun im
hochrangigen Fachjournal Nature Physics veröffentlicht. Das untersuchte
Quantensystem weist offenbar ein Gedächtnis auf - eine neue Erkenntnis,
die man für den Bau eines Quantencomputers nutzen könnte.

Die Forschergruppe aus deutschen, schwedischen und indischen
Wissenschaftlern hat ein künstliches Quantensystem untersucht und dabei
neue Eigenschaften gefunden. Die Experimente wurden an der Chalmers
University of Technology (Schweden) durchgeführt und die Theorie von Dr.
Lingzhen Guo vom Max-Planck-Institut für die Physik des Lichts (MPL) in
Erlangen berechnet. Der gemessene Effekt konnte bisher nie an einem
einzigen Quantensystem beobachtet werden.

Das Riesenatom, das an einer Antenne befestigt ist, ist aus
supraleitfähigen Schleifen aufgebaut - den so genannten Qubits, dem
Quantencomputeranalogon zum Bit in einem klassischen Computer. Die
Wissenschaftler konnten das Riesenatom aufgrund seiner Größe mit
akustischen Wellen anregen. Dieses "Erdbeben auf Nanoebene" verändert den
Energiezustand des Systems. Beim Freisetzen der aufgenommenen Energie
beobachtete das Team ein erstaunliches Phänomen.

Während ein normales Atom seine Energie schnell wieder abgibt, nachdem es
angeregt wurde, reagiert das riesige künstliche Atom ganz anders: Es
scheint über ein Gedächtnis zu verfügen. Lingzhen Guo aus der Abteilung
von Florian Marquardt am Max-Planck-Institut für die Physik des Lichts
fasst die Beobachtung zusammen: "Erst flacht das Energielevel ab, nur um
kurze Zeit darauf wieder lebendig zu werden und einen weiteren
Energieschub abzugeben. Das ist ein Zeichen dafür, dass das Riesenatom mit
seiner Umwelt interagiert."

Riesenatome als Quantencomputer-Bauteile

Wenn es gelingt, mehrere Riesenatome miteinander zu verknüpfen, könnte man
sie zum Bau eines Quantencomputers verwenden. Diese in der Theorie
unvorstellbar leistungsfähigen Rechner haben das Potenzial, die
Computertechnologie zu revolutionieren. Es wird vermutet, dass die
intrinsische zeitverzögerte Rückkopplung von Riesenatomen genutzt werden
könnte um Clusterzustände für universelle messtechnische Quantenberechnung
zu erzeugen, für die wesentlich weniger Hardware-Ressourcen benötigt
werden als für gate-basierte Ansätze.

Der Leiter des internationalen Teams Prof. Per Delsing von der Chalmers
University Schweden arbeitet hauptsächlich auf dem Gebiet der künstlichen
Atome und Superconducting qubits, mit dem Ziel, einen Quantencomputer zu
konstruieren.


Originalpublikation:

https://www.nature.com/articles/s41567-019-0605-6

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1681
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WERKSTOFFE/1109: Rätsel um harte Muschelschalen geknackt (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 04.11.2019

Rätsel um harte Muschelschalen geknackt



Perlmutt fasziniert den Menschen seit jeher. Es gibt Muschelschalen ihr
schillerndes Aussehen und schützt das Tier vor Fressfeinden und anderen
Bedrohungen. Seit über 80 Jahren rätseln Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler, woher die außergewöhnliche Härte von Perlmutt stammt -
schon lange wird es als eines der zähesten Materialen der Welt gepriesen.
Nun hat ein internationales Team aus den Bereichen Material- und
Geowissenschaften sowie Biologie der Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg (FAU), der University of Michigan, der Macquarie
University in Sydney und der Université Bourgogne Franche-Comté das
Geheimnis gelüftet.

Forschende kennen die Grundlagen von Perlmutt seit Jahrzehnten - es
besteht aus mikroskopisch kleinen "Ziegelsteinen" eines Minerals namens
Aragonit, das aus einfachem Kalk besteht, und einem "Mörtel" aus
organischem Material. Diese Anordnung verleiht zwar generell Festigkeit,
aber Perlmutt ist weitaus widerstandsfähiger als seine einzelnen
Komponenten vermuten lassen. In ihrem Experiment übte das Team unter einem
Elektronenmikroskop auf die Schalen Druck aus und beobachte in Echtzeit,
was passierte: Die Struktur verformte sich komplexer als gedacht.

"Zentral für die von uns beobachteten Eigenschaften ist eine
Kompositstruktur auf der Nanoskala, die das keramische Material Kalk eng
mit Proteinen und anderen organischen Bestandteilen verwebt. Das gelingt
der Muschel, indem sie kleinste Kalkpartikel zu Plättchen zusammenlagern
lässt, ein Prozess, den wir derzeit genau untersuchen, um die fabelhaften
Eigenschaften eines Tages auch synthetisch abbilden zu können", erklärt
Prof. Dr. Stephan Wolf, Juniorprofessor für Biomimetische Materialen und
Prozesse am Lehrstuhl für Glas und Keramik der FAU.

Bildlich gesprochen funktioniert das so: Die "Ziegelsteine" sind
tatsächlich mehrseitige "Plättchen", die nur wenige hundert Nanometer groß
sind. In der Regel bleiben diese Plättchen getrennt, in Schichten
angeordnet und von einer dünnen Schicht organischen "Mörtels" gepolstert.
Bei Belastung der Muschelschalen wird der "Mörtel" jedoch beiseite
gequetscht, die "Plättchen" verhaken sich so sehr, dass sie gemeinsam die
Belastung tragen und so daran nicht zerbrechen. Wird der Druck
weggenommen, springt die Struktur in ihre alte Form zurück, ohne an
Festigkeit oder Elastizität zu verlieren. Diese Eigenschaft ist
außergewöhnlich, denn: Selbst die fortschrittlichsten Materialien, die von
Menschen entworfen wurden, können das nicht. Kunststoffe können
beispielsweise durch einen Aufprall zurückspringen, verlieren jedoch jedes
Mal etwas an Festigkeit. Perlmutt hingegen verlor in den Experimenten bei
wiederholten Schlägen kaum etwas von seiner Widerstandsfähigkeit. "Es ist
unglaublich, wie eine Muschel - die nicht gerade für ihre Intelligenz
gerühmt wird - so ein komplexes Material generiert, das über viele
Längenskalen strukturiert ist", sagt Prof. Hovden von der University of
Michigan und Leiter der Studie.

Ihre Ergebnisse erlauben es Materialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftlern, eine neue Generation von bruchfesten keramischen
Materialien zu entwickeln, die widerstandsfähig auf Belastungen reagieren,
Anforderungen wie sie für Alltags- oder Spezialanwendungen in der
Medizintechnik auftreten, wie zum Beispiel für Zahn- und
Knochenimplantate.


Originalpublikation:

(*) Das Paper ist online unter: Gim, Jiseok, Noah Schnitzer, Laura M. Otter,
Yuchi Cui, Sébastien Motreuil, Frédéric Marin, Stephan E. Wolf, Dorrit E.
Jacob, Amit Misra, and Robert Hovden. 2019.

"Nanoscale Deformation Mechanics Reveal Resilience in Nacre of Pinna
Nobilis Shell."
Nature Communications 10 (1): 4822.

https://doi.org/10.1038/s41467-019-12743-z.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SOZIALES/1968: Hartz IV-Urteil - Ein Etappensieg für die sozialen Grundrechte aller Bürgerinnen und Bürger


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. November 2019

Hartz IV-Urteil: Ein Etappensieg für die sozialen Grundrechte aller
Bürgerinnen und Bürger



Zum heutigen Urteil des Bundesverfassungsgerichtes zu Hartz IV-Sanktionen
erklärt Sven Lehmann, Sprecher für Sozialpolitik:

Dieses Urteil ist ein Etappensieg für die sozialen Grundrechte aller
Bürgerinnen und Bürger. Das Bundesverfassungsgericht tut damit das, wozu
der Großen Koalition seit Jahren der politische Wille fehlt. Es schiebt der
völlig aus dem Ruder gelaufenen Sanktionspraxis der Jobcenter einen Riegel
vor. Die aktuell 5,4 Millionen Menschen, die auf Grundsicherung angewiesen
sind, werden damit endlich besser vor drastischen Kürzungen ihrer
Existenzsicherung geschützt.

Das Gericht hat klargestellt: Die Bundesregierung darf nicht länger
trödeln, sondern muss unverzüglich handeln. Als Bundestagsfraktion
Bündnis90/Die Grünen haben wir für die morgige Sitzung des Ausschusses für
Arbeit und Soziales einen Bericht von der Bundesregierung verlangt.

Die Frage der Sanktionierung bleibt aber eine politische Frage, die der
Bundestag als Gesetzgeber zu entscheiden hat. Es muss jetzt unverzüglich um
Reformen gehen, die unseren Sozialstaat modernisieren und die auf
individuelle Förderung und Motivation setzen statt auf Drohen und
Bestrafen.

Wir Grüne halten an unserer Forderung nach einer sanktionsfreien
Garantiesicherung fest. Es ist menschenunwürdig und eine
arbeitsmarktpolitische Sackgasse, Leistungsberechtigte mit Druck und Zwang
erziehen zu wollen. Sanktionen sind das falsche Instrument, um Menschen bei
der Jobsuche zu unterstützen. In der Situation, in der sich viele
Arbeitssuchende befinden, sind Anerkennung, individuelle Unterstützung und
Motivation entscheidend. Sanktionen dagegen sind für ein Kooperations- und
Vertrauensverhältnis im Beratungsprozess kontraproduktiv. Die pauschale
Kürzung des Existenzminimums bringt die Betroffenen in existentielle
Schwierigkeiten und geht oftmals mit psychischen Belastungen, Verschuldung,
Misstrauen oder auch einem Rückzug aus dem Beratungsproz ess einher. Die
mit den Sanktionen verbundenen sozialen Härten sind auch angesichts der
Tatsache höchst bedenklich, dass viele Sanktionen zu Unrecht ausgesprochen
und deshalb von den Sozialgerichten wieder zurückgenommen werden.

Wir brauchen kleinere Betreuungsschlüssel in den Jobcentern, bessere
Hinzuverdienstregeln sowie einen Rechtsanspruch auf individuelle
Qualifizierung und Weiterbildung. Es ist bedauerlich, dass Union und SPD
mehrheitlich diesen Weg noch nicht gehen wollen. Wir werden deswegen in
dieser Frage weiter Druck machen - im Bundestag und im Bündnis mit vielen
Verbänden, Gewerkschaften und Initiativen. Kürzungen unter das
Existenzminimum müssen endlich ein Ende finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. November 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1885: Internationaler Welttag - Die Umwelt auch im bewaffneten Konflikt schützen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. November 2019

Internationaler Welttag: Die Umwelt auch im bewaffneten Konflikt
schützen 



Zum morgigen Internationalen Tag für die Verhütung der Ausbeutung der
Umwelt in Kriegen und bewaffneten Konflikten erklärt Ottmar von Holtz,
Sprecher für Zivile Krisenprävention:

Dieser Welttag ist eine Mahnung, dass bewaffnete Konflikte nicht nur
verheerende Auswirkungen für die betroffenen Menschen haben, sondern auch
für die Umwelt. Durch Bombenkrater, zerstörte Wälder, vergiftete
Wasserläufe oder brennende Ölquellen werden nachhaltig Lebensgrundlagen
zerstört, die einem friedlichen Wiederaufbau erheblich im Weg stehen. Auch
dieser Aspekt ist ein Grund dafür, viel stärker in die Prävention von
gewaltsamen Konflikten zu investieren. Die Bundesregierung hat sich gerade
wegweisende Strategien für den Umgang mit Konflikten gegeben. Jetzt braucht
es aber auch eine glaubwürdige Umsetzung. Das gelingt nicht, wenn das
Auswärtige Amt bei seinen Projekten weiterhin nach dem Prinzip der
Jährlichkeit vorgeh t. Ein erfolgreiches Engagement braucht langfristige
Planung. Hier hat die Bundesregierung Nachholbedarf.

Besonders groß ist der Nachholbedarf auch in der Absprache mit anderen
Ministerien. Friedenspolitik ist dann erfolgreich, wenn sie kohärent ist.
Gerade das Umweltministerium könnte noch einen deutlich größeren Beitrag
leisten, doch bislang wird seine Bedeutung in der Außen- und
Friedenspolitik weit unterschätzt. All dies muss jedoch auch finanziell
ausreichend unterlegt sein. Hier gibt der aktuelle Haushaltsentwurf der
Bundesregierung wenig Anlass zur Freude.

Es gab bereits Konflikte, die aufgrund der Zerstörung der Umwelt entstanden
sind, wie beispielsweise der blutige Konflikt auf der Insel Bougainville,
welche derzeit noch zu Papua-Neuguinea gehört. Und auch die Klimakrise wird
in Zukunft bewaffnete Konflikte weiter verschärfen. Dies sieht man heute
schon sehr deutlich unter anderem in der Tschadseeregion.

Dieser Welttag ist auch eine Mahnung, in die Vergangenheit zu blicken.
Viele Folgen für die Umwelt, die vor vielen Jahrzehnten verursacht wurden,
sind noch heute zu spüren. Ein Beispiel ist das Entlaubungsmittel Agent
Orange, das die US-Amerikaner im Vietnamkrieg großflächig über Wälder
versprühten. Dieses Herbizid verursacht bis heute großes menschliches Leid.
Immer noch werden viele Kinder mit Fehlbildungen geboren.

Auch bedrohte Tierarten wie beispielsweise Gorillas sind im Kontext von
Konflikten gefährdet. Sie können selbst in Friedenszeiten nur schwer
geschützt werden, jedoch umso schwerer, wenn ein Nationalpark mitten im
umkämpften Gebiet liegt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. November 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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AUSSEN/1869: Verbalattacke des Außenministers inakzeptabel


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 5. November 2019

Verbalattacke des Außenministers inakzeptabel



Zu den Vorwürfen von Bundesaußenminister Heiko Maas an
Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer können Sie den
außenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Jürgen Hardt, wie
folgt zitieren:

"Die Verbalattacke von Außenminister Maas gegen
Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer ist nicht akzeptabel. Sie
beschädigt unsere außenpolitische Handlungsfähigkeit zutiefst. Statt
sich an seiner Kabinettskollegin zu reiben, sollte Maas den Vorschlag
einer internationalen Sicherheitszone in Nordsyrien endlich offensiv
aufnehmen und sich in internationalen Gremien dafür einsetzen. Es gab
im Kreis der NATO-Verteidigungsminister positive Rückmeldungen zu dem
Vorstoß. Beim NATO-Gipfel in London im Dezember böte sich eine
Gelegenheit zu einem Treffen der Regierungschefs der E3 - also
Frankreichs, Großbritanniens und Deutschlands - mit dem türkischen
Präsidenten. Bis dahin sollte mit Hochdruck an der Verwirklichung des
Vorschlags von Annegret Kramp-Karrenbauer gearbeitet werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/2013: Bundesverfassungsgericht bestätigt das Prinzip des Förderns und Forderns


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. November 2019

Bundesverfassungsgericht bestätigt das Prinzip des Förderns und
Forderns

Das Bundesverfassungsgericht erlaubt auch Sanktionsmöglichkeiten:
Minderungen sind bis zu 30 Prozent sind weiterhin möglich



Das Bundesverfassungsgericht hat heute die Ausgestaltung der
bestehenden Sanktionsmöglichkeiten teilweise für nicht vereinbar mit
dem Grundgesetz erklärt. Dazu erklärt der arbeitsmarkt- und
sozialpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Das Prinzip des Förderns und Forderns bleibt richtig und auch für
die Zukunft erhalten. Das ist die wichtigste Botschaft des Urteils
des Bundesverfassungsgerichtes zum Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Bei Nichtmitwirken des Hilfebeziehers können die Jobcenter weiter
Leistungen um 30 Prozent kürzen. Minderungen darüber hinaus müssen
nach dem Urteil aber neu geregelt werden. Die Neuregelung dürfte aber
nur wenig Fälle betreffen, denn in der Regel bleibt es bei einer
Sanktion.

Eine sogenannte Totalrevision des Arbeitslosengeldes II ist nach dem
heutigen Urteil nicht angezeigt. Vielmehr sollten wir die Anreize zur
Arbeitsaufnahme weiter verbessern."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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GESUNDHEIT/1140: Wir brauchen eine sofortige Kehrtwende in der Drogenpolitik


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. November 2019

Wir brauchen eine sofortige Kehrtwende in der Drogenpolitik



"Jahr für Jahr dokumentiert der Drogen- und Suchtbericht das Scheitern der
prohibitiven Drogenpolitik. Die Verbote und Einordnungen in legal oder
illegal entbehren jeder wissenschaftlichen Erkenntnis. Nach wie vor ist
Werbung für zwei der schädlichsten Drogen überhaupt - nämlich Alkohol und
Tabak - erlaubt, während andere Substanzen - auch weit weniger schädliche
Drogen wie Cannabis - komplett verboten sind. Diese absurde Drogenpolitik
muss endlich beendet werden", erklärt Niema Movassat, drogenpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der Veröffentlichung des
diesjährigen Drogen- und Suchtberichts der Bundesregierung. Movassat
weiter:

"Es ist grob fahrlässig, die negativen Auswirkungen der Verbotspolitik
weiter zu ignorieren und sich gleichzeitig den Ursachen von
Drogenmissbrauch und -abhängigkeit nicht zu stellen. Wir brauchen eine
Drogenpolitik, die verstanden hat, dass Verbote Drogen und den Konsum nicht
eindämmen, sondern die gesundheitlichen Risiken durch Streckmittel und
Überdosierungen sowie das Ansteckungsrisiko von Infektionskrankheiten
erhöhen. Und wir brauchen eine Drogenpolitik, die begriffen hat, dass
problematischer Drogenkonsum und Suchterkrankungen auch die Folge eines
gesellschaftlichen Klimas sind. Damit Drogenkonsum nicht länger der
Verdrängung oder Bewältigung von Problemen oder Herausforderungen dient,
brauchen Menschen ausreichend Perspektiven für ein gutes und
selbstbestimmtes Leben.

Der Drogen- und Suchtbericht verdeutlicht jedoch erneut den
paternalistischen und repressiven Ansatz der Drogenpolitik der
Bundesregierung. Die Bevormundung erwachsener Bürger und die
Kriminalisierung von Drogenkonsumenten und -abhängigen sind rückständig,
diskriminierend und nicht verfassungskonform. Um das zu ändern, brauchen
wir als ersten Schritt eine sofortige Entkriminalisierung aller
Drogenkonsumentinnen und -konsumenten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. November 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2680: Quantensprung für soziale Grundrechte


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. November 2019

Quantensprung für soziale Grundrechte



"Das ist wirklich ein bemerkenswertes Urteil. Es gibt Rückenwind für den
weiteren politischen Kampf für Sanktionsfreiheit. Ein Quantensprung für
soziale Grundrechte", erklärt Katja Kipping, sozialpolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE und Parteivorsitzende, zum Urteil des
Bundesverfassungsgerichts zur Vereinbarkeit von Sanktionen gegen
Hartz-IV-Beziehende mit dem Grundgesetz. Kipping weiter:

"Das Bundesverfassungsgericht hat heute erklärt, dass Totalsanktionen,
Sanktionen, die die Hartz-IV-Sätze um mehr als 60 Prozent mindern, und
Sanktionen, die eine besondere Härte darstellen bzw. eine starre Dauer
haben, mit der Menschenwürde und dem Sozialstaatsprinzip unvereinbar sind.
Weiter heißt es im Urteil: Die Menschenwürde muss man sich nicht
erarbeiten. Damit wird den geltenden Sanktionsregeln ein Riegel
vorgeschoben.

Dieser Erfolg wiegt umso schwerer, als Karlsruhe sich mit politischen
Vorgaben zurückhält und lediglich die Verfassungsmäßigkeit prüft. Als LINKE
werden wir nun der Bundesregierung und konkret Sozialminister Hubertus Heil
auf die Finger schauen, dass die Umsetzung umgehend erfolgt. Zugleich geht
der Kampf um politische Mehrheiten für die vollständige Sanktionsfreiheit
und die Überwindung von Hartz IV weiter. Die gute Nachricht ist: Wir werden
dabei immer mehr!"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. November 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2679: Katja Kipping zum Hartz-IV-Urteil


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. November 2019

Ein ermutigendes Signal für Sanktionsfreiheit. Wir werden immer mehr



Zur gemeinsamen Erklärung aus Verbänden, Gewerkschaften, Wissenschaft
und Politik für ein sicheres Existenzminimum erklärt Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Heute hat das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe über die
Hartz-IV-Sanktionen geurteilt. Im Vorfeld dieser Entscheidung haben
sich zahlreiche Akteure aus Verbänden, Gewerkschaften, Wissenschaft
und den fortschrittlichen Parteien auf eine gemeinsame Erklärung
verständigt. Sie sind sich einig: Es darf keine Kürzungen am
Existenzminimum geben! Sanktionen verstoßen gegen die Würde der
Leistungsberechtigten. Sie bestrafen und drohen, wo Respekt, Hilfe und
Unterstützung notwendig sind.

Dieses Signal der Gemeinsamkeit ist ermutigend. Es zeigt, dass wir
immer mehr werden. Das ist eine gute Voraussetzung für die anstehenden
Kämpfe zur Überwindung von Hartz IV und für Sanktionsfreiheit.

DIE LINKE fordert schon lange die Abschaffung von Sanktionen. Ich
persönlich habe in der Öffentlichkeit und bei den verschiedenen
Bündnispartnern beharrlich dafür geworben und freue mich nun ganz
besonders über diese gemeinsame Erklärung.

Jetzt gilt es erst recht dafür zu sorgen, dass der Bundestag die
Sanktionen abschafft. Denn Regelsätze, die zum Leben reichen und ein
sicheres Existenzminimum garantieren, sind zuallererst die Aufgabe der
Politik und nicht der Gerichte. Dafür müssen nun parlamentarische
Mehrheiten gewonnen werden. Die unsäglichen Sanktionen bei Hartz IV
und die Leistungseinschränkungen in der Sozialhilfe müssen endlich
Vergangenheit werden."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. November 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de
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UMWELT/715: Bundeswehreinsätze stoppen und Rüstungsexporte verbieten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. November 2019

Bundeswehreinsätze stoppen und Rüstungsexporte verbieten



"Der 6. November wurde von der Generalversammlung der Vereinten Nationen
zum Internationalen Tag gegen Umweltzerstörung durch Kriege erklärt.
Anlässlich dieses Tages fordere ich die Beendigung aller Auslandseinsätze
der Bundeswehr und das Verbot aller Rüstungsexporte. Denn wer wirklich
effektiv gegen den Klimawandel und die Zerstörung unserer Umwelt vorgehen
will, muss die 'heilige Kuh' Militär an den Pranger stellen und alle Kriege
ächten", erklärt Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich des Internationalen Tages gegen
Umweltzerstörung durch Kriege. Nastic weiter:

"Schon vor Jahrzehnten sind Umweltschützerinnen und Umweltschützer auf die
Straße gegangen, unter dem Motto: 'Erst wenn der letzte Baum gerodet, der'
letzte Fluss vergiftet, der letzte Fisch gefangen ist, werdet ihr merken,
dass man Geld nicht essen kann'. Doch ihre Forderungen blieben
weitestgehend ungehört. Um das zu ändern, müssen wir das Militär als das
benennen, was es ist - einer der größten Klimakiller überhaupt, der
endliche Ressourcen frisst und eine immense Verantwortung für den hohen
CO2-Ausstoß trägt. Krieg tötet nicht nur Menschen, sondern auch unsere
Umwelt."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9080: Heute im Bundestag Nr. 1227 - 05.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1227

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 5. November 2019, Redaktionsschluss: 13.33 Uhr

1. Anhörung zur Geldwäscherichtlinie

2. Sichere Gesundheits-IT angestrebt

3. Ausbau der Telematikinfrastruktur

4. IT-Sicherheit von Krankenhäusern

5. Digitalisierung des Hochschulsystems



1. Anhörung zur Geldwäscherichtlinie

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss führt am Mittwoch, dem 6.
November, eine öffentliche Anhörung zu dem von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der
Änderungsrichtlinie zur Vierten EU-Geldwäscherichtlinie (19/13827)
durch. Außerdem geht es in der von 15 bis 17.15 Uhr im Saal E 400 des
Paul-Löbe-Hauses stattfindenden Anhörung um Anträge der Fraktion Die
Linke (19/11098) und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/10218) zur
Geldwäsche.

Mit dem Gesetzentwurf sollen unter anderem die
Verschwiegenheitsverpflichtung der freien Berufe eingeschränkt und der
Edelmetallhandel stärker reguliert werden. So soll die Schwelle, bis
zu der Edelmetall identifizierungsfrei gekauft werden kann, von 10.000
auf 2.000 Euro gesenkt werden. Zu den weiteren Maßnahmen gehört die
Ausweitung des Kreises der sogenannten geldwäscherechtlich
Verpflichteten. Dienstleistungsanbieter im Bereich von virtuellen
Währungen sollen künftig generell als geldwäscherechtlich
Verpflichtete gelten.

Als Sachverständige sind geladen: Bitkom - Bundesverband
Informationswirtschaft, Telekommunikation und neue Medien, Bund
Deutscher Kriminalbeamter, Bundesnotarkammer, Bundesverband der
Deutschen Industrie, Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und
Informationsfreiheit, Deutscher Steuerberaterverband, Die Deutsche
Kreditwirtschaft, Fachvereinigung Edelmetalle, Financial Intelligence
Unit (FIU), Professor Gregor Kirchhof (Universität Augsburg), Netzwerk
Steuergerechtigkeit Deutschland, Prepaid-Verband Deutschland und
Staatsanwaltschaft Berlin.

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Sichere Gesundheits-IT angestrebt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Digitalisierung des Gesundheitswesens soll nach
Angaben der Bundesregierung 2021 für alle Versicherten, Ärzte,
Apotheken und Krankenhäuser im GKV-System "erlebbar" werden. Nach
einer Neuaufstellung konzentriere sich die Gesellschaft für Telematik
auf die drei Anwendungen elektronische Patientenakte (ePA),
elektronisches Rezept und sichere Kommunikation, heißt es in der
Antwort (19/13787) der Bundesregierung auf eine Kleinen Anfrage
(19/13320) der FDP-Fraktion.

Dabei soll der Datenschutz jederzeit gewährleistet sein. So würden bei
der Erstellung von Spezifikationen und der Entwicklung von
Anwendungen, Komponenten und Diensten der Telematikinfrastruktur (TI)
bereits im Entwurfsstadium der Datenschutz und die
Informationssicherheit berücksichtigt.

Bevor die technischen Komponenten und Dienste in der TI genutzt werden
dürfen, müssten sie zugelassen werden. Zwingende Voraussetzung dafür
sei der Nachweis, dass die Produkte alle Anforderungen an den
Datenschutz und die Informationssicherheit erfüllen.

Komponenten und Dienste würden auch im laufenden Betrieb
kontinuierlich überwacht. Schließlich solle die Gesellschaft für
Telematik anbieterunabhängig potenzielle Schwachstellen und
Bedrohungen, die auf die TI wirken könnten, erkennen.

 * 

3. Ausbau der Telematikinfrastruktur

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Digitalisierungsstrategie der Bundesregierung in
der Gesundheitsversorgung ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/14553)
der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten erkundigen sich nach dem
Umsetzungsstand beim Ausbau der Telematikinfrastruktur (TI).

 * 

4. IT-Sicherheit von Krankenhäusern

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Digitalisierungsstrategie der Bundesregierung in
der Gesundheitsversorgung ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/14554)
der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten erkundigen sich nach der
IT-Sicherheit von Krankenhäusern als Teil der sogenannten kritischen
Infrastruktur.

 * 

5. Digitalisierung des Hochschulsystems

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Im August 2014 hat die Bundesregierung das
Strategiepapier "Digitale Agenda 2014 - 2017" veröffentlicht. Die
Veröffentlichung einer Digitalstrategie für Deutschland erfolgte damit
vier Jahre später als die Verabschiedung der "Digital Agenda for
Europe" der EU-Kommission im Jahr 2010, schreibt die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/14299).

Nach Auffassung der Fragesteller ist es mindestens zehn Jahre zu spät
für eine richtungsweisende Digitalpolitik zum Wohl der Gesellschaft,
der öffentlichen Verwaltung und des Wirtschaftsstandortes Deutschland.
In Fachmedien sei an der Digitalen Agenda 2014 - 2017 kritisiert
worden, sie sei lediglich eine Bestandsaufnahme der Problemlagen und
Möglichkeiten und enthalte nur wenige konkrete Lösungsvorschläge.

Im Rahmen der im November 2018 verabschiedeten Digitalstrategie der
Bundesregierung sei ein Maßnahmenpaket entwickelt worden. Zu der
Maßnahme "Digitalisierung des Hochschulsystems" seien in der
Umsetzungsstrategie der Bundesregierung "Digitalisierung gestalten"
verschiedene Umsetzungsschritte angekündigt worden. Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, ob der Begutachtungs- und Auswahlprozess
zur Förderbekanntmachung zu digitalen Fachkonzepten bereits
abgeschlossen ist und ob die Ergebnisse der Bund-Länder-Verhandlungen
zum Digitalisierungswettbewerb bereits in die Gemeinsame
Wissenschaftskonferenz eingebracht wurden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9079: Heute im Bundestag Nr. 1226 - 05.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1226

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 5. November 2019, Redaktionsschluss: 12.27 Uhr

1. Transparente Gesetzgebung

2. Transparenz in der Gesetzgebung

3. Feiertagsfahrverbote für Lkw thematisiert

4. Straßenbrücken in Baden-Württemberg

5. FDP fragt nach Luftverkehrsabgabe



1. Transparente Gesetzgebung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
getroffen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14258)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/13280), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Regierungsentwurf
"eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 72, 105 und
125b)" gefragt wurde. Hierdurch solle "die bereits in der 18.
Legislaturperiode erprobte Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und
Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine etwaige
Verbändebeteiligung gegangen sind, sowie den von der Bundesregierung
beschlossenen Gesetzentwurf der Öffentlichkeit zugänglich zu machen",
heißt es in der Antwort weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

2. Transparenz in der Gesetzgebung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
getroffen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14259)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/13282), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung "zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur
Mobilisierung von baureifen Grundstücken für die Bebauung" gefragt
wurde. Hierdurch solle "die bereits in der 18. Legislaturperiode
erprobte Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und Verordnungsentwürfe in
der Form, in der sie in eine etwaige Verbändebeteiligung gegangen
sind, sowie den von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen", heißt es in der Antwort
weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

3. Feiertagsfahrverbote für Lkw thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Feiertagsfahrverbote für Lkw thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/14236). Die Abgeordneten
verweisen in der Vorlage darauf, dass das Feiertagsfahrverbot im
Paragraph 30 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) geregelt sei. Bislang
gebe es für bundesuneinheitliche Feiertage drei regionale
Lkw-Fahrverbote. Aufgrund des Beschlusses der Landtage von Bremen,
Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein, den Reformationstag als
gesetzlichen Feiertag einzustufen, sei ein weiteres regionales
Lkw-Fahrverbot zu erwarten, heißt es in dem Antrag. Für den
Güterverkehr bedeuten die regionalen Fahrverbote aus Sicht der
Liberalen eine Erschwernis, "insbesondere hinsichtlich der
Lieferkette" sowie eine Erhöhung der Kosten. Für die Fahrer selbst
bedeuteten die regionalen Fahrverbote, "dass diese mehr Zeit auf
Parkplätzen verbringen als unbedingt notwendig".

Gefragt wird nun, ob von Seiten der Bundesregierung eine Novelle des
Paragraphen 30 Absatz 3 StVO geplant ist, um somit die Möglichkeit
einzuräumen, keine regionalen Fahrverbote bei bundesuneinheitlichen
Feiertagen anzuordnen. Wissen wollen die Abgeordneten auch, wie hoch
die wirtschaftlichen Kosten für Unternehmen sind, die durch die
Verzögerung in der Lieferkette entstehen. Schließlich erkundigen sich
die Liberalen bei der Bundesregierung, was aus ihrer Sicht gegen die
Vereinheitlichung von Feiertagen und Fahrverboten auf Bundesebene
spricht.

 * 

4. Straßenbrücken in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem Zustand der Brücken in Baden-Württemberg
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/14203).
Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
wie sich die Zustandskategorien für Brücken an Bundesfernstraßen in
Baden-Württemberg seit 2010 verändert haben. Gefragt wird auch, wie
viele Bundesmittel für die Sanierung von Brücken an Bundesfernstraßen
in Baden-Württemberg für die Jahre 2020 bis 2021 vorgesehen sind.

 * 

5. FDP fragt nach Luftverkehrsabgabe

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den innerdeutschen Luftverkehr thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/14230). Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, auf welchen
Betrag die Luftverkehrsabgabe angehoben werden muss, "damit die
Reduzierung der Mehrwertsteuer von 19 auf 7 Prozent im Bahnverkehr
finanziert werden kann". Ob die Bundesregierung die Luftverkehrsabgabe
auf innerdeutsche Flüge weiter anheben wird, um die
Mehrwertsteuerreduzierung der Bahn zu finanzieren, auch "wenn der
innerdeutsche Luftverkehr abnimmt", ist für die FDP-Fraktion ebenfalls
von Interesse.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9078: Heute im Bundestag Nr. 1225 - 05.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1225

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 5. November 2019, Redaktionsschluss: 11.32 Uhr

1. Drohneneinsatz in der Forstwirtschaft

2. Digitale Karte Rettungspunkte Forst

3. Digitalisierung in der Fischerei

4. Landwirtschaft in Bergbaufolgeregionen

5. IT-Sicherheit und Digitalstrategie

6. Zukunft der Arbeit und Digitalstrategie



1. Drohneneinsatz in der Forstwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Drohnen werden in Rheinland-Pfalz zur Schätzung von
Sturmholz-Schadmengen eingesetzt. Da geht aus einer Antwort (19/13543)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/13065) der
FDP-Fraktion zum Thema Aufforstung und Waldschutz mit Drohnen hervor.
Derzeit würden verschiedene Forschungsprojekte im Rahmen des
Waldklimafonds oder im Rahmen des Förderprogramms Nachwachsende
Rohstoffe mit Drohnen laufen. Auch das Deutsche Zentrum für Luft- und
Raumfahrt e.V. (DLR) erforsche den Einsatz von Drohnensystemen zur
Waldbranderkennung. Zentraler Fördergegenstand sei allerdings die
Sensortechnik, weniger das Trägersystem Drohne.

 * 

2. Digitale Karte Rettungspunkte Forst

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/14313) mit dem Stand der Umsetzung der Strategie der
Bundesregierung "Digitalisierung gestalten" zum Thema Digitale Karte
"Rettungspunkte Forst". Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, ob bereits ein bundesweiter
Standard zur Ausweisung von Rettungspunkten erarbeitet wurde.
Forstliche Rettungspunkte sind definierte Orte im Wald, die mithilfe
von Koordinatenangaben Treffpunkte beschreiben.

 * 

3. Digitalisierung in der Fischerei

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/14303) mit dem Stand der Umsetzung der Strategie der
Bundesregierung "Digitalisierung gestalten" zum Thema Bekämpfung
illegaler Fischerei. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
wissen, ob die Testphase der webbasierten IT-Lösung "FIKON II" bereits
abgeschlossen wurde.

 * 

4. Landwirtschaft in Bergbaufolgeregionen

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Gewinnung landwirtschaftlicher Flächen im Rahmen
der Rekultivierung einzelner Tagebaue im Lausitzer Revier,
Mitteldeutschen Revier und Rheinischen Revier stehen im Mittelpunkt
einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/14407). Die
Abgeordneten interessiert unter anderem, welche Zielvorgaben in den
Plangenehmigungen der Bundesländer zur Herstellung der
landwirtschaftlichen Flächen vorgegeben wurden bezüglich der Qualität
der geschütteten Bodensubstrate, der Bewirtschaftung und der zu
erreichenden Bodenrichtwerte oder der Ertragsfähigkeit.

 * 

5. IT-Sicherheit und Digitalstrategie

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Im August 2014 hat die Bundesregierung das
Strategiepapier "Digitale Agenda 2014 - 2017" veröffentlicht. Die
Veröffentlichung einer Digitalstrategie für Deutschland erfolgte damit
vier Jahre später als die Verabschiedung der "Digital Agenda for
Europe" der EU-Kommission im Jahr 2010, schreibt die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/14311).

Nach Auffassung der Fragesteller ist es mindestens zehn Jahre zu spät
für eine richtungsweisende Digitalpolitik zum Wohl der Gesellschaft,
der öffentlichen Verwaltung und des Wirtschaftsstandortes Deutschland.
In Fachmedien sei an der Digitalen Agenda 2014 - 2017 kritisiert
worden, sie sei lediglich eine Bestandsaufnahme der Problemlagen und
Möglichkeiten und enthalte nur wenige konkrete Lösungsvorschläge.

Im Rahmen der im November 2018 verabschiedeten Digitalstrategie der
Bundesregierung sei ein Maßnahmenpaket entwickelt worden. Zu der
Maßnahme Forschungsrahmenprogramm der Bundesregierung für
IT-Sicherheit "Selbstbestimmt und sicher in der digitalen Welt" seien
in der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung "Digitalisierung
gestalten" verschiedene Umsetzungsschritte angekündigt worden.

Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, ob bereits die
Verstetigung der drei Kompetenzzentren zur IT-Sicherheitsforschung
erfolgt sei und ob die neuen IT-Sicherheitskonzepte des nationalen
Referenzprojektes "IUNO" für die Industrie 4.0 bereits transferiert
worden sind. Auch interessiert die Fraktion, ob bereits Lösungen zur
langreichweitigen sicheren Quantenkommunikation entwickelt worden sind
und ob bereits ein Pilotnetz für die Erprobung des Transfers in die
Anwendung existiert. Zudem fragt die Fraktion, ob sich das "Forum
Privatheit" bereits als fundierte Stimme zu rechtlichen, ethischen und
soziologischen und technischen Aspekten der Privatheit und
Selbstbestimmung in der digitalen Welt etabliert hat.

 * 

6. Zukunft der Arbeit und Digitalstrategie

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Im August 2014 hat die Bundesregierung das
Strategiepapier "Digitale Agenda 2014 - 2017" veröffentlicht. Die
Veröffentlichung einer Digitalstrategie für Deutschland erfolgte damit
vier Jahre später als die Verabschiedung der "Digital Agenda for
Europe" der EU-Kommission im Jahr 2010, schreibt die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/14300).

Nach Auffassung der Fragesteller ist es mindestens zehn Jahre zu spät
für eine richtungsweisende Digitalpolitik zum Wohl der Gesellschaft,
der öffentlichen Verwaltung und des Wirtschaftsstandortes Deutschland.
In Fachmedien sei an der Digitalen Agenda 2014 - 2017 kritisiert
worden, sie sei lediglich eine Bestandsaufnahme der Problemlagen und
Möglichkeiten und enthalte nur wenige konkrete Lösungsvorschläge.

Im Rahmen der im November 2018 verabschiedeten Digitalstrategie der
Bundesregierung sei ein Maßnahmenpaket entwickelt worden. Zu der
Maßnahme Forschung und Entwicklung zur "Zukunft der Arbeit" seien in
der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung "Digitalisierung
gestalten" verschiedene Umsetzungsschritte angekündigt worden.

Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, ob bereits regionale
Kompetenzzentren der Arbeitsforschung gegründet und zur Erforschung
der Auswirkungen künstlicher Intelligenz auf die Arbeitswelt errichtet
worden seien. Auch interessiert die AfD, ob bereits übertragbare
Werkzeuge und Geschäftsmodelle für eine humane Gestaltung der Arbeit
in hybriden Wertschöpfungssystemen entwickelt worden seien.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9077: Heute im Bundestag Nr. 1224 - 05.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1224

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 5. November 2019, Redaktionsschluss: 10.53 Uhr

1. Auflistung zu Atomtransporten

2. Details zum Atomkraftwerk Mochovce

3. Haftung von Vorständen

4. Bestellerprinzip bei Immobilien

5. Abbiegegeschwindigkeit von Lkw

6. Auslastung von Fernzügen der DB AG



1. Auflistung zu Atomtransporten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) In einer Antwort (19/14454) auf eine Kleine Anfrage
(19/13409) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat die Bundesregierung
Daten zur Verbringung von Atomtransporten in den elektronischen
Erfassungssystemen des Bundesamts für kerntechnische
Entsorgungssicherheit (BfE), des Bundesamtes für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA) sowie des Eisenbahnbundesamtes (EBA)
aufgelistet. In der Kleinen Anfrage wollten die Abgeordneten Details
zu genehmigungs- oder anzeigepflichtigen innerdeutschen sowie
grenzüberschreitenden Verbringungen von Kernbrenn- und
Ausgangsstoffen, radioaktiven Abfällen und Reststoffen erfahren.

Informationen zur grenzüberschreitenden Verbringungen radioaktiver
Abfälle werden durch das BAFA nicht elektronisch erfasst, heißt es in
der Antwort weiter. Die Zollverwaltung betreibe ein IT-Verfahren, mit
dem die "weitgehend automatisierte Abfertigung und die Überwachung des
grenzüberschreitenden Warenverkehrs mit Drittländern gewährleistet"
werde. Eine Unterscheidung von Kernbrenn- und Ausgangsstoffen,
radioaktiven Abfällen und Reststoffen sei anhand dieses Systems jedoch
nicht eindeutig möglich, schreibt die Regierung.

 * 

2. Details zum Atomkraftwerk Mochovce

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Bei der Grundauslegung des Blocks 5 des
Atomkraftwerks (AKW) Greifswald und der Blöcke 3 und 4 des AKW
Mochovce in der Slowakei handelt es sich um sowjetische AKW. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13733) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Grünen (19/13249). Darin
wollten die Abgeordneten sicherheitsrelevante Details zum Weiterbau
der Reaktoren des slowakischen Atomkraftwerks Mochovce und zu Mängeln
am Bauvorhaben, zu Nachrüstungen und Problemen auf der Baustelle
erfahren. Es könne bestätigt werden, dass bei der Fertigstellung der
Blöcke 3 und 4 "kein vollständiger baulicher Schutz gegen
Flugzeugabstürze realisiert werden" soll, schreibt die
Bundesregierung. Nach den Informationen aus den Berichten der
Slowakischen Republik zu den Überprüfungstagungen 2017 und 2020 zum
Übereinkommen über nukleare Sicherheit (CNS) seien in den Blöcken 3
und 4 des AKW "alle sicherheitsverbessernden Maßnahmen umgesetzt",
heißt es in der Antwort weiter. Eine Stellungnahme zur
sicherheitstechnischen Bewertung konkreter Sachverhalte und Ereignisse
in kerntechnischen Anlagen anderer Staaten erfolge seitens der
Bundesregierung grundsätzlich nicht, schreibt die Regierung in der
Vorbemerkung.

 * 

3. Haftung von Vorständen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung beabsichtigt derzeit nicht, ein
Gesetz einzubringen, das die Verbesserung der Durchsetzung der
persönlichen Haftung von Vorständen und Aufsichtsratsmitgliedern in
Aktiengesellschaften zum Gegenstand hat. Das schreibt sie in ihrer
Antwort (19/14175) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/13652), die die Haltung der Regierung zu dem Thema erfahren
wollte. Die Bundesregierung stimme der in der Anfrage dargestellten
Problembeschreibung nicht zu, wonach die persönliche Haftung von
Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern in der Aktiengesellschaft seit
dem Inkrafttreten des Aktiengesetzes im Jahr 1965 in der Praxis nur
selten durchgesetzt worden sei. Sie weise darauf hin, dass die
Bewertung einzelner Literaturansichten sowie die Auswertung und
Zusammenstellung frei verfügbarer Informationen nicht Bestandteil der
parlamentarischen Kontrollfunktion des Bundestages sind.

 * 

4. Bestellerprinzip bei Immobilien

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Angaben zum Erwerb von Immobilien wie
Einfamilienhäusern und Eigentumswohnungen und zur Entwicklung der
damit verbunden Kosten macht die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/14174) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/13401). Die Fragesteller hatten um Hintergrundfakten zum Thema
Bestellerprinzip beim Immobilienkauf gebeten und festgestellt, dass
die Maklerkosten vielfach den größten Posten der Erwerbsnebenkosten
ausmachten. Durch Einführung eines echten Bestellerprinzips würde für
die Erwerberseite eine Entlastung geschaffen, die dazu beitragen
würde, die anzusparenden Erwerbsnebenkosten unmittelbar zu senken,
schrieben sie.

In ihrer Antwort auf die detaillierten Fragen der Abgeordneten, zum
Beispiel zu den zehn deutschen Gemeinden, in denen der Erwerb am
teuersten ist, der Entwicklung der Wohnflächen, der Zahl der
Transaktionen, zu Daten zu Eigenkapitalquoten, Haushaltseinkommen und
Maklercourtagen, bezieht sich die Bundesregierung dort, wo ihr Daten
vorliegen, auf Angaben des Immobilienverbands Deutschland (IVD), der
BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, des Statistischen Bundesamtes und des
Arbeitskreises der Oberen Gutachterausschüsse, Zentralen
Geschäftsstellen und Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik
Deutschland (AK OGA).

Wie die Bundesregierung schreibt, bestehen bislang keine gesetzlichen
Vorgaben zur Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von
Kaufverträgen über Wohnimmobilien. Davon unabhängig werde eine
hälftige Teilung der Maklerprovision aber zwischen den Parteien des
Kaufvertrags häufig vereinbart. Auf die Frage nach der Umsetzung der
im Koalitionsausschuss beschlossenen hälftigen Teilung der
Maklerprovision wird auf den am 9. Oktober 2019 von der
Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines Gesetzes über die
Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über
Wohnungen und Einfamilienhäuser verwiesen. Weiter schreibt die
Bundesregierung, dass sie nach intensiver Prüfung zu der Auffassung
gelangt sei, dass es nicht interessengerecht wäre, das
Bestellerprinzip im Sinne des Gesetzes zur Regelung der
Wohnungsvermittlung, das nur bei der Vermittlung von Mietverträgen
gilt, auf die Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnimmobilien zu
übertragen. Bei Immobilienkäufen sei in vielen Fällen die hälftige
Teilung der Provision angemessen.

 * 

5. Abbiegegeschwindigkeit von Lkw

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Abbiegegeschwindigkeit von Lkw in der
novellierten Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) thematisiert die Fraktion
Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/14247). Die Abgeordneten wollen
von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob es zutrifft, dass für
Fahrzeuge des Schwerverkehrs in der Neufassung der StVO beim
Rechtsabbiegen Schrittgeschwindigkeit vorgeschrieben wird. Welche
Übergangsfristen die Bundesregierung plant, um die notwendigen
Anpassungen an den Ampelprogrammen zu ermöglichen, interessiert die
Linksfraktion ebenso.

 * 

6. Auslastung von Fernzügen der DB AG

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Auslastung der Fernzüge der Deutschen Bahn
AG (DB AG) erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/14235). Die Bundesregierung soll unter anderem darüber Auskunft
geben, welches die zehn am stärksten sowie die zehn am wenigsten
ausgelasteten Fernzugrelationen der DB Fernverkehr im Jahr 2018 waren.
Gefragt wird auch, bei wie vielen Fernzugfahrten der DB Fernverkehr es
im Jahr 2018 zu einer teilweisen Räumung oder einem Aufruf an
Passagiere zum Verlassen eines Zuges beziehungsweise Waggons aufgrund
von Überfüllung kam.

 * 
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BUNDESTAG/9076: Heute im Bundestag Nr. 1223 - 05.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1223

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 5. November 2019, Redaktionsschluss: 10.16 Uhr

1. Baubranche begrüßt Sanierungsprogramm

2. Anhörung zu Waffenrechtsnovelle

3. Hilfen für brasilianischen Regenwald

4. Unterstützung für Sahel-Staaten



1. Baubranche begrüßt Sanierungsprogramm

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Die zur Umsetzung des Klimapakets der
Bundesregierung geplanten steuerlichen Maßnahmen sind von den
Sachverständigen in einer öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses
am Montag unterschiedlich beurteilt worden. Der Zentralverband des
Deutschen Baugewerbes begrüßte die vorgesehenen Maßnahmen zur
energetischen Gebäudesanierung. Es sei mit einem "signifikanten
Anstieg" der Sanierungstätigkeit zu rechnen, für die die Branche auch
genügend Kapazitäten habe. Das Fördervolumen und der Zeitraum von zehn
Jahren seien gut gewählt.

Grundlage der Anhörung war der von den Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und SPD eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des
Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht (19/14338). Darin fordern die
Fraktionen, es müsse "rasch und entschlossen" gehandelt werden, um den
Anstieg der durchschnittlichen Erdtemperatur deutlich zu begrenzen.
Neben den energetischen Sanierungsmaßnahmen sind Entlastungen für
Pendler, eine Absenkung der Mehrwertsteuer im
Personenschienenbahnfernverkehr von 19 auf sieben Prozent sowie die
Einführung eines neuen Hebesatzes bei der Grundsteuer für
Windenergieanlagen vorgesehen.

Energetische Sanierungsmaßnahmen an selbstgenutztem Wohneigentum
sollen ab 2020 für einen befristeten Zeitraum von zehn Jahren durch
einen prozentualen Abzug der Aufwendungen von der Steuerschuld
gefördert werden. Vorgesehen ist, dass 20 Prozent der Aufwendungen,
maximal insgesamt 40.000 Euro je Objekt, über drei Jahre verteilt von
der Steuerschuld abgezogen werden können. Zur Entlastung der
Fernpendlerinnen und Fernpendler soll ab dem 1. Januar 2021 bis zum
31. Dezember 2026 die Entfernungspauschale ab dem 21. Kilometer um
fünf auf 35 Cent angehoben werden. Alternativ können Pendlerinnen und
Pendler, die mit ihrem zu versteuernden Einkommen innerhalb des
Grundfreibetrages liegen, ab dem 21. Entfernungskilometer eine
Mobilitätsprämie in Höhe von 14 Prozent der erhöhten Pauschale wählen.
Dadurch sollen diejenigen Bürgerinnen und Bürger entlastet werden, bei
denen ein höherer Werbungskostenabzug zu keiner entsprechenden
steuerlichen Entlastung führt. Zu den Kosten des Gesetzentwurfs
insgesamt heißt es, dass die finanziellen Auswirkungen ab 2020 bei 425
Millionen Euro liegen und bis 2024 auf 1,375 Milliarden Euro steigen
sollen.

Der Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine rechnet ebenso mit einer
schnellen Wirkung der steuerlichen Anreize zur energetischen Sanierung
wie die Deutsche Energie-Agentur (dena), die in ihrer Stellungnahme
von einem "zentralen Impuls für die energetische Modernisierung" im
Gebäudesektor sprach. Das Institut für Energie und Umweltforschung
Heidelberg gab allerdings zu bedenken, dass der vorgelegte Vorschlag
nur selbst nutzende Eigentümer begünstige. Große Potenziale gebe es
aber auch bei gewerblichen Wohneigentümern und gewerblichen
Eigentümern von Nichtwohngebäuden, die mit zusätzlichen steuerlichen
Instrumenten verstärkt zur Sanierung motiviert werden sollten.

Eine große Rolle in der Anhörung spielte auch die geplante Entlastung
der Fernpendlerinnen und Fernpendler. Diese Maßnahme entlaste vor
allem einkommensstarke Haushalte, merkte Agora Verkehrswende kritisch
an. Die Mobilitätsprämie bringe Beziehern geringerer Einkommen nur
eine gewisse Verbesserung. Vorgeschlagen wurde eine Weiterentwicklung
der Pendlerpauschale, die darin bestehen könne, dass jeder zehn Cent
pro gefahrenen Kilometer von der Steuer abziehen könne. Die
Bundessteuerberaterkammer bezeichnete die Mobilitätsprämie als
"merkwürdiges Konstrukt", das erheblichen "Kollateralaufwand" nach
sich ziehen werde. Es müssten Lösungen gefunden werden, die einfacher
zu handhaben seien. Auch der Bundesrechnungshof kritisierte den hohen
Aufwand bei der Mobilitätsprämie. Die technische Umsetzung in der
Steuerverwaltung sei nicht sichergestellt. Der Automobilclub ACE
bezeichnete die Prämie steuersystematisch als Novum, begrüßte sie aber
grundsätzlich.

Dagegen erklärte der Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine, die
vorgesehene Entlastungswirkung der Pendler reiche nicht aus. Er
forderte deshalb die Aufhebung der zeitlichen Befristung, eine
Erhöhung der Entfernungspauschale ab dem ersten Kilometer und eine
regelmäßige Überprüfung der Pauschale im Zweijahresrhythmus. Die
Organisation erinnerte daran, dass die Pauschale im Jahre 2004 auf
0,30 Euro abgesenkt und seitdem nicht mehr verändert worden sei.

 * 

2. Anhörung zu Waffenrechtsnovelle

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/STO) Um den Regierungsentwurf eines "Dritten
Waffenrechtsänderungsgesetzes" sowie je einen Antrag der Fraktionen
von AfD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen geht es am Montag, 11. November
2019, in einer Anhörung des Ausschusses für Inneres und Heimat. Zu der
öffentlichen Veranstaltung, die um 14 Uhr im Paul-Löbe-Haus (Raum E
600) beginnt, werden sieben Sachverständige erwartet. Interessierte
Zuhörer werden gebeten, sich mit Namen und Geburtsdatum bis zum 7.
November beim Ausschuss anzumelden (innenausschuss@bundestag.de).

Mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/13839) soll eine
EU-Richtlinie umgesetzt werden, die die Kennzeichnungsanforderung für
Schusswaffen und deren wesentliche Teile erweitert. Ferner fordert sie
laut Bundesregierung von den Mitgliedstaaten, eine umfassende
Rückverfolgbarkeit aller Schusswaffen und ihrer wesentlichen Teile
sicherzustellen. "Zu diesem Zweck haben die Mitgliedstaaten
Waffenhändler und -hersteller in einem ersten Schritt zu verpflichten,
den Waffenbehörden unverzüglich sämtliche Transaktionen anzuzeigen,
die Bestandteil des Lebensweges einer Schusswaffe und ihrer
wesentlichen Teile sind", heißt es in der Vorlage weiter. In einem
zweiten Schritt würden die Mitgliedstaaten verpflichtet, diese
Transaktionen in den Waffenregistern zu registrieren.

Das Nationale Waffenregister soll mit dem Gesetzentwurf "zum Zweck der
Registrierung des vollständigen Lebensweges von Waffen und
wesentlichen Waffenteilen" ausgebaut werden. Ferner ist vorgesehen,
eine Anzeigepflicht für unbrauchbar gemachte Schusswaffen einzuführen.
Zudem sollen unter anderem "bestimmte große Wechselmagazine sowie
Schusswaffen mit fest verbauten großen Ladevorrichtungen zu verbotenen
Gegenständen" werden. Allerdings werde "den berechtigten Interessen
der Eigentümer solcher Gegenstände durch weitgehende
Besitzstandsregelungen Rechnung getragen", heißt es in der
Regierungsvorlage weiter.

Die AfD-Fraktion wendet sich in ihrem Antrag (19/14504) gegen eine
"überzogene Umsetzung" der EU-Feuerwaffenrichtlinie und fordert die
Bundesregierung zu einer "sehr kritischen Überprüfung" des
Gesetzentwurfs "im Hinblick auf die bisher erfolgte Ausschöpfung von
Spielräumen unter Berücksichtigung der Eingaben der Sportschützen-,
Jäger- und Waffenverbände" auf. Ferner soll die Bundesregierung dem
Antrag zufolge eine Überarbeitung des Gesetzentwurfes vornehmen und
dabei von einem Verbot bestimmter Magazine für Waffen soweit wie
möglich absehen. Auch soll sie bei der Überarbeitung laut Vorlage
unter anderem eine "generelle Einstufung von Dual-Use-verwendbaren
Magazinen als Kurzwaffenmagazine" vornehmen sowie eine "Überarbeitung
der Waffen-Kostenverordnung im Sinne der Waffenbesitzer, Waffenhändler
und -hersteller".

In der Begründung schreibt die Fraktion, dass zwei Hauptziele der
EU-Feuerwaffenrichtlinie - den illegalen Zugang zu scharfen
Schusswaffen sowie den Missbrauch von legalen Schusswaffen im Hinblick
auf terroristische Anschläge zu erschweren - im Rahmen der nationalen
Umsetzung "vollständig verfehlt" würden. Stattdessen würden
Legalwaffenbesitzer wie Sportschützen unter Generalverdacht gestellt.

"Für eine schonende Umsetzung der EU-Feuerwaffenrichtlinie" plädiert
die FDP-Fraktion in ihrem Antrag (19/14035). Darin führt die Fraktion
aus, dass die Bundesregierung mit ihrem Entwurf eines Dritten
Waffenrechtsänderungsgesetzes die Umsetzung der
EU-Feuerwaffenrichtlinie in nationales Recht bezwecke, dabei aber über
die Kernanliegen der Richtlinie hinausgehe und "Spielräume für eine
schonende Umsetzung zugunsten des legalen Waffenbesitzes nicht
vollumfänglich" ausnutze.

Die Bundesregierung soll daher nach dem Willen der Fraktion einen
neuen Entwurf für ein Umsetzungsgesetz zur EU-Feuerwaffenrichtlinie
vorlegen und darin eine Regelung einfügen, "die wieder wertungsmäßig
klar zwischen Erwerb und Besitz von Schusswaffen unterscheidet".
Ferner fordert die Fraktion die Bundesregierung auf, im Rahmen eines
neuen Umsetzungsgesetzes von einem in der EU-Feuerwaffenrichtlinie
"gewährten Umsetzungsspielraum umfassend Gebrauch zu machen, sodass
bisher erlaubnisfrei besessene Magazine nicht zu meldepflichtigen
Gegenständen werden und deren Erwerb durch Dritte umfassend ermöglicht
wird". Zudem soll die Bundesregierung laut Vorlage unter anderem
vorsehen, dass Waffenfachhändlern und -herstellern die Möglichkeit
eingeräumt wird, Daten aus dem nationalen Waffenregister abzufragen,
um sicherzustellen, dass Kunden die Berechtigung zum Erwerb einer
Schusswaffe besitzen.

Auf eine Verschärfung des Waffenrechts in Deutschland dringt die
Grünen-Fraktion in ihrer Vorlage (19/14092). Nur ein "tatsächlich
wirksames restriktives Waffenrecht" trage dazu bei, "schwere und
schwerste Gewaltverbrechen zu verhindern", schreibt die Fraktion in
der Begründung ihres Antrags.

Danach soll die Bundesregierung bei der Aktualisierung des
Waffenrechts "auch aktuelle technische Entwicklungen im Hinblick auf
die Eigenproduktion von Schusswaffen" in den Blick nehmen. Ferner wird
die Bundesregierung in dem Antrag aufgefordert, die gesetzlichen
Regelungen über die erforderliche Zuverlässigkeit der Inhaber
waffenrechtlicher Erlaubnisse "klarer zu fassen" und die
Gesetzesregelungen über die Kontrolle und Lagerung privater Waffen-
und Munitionsbestände zu erweitern. Zudem soll die Bundesregierung
laut Vorlage unter anderem eine gesetzliche Regelung vorschlagen, die
den privaten Besitz von Waffen verbietet, "die leicht zu
(voll)automatischen Waffen umgebaut werden können".

 * 

3. Hilfen für brasilianischen Regenwald

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung steht mit der brasilianischen
Regierung sowie weiteren relevanten Akteuren engem Austausch, um den
tropischen Regenwald zu erhalten und die nachhaltige Nutzung von
natürlichen Ressourcen in Brasilien zu gewährleisten. Dies umfasse
auch die gegenwärtige Struktur und konzeptionelle Ausrichtung des von
der Bundesregierung gemeinsam mit der norwegischen Regierung
geförderten Amazonienfonds, schreibt sie in einer Antwort (19/13947)
auf eine Kleine Anfrage (19/13277) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Der Fonds sei ein "ergebnisbasierter Anreizmechanismus", heißt es
darin. Er belohne nachgewiesene Emissionsminderungen aus vermiedener
Entwaldung unter dem Mechanismus "Reduzierung von Emissionen aus
Entwaldung und zerstörerischer Waldnutzung" (REDD+, Reducing Emissions
from Deforestation and Forest Degradation). Nach Ansicht der
Bundesregierung habe er einen wichtigen Beitrag geleistet, die
Entwaldung Amazoniens in Brasilien zu reduzieren. Er gehöre zu den
weltweit erfolgreichsten, ergebnisbasierten nationalen
Finanzierungsmechanismen für REDD+.

 * 

4. Unterstützung für Sahel-Staaten

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Während ihrer Afrikareise hat Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) im Mai 2019 nach Angaben der Bundesregierung keine
Abkommen, Verträge oder sonstige rechtliche Vereinbarungen
geschlossen. Sie habe jedoch die Bereitschaft Deutschlands erklärt,
die Sahel-Staaten Niger, Burkina Faso, Mali sowie Mauretanien, Niger
und Tschad ("G5-Sahel") weiterhin in ihrer Sicherheitszusammenarbeit
zu unterstützen, schreibt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/13332) auf eine Kleine Anfrage (19/12464) der AfD-Fraktion.

Darin heißt es weiter, die Bundesregierung messe unter anderem Niger
mit Blick auf seine geografische Lage zwischen den Konfliktregionen in
Mali, Libyen und der Tschadseeregion eine hohe strategische Bedeutung
für die regionale Stabilität bei. Ihrer Kenntnis nach habe die
nigrische Regierung zu keinem Zeitpunkt versucht, auf eine Erhöhung
der entwicklungspolitischen Mittel Deutschlands hinzuwirken, indem sie
auf eine mögliche Reduzierung der eigenen migrations- und
sicherheitspolitischen Maßnahmen verwiesen hätte.

 * 
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BUNDESTAG/9075: Heute im Bundestag Nr. 1222 - 04.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1222

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. November 2019, Redaktionsschluss: 17.46 Uhr

1. Entlastung von Angehörigen umstritten

2. Wertgrenze bei Nichtzulassungsbeschwerde



1. Entlastung von Angehörigen umstritten

Arbeit und Soziales/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Die von der Bundesregierung mit dem
Angehörigen-Entlastungsgesetz (19/13399) geplante Entlastung von
Kinder und Eltern, die gegenüber Beziehern von Sozialhilfe
unterhaltsverpflichtet sind, stößt beim Deutschen Gewerkschaftsbund
(DGB) und mehreren Sozialverbänden grundsätzlich auf Zustimmung.
Kommunalvertreter kritisierten bei einer öffentlichen Anhörung des
Ausschusses für Arbeit und Soziales am Montag hingegen, die Aufhebung
des Unterhaltsrückgriffs - Eltern und Kinder mit einem jeweiligen
Jahresbruttoeinkommen von bis zu einschließlich 100.000 Euro sollen
künftig nicht mehr unterhaltspflichtig sein - führe zu einer
Entsolidarisierung der Familie. Zudem würden die entstehenden Kosten
einseitig zu Städten und Gemeinden verlagert.

Neben der Änderung bei der Unterhaltspflicht enthält der Gesetzentwurf
weitere Vorgaben, um die Teilhabe von Menschen mit Behinderung zu
verbessern. Diese sollen, sofern sie im Eingangsverfahren oder
Berufsbildungsbereich einer Werkstatt für behinderte Menschen tätig
sind, künftig auch einen Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung erhalten. Außerdem soll die
Projektförderung für eine unabhängige Teilhabeberatung dauerhaft
sichergestellt werden. Menschen, die in Werkstätten für behinderte
Menschen arbeiten, sollen künftig mit einem Budget für Ausbildung
gefördert werden, wenn sie eine nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG)
oder nach dem Gesetz zur Ordnung des Handwerks (HwO) anerkannte
Berufsausbildung erwerben wollen.

DGB-Vertreter Ingo Schäfer begrüßte während der Anhörung ausdrücklich
den Verzicht auf den Unterhaltsrückgriff ebenso wie das geplante
Budget für Ausbildung. Letzteres sei ein hilfreiches und wichtiges
Instrument, um jungen Menschen mit Behinderung den Zugang zum
allgemeinen Arbeitsmarkt und damit einer selbstständigen Sicherung der
eigenen Existenz zu ermöglichen, sagte Schäfer.

Ines Verspohl vom Sozialverband VdK Deutschland sagte, die geplante
Regelung, unterhaltsverpflichtete Kinder gegenüber pflegebedürftigen
Eltern zu entlasten, entspräche den Vereinbarungen im
Koalitionsvertrag und müsse konsequenterweise für alle
Sozialleistungen gelten. Sie sorge zudem auch für gesellschaftliche
Gerechtigkeit, sagte Verspohl. Manche Familie habe drei Pflegefälle,
für die sie derzeit aufkommen müssten, andere keinen. "Diese Aufgabe
muss die gesamte Gesellschaft schultern, nicht einzelne Familien",
sagte sie.

Antje Welke von der Bundesvereinigung Lebenshilfe hält den Grundsatz
"ambulant vor stationär" durch die Neuregelung bei der
Unterhaltspflicht nicht für gefährdet. Aus ihrer Sicht ist "keine
Sogwirkung hin zu stationärer Pflege" zu befürchten. Die
verhältnismäßig hohe Grenze von 100.000 Euro sei angemessen, befand
sie.

Kathrin Völker von der Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für
behinderte Menschen begrüßte das geplante Budget für Ausbildung.
Allerdings ziele es ausschließlich auf die Erstausbildung am Übergang
von der Schule in den Beruf ab. Auch Menschen mit Behinderungen die
schon länger in Werkstätten sind, sollte der Zugang zur
Berufsausbildung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt durch das Budget für
Ausbildung ermöglicht werden, forderte Völker.

Da das im Bundesteilhabegesetz enthaltene Budget für Arbeit "zu kurz
gesprungen" sei, begrüße er das geplante Budget für Ausbildung, sagte
Christoph Beyer von der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen.

Harry Hieb vom Netzwerk für Inklusion, Teilhabe, Selbstbestimmung und
Assistenz sieht in dem Gesetzentwurf hingegen "ein weiteres Beispiel
für die Missachtung der UN-Behindertenrechtkonvention und der
Empfehlungen des UN-Fachausschusses für die Rechte von Menschen mit
Behinderungen". Zentrales Anliegen des Angehörigen-Entlastungsgesetzes
sei die Entlastung Angehöriger von Pflegebedürftigen und Eltern
volljähriger behinderter Kinder hinsichtlich des Einkommenseinsatzes,
"nicht jedoch der Menschen mit Behinderungen selbst", wodurch das Ziel
eines gleichen Lebensstandards in immer weitere Ferne rücke,
kritisierte er.

Aus Sicht von Andreas Krampe vom Deutschen Verein für öffentliche und
private Fürsorge ist es durch das Gesetz möglich, mit einem
"vergleichsweise überschaubaren finanziellen und rechtlichen
Mittelansatz" einen bedeutsamen Zugewinn an sozialer Sicherheit für
die Bevölkerung zu erzielen. Die Kosten für die Kommunen bezifferte er
mit etwa 70 Millionen Euro jährlich.

Die Vertreter von Städtetag und Landkreistag gehen hingegen von
deutlich höheren Kosten aus. Zudem sei von einer erheblichen
Nachfragesteigerung nach stationärer Pflege auszugehen, sagte Regina
Offer vom Deutschen Städtetag. Das dämpfende Element der
Selbstverantwortung und der familiären Solidarität werde deutlich
geschwächt, betonte Johann Keller vom Deutschen Landkreistag. Er gehe
davon aus, dass mit Kosten in Höhe von etwa einer halben Milliarde
Euro zu rechnen sei.

 * 

2. Wertgrenze bei Nichtzulassungsbeschwerde

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO)Ein Gesetzentwurf, der die Funktionsfähigkeit des
Bundesgerichtshofs (BGH) gewährleisten soll, und damit verbundene
Anträge der Fraktionen von FDP und Grünen haben am Montag im Fokus
einer Öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Recht und
Verbraucherschutz gestanden. Acht Sachverständige aus Praxis und
Wissenschaft nahmen Stellung zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
(19/13828), mit dem unter anderem die bislang in einer befristeten
Übergangsvorschrift festgelegte Wertgrenze für
Nichtzulassungsbeschwerden in Zivilsachen in Höhe von 20.000 Euro
dauerhaft in der Zivilprozessordnung (ZPO) festgeschrieben werden
soll.

Während die Praktiker die vorgesehene Entfristung überwiegend
begrüßten, sahen die Rechtswissenschaftler das Vorhaben kritisch und
sprachen von einem Systembruch. Fragen der Abgeordneten betrafen vor
die Argumente für und wider eine Wertgrenze, die Möglichkeiten,
Berufungsverfahren zu verbessern und die Notwendigkeit einer
ZPO-Reform. Der Entwurf sieht außerdem eine weitere Spezialisierung
der Gerichte in Zivilsachen, Maßnahmen zur Verfahrensstrukturierung
sowie Änderungen zur Steigerung der Effizienz im Zivilprozess vor.

Die BGH-Präsidentin Bettina Limperg erklärte, die Vorlage setze im
Grundsatz das um, was der BGH seit Jahren nachdrücklich befürworte.
Würde die Wertgrenze nicht festgeschrieben und liefe wie geplant Ende
dieses Jahres aus, hätte der dann eintretende Arbeitsmehranfall
unvermeidlich den Kollaps des BGH zur Folge. Dies ließe sich weder
durch eine Aufstockung der Senate noch durch andere Maßnahmen wie die
Einrichtung eines weiteren Zivilsenats auffangen. Das bereits
bestehenden Fallaufkommen würde sich bei Auslaufen der Wertgrenze mehr
als verdreifachen, legte Limperg anhand von Fallzahlen der vergangenen
Jahre dar. Sie fügte hinzu, aus den für die Festschreibung der
Wertgrenze sprechenden Gründen lehne sie zugleich die Einführung einer
Nichtzulassungsbeschwerde in Familiensachen ab, wie sie im Rahmen des
Gesetzgebungsverfahrens gefordert werde.

Christian Tombrink, Richter am Bundesgerichtshof und Vorsitzender des
Vereins der Bundesrichter und Bundesanwälte beim Bundesgerichtshof,
verwies darauf, dass sich die mit der wiederholten Befristung
verknüpfte Erwartung sinkender Eingänge beim BGH in Zivilsachen nicht
bestätigt habe. Hieraus folge, dass nicht nur die Entfristung der
Wertgrenze und ihre Übernahme in die ZPO, sondern auch ihre Anhebung
auf zumindest 30.000 Euro geboten sei, um die anhaltend hohen
Eingangszahlen für Nichtzulassungsbeschwerden wieder in Richtung auf
das frühere Maß zurückzuführen. Auch Tombrink sprach sich gegen die
Eröffnung der Nichtzulassungsbeschwerde in Familiensachen aus.

Der Deutsche Richterbund befürwortet nach den Worten seines Vertreters
Peter Fölsch, Vorsitzender Richter am Landgericht Lübeck, die
unbefristete Beibehaltung der streitwertmäßigen Beschränkung der
Nichtzulassungsbeschwerde zum BGH. Damit könne eine effiziente
Erfüllung der Aufgaben des Gerichts als Revisionsinstanz und den
Erhalt der Arbeitsfähigkeit des Gerichts dauerhaft sichergestellt
werden. Auch Hendrik Schultzky, Richter am Oberlandesgericht Nürnberg,
stimmte einer Entfristung zu. Im derzeitigen Rechtsmittelsystem seien
gleichwertige alternative Regelungen, die eine Überlastung des
Bundesgerichtshofs verhindern, nicht ersichtlich. Eine bessere Lösung
sei erst bei einer grundlegenden Überarbeitung des Rechtsmittelsystems
im Rahmen einer umfassenden ZPO-Reform zu erwarten. Die Schaffung
weiterer Spezialkammern und -senate und die vorgesehenen
Länderöffnungsklauseln begrüßten sowohl Schultzky als auch Fölsch.

Lothar Schmude von der Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) plädierte
ebenfalls für eine dauerhafte Festschreibung der Wertgrenze für
Nichtzulassungsbeschwerden und den Ausbau der Spezialisierung der
Landes- und Oberlandesgerichte. Weitere Vorhaben des Entwurfs wie die
unverzügliche Anbringung des Ablehnungsgesuchs sehe die BRAK jedoch
kritisch. Er bedauerte, dass deren Bedenken und Anregungen nicht im
Regierungsentwurf berücksichtigt worden seien.

Wolfgang Schwackenberg als Vertreter des Deutschen Anwaltvereins
betonte die Notwendigkeit einer endgültigen Lösung für die
Nichtzulassungsbeschwerde. Die dauerhafte Einführung einer
Streitwertgrenze von 20.000 Euro stelle jedoch eine dramatische
Rechtsmittelverkürzung dar und sei untauglich, erklärte er. Sollte
sich die Belastung des BGH als tatsächlich zu groß erweisen, könne die
adäquate Antwort hierauf nur sein, strukturelle Änderungen des
Verfahrens beim BGH und eine Kapazitätserweiterung zu schaffen. Zudem
sei es unverständlich warum das Gebiet des Familienrechtes und das der
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit insgesamt einer
Nichtzulassungsbeschwerde nicht zugänglich gemacht wird.

Argumente gegen eine Verstetigung der Wertgrenze kamen auch von den
beiden eingeladenen Rechtswissenschaftlern. Reinhard Greger von der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg erklärte, mit der
ZPO-Reform von 2001 habe der Gesetzgeber ein schlüssiges, auf die
zügige Herstellung von Rechtsfrieden und Rechtssicherheit
zugeschnittenes Rechtsmittelsystem geschaffen. Die
Nichtzulassungsbeschwerde von einer Beschwerdesumme abhängig zu
machen, sei ein gravierender Bruch dieses Systems gewesen. Nicht zu
verstehen sei, dass der damals als Interimslösung hingenommene
Systembruch jetzt durch Übernahme in die ZPO verewigt werden solle.
Vertretbar erscheine allenfalls eine Herabsetzung auf 5.000 Euro.

Beate Gsell, Lehrstuhl-Inhaberin an der Ludwig-Maximilians-Universität
München, hält die Wertgrenze für ungeeignet, eine Überlastung des
Bundesgerichtshofes dauerhaft zu verhindern. Sie sollte deshalb nicht
perpetuiert werden, erklärte sie. Bereits vielfach sei zurecht darauf
hingewiesen worden, dass die aktuelle Ausgestaltung des Zugangs zur
Revision in Zivilsachen strukturell problematisch sei. Die
Nichtzulassungsbeschwerde werde von den Parteien eingelegt, um die
Korrektur einer als unrichtig empfundenen Entscheidung zu erreichen,
die an öffentliche Revisionszwecke gebundene Revision stehe dafür aber
in der Regel nicht zur Verfügung.

Gsell und Limperg nahmen auch Stellung zu dem Antrag der Grünen für
ein Gesetz, mit dem der strategischen Verhinderung der Revision
entgegengewirkt werden soll (19/14027). Mit Verweis auf eine fehlende
höchstrichterliche Endentscheidung des BGH im "Diesel-Skandal" heißt
es in dem Antrag, es scheine einer gezielten Prozessstrategie der
Volkswagen AG zu entsprechen, Berufungsurteile und erst recht eine
ungünstige Grundsatzentscheidung des BGH durch ein für den jeweiligen
Prozessgegner günstiges außergerichtliches Vergleichsangebot zu
verhindern. Gsell erklärte, angesichts des Missstandes
prozesstaktischen Abwendens höchstrichterlicher Grundsatzurteile
sollte der BGH zur Verwirklichung der öffentlichen Revisionszwecke
ermächtigt werden, über Grundsatzfragen auch dann zu entscheiden, wenn
es infolge Zurücknahme des Rechtsmittels nicht mehr zu einer
Entscheidung über den Rechtsstreit kommt. Sie empfahl die Einführung
eines effektiven auf Leistung gerichteten kollektiven
Gruppenklageverfahrens.

Limperg erklärte, sie teile die Wahrnehmung dass ein
Revisionsverhinderungsverhalten dazu geeignet ist, insbesondere in
Verbraucherrechtsstreitigkeiten Grundsatzentscheidungen gezielt
hinauszuzögern. Dies sorge nicht nur für eine unnötige
Rechtsunsicherheit in Sachverhalten mit Breitenwirkung, sondern auch
für Frustration bei den Senaten des BGH, die ihrer Kernaufgabe nicht
nachkommen könnten. Es sei deshalb zu erwägen, einen
Musterfeststellungsantrag zumindest im Revisionsverfahren zu schaffen.

Mit ihrem zweiten Antrag wollen die Grünen mit Blick auf Zivilprozesse
die Verfahren und Abläufe effektiv gestalten (19/14028). Die FDP
plädiert in ihrem ersten Antrag (19/14038) dafür, die
Nichtzulassungsbeschwerde auch bei kleinen Streitwerten zuzulassen und
die Wertgrenze bei der Nichtzulassungsbeschwerde wieder abzuschaffen.
Der zweite Antrag der Fraktion (19/14037) sieht vor, Zivilprozesse zu
modernisieren, und fordert ein leistungs- und wettbewerbsfähiges
Verfahrensrecht. Dieser Antrag wurde von mehreren Sachverständigen
unterstützt.

 * 
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1. Luftverkehrsbranche gegen Steuererhöhung

2. Aufnahme von Flüchtlingen in Kommunen

3. Umleitungsstrecken für Rheintalbahn

4. Pünktlichkeit am Hauptbahnhof Augsburg

5. Technologien für das vernetzte Fahren



1. Luftverkehrsbranche gegen Steuererhöhung

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Die von den Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD
geplante Anhebung der Luftverkehrsteuer ist von der Luftfahrtbranche
scharf kritisiert worden. Der Bundesverband der deutschen
Luftverkehrswirtschaft erklärte in einer öffentlichen Anhörung des
Finanzausschusses unter Leitung des stellvertretenden Vorsitzenden
Albrecht Glaser (AfD) am Montag, mit der Erhöhung dieser Steuer
erfolge zum wiederholten Mal eine starke Wettbewerbsverzerrung. Es
handele sich um einen nationale Alleingang zu Lasten der deutschen
Luftfahrtunternehmen. Zahlreiche EU-Staaten hätten keine vergleichbare
Luftverkehrssteuer. In den Staaten, die eine solche Steuer erheben,
liege diese mit Ausnahme von Großbritannien erheblich unter den
deutschen Steuerniveau. Dies verschärfe die bereits bestehende
Wettbewerbsverzerrung und belaste die heimische Luftverkehrswirtschaft
weiter.

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Luftverkehrsteuergesetzes (19/14339) verfolgen die
Koalitionsfraktionen das Ziel, den Ausstoß von klimaschädlichen
Treibhausgasen zu verringern und die Bürgerinnen und Bürger zum
klimafreundlichen Handeln zu ermuntern. Je nach Entfernung des
Flugziels beträgt die Steuer in Zukunft 13,03 Euro (bisher 7,50),
33,01 Euro (bisher 23,43) und 59,43 Euro (bisher 42,18). Wirksam
werden soll die Erhöhung zum 1. April 2020. Die Steuermehreinnahmen
sollen im nächsten Jahr 470 Millionen Euro betragen und bis 2023 auf
rund 850 Millionen Euro steigen.

Der Bundesverband der deutschen Luftverkehrswirtschaft schilderte in
der Anhörung die Erfahrungen seit Einführung der Steuer im Jahre 2011.
Der Marktanteil der deutschen Fluggesellschaften habe sich von 67
Prozent im ersten Halbjahr 2012 auf 56 Prozent im ersten Halbjahr 2019
verringert. Die Gesellschaften hätten die Luftverkehrsteuer in weiten
Teilen nicht an die Kunden weitergeben können, sondern hätten große
Teile aus ihrem Betriebsergebnis begleichen müssen. Damit seien Mittel
für Investitionen in nachhaltige Technologien reduziert worden.

Auch der Flughafenverband ADV befürchtet verheerende Konsequenzen für
die Branche, aber auch für Regionen in Deutschland wie Franken,
Sachsen, Westfalen, Thüringen Baden, Allgäu, Hunsrück, Saarland und
Mecklenburg. Drohende Einstellungen von Flugverbindungen würden
negative Konsequenzen für Investitionen und Arbeitsplätze haben. Die
Erhöhung der Steuer wurde als "Konjunkturprogramm" für ausländische
Gesellschaften und Flughäfen bezeichnet.

Die überproportionale Erhöhung der Luftverkehrssteuer insbesondere im
Bereich der Kurz und Mittelstreckenflüge von 7,50 auf 13,03 Euro
stelle eine besonders schwere Belastung für Flughäfen in den Regionen
außerhalb der großen Ballungszentren dar, argumentierte auch der
Vertreter des Flughafens Nürnberg. Professor Frank Hechtner
(Technische Universität Kaiserslautern) warnte in der Anhörung
allerdings davor, die Staffelung zu ändern und eine Distanzklasse nur
für Inlandsflüge einzuführen. Das sei europarechtlich nicht umsetzbar

Dagegen begrüßte der BUND in seiner Stellungnahme die Erhöhung der
Luftverkehrssteuer, um die Umsatzsteuer auf Fernverkehrstickets der
Bahn von 19 auf sieben Prozent abzusenken. Damit würde ein Beitrag zur
Wettbewerbsangleichung geleistet. Der Steuersatz sei aber zu niedrig,
wenn die Fluggesellschaften die Steuern beim CO2-Handel kompensieren
könnten.

 * 

2. Aufnahme von Flüchtlingen in Kommunen

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/FLA) Die Forderung nach einem stärkeren eigenen Spielraum
der Kommunen bei der Aufnahme von Flüchtlingen ist von Experten teils
nachdrücklich begrüßt, teils mit erheblichen juristischen Bedenken
versehen worden. Dabei ging es nicht zuletzt um das Bündnis "Sichere
Häfen", bei dem inzwischen schon mindestens 115 Städte und Gemeinden
aus dem Mittelmeer geretteten Menschen Aufnahme und Schutz bieten
wollen. Basis bei der öffentlichen Anhörung von sieben
Sachverständigen im Ausschuss für Inneres und Heimat unter der Leitung
von Jochen Haug (AfD) waren zwei ähnlich pro-kommunale Anträge der
Linksfraktion (19/8648) und Bündnis 90/Die Grünen (19/9275).

Uda Bastians vom Deutschen Städtetag meinte, eine Lösung für die
Flüchtlings-Problematik könne es nur auf europäischer Ebene geben.
Dazu gehörten auch die Fragen, wohin die aus Seenot geretteten
Menschen zunächst gebracht würden und wie ein fairer
Verteilmechanismus in der EU aussehen könne. Es bedürfe einer
Finanzierungslösung, die den Städten eine nachhaltige und dauerhafte
Unterstützung bei der Integration bietet. Die Kommunen seien mit hohen
Ausgaben belastet. Die Entlastungen müssten dort ankommen, wo die
Belastungen aufträten.

Professor Kay Hailbronner (Universität Konstanz) wandte sich gegen die
in den Anträgen erhobene Forderung, dass die Kommunen ihre Aktivitäten
in der Flüchtlingspolitik dem Bundesinnenministerium nur anzuzeigen
hätten statt eine Zustimmung einholen zu müssen. Das sei mit den
Prinzipien des deutschen Aufenthaltsrechts nicht vereinbar. Das
Ministerium habe auf bundespolitische Belange bei der Steuerung der
humanitären Aufnahme von Flüchtlingen zu achten. Generell verbiete das
geltende Recht den Kommunen nicht, über die Quote hinaus freiwillig
Flüchtlinge aufzunehmen.

Helene Heuser (Universität Hamburg) betonte, dass der
Flüchtlingsschutz auch bei einer kommunal initiierten Aufnahme
weiterhin eine staatliche Aufgabe bleibe, die von Bund und Ländern zu
erfüllen sei. Dass Kommunen zusätzlich freiwillig Schutzsuchende
aufnehmen wollten, ändere daran nichts. Sie unterstrich, dass das
Selbstbestimmungsrecht der Städte und Gemeinden lediglich eine
freiwillige zusätzliche Aufnahme umfasse, nicht hingegen die Ablehnung
der Aufnahme von Flüchtlingen, die ihnen durch den Staat zugewiesen
werden. Sie forderte ein neues Gesetz, das eigenständiges Vorgehen der
Kommunen ermöglicht.

Professor Marcel Kau (Universität Konstanz) wies darauf hin, dass die
außenpolitischen Gestaltungsspielräume der Länder grundsätzlich
restriktiv zu interpretieren seien. "Nebenaußenpolitiken" der Länder
und gegebenenfalls noch zusätzlich der Kommunen seien gegenwärtig
weder verfassungsrechtlich zulässig noch außenpolitisch geboten. Die
Städte und Gemeinden seien ungeachtet der garantierten kommunalen
Selbstbestimmung Teile der Länder und begründeten keine eigene Ebene
der Staatlichkeit.

Klaus Riten vom Deutschen Landkreistag gab zu bedenken: Wenn Kommunen
zu einer eigenständigen Flüchtlingspolitik ermächtigt würden, würde
die Entscheidung über die konfliktträchtige und die Bürgerschaft
potenziell spaltende Frage der Flüchtlingsaufnahme auf die kommunale
Ebene verlagert, was das Zusammenleben vor Ort beeinträchtigen könne.
Es sei nicht zu verkennen, dass Aufnahmeprogramme einzelner
Landkreise, Städte oder Gemeinden den Zusammenhalt der Kommunen
untereinander gefährden könnten. Finanzhilfen des Bundes zugunsten der
Kommunen seien enge Grenzen auferlegt.

Professor Gesine Schwan (Humboldt-Viadrina Governance Platform)
begrüßte die Forderung nach einem europäischen Integrations- und
Entwicklungsfonds, bei dem sich Gemeinden bewerben können, die sich
bereit erklären, Flüchtlinge aufzunehmen. Von diesem Fonds sollen sie
die Finanzierung der Integrationskosten erstattet bekommen - und in
derselben Höhe Kosten ihrer eigenen Weiterentwicklung wie
Infrastruktur, Bildung oder Wohnen. Politik, Unternehmen und
organisierte Zivilgesellschaft sollten die freiwillige Aufnahme von
Flüchtlingen vorbereiten, um sie in der kommunalen Gesellschaft
breiter abzustützen und zu verankern.

Der Oberbürgermeister von Potsdam, Mike Schubert (SPD) - von dort
werden die "Sicheren Häfen" bundesweit koordiniert - strich heraus,
dass das Bündnis "quer durch die politische Farbenlehre" gehe. Erst
komme die Rettung, dann das rechtsstaatliche Verfahren. Das eine
hebele das andere nicht aus. Die Bundestagsabgeordneten müssten nach
einer Lösung für die in der Anhörung aufgeworfenen rechtlichen Fragen
suchen. Das Städtebündnis stufte er als "Signal nach Europa" ein.

 * 

3. Umleitungsstrecken für Rheintalbahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/13898) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13377) neun
Bahnstrecken auf, die bei einem eventuellen Ausfall der Rheintalbahn
als Umleitungsstrecken zur Verfügung stehen. Weiter heißt es in der
Antwort, ob und inwieweit den von der infolge der Tunnelhavarie von
Rastatt-Niederbühl am 12. August 2017 erfolgten Sperrung der
Rheintalbahn betroffenen Unternehmen ein Anspruch auf Schadenersatz
zustehen kann, hänge maßgeblich von den Ursachen der Havarie ab. Diese
würden derzeit in einem Beweiserhebungs- und Schlichtungsverfahren
geklärt, schreibt die Regierung.

 * 

4. Pünktlichkeit am Hauptbahnhof Augsburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Zeitraum von April 2016 bis August 2019 betrug
die Pünktlichkeit der Fernverkehrsverbindungen am Hauptbahnhof
Augsburg nach Angaben der Deutschen Bahn AG (DB AG) durchschnittlich
79,9 Prozent. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/14179)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/13011)
hervor. Zu den Hauptgründen der Verspätungen zählten nach Angabe der
DB AG Gleisbelegungen durch andere Züge, Haltezeitüberschreitungen
beim Fahrgastwechsel, technische Störungen an Fahrzeugen sowie
Fremdeinwirkungen, wie Einsätze der Sicherheitsbehörden oder
Witterung.

Zum Thema Streckenelektrifizierung heißt es in der Antwort, durch das
Ausbauprogramm "Elektrische Güterbahn" mit dem Haushaltstitel
"Förderinitiative zur Elektrifizierung regionaler Schienenstrecken"
solle die Beseitigung von nichtelektrifizierten Lücken und die
Schaffung von Ausweichstrecken für den Güterverkehr erreicht werden.
Ziel sei ein robustes und elektrisches Schienennetz für den
Güterverkehr. Länder, Verbände und die DB Netz AG hätten hierzu
Vorschläge übermittelt. Der Freistaat Bayern habe die Strecken
Memmingen-Neu-Ulm (Illertalbahn) und Buchloe-Augsburg im
Regierungsbezirk Schwaben gemeldet, teilt die Regierung mit. Diese
Vorschläge würden von einem externen Gutachter derzeit beurteilt.
"Nach bisheriger Planung soll Ende 2019 die Auswahl abgeschlossen
sein", heißt es in der Antwort.

 * 

5. Technologien für das vernetzte Fahren

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung räumt nach eigener Aussage dem
Prinzip der Wahrung der Technologieneutralität einen hohen Stellenwert
ein und hat deshalb gegen den Vorschlag der EU-Kommission gestimmt,
für das vernetzte Fahren die auf WLAN basierende Technik ITS-G5
(Intelligent Transport Generation 5) als Standard festzulegen, wie es
im Entwurf für den delegierten Rechtsakt zum Thema "Cooperative
Intelligent Transport Systems" (C-ITS) vorgesehen war. Das geht aus
der Antwort der Regierung (19/14249) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/13624) hervor. Die Bundesregierung
unterstütze eine technologieoffene Lösung in Bezug auf die
Fahrzeug-zu-Fahrzeug-Kommunikation. Die Fahrzeughersteller sollten die
Möglichkeit erhalten, auf das für sie jeweils beste System zu setzen,
heißt es in der Antwort.

Die Ablehnung der delegierten Verordnung im Rat bedeute nicht, "dass
das Thema C-ITS nicht mehr von Bedeutung ist, sondern dass bei der
Erarbeitung von Spezifikationen zur Gewährleistung der
Interoperabilität von kooperativen intelligenten Verkehrssystemen auf
europäischer Ebene Regelungen geschaffen werden müssen, die einzelne
Technologien nicht benachteiligen und die Belange der Mitgliedstaaten
in angemessener Weise berücksichtigen", schreibt die Bundesregierung.
Wann derartige, europaweit standardisierte Regelungen geschaffen sein
werden, sei derzeit nicht abschätzbar.

Studien zur Frage der Übertragungstechnologie im Zusammenhang mit
C-ITS liegen der Bundesregierung der Vorlage zufolge weder vor, noch
sei beabsichtigt, solche zu beauftragen. "Aus Sicht der
Bundesregierung ist die Frage nach der Übertragungstechnologie bei
C-ITS (WLAN vs. LTE-V2X) ein zwischen Herstellern bestehender
Diskurs", heißt es in der Antwort. Vor diesem Hintergrund sollte aus
Sicht der Regierung eine entsprechende Begleitforschung von der
Industrie beauftragt und durchgeführt werden.

 * 
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1. Zwiespältiger Blick auf Gentechnikrecht

2. Erste Teile des KI-Berichts beschlossen

3. Zweiter Zwischenbericht diskutiert

4. Verkehrsprojekte in Baden-Württemberg

5. Verkehrsprojekte in Nordrhein-Westfalen



1. Zwiespältiger Blick auf Gentechnikrecht

Ernährung und Landwirtschaft/Anhörung

Berlin: (hib/EIS) Sachverständige bewerten die Regulierung neuer
gentechnischer Methoden sehr unterschiedlich. Das wurde am Montag in
einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Ernährung und
Landwirtschaft zum Gentechnikrecht deutlich. Der Ausschussvorsitzende
Alois Gerig (CDU) fasste eingangs zusammen, dass Befürworter in den
neuen Züchtungstechnologien ein großes Innovationspotenzial sähen,
während Kritiker davor warnen würden, dass einmal in der Natur mit
diesen Technologien erzeugte Organismen nicht mehr zurückgeholt werden
könnten. Der Anhörung lagen je ein Antrag der FDP-Fraktion (19/10166),
der die Chancen neuer Züchtungsmethoden betonte, und ein Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/13072) mit der Forderung der
Regulierung neuer Gentechniken zugrunde.

Der Sachverständige Matthias Braun sprach sich dafür aus, die
gesetzlichen Regelungen an den tatsächlichen Risiken eines Produktes
auszurichten. Vorbehalte gegenüber einer Technologie sollten dabei
nicht ausschlaggebend sein. Braun fasste zusammen, dass die neuen
Methoden einfach, präzise und ressourcenschonend seien und das
Potenzial hätten, die herkömmlichen Züchtungsmethoden zu deklassieren,
weil sie in der Geschwindigkeit überlegen sind. Wenn die
Biotechnologie für Deutschland eine Schlüsseltechnologie sein soll,
brauche es Maßgaben und Rahmenrichtlinien, sodass damit gearbeitet
werden könne. Die derzeitige Herangehensweise an das Gentechnikrecht
wertete Braun hingegen als einschränkend.

Auch der Sachverständige Stephan Clemens schätzte das Potenzial der
neuen Züchtungsmethoden als gewaltig ein. Genome-Editing heiße dabei
nicht nur, einer industrialisierten Landwirtschaft Vorschub leisten zu
wollen. Als Wissenschaftler plädierte er dafür, evidenzbasiert zu
argumentieren. Risiken sollen quantifiziert werden und es müssen
entsprechende Abwägungen vorgenommen werden. Der Sachverständige
führte weiter aus, dass bei der Anwendung des Vorsorgeprinzips auch
die Frage nach den Potenzialen einer Technik gestellt werden müsse.
Insofern sei die Frage zu beantworten, welcher Schaden angerichtet
wird, wenn Potenziale nicht genutzt werden.

Timo Faltus warb dafür, dass der Diskurs über die Gentechnik bei der
rechtlichen und politischen Bewertung mit eindeutigen Vokabeln geführt
werden sollte, die mit eindeutigen Inhalten besetzt seien. Er warnte
davor, solche Fragen mit subjektiver Semantik zu erörtern. Auch dürfe
das Verständnis vom Vorsorgeprinzip nicht bedeuten, etwas zu
verbieten, weil man es nicht mag. Es bedeute, dass man sich der
Gefahren und ihrer Eintrittswahrscheinlichkeiten bewusst werde. Der
Sachverständige bemängelte in diesem Zusammenhang, dass bei der
Diskussion über neue Züchtungsmethoden permanent falsch betont werde,
welche Gefahren von punktmutierten Pflanzen ausgehen sollen. Der
Sachverständige und Landwirt Felix Prinz zu Löwenstein zeigte sich
verwundert darüber, dass die neue Technologie des Genome-Editing mit
denselben alten Versprechen verkauft würde, die aus der herkömmlichen
Gentechnikdebatte bekannt und damit wohl nicht wirklich neu seien. Die
Lösung der Hungerkrise, die Folgen der Klimaveränderung und die
Probleme hinsichtlich der sinkenden Biodiversität würden nicht durch
neue Züchtungen erreicht. Letzten Endes hänge die Hungerkrise nicht
daran, dass zu wenig Nahrung produziert werde. Es werde mit der
Mehrproduktion nicht richtig umgegangen. Neue Züchtungsmethoden würden
die Verteilungs- und Verwendungsprobleme jedenfalls nicht lösen.

Der Sachverständige und Rechtswissenschaftler Tade Matthias Spranger
ging der Frage zur Diskussion über die Nachweisbarkeit der neuen
Verfahren nach. Dabei stellte er klar, dass das Rechtssystem nicht
über die Anwendbarkeit oder Nichtanwendbarkeit von Recht anhand der
Existenz von Nachweisverfahren entscheide. Der Nachweis bleibe eine
Frage des Rechtsvollzugs, aber nicht eine Frage der Anwendung. Darüber
hinaus sprach der Sachverständige die Betrachtung eines durch
Genome-Editing veränderten Produkts als naturidentisch an. Spranger
führte dazu aus, dass der menschliche Einfluss auch in dieser Frage
entscheidend sei, weil der Mensch seine Hände im Spiel habe. Deshalb
brauche es einen regulatorischen Rahmen und das Gentechnikrecht so,
wie es vorliege, um dem Vorsorgeprinzip gerecht zu werden. Der
Sachverständige Christoph Then sprach sich für eine ausreichende
Regulierung aus, weil entsprechende Eingriffe kleingeredet würden,
aber zu erheblichen Nebenwirkungen führen können. Vergleichsweise
kleine Eingriffe hätten große Auswirkungen. Then führte unter anderem
an einem Beispiel von durch Punktmutationen veränderte Taufliegen an,
dass diese resistent gegen ein Gift gemacht wurden. Mit der Resistenz
seien die Larven der Fliege für ihre Fressfeinde ebenfalls giftig
geworden. Für den Monarchfalter hätte diese Veränderung ernste Folgen
und es würde ein gewaltiger biologischer Effekt eintreten. Es komme
deshalb nicht darauf an, ob kleine oder große Veränderungen
vorgenommen werden. Der Sachverständige sprach sich dafür aus, dass
alle Risikoszenarien durchgeprüft werden müssen.

Auch Beate Jessel, Präsidentin des Bundesamtes für Naturschutz (BFN),
argumentierte für eine angemessene, am Vorsorgeprinzip orientierte
Risikoabschätzung. Es sei kein tragfähiges Argument, dass durch
Genome-Editing nur punktuelle Änderungen vorgenommen werden würden,
denn bereits kleine Änderungen könnten große Auswirkungen haben. In
der Praxis hätte man es nicht mit Untersuchungen im Labor zu tun,
sondern mit dem Einsatz in der freien Natur. Was einmal ausgebracht
worden ist, könne nicht mehr rückgängig gemacht werden. Eine
Risikobewertung sollte immer eine Einzelfallprüfung sein, die
Wechselwirkungen mit der Umwelt berücksichtigt. Diese Einstellung
müsse nicht eine Verhinderung von Entwicklung bedeuten. Auch die
Medizin kenne eine starke Regulierung. Regulierung müsse als Chance
verstanden werden und nicht als Hinderung, denn dadurch werde die
Wahlfreiheit gewährleistet und damit Vertrauen in der Bevölkerung
geschaffen. Detlef Bartsch vom Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) stellte fest, dass der technische
Fortschritt der letzten Jahre hinsichtlich der Bewertung der neuen
Züchtungsmethoden große Probleme mit sich bringe. Die
Regulierungsabsicht in den 1990er Jahren hinsichtlich der Übertragung
genomfremder Eigenschaften in Organismen sei heute in die Betrachtung
einzelner Punktmutationen übertragen worden, was aber nicht die
damalige Intention gewesen sei. Die derzeit restriktive Auslegung
lasse damit das Vorsorge- mit dem Innovationsprinzip kaum noch
miteinander verbinden.

 * 

2. Erste Teile des KI-Berichts beschlossen

Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche Potenziale/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Mitglieder der Enquete-Kommission "Künstliche
Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche
Potenziale" haben am Montagnachmittag erste Teile ihres Berichtes
beschlossen. Mit großer Mehrheit stimmten Sachverständige und
Abgeordnete in geänderter Fassung für den Berichtsentwurf der
Projektgruppen "KI und Wirtschaft". Den Berichtsentwurf der
Projektgruppe "KI und Gesundheit" nahmen die Kommissions-Mitglieder
einstimmig an. Noch nicht abgestimmt wurde der Berichtsentwurf der
Projektgruppe "KI und Staat". Zu diesem Berichtsteil liegen noch
zahlreiche Änderungsanträge vor.

Zu Beginn der Sitzung hatten sich die Mitglieder der
Enquete-Kommission mit den Ergebnissen der von der Bundesregierung
eingesetzten Datenethikkommission befasst. In öffentlicher Sitzung
präsentierten die Co-Sprecherinnen der Kommission, Professorin
Christiane Woopen und Professorin Christiane Wendehorst, grundlegende
Ergebnisse des Abschlussberichts des Gremiums. Die Diskussion mit den
Enquete-Mitgliedern fand im Anschluss unter Ausschluss der
Öffentlichkeit statt. Thema war unter anderem der Umgang mit
Forschungsdaten.

Die Datenethikkommission hatte ihren Abschlussbericht am 23. Oktober
übergeben. Auftrag des Gremiums war es, ethische und rechtliche
Handlungsbedarfe auf verschiedenen Ebenen im Umgang mit Daten und
algorithmischen Systemen/künstlicher Intelligenz zu identifizieren und
entsprechende Vorschläge zu entwickeln. Zu den zentralen
Handlungsempfehlungen gehört "ein risikoadaptiertes Regulierungssystem
für den Einsatz von algorithmischen Systemen mit nach
Schädigungspotenzial abgestufter Regulierung". So sollen in
Abhängigkeit des Schädigungspotenzials algorithmischer Systeme
unterschiedliche Regelungsinstrumente gesetzlich verankert werden,
beispielsweise Ex-Ante-Zulassungsverfahren, Transparenzpflichten, wie
etwa eine Kennzeichnungspflicht, oder eine Pflicht zur Protokollierung
verwendeter Datensätze. Weiterhin regt die Kommission an, auf EU-Ebene
eine Verordnung mit Grundanforderungen an die Zulässigkeit von
algorithmischen Systemen zu etablieren. In Deutschland soll laut
Kommissionsvorschlag zudem ein Kompetenzzentrum Algorithmische Systeme
entstehen.

In nicht öffentlicher Sitzung trugen die Enquete-Mitglieder Hansjörg
Durz (CSU) und Falko Mohrs (SPD) Ergebnisse der vom
Bundeswirtschaftsministerium eingesetzten Kommission Wettbewerbsrecht
4.0 vor. Durz und Mohrs gehörten dem Wettbewerbsrecht-Gremium als
nicht stimmberechtigte Mitglieder an.

Die Kommission Wettbewerbsrecht 4.0 hatte ihren Abschlussbericht
bereits am 9. September übergeben. Maßgabe des Gremiums war,
Empfehlungen für einen neuen Wettbewerbsrahmen für die
Digitalwirtschaft zu entwickeln. Insgesamt hat das Gremium 22
Vorschläge hinsichtlich der Plattformen, des Datenzugangs und der
digitalen Ökosysteme ausgearbeitet. Unter anderem fordert die
Kommission, die "institutionelle Verknüpfung von Wettbewerbsrecht und
sonstiger Digitalregulierung" zu verstärken. Zudem soll nach
Auffassung des Gremiums "die praktische und tatsächliche
Verfügungsgewalt der Konsumenten über ihre eigenen Daten" verbessert
werden.

 * 

3. Zweiter Zwischenbericht diskutiert

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Die Mitglieder der Enquete-Kommission "Berufliche
Bildung in der digitalen Arbeitswelt" haben am Montagnachmittag in
ihrer 14. Sitzung ihre Beratungen fortgesetzt. In nicht-öffentlicher
Sitzung stellte die dritte Projektgruppe den Zwischenbericht zum Thema
"Anforderungen an berufsbildende Schulen" in der digitalen Arbeitswelt
vor. Der Vorsitzende der Projektgruppe, Jens Brandenburg (FDP),
erläuterte die Schwerpunkte des Berichts hinsichtlich des
berufsbildenden Schulsystems in Deutschland, des Lehrens und Lernens
sowie der Lehrkräfte und ihrer Ausbildung, Rekrutierung,
Professionalisierung und Weiterbildung. Er gab auch einen Ausblick auf
die noch zu besprechenden Themen wie etwa die Rolle der Berufsschulen
beim lebenslangen Lernen. Die Ausführungen und Handlungsempfehlungen
wurden von den Abgeordneten und Sachverständigen aus den anderen
Projektgruppen ergänzt und kommentiert.

In der Dezember-Sitzung des Gremiums ist die Beratung des
Zwischenberichtes der zweiten Projektgruppe vorgesehen. Diese befasst
sich mit den Anforderungen der digitalen Arbeitswelt an die Ausbildung
im Betrieb. Die Endberichte der ersten drei Projektgruppen sollen
voraussichtlich im Frühjahr 2020 beraten werden.

 * 

4. Verkehrsprojekte in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über Projekte des Bundesverkehrswegeplans 2030 in
Baden-Württemberg informiert die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/13766) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13355). Für
die Umsetzung der Projekte sind im Bereich Schiene für alle
Baden-Württemberg tangierenden Projekte der Antwort zufolge 15,73
Milliarden Euro vorgesehen (Preisstand 2015). Für den Verkehrsträger
Straße sind 9,43 Milliarden Euro vorgesehen (Preisstand 2014) und für
die Wasserstraßen 1,18 Milliarden Euro (Preisstand 2014). "Die
aufgeführten Beträge beziehen sich jeweils auf die in den
Bedarfsplänen enthaltenen laufenden und fest disponierten (FD)
Maßnahmen sowie auf die Maßnahmen im Vordringlichen Bedarf (VB) und im
Vordringlichen Bedarf - Engpassbeseitigung (VB-E)", schreibt die
Bundesregierung.

 * 

5. Verkehrsprojekte in Nordrhein-Westfalen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Investitionskosten des Bundes der laufenden und
fest disponierten Projekte sowie für neue Vorhaben des Vordringlichen
Bedarfes (VB) und des Vordringlichen Bedarfs - Engpassbeseitigung
(VB-E) im Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP) bei dem Verkehrsträger
Straße betragen für Nordrhein-Westfalen 13,67 Milliarden Euro. Das
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/13544) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/13066) hervor. In Bedarfsplanprojekte der
Bundesschienenwege, die das Bundesland Nordrhein-Westfalen tangieren,
fließen der Vorlage zufolge 10,7 Milliarden Euro. Für die vier in
Nordrhein-Westfalen gelegenen laufenden und fest disponierten Projekte
an den Bundeswasserstraßen seien im BVWP 2030 noch ausstehende
Gesamtinvestitionen des Bundes in Höhe von 377 Millionen Euro
veranschlagt, heißt es weiter. Für die vier neuen Vorhaben in
Nordrhein-Westfalen seien rund 1,58 Milliarden Euro veranschlagt.

 * 
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1. Lob für Reform des Entschädigungsrechts

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Die Reform des sozialen Entschädigungsrechts wird
von Experten überwiegend als notwendig und sachgerecht begrüßt. Das
wurde während einer Anhörung des Ausschusses für Arbeit und Soziales
am Montagnachmittag deutlich. Das bisherige Entschädigungsrecht werde
den unterschiedlichen Facetten von erlittener Gewalt und daraus
entstandenen Traumata nicht mehr gerecht, der Gesetzentwurf der
Bundesregierung (19/13824) sei deshalb eine dringend nötige Novelle
mit vielen Verbesserungen, so der Tenor in der Anhörung.

Die Bundesregierung will Opfer von Gewalttaten künftig schneller und
umfangreicher als bisher unterstützen und entschädigen. Damit reagiert
sie laut eigener Aussage auf die Auswirkungen des Terroranschlages auf
dem Berliner Breitscheidplatz im Dezember 2016. Das Soziale
Entschädigungsrecht (SER), das auf dem 1950 für die Kriegsopfer und
ihre Hinterbliebenen geschaffenen Bundesversorgungsgesetz (BVG)
basiert, soll sich künftig an den heutigen Bedarfen der Betroffenen,
insbesondere Opfer von Gewalt- und Terrortaten, ausrichten.

Unter anderem sollen Entschädigungszahlungen deutlich erhöht und der
Zugang zu Hilfen erleichtert werden. So sollen schädigungsbedingte
Einkommensverluste von Geschädigten ausgeglichen und Einmalzahlungen
für durch Gewalttaten im Ausland Geschädigte deutlich erhöht werden.
Neu eingeführt werden die sogenannten Schnellen Hilfen, also
Leistungen in Trauma-Ambulanzen und Leistungen des Fallmanagements.
Der Gesetzentwurf sieht ferner vor, den bisher in der
Gewaltopferentschädigung verwendeten Gewaltbegriff neu zu definieren.
Erstmals sollen auch Opfer von psychischer Gewalt (schweres Stalking
und Menschenhandel) eine Entschädigung erhalten können.

Trotz des grundsätzlichen Lobes forderten einige Expertinnen aber noch
Nachbesserungen. So verwies Renate Schepker, Professorin für
Kinder- und Jugendpsychiatrie, auf die besonderen Belange von Kindern
und Jugendlichen. Sie äußerte Zweifel daran, dass die
Trauma-Ambulanzen, so wie sie derzeit geplant sind, diesen
Bedürfnissen gerecht werden. Es müssten zwar nicht zwingend eigene
Kinder-Trauma-Ambulanzen eingerichtet werden, aber es müsse
sichergestellt werden, dass die Expertise der Kinder- und
Jugendpsychiater stärker eingebunden werde, betonte Schepker. Claudia
Tietz vom Sozialverband Deutschland e.V. verwies auf mögliche Lücken
im Bestandsschutz für jene Altfälle, die bisher nach dem BVG
entschädigt werden. Katja Grieger, für den Bundesverband
Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe/Frauen gegen Gewalt e.V.
geladen, betonte, für Opfer häuslicher Gewalt biete das Gesetz zwar
einige Verbesserungen. Es hänge jedoch entscheidend von der Auslegung
durch die Versorgungsämter ab, ob und wie den Opfern diese
verbesserten Leistungen tatsächlich zugutekommen. Es sei also nicht
garantiert, dass diese vom Gesetz profitieren, kritisierte Grieger.
Kerstin Claus vom Betroffenenrat beim Unabhängigen Beauftragten für
Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs appellierte daran, die bisher
bewährten Wege der Hilfe über die spezifischen Fachberatungsstellen
nicht zu ignorieren und diese in das Konzept der Schnellen Hilfen
aufzunehmen. Es sei zudem eine "massive Schlechterstellung", dass die
Entschädigungsleistungen nicht mehr ins Ausland gezahlt werden sollen,
sagte Claus.

 * 

2. Mängel in außerklinischer Intensivpflege

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Qualitäts- und Versorgungsmängel in der
außerklinischen Intensivpflege gefährden nach Angaben der
Bundesregierung die bedarfsgerechte Versorgung der Patienten und
schaden der Solidargemeinschaft. Daher werde derzeit eine Reform
vorbereitet, heißt es in der Antwort (19/14487) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/13792) der Grünen-Fraktion.

Die Bedeutung der außerklinischen Intensivpflege habe in der jüngeren
Vergangenheit stark zugenommen. So werde eine zunehmende Zahl von
Patienten aus Krankenhäusern entlassen, die weiter einen
intensivpflegerischen Versorgungsbedarf hätten.

Für 2018 verzeichneten die Statistiken der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) rund 19.100 Leistungsfälle in der ambulanten
und rund 3.400 Fälle in der stationären Intensivpflege mit
Leistungsausgaben in Höhe von rund 1,9 Milliarden Euro.

Zugleich gebe es deutliche Hinweise auf eine Fehlversorgung im Bereich
der außerklinischen Intensivpflege. Dies betreffe insbesondere die
ambulante Versorgung von Beatmungspatienten. Nach Ansicht von Experten
werde das Potenzial zur Beatmungsentwöhnung oder Entfernung des
Trachestomas (Kanüle zur Luftröhre) bei Patienten in der
außerklinischen Intensivpflege nicht ausreichend ausgeschöpft.

Erhebliche Unterschiede in der Vergütung von Leistungen der
außerklinischen Intensivpflege im ambulanten beziehungsweise
stationären Bereich führten überdies zu Fehlanreizen in der
Leistungserbringung, heißt es in der Antwort weiter. Die ambulante
Versorgung, insbesondere in der eigenen Wohnung der Patienten,
erfordere wesentlich größere personelle und finanzielle Ressourcen als
in vollstationären Einrichtungen.

Es lägen auch Hinweise darauf vor, dass gerade in der ambulanten
Intensivpflege bei Patienten zu Hause in manchen Fällen nicht
ausreichend qualifiziertes Personal eingesetzt werde. Die hohe Zahl
der aus Krankenhäusern entlassenen Beatmungspatienten sei ebenfalls
kritisch zu bewerten.

Die gesetzliche Neuregelung ziele darauf ab, Patienten von der
Beatmung zu entwöhnen sowie Betroffene, die wegen hoher Eigenanteile
von einer spezialisierten stationären Pflege Abstand nähmen, zu
entlasten.

Ferner gehe es darum, die Qualität der ambulanten
intensivmedizinischen Versorgung durch stärkere Regulierung zu
verbessern und Missbrauch zu bekämpfen. Zugleich sollen die
persönlichen, familiären und örtlichen Umstände einschließlich der
gewünschten Wohnform angemessen berücksichtigt werden.

Stellungnahmen zu dem Gesetzentwurf würden derzeit ausgewertet.
Erforderliche Änderungen und Klarstellungen, auch im Hinblick auf
Fragen der Selbstbestimmung und Teilhabe, würden eingearbeitet. So
soll die häusliche Intensivpflege weiter möglich sein.

 * 

3. Spezifische Impfprogramme sinnvoll

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Hohe Impfquoten können nach Ansicht der
Bundesregierung die Weiterverbreitung des Masernvirus sehr effektiv
verhindern. Allerdings seien die Gründe für Masernausbrüche in Ländern
mit Impfpflicht vielfältig und nicht ohne weiteres auf Deutschland zu
übertragen, heißt es in der Antwort (19/14462) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/13780) der AfD-Fraktion.

Es liege in der Verantwortung der einzelnen Staaten, ihre
Impfprogramme und Vorkehrungen zum Schutz vor Infektionskrankheiten
den spezifischen Gegebenheiten anzupassen. Jedes Land müsse diejenigen
Lösungen zur Erreichung hoher Impfquoten oder zur Verhinderung von
Masern finden, die es unter seinen landesspezifischen Bedingungen als
geeignet erachte und umsetzen könne. Dabei könne die Einführung einer
Impfpflicht ein Mittel sein.

 * 

4. Hoher Investitionsbedarf bei Bahnbrücken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der vor Beginn der Dritten Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung (LuFV III) zwischen dem Bund und der
Deutschen Bahn AG (DB AG) durch den Bund beauftragte Gutachter hat
nach Angaben der Bundesregierung einen "theoretischen Nachholbedarf"
bei Investitionen in Höhe von 44,5 Milliarden Euro bei der DB Netz AG
und 4,5 Milliarden Euro bei der DB Station&Service AG ermittelt. Das
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/13896) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/13105) hervor. Im
Bereich der Brücken liege der Wert bei 18,46 Milliarden Euro - bei den
Gleisen bei 15,92 Milliarden Euro, heißt es in der Vorlage.

Der "kritische Nachholbedarf" liege laut Gutachter bei rund 20
Milliarden Euro. Dabei handle es sich um Anlagen, "die ihre
durchschnittliche technische Nutzungsdauer erreicht haben, sich in
einem schlechten Zustand befinden und deshalb zu ersetzen sind". Davon
entfielen rund 19,3 Milliarden Euro auf die DB Netz AG und 0,7
Milliarden Euro auf die DB Station&Service AG, teilt die Regierung
mit.

 * 

5. DFS stellt 152 neue Fluglotsen ein

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS) wird bis Ende
des Jahres 2019 voraussichtlich 152 neue Fluglotsen eingestellt haben.
Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/13493) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13074) hervor.

 * 

6. Breitbandausbau in Nordrhein-Westfalen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/13492) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/13013) die Zuwendungsempfänger aus Nordrhein-Westfalen auf, die
einen Förderbescheid im Rahmen des Bundesförderprogramms
Breitbandausbau bekommen haben. Weiter teilt die Regierung mit, dass
bei den Infrastrukturprojekten nicht die Verlegung von
Kupferleitungen, sondern die Verlegung von Glasfaserleitungen
gefördert werde. "Seit dem 1. August 2018 werden nur neue Projekte
gefördert, die Glasfaserverbindungen bis zum Endkunden vorsehen",
heißt es in der Antwort.

Die letzte Auszahlung der Mittel erfolge nach Prüfung des
Endverwendungsnachweises, schreibt die Bundesregierung. Der Zeitpunkt
der Anforderung der letzten Auszahlung obliege dem Zuwendungsempfänger
und sei abhängig vom Projektfortschritt. Um die Förderung
sicherzustellen, werde die Richtlinie über 2019 hinaus verlängert,
kündigt die Regierung an.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1945: Regierungspressekonferenz vom 04. November 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 4. November 2019

Regierungspressekonferenz vom 04. November 2019

Themen: Besuch des US-Außenministers in Deutschland, Abschiebung von
IS-Anhängern aus der Türkei nach Deutschland, Grundrente, Halbzeitbilanz
der Großen Koalition, Maßnahmenpaket zur Bekämpfung des Rechtsextremismus
und der Hasskriminalität, mögliche Abwendung von US-Strafzöllen auf
deutsche Fahrzeuge, Berichte über ein angebliches Verschwinden von
EU-Agrarhilfen in mafiösen Strukturen, Pläne zur Erhöhung der
Vorstandsgehälter bei der Deutschen Bahn, geplantes Verbot von
Konversionstherapien, Nationales Gesundheitsportal, Konzertierte Aktion
Mobilität, Gesundheitszustand des Bundeswirtschaftsministers, Forderungen
zur Errichtung eines Mahnmals zur Erinnerung an die Opfer kommunistischer
Gewaltherrschaft, Kohlekraftwerk Datteln 4, Vorschlag der
Bundesverteidigungsministerin zur Errichtung einer Sicherheitszone in
Nordsyrien, NSU-Morde


Sprecher: SRSin Demmer, Adebahr (AA), Alter (BMI), Kautz (BMG),
Stoltenberg (BMAS), Krüger (BMJV), Grave (BMWi), Frischemeyer (BMEL),
Strater (BMVI), Kolberg (BMF), Thiels (BMVg)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Adebahr: Sie haben bereits am Freitag über den anstehenden Besuch des
US-amerikanischen Außenministers Mike Pompeo in Deutschland gesprochen. Für
das Auswärtige Amt kann ich Ihnen jetzt noch die Details ankündigen, was
das Treffen mit Außenminister Heiko Maas angeht.

Am Donnerstag wird es ein Zusammentreffen der beiden Außenminister geben,
und zwar an der ehemaligen innerdeutschen Grenze zwischen Thüringen und
Bayern in Mödlareuth. Dieses Zusammentreffen, der Besuch eines 
deutsch-deutschen Museums und das Gespräch vor Ort stehen ganz im Zeichen des 30.
Jahrestages des Mauerfalls.

Von dort werden beide Außenminister gemeinsam nach Leipzig weiterreisen.
Sie werden im Alten Rathaus ein bilaterales Gespräch zu internationalen und
bilateralen Themen führen. Am Nachmittag ist eine Pressekonferenz im Alten
Rathaus in Leipzig geplant.

Von dort geht es in die Nikolaikirche. Das ist, wie Sie wissen, ein ganz
besonderer Ort der Demonstrationen in Ostdeutschland im Oktober 1989
gewesen. Dort sind eine Besichtigung und auch ein Treffen mit Zeitzeugen
geplant.

Schließlich planen die beiden Außenminister gen Abend noch nach Halle an
der Saale weiterzureisen. Nach dem Anschlag dort soll der Besuch ein
gemeinsames Zeichen gegen Rassismus und Antisemitismus in der Stadt Halle
setzen.

Das ist das Programm für den Donnerstag.

Frage: Frau Adebahr, vielleicht können Sie uns ein bisschen was zu der
deutschen Position und zu dem sagen, was der Außenminister mit Herrn Pompeo
besprechen möchte. Ich nehme an, dass Themen wie Afghanistan, Syrien und
auch die Ukraine auf der Tagesordnung stehen. Können Sie uns schon jetzt
konkrete Ziele nennen?

Adebahr: Ich glaube, in der Tat werden die internationalen Themen und
Konflikte, von denen Sie gerade einige angesprochen haben - Afghanistan,
Ukraine, wie es im Minsker Prozess weitergeht, sicherlich auch Syrien und
Iran - Gesprächsthemen sein. Es wird darum gehen, weiter einen gemeinsamen
Gedankenaustausch zu diesen Themen durchzuführen - alle diese Themen sind
ja sehr unterschiedlich - und an den konkreten Lösungsfeldern -
beispielsweise ein Treffen im Normandie-Format usw. - weiterzuarbeiten. Dem
kann ich jetzt nicht vorgreifen. Aber es ist klar: Die Palette der Themen
ist die, die uns allen international unter den Nägeln brennt.

Zusatzfrage: Ist ein konkretes Ziel, dass man die Amerikaner von
Abzugsplänen aus beiden Ländern abbringt?

Adebahr: Welche beiden Länder meinen Sie jetzt?

Zusatz: Syrien, wo nur noch rudimentäre amerikanische Truppenverbände
stehen, und Afghanistan.

Adebahr: Ich will den Gesprächen nicht vorgreifen. Deswegen kann ich hier
auch nichts zu Gesprächszielen im Einzelnen sagen. Klar ist, dass wir in
Afghanistan einen gemeinsamen Ansatz haben, mit der Nato involviert sind
und schauen müssen, wie es dort weitergeht, auch nach der Wahl in
Afghanistan. Klar ist auch, dass das ganze Thema Syrien und Nordsyrien
international alle beschäftigt.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI. Aus der Türkei kommt jetzt die
Ankündigung, man sei kein Hotel für IS-Anhänger. 20 Personen aus diesem
Umfeld sollen nach Deutschland abgeschoben werden. Stellt es sich jetzt als
Fehler heraus, dass die Bundesrepublik früher nicht selbst
Sicherheitsprüfungen durchgezogen hat und nicht selbst in dieser Sache
aktiv geworden ist?

Alter: Ich kann nicht erkennen, dass es sich hier um eine Fehleinschätzung
in der Vergangenheit gehandelt hat. Wir haben unsere Grundlinie sehr
frühzeitig deutlich gemacht. Eine Rückübernahme ist nur möglich, wenn
bestimmte Bedingungen erfüllt sind, eine gesicherte Identität vorliegt und
auch geprüft ist, ob und welcher Weise die Personen in Deutschland
gegebenenfalls eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit darstellen
können. Das gilt auch in diesen Fällen.

In der Türkei befinden sich offenbar Personen in Haft. Die Türkei erwägt,
so den Medienberichten zufolge, diese Personen nach Deutschland
abzuschieben. Auch da haben wir gesagt, dass deutsche Staatsangehörige im
Falle einer Abschiebung grundsätzlich zurückzunehmen sind. Dieser Prozess
folgt aber einem geregelten Verfahren. Wir stehen dazu mit den türkischen
Behörden in einem ständigen Austausch und sprechen mit den dortigen
Behörden über die Rahmenbedingungen.

Zusatzfrage: Offenbar sieht die türkische Seite das etwas anders. Die
Türkei will jetzt, weil es ihr zu lange dauert, sozusagen einfach
irgendjemanden zurückschicken. Ist das nicht im Zweifel die schlechtere
Lösung für Sie?

Alter: Ein solches Szenario ist mir nicht bekannt. Ich kann es nur
wiederholen: Wir stehen mit den türkischen Behörden in Kontakt. Wenn es zu
einer Abschiebung kommt, dann wird das in einem geregelten Verfahren
ablaufen.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Demmer. Die Frage der Grundrente wird ja
seit Monaten hin und her geschoben. Ich weiß, das ist eine
Parteiengeschichte. Aber wie wichtig ist denn der Bundeskanzlerin, dass es
da jetzt einmal eine Einigung gibt?

SRSin Demmer: Dieses Thema ist ihr wichtig. Das hat sie ja auch mehrfach
zum Ausdruck gebracht. Alle Seiten arbeiten konstruktiv daran, eine Lösung
zu finden. Jetzt ist ein Termin verschoben worden, aber der nächste steht
ja schon in Aussicht.

Frage: Frau Demmer, es gibt ja teilweise eine Verknüpfung von Forderungen,
nämlich dass man zusammen mit der Grundrente eine Unternehmenssteuerreform
machen sollte. Sieht auch die Bundeskanzlerin da ein Junktim, dass das eine
nicht ohne das andere geht?

SRSin Demmer: Ich habe mich hier zur Grundrente geäußert. Wie gesagt: Beide
Koalitionspartner sind grundsätzlich daran interessiert, sich auf ein
gemeinsames Modell zu verständigen. Es gibt noch offene Punkte, und daran
arbeitet man.

Zusatzfrage: Das verstehe ich so, dass es kein Junktim gibt, sondern dass
man eine Lösung bei der Grundrente erreichen möchte.

SRSin Demmer: Das habe ich gesagt.

Frage: Wenn man sich logischerweise bis Mittwoch nicht einigen wird, wird
es im Kabinett dennoch zu der Halbzeitbilanz kommen? Es gibt
unterschiedliche Anzeichen, dass das auf der Agenda stehen soll.

SRSin Demmer: Zu Kabinettsthemen äußern wir uns grundsätzlich nicht vor
Montagabend, wenn die Kabinettsthemen in der Staatssekretärssitzung
festgelegt werden. Die Halbzeitbilanz hatten wir grob bis Anfang, Mitte
November in Aussicht gestellt. Sie wird kommen.

Frage: Herr Kautz, was versteht eigentlich Herr Spahn unter einer harten
Einkommensprüfung? Können Sie etwas dazu sagen?

Kautz: Sie sprechen das Quote auf Twitter an. Das möchte ich eigentlich
jetzt nicht kommentieren, sondern ich schließe mich in diesem Sinne den
Worten von Frau Demmer an.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMAS: Ich hätte ganz gerne gewusst, ob
Minister Heil die Einschätzung des SPD-Generalsekretärs teilt, dass es
eigentlich keine Halbzeitbilanz ohne eine Einigung bei der Grundrente geben
kann.

Die zweite Frage dazu: Vielleicht könnten Sie aus der Sicht Ihres Ministers
noch sagen, wo er die Nachteile einer anderen Prüfung, also einer
Einkommensprüfung statt einer Bedürftigkeitsprüfung, sieht.

Stoltenberg: Vielen Dank. - Die Grundrente ist für Herrn Heil - das hat er
mehrfach geäußert - Ausdruck und Anerkennung von Lebensleistung und ein
wichtiges sozialpolitisches Vorhaben. Der Minister hat immer hervorgehoben,
dass es wichtig ist, dass am Ende eine Grundrente herauskommt, die diesen
Namen auch verdient und die ohne bürokratische Belastungen für die
Bürgerinnen und Bürger auskommt. Er hat auch immer wieder betont, dass er
lösungsorientiert und auch in der Frage der Zielgenauigkeit
lösungsorientiert ist.

Die AG Grundrente hat jetzt wichtige und gute Vorarbeiten geleistet. Es ist
jetzt Aufgabe des Koalitionsausschusses, auf der Basis dieser Vorarbeiten
zu einer Lösung zu kommen.

Zusatzfrage: Das hat jetzt weder die eine noch die andere Frage
beantwortet. Die erste Frage war, ob Ihr Minister die Einschätzung von
Herrn Klingbeil teilt, dass es keine Halbzeitbilanz ohne eine Einigung bei
der Grundrente geben kann. Fangen wir damit an.

Stoltenberg: Ich habe dem, was Frau Demmer zum Thema Halbzeitbilanz gesagt
hat, von dieser Stelle hier nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Die zweite Frage war nach der Differenzierung zwischen
Einkommens- und Bedürftigkeitsprüfung. Der neue Vorschlag mit einer
Einkommensprüfung, der auf dem Tisch liegt, findet also - das nehme ich an;
so wie Sie es gesagt haben - auch den Rückhalt Ihres Ministers?

Stoltenberg: Ich bitte da um Verständnis. Wir sind in laufenden
Verhandlungen und in laufenden Gesprächen. Insofern habe ich dem, was ich
eben gesagt habe, auch hier nichts hinzuzufügen.

Frage: Wenn also Frau Demmer in dieser Frage der archimedische Punkt ist,
dann möchte ich die Frage noch einmal an Sie geben, weil Sie ja gesagt
haben: Die Halbzeitbilanz kommt. - Ist die Frage der Grundrente in der
Halbzeitbilanz nach Ihrer Auffassung, nach Auffassung der Bundesregierung
zwingend enthalten? Muss diese Frage gelöst sein? "Keine Halbzeitbilanz
ohne Grundrente" - ist das Ihre Position?

SRSin Demmer: Ich würde sagen: In einer Halbzeitbilanz wird das bilanziert,
was nach der Halbzeit erledigt worden ist. Wir werden sie in absehbarer
Zukunft veröffentlichen. Das hatten wir so in Aussicht gestellt; das werden
wir auch tun.

Ganz grundsätzlich geben wir hier montagsmittags noch keine Auskunft über
die Kabinettsthemen vom Mittwoch, sondern das wird heute Abend in der Runde
der Staatssekretäre entschieden.

Zusatzfrage: Der Wortlaut Ihrer Antwort, nämlich eine Halbzeitbilanz
bilanziert das, was bis zur Halbzeit passiert ist, bedeutet logischerweise,
es kann auch eine Halbzeitbilanz ohne Grundrente geben, wenn diese Frage
bis dahin noch nicht gelöst ist. Ich frage nur nach der Logik Ihrer
Aussage.

SRSin Demmer: Es geht um eine Halbzeitbilanz, in der bilanziert wird, was
bis zum Abschluss der Halbzeit vorliegt.

Zusatz: Mit oder ohne Grundrente.

SRSin Demmer: Es spricht nichts dagegen, dass man da vielleicht noch
Ergänzungen vornimmt. Über Termine habe ich mich jetzt hinlänglich
geäußert.

Frage: Ich versuche es noch einmal. Frau Demmer, wenn ein Koalitionspartner
sagt, es könne keine Halbzeitbilanz ohne die Grundrente geben, dann müsste
doch die Bundesregierung eine Haltung dazu haben, ob das so ist oder ob es
tatsächlich sein kann, dass eine Halbzeitbilanz auch ohne die Grundrente
vorgelegt wird. Das ist ja auch die Frage von dem Kollegen eben gewesen.

SRSin Demmer: Jetzt bringen Sie mich aber dazu, Äußerungen aus dem Raum der
Parteien zu kommentieren. Das tue ich hier nicht. Wie gesagt: Heute Abend
wird entschieden, was am Mittwoch im Kabinett ist.

Frage: Frau Demmer, nur noch einmal zur Sicherheit zum Korridor: Der geht
bis Ende November?

SRSin Demmer: Wir haben bislang gesagt: Mitte November. Aber warten Sie,
ich schaue einmal nach, was wir gesagt haben. - Genau: Anfang bis Mitte
November.

Frage: Ich habe zwei Verständnisfragen. Ich weiß nicht, ob sie an das BMJV
oder an das BMI gehen.

Erstens. Gehört die Erweiterung des strafrechtlichen Schutzes für
medizinisches Personal in Notfallambulanzen in das Paket gegen
Rechtsextremismus? Sehe ich das richtig? Das war da zumindest vorgestellt
worden und in diesem Papier enthalten.

Die zweite Frage betrifft die Regelanfrage zur Erteilung von
Waffenerlaubnissen. Wenn Konsens darüber besteht, dass Waffen nicht in die
Hände von Extremisten gehören, warum werden dann nicht die Reihen der
Extremisten nach Inhabern von Waffenerlaubnissen durchforstet, um die dann
zu entziehen? Warum werden stattdessen alle Inhaber von Waffenerlaubnissen
nach Extremisten durchforstet? Das ist ja eine wesentlich größere Gruppe,
die man durchsuchen muss. Wenn man den ersten Fall annähme, würde man auch
den Vorwurf des Generalverdachts, der Pauschalverdächtigung von der Hand
weisen können.

Krüger: Vielen Dank für diese Fragen. - Ich werde mich zu dem ersten Punkt
äußern. Wir haben vor, den strafrechtlichen Schutz der 113 bis 115 StGB
auf medizinisches Personal von ärztlichen Notdiensten und in
Notfallambulanzen auszuweiten, weil wir die Erfahrung gemacht haben, dass
auch diese Personen bedroht und angegriffen werden und sich Gewalt
ausgesetzt sehen. Auch das ist Hasskriminalität. Wir haben diese Paragrafen
bereits vor zwei Jahren geändert, damals allerdings nur Rettungskräfte
unter Schutz gestellt, die sich im Einsatz befinden, zum Beispiel
Notfallambulanzen, die unterwegs sind. Jetzt schützen wir noch diejenigen,
die vor Ort in den Ambulanzen und in den Krankenhäusern sind.

Für die zweite Frage würde ich das BMI übergeben.

Alter: Wir brauchen bei der Erteilung von Waffenerlaubnissen ein System,
das möglichst lückenlos greift. Insofern ist es sachlogisch, dass bei
jedem, der eine Waffenerlaubnis beantragt, überprüft wird, ob gegen ihn
Erkenntnisse vorliegen, die dagegensprechen. Das Gleiche findet für
diejenigen statt, die bereits eine Waffenerlaubnis haben - sicherlich in
unterschiedlichen Priorisierungen. Da kommt möglicherweise der Gedanke zum
Tragen, den Sie gerade geäußert haben.

Aber noch einmal: Das Gesamtsystem, das mit der Regelabfrage für
Antragsteller für Waffenerlaubnisse, aber auch für Inhaber von
Waffenerlaubnissen etabliert wird, muss lückenlos sein und muss sich
deswegen auf alle Personen beziehen, die eine Waffenerlaubnis beantragen
oder besitzen.

Frage: Ich habe noch eine Frage an Frau Demmer: Wie schätzt das
Bundeskanzleramt die Morddrohungen gegen Cem Özdemir und Claudia Roth ein?
Ist das jetzt eine neue Qualität, oder sind das Drohungen, mit denen man
als Politiker zu leben hat? Hat sich da nach Ihrer Einschätzung etwas
verändert oder nicht?

Die zweite Frage richtet sich an das BMJV. Nach meiner Kenntnis ist in dem
Maßnahmenpaket auch gegen Hasskriminalität keine Passage enthalten, die
sich mit Bedrohungen befasst. Darin geht es um Beleidigungen und Angriffe
auf medizinisches Personal, was Sie eben erläutert haben. Aber der
Straftatbestand der Bedrohung ist nicht enthalten, was ja in diesem Fall
sehr misslich ist. Vielleicht könnten Sie das noch erläutern.

SRSin Demmer: Unsere Freiheitsrechte und natürlich auch unsere
Meinungsfreiheit haben Grenzen. Die Grenzen sind absolut erreicht, wenn
gegen Menschen gehetzt wird und wenn Menschen bedroht werden. Dabei handelt
es sich um Straftaten. Diese werden von den zuständigen
Strafverfolgungsbehörden konsequent und mit allen Mitteln verfolgt.

Das von der Bundesregierung beschlossene Maßnahmenpaket zur Bekämpfung des
Rechtsextremismus und der Hasskriminalität soll auch die Verfolgung von
Morddrohungen und volksverhetzenden Inhalten erleichtern und so auch den
Verfolgungsdruck nochmals deutlich steigern.

Die Bundesregierung verurteilt klar und deutlich jegliche Form von
Drohungen und Gewalt, die sich gegen Politikerinnen und Politiker richtet.
Wir können und werden diese Angriffe gegen unsere freiheitlich
demokratische Grundordnung nicht hinnehmen und gehen mit den Mitteln
unseres Rechtsstaats entschieden dagegen vor. Ebenso werden wir uns auch
weiter im Bereich der Prävention stark engagieren, um die Verbreitung von
extremistischen Ideologien vorzubeugen. Es ist unser aller Aufgabe, den
Politikern sowohl auf Bundesebene als auch auf Landesebene in den Städten
und Gemeinden, also all jenen, die sich vor Ort beruflich oder ehrenamtlich
engagieren, den Rücken zu stärken. Ich möchte denjenigen hier im Namen der
Bundesregierung und der Bundeskanzlerin für die wichtige Arbeit danken, die
sie vor Ort leisten.

Krüger: Wenn ich dazu noch ergänzen darf. - Es klang gerade schon an: In
dem Maßnahmenpaket ist der Punkt vorgesehen, dass künftig Offizialdelikte
von den Diensteanbietern an das BKA zu melden sind. Das betrifft natürlich
auch Morddrohungen. Insofern sind Morddrohungen an dieser Stelle erfasst.

Darüber hinaus prüfen wir aktuell in Bezug auf § 241 StGB, also die
Bedrohung, auf Bitte der Justizministerkonferenz, wie Bedrohungen
strafrechtlich klar und effektiv verfolgt werden können. Wir hatten dazu
die Länder beteiligt und um deren Erfahrungswerte gebeten. Die
Rückmeldungen gehen derzeit bei uns ein. Wir werten sie aus und rechnen
damit, dass uns diese Erfahrungswerte bis Ende November vorliegen. Im
Anschluss daran werden wir uns darüber Gedanken machen, wie man diesen
Straftatbestand verschärfen könnte.

Frage: Zu demselben Thema habe ich eine Frage an Herrn Alter. Heute gibt es
Medienberichte, wonach Ihr Ministerium vor Bürgerwehren gewarnt hat. Wie
gefährlich sind diese Bürgerwehren, und wie wollen Sie sie bekämpfen?

Alter: Sie haben gerade "zu demselben Thema" gesagt. Dieses Thema ist zwar
irgendwie artverwandt, aber nicht identisch mit dem, was wir gerade
besprochen haben.

In der Tat belegen die Kenntnisse, die wir haben, dass Rechtsextremisten in
der Vergangenheit immer wieder auf die vermeintliche Notwendigkeit von
Bürgerwehren hingewiesen und dann auch entsprechende Gruppierungen
gegründet haben. Sie versuchen in dieser leicht zu realisieren Aktionsform
eine Anschlussfähigkeit rechtsextremistischer Positionen zu der 
bürgerlich-demokratischen Mehrheitsgesellschaft herzustellen. Dies soll aus
rechtsextremistischer Sicht nicht nur suggerieren, dass der Staat
außerstande sei, die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu gewährleisten,
und deshalb seine Legitimation verloren habe. Vielmehr sollen auch fremde
und politische Gegner durch die Präsenz von rechtsextremistischen
Bürgerwehren vor Ort gezielt eingeschüchtert werden. - Das vielleicht
einmal zur grundsätzlichen Einordnung von Bürgerwehren.

Sie haben den Medienberichten auch entnommen - ich kann das wiederholen -,
dass bei bestimmten Bürgerwehren und bei im Rahmen der Bürgerwehren
auftretenden Gruppierungen auch Ansätze rechtsterroristischer Potenziale
erkennbar sind und dass es einen fließenden Übergang vom Aufruf zur Bildung
von Bürgerwehren hin zu einem eigenmächtigen Eintreten für Sicherheit und
Ordnung abseits des staatlichen Gewaltmonopols oder gar hin zu
gewalttätigem Handeln zu geben scheint.

Die Behörden stehen in enger Kooperation mit den Landesbehörden. Die Bundes-
 und Landesbehörden stimmen sich darüber ab. Es findet keinerlei
Kooperation mit Bürgerwehren statt. Ich glaube, das ist eine
Selbstverständlichkeit. Ich will das an dieser Stelle nur sagen. Im Übrigen
haben Bürgerwehren auch keinerlei Befugnisse, sondern sie haben die Rechte,
die auch der Normalbürger hat, und sind mit keinerlei staatlicher
Legitimität ausgestattet.

Zusatzfrage: Das heißt, aus Ihrer Sicht sind diese Bürgerwehren illegal?
Wenn sie auf der Straße, in Parks oder wo auch immer operieren, sind sie
illegal?

Alter: Im deutschen Rechtssystem gibt es sogenannte Jedermannrechte. Wenn
Sie eine Straftat beobachten, dann haben Sie bestimmte Befugnisse, die dazu
führen, dass die zuständigen Strafverfolgungsbehörden hinzugezogen werden
können. Das heißt, Sie können eine Person auch einmal kurzzeitig
festhalten, wenn dies notwendig sein sollte. Aber darüber hinaus gibt es
keinerlei Befugnisse, in irgendeiner Weise hoheitlich tätig zu werden.

Dass man sich als Gruppierung gründet, gleichgesinnt ist und für bestimmte
Ziele eintritt, muss nicht automatisch zur Illegalität führen. Aber die
Trennlinie ist ganz klar: Sobald das staatliche Gewaltmonopol ausgehebelt
wird, kommen wir in einen strafrechtlich relevanten Bereich.

Frage: Meine Frage geht in eine ähnliche Richtung. Am Wochenende gab es
Drohmails gegen Herrn Özdemir und Frau Roth. In diesem Zusammenhang stellt
sich die Frage: Wer steckt eigentlich hinter dieser "Atomwaffen Division"?
Welche Erkenntnisse haben Sie darüber? Für wie gefährlich halten Sie diese
Organisation, wenn es die denn in dieser Form in Deutschland gibt?

Alter: Die deutschen Sicherheitsbehörden verfolgen die Aktivitäten der
"Atomwaffen Division" sehr aufmerksam und intensiv. Erste Hinweise haben
die deutschen Sicherheitsbehörden bereits Anfang Juni 2018 im Rahmen der
Koordinierten Internetauswertung rechts erhalten, in der Hinweise auf die
Existenz einer Gruppierung mit diesem Namen in Deutschland erlangt werden
konnten.

Nach öffentlich zugänglichen Informationen handelt es sich bei der AWD, der
"Atomwaffen Division", ursprünglich um eine etwa 2015/2016 in den USA
gegründete rechtsextremistische Gruppierung, die sich zum Ziel gesetzt hat,
möglichst viele Mitglieder zur Ausübung von Gewalt- und Tötungsdelikten zu
rekrutieren. Bis zum heutigen Tag soll die Gruppe für fünf Morde in den USA
verantwortlich sein. Die Anzahl der Mitglieder liegt dort vermutlich im
mittleren zweistelligen Bereich.

Zur AWD in Deutschland liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass sich die
Aktivitäten der Gruppe gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung
richten. Insofern kann ich Ihnen sagen, dass die Gruppierung bereits seit
Längerem im Blickfeld der Sicherheitsbehörden ist. Ich bitte aber auch um
Verständnis, dass ich zu konkreten Maßnahmen an dieser Stelle keine
Ausführungen machen kann.

Frage: Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, wie viele Amtsträger,
Mitglieder der Regierung beziehungsweise Mitglieder des Deutschen
Bundestages in den letzten Jahren mit Morddrohungen zu leben hatten?

Alter: Ich gehe davon aus, dass wir diese Kenntnisse haben. Ich habe sie
nur jetzt nicht parat und müsste die Anzahl nachreichen.

Zusatz: Das wäre nett. Danke schön.

Frage: Herr Alter, gab es irgendwelche Morddrohungen gegen Minister der
Bundesregierung?

Alter: Ich bitte um Verständnis, dass ich zu solchen Sachverhalten
öffentlich keine Auskünfte erteilen kann. Die Sachverhalte, die in der
Öffentlichkeit bekannt sind, sind jeweils bekannt geworden, weil sie von
den Betroffenen selbst publiziert wurden. Aber wir werden das
behördlicherseits nicht tun; denn der Schutzauftrag, den die
Personenschutzbehörden wahrnehmen, ist umso besser wahrzunehmen, je weniger
über die individuellen Gefahrenaspekte bekannt ist.

Frage: Sind Sie in der Lage, diejenigen, die diese Morddrohungen ins Netz
gestellt und verschickt haben, namentlich zu identifizieren?

Alter: Das ist derzeit Gegenstand der Ermittlungen. Das ist herauszufinden,
aufzuklären und dann entsprechend strafrechtlich zu verfolgen.

Zusatzfrage: Sie gehen also davon aus, dass das tatsächlich möglich ist?

Alter: Ich kenne den aktuellen Ermittlungsstand nicht im Detail. Die
Ermittlungen wurden aufgenommen. Das müsste man bei der jeweils zuständigen
Landesbehörde erfragen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium. Es geht um
Äußerungen des US-Handelsministers, der angedeutet hat, dass es
möglicherweise keine US-Strafzölle gegen deutsche Autokonzerne gibt. Ich
hätte ganz gerne von Ihnen gewusst, ob Sie direkte Kenntnis von der 
US-Regierung haben, dass es nicht zu Strafzöllen kommt, und wie Sie die
Äußerungen von Herrn Ross kommentieren.

Grave: Vielen Dank für die Frage. - Wir nehmen die Äußerungen des 
US-Handelsministers Wilbur Ross zur Kenntnis. Es ist auch das Ziel
Deutschlands und der EU, eine Verhandlungslösung zu erreichen. Das wäre
eine gute Nachricht. Unsere Position ist klar: Wir brauchen weniger und
nicht mehr Zölle.

Zusatzfrage: Sind Sie schon direkt kontaktiert worden?

Grave: Die EU und die USA stehen zum Thema Autozölle in einem Austausch. Es
finden auch Gespräche über Industriezollabkommen im Allgemeinen statt.
Einzelheiten können wir nicht kommentieren. Da müssten Sie sich bitte an
die EU wenden.

Frage: Das ist eine Frage mit EU-Bezug. Aber vielleicht können Sie dennoch
etwas dazu sagen.

Es gibt Berichterstattung, vor allem aus den USA, dass ein erheblicher Teil
der 65 Milliarden Agrarhilfen, die die EU pro Jahr zahlt, soweit sie zum
Beispiel in Ungarn landen, aber auch in der Tschechischen Republik, in der
Slowakei und in Bulgarien, in mafiösen Systemen verschwindet, die in
paternalistischen Beziehungen zu den jeweiligen Regierungsparteien dort
stehen sollen. Ist Ihnen diese Berichterstattung bekannt? Kennen Sie diese
Vorwürfe? Falls ja, wird das von der deutschen Seite zum Beispiel im
Ministerrat eingebracht und diskutiert?

Frischemeyer: Die Vorwürfe sind mir an dieser Stelle nicht bekannt. Ich
würde Ihnen gern eine Antwort geben, müsste mich aber erst mit dem Thema
vertraut machen und würde es nachliefern.

Zusatz: Sehr gern.

Frage : Eine Frage an Herrn Strater zur Deutschen Bahn. Wenn ich das
richtig verfolgt habe, will der Minister die Pläne zur Erhöhung der
Vorstandsbezüge stoppen. Ich wollte gern wissen, ob das auch die Linie für
den Aufsichtsrat am Donnerstag ist. Was halten Sie denn generell von den
Vorstandsbezügen? Sind sie zu hoch, zu niedrig oder angemessen angesichts
der Probleme, die die Deutsche Bahn hat?

Strater: Ich möchte dazu das wiederholen, was der Minister am Wochenende
gesagt hat.

Eine Gehaltserhöhung bei den Bahnvorständen ist das falsche Signal. Der
Minister hat bereits in der vergangenen Woche mit seinem Vertreter im
Aufsichtsrat deutlich gemacht, dass er vorhat, diese Überlegungen zu
stoppen. Diesen Überlegungen steht das Grundprinzip voran, erst bessere
Ergebnisse zu erzielen und dann über eine bessere Vergütung zu sprechen.

Sie wissen, dass wir auch eine ganze Reihe von Forderungen an die Deutsche
Bahn gerichtet haben, auch noch einmal in einem Schreiben an den Vorstand
vor einiger Zeit. Das gilt es jetzt zunächst einmal alles zu erfüllen. Aber
richtig ist: Diese Vorstandsgehaltserhöhung ist ein falsches Signal.

Zusatzfrage: Wie ist denn da überhaupt der Modus? Man hatte sich ja
offensichtlich auf die Studien von Kienbaum gestützt. Ist es aus Kreisen
des Vorstandes der Bahn üblich, dass man sich dabei auf Wirtschaftsberater
stützt und dann solche Forderungen eins zu eins übernimmt?

Strater: Das sind Aufsichtsratsangelegenheiten, zu denen ich mich jetzt im
Einzelnen nicht äußern möchte. Sie wissen, der Aufsichtsrat tagt noch in
dieser Woche, am Donnerstag. Dort werden die Dinge besprochen. Dem möchte
ich jetzt im Einzelnen nicht vorgreifen, wo diese Dinge herkommen oder auf
was sie sich stützen. Die Linie, die der Minister hier vorgibt, ist klar.
Sie soll auch so im Aufsichtsrat besprochen werden.

Frage: Nur eine Verständnisfrage: Wir haben sechs Vorstandsmitglieder in
diesem Aufsichtsrat. Kann der Bund das quasi stoppen, oder wie sind da die
Mehrheitsverhältnisse?

Strater: Der Aufsichtsrat entscheidet über die Vorstandsbezüge. Ich kenne
jetzt die Aufsichtsratsvorlage im Einzelnen nicht, was im Einzelnen für
jeden Vorstand darinsteht. Aber grundsätzlich ist richtig: Diese Bezüge
sollen steigen.

Das Plenum des Aufsichtsrats berät und entscheidet darüber. Der Bund
entsendet ja Vertreter in den Aufsichtsrat, für den Eigentümer. Hier ist
die Linie des Eigentümers oder in der Person des Ministers als Eigentümer
sehr klar: Wir möchten erst bessere Ergebnisse bei der Deutschen Bahn
haben, und dann kann man über eine bessere Vergütung sprechen.

Frage: Ich hätte noch eine Frage an das Gesundheitsministerium zum Thema
Gesetzentwurf gegen Konversionstherapien. Es gibt heute eine
Berichterstattung darüber. Können Sie etwas zum Zeitplan sagen, wann
geplant ist, das ins Kabinett zu bringen? Inhaltlich würde ich gern wissen,
ob es so zutrifft, dass Konversionstherapien für unter 18-Jährige
ausgeschlossen beziehungsweise verboten werden sollen und ab 18 Jahre dann
erlaubt sein sollen, je nachdem, ob man das will oder nicht. Stimmt das so
inhaltlich?

Kautz: Zum Zeitplan kann ich noch nichts Genaues sagen. Nur so viel: Es
soll noch bis Ende des Jahres ins Kabinett. Das ist jedenfalls die Planung.

Zum Inhalt: Das geht zurück - das haben wir ja schon im Sommer angekündigt -
 auf zwei Studien, die wir damals vorgelegt haben, begleitet durch die
Magnus-Hirschfeld-Stiftung. Dabei ist herausgekommen, dass
Konversionstherapie schädlich ist und es rechtlich möglich ist, sie zu
verbieten.

Genau dieses umfassende Verbot legen wir jetzt vor. Allerdings - da zielte
ja Ihre Frage hin - gibt es unterschiedliche Rechtsgüter, die man dabei
abwägen muss, auch das Selbstbestimmungsrecht jedes Einzelnen. Deswegen
muss man das dann, was das Alter betrifft, entsprechend differenzieren. Bis
zum Alter von 16 Jahren soll Konversionstherapie komplett verboten sein.
Für Personen zwischen 16 und 18 Jahren gilt das Verbot nicht, wenn der
Behandler nachweist, dass die behandelte Person über die notwendige
Einsichtsfähigkeit in Bedeutung und Tragweite, also Risiken der Behandlung,
verfügt.

Frage: Ich habe auch eine Frage an Herrn Kautz. Das Nationale
Gesundheitsportal lässt ja schon eine Weile auf sich warten. Gibt es schon
einen Termin, wann das im nächsten Jahr vielleicht etwas werden könnte?

Kautz: Nein.

Frage: Eine Frage an das Wirtschaftsministerium. Es geht um den Autogipfel.
Ich hätte ganz gern gewusst, ob Ihr Minister daran teilnimmt und wie
überhaupt der Gesundheitszustand von Herrn Altmaier ist.

Grave: Meines Wissens wird der Minister heute Abend teilnehmen.

Zusatzfrage: Okay. Daraus schließe ich, dass er gesundheitlich wieder
vollkommen hergestellt ist.

Grave: Ja, das sollte er sein.

Frage: Eine Frage an Frau Demmer zum großen Bereich 30 Jahre Mauerfall:
Bereits in der letzten GroKo wurde festgestellt, dass es noch kein Denkmal
zur Erinnerung an die Opfer der kommunistischen Gewaltherrschaft gibt. Es
wurde im Sinne des Koalitionsvertrages angemahnt. Wie sieht das derzeit
aus? Gibt es da bereits Pläne, oder gibt es irgendwelche Ansätze?

SRSin Demmer: Ich hätte jetzt gedacht, Sie sprechen von dem
Einheitsdenkmal.

Zusatz: Ich spreche ausdrücklich nicht vom Freiheits- und Einheitsdenkmal,
sondern es wurde bemängelt, auch in Absprache mit Opferverbänden, dass es
kein zentrales Denkmal in Deutschland zur Erinnerung an die Opfer der
kommunistischen Gewaltherrschaft gibt.

SRSin Demmer: Da müsste ich passen. Das müsste ich gegebenenfalls
nachreichen.

Frage: Ein anderes Mal das Thema Datteln 4. Es wird ja immer noch darüber
gerätselt, warum es der Bundesregierung eigentlich nicht gelungen ist,
dafür zu sorgen, dass die Vorschläge der Kohlekommission eins zu eins
umgesetzt werden. Herr Kolberg, hat das Finanzministerium irgendeine Rolle
dabei gespielt? Es ist ja offenbar so, dass die Bundesregierung auch
zögerlich ist, weil sie befürchtet, dass ansonsten eine
Schadenersatzforderung seitens der Betreiber, denen einmal eine Genehmigung
gegeben war, in erheblicher Höhe gestellt werden könnte. Hat das eine Rolle
gespielt? Haben Sie oder der Minister, das Ministerium, da die Handbremse
gezogen?

Kolberg: Wir sind nicht federführend für das Thema zuständig. Wie üblich
geben wir zu regierungsinternen Abstimmungen keine Auskunft.

Zusatzfrage: Ja, Sie sind nicht zuständig. Aber wenn es um Finanzen geht -
und es geht da um mindestens dreistellige Millionensummen -, dann sind Sie
ja doch damit befasst. Deswegen ist die Frage vielleicht nicht ganz
unzulässig. Oder mag das federführende Ministerium dazu etwas sagen?

Grave: Ich kann Ihnen zu Datteln 4 Folgendes sagen:

Datteln 4 ist Teil eines Steinkohlekraftwerkes von Uniper mit einer
gesamten Leistung von rund einem GW. Das Kraftwerk hat seinen Betrieb noch
nicht aufgenommen. Für weitere Informationen zu dem Kraftwerk bitten wir
Sie, sich an den Betreiber zu wenden.

Gemäß dem Beschluss der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" laufen Gespräche mit dem Betreiber von Datteln 4. Diese sind
noch nicht abgeschlossen. Bitte haben Sie Verständnis, dass wir zu
laufenden Prozessen und Gesprächen keine näheren Angaben machen können.

Zusatzfrage JESSEN: Wenn Sie mir aber vielleicht doch eine Nachfrage
beantworten können: Ist es weiterhin die Absicht der Bundesregierung, die
Inbetriebnahme von Datteln 4 möglichst zu verhindern und insofern dafür zu
sorgen, dass der Beschluss der Kohlekommission eins zu eins umgesetzt wird?
Ich frage nur nach der Absicht.

Grave: Die Bundesregierung setzt die Beschlüsse der Kommission "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung" Schritt für Schritt um. Dazu gehören eben
auch diese Gespräche.

Zusatzfrage: Schritt für Schritt heißt auch eins zu eins?

Grave: Schritt für Schritt.

Frage: Ich hätte noch einmal eine Frage an Frau Demmer, noch einmal
zurückgehend zu dem Pompeo-Besuch. Wird die Bundeskanzlerin eigentlich den
US-Außenminister treffen?

Dieselbe Frage hätte ich ganz gern auch an Herrn Thiels gestellt. Gibt es
ein Treffen mit der Verteidigungsministerin und dem US-Außenminister?

SRSin Demmer: Ja, das hat Frau Fietz ja hier am Freitag angekündigt. Es
wird um sicherheits- und außenpolitische Themen gehen. Dem Gespräch kann
ich hier aber nicht vorgreifen.

Thiels: Ich kann das mit anderen verteilten Rollen genauso für die
Verteidigungsministerin bestätigen. Am Freitag wird es ein entsprechendes
Treffen geben.

Adebahr: Es gibt auch ein Tweet, ich glaube der US-Botschaft, in dem das
schon steht.

Kolberg: Ich kann vielleicht ergänzen: Der Finanzminister wird ihn auch
empfangen.

Frage: Vielleicht eine Service-Frage, wenn schon alle Regierungsmitglieder
einzeln Herrn Pompeo treffen: Gibt es denn mittlerweile eine
Meinungsbildung innerhalb der Bundesregierung über den Syrien-Plan von Frau
Kramp-Karrenbauer? Es ist ja einige Zeit vergangen. Es haben internationale
Gespräche stattgefunden. Gibt es jetzt mittlerweile eine abgestimmte Linie,
die man dann vielleicht auch Herrn Pompeo präsentieren könnte?

SRSin Demmer: Es gibt keinen neuen Stand.

Zusatzfrage: Das heißt, die Gespräche laufen?

SRSin Demmer: Ja.

Ich kann das vielleicht auch noch ausführen. Ich will hier nicht der
Zurückhaltung bezichtigt werden.

Die Haltung haben wir hier ja öfter erläutert. Grundsätzlich ist es einfach
wichtig, dass sich das internationale Zusammenwirken bei der Lösung der
Krise in Syrien nicht nur auf die Türkei und Russland beschränkt. Europa
muss sich mit den aktuellen Vorgängen befassen, die sich unmittelbar an der
Grenze unseres Kontinents abspielen. Es geht hier um Fragen, die ganz viele
EU-Mitgliedstaaten ganz unmittelbar betreffen. Das haben wir hier ja auch
wiederholt gesagt. Es geht um die Wahrung der Stabilität in der Region, die
Fortsetzung des Kampfs gegen den IS, die freiwillige Rückkehr von
Flüchtlingen in Sicherheit und Würde und natürlich um humanitären Zugang
zur notleidenden Zivilbevölkerung. Es ist wichtig, dass sich Deutschland
und Europa hier stärker und aktiver engagieren. Insofern gibt es einfach
keinen neuen Stand.

Frage: Dann muss ich jetzt doch noch einmal nachfragen, wenn Sie sagen,
dass die Gespräche laufen. Es wurde ja auch von ausländischen Partnern
bemerkt, dass es für eine Beurteilung des Vorschlags günstig wäre, wenn die
Bundesregierung eine abgestimmte Position vertreten würde. Ist es richtig,
Frau Adebahr und Herr Thiels, dass Gespräche laufen, um diesen konkreten
Vorschlag von Frau Kramp-Karrenbauer abzustimmen?

Adebahr: Ich kann auf das verweisen, was der Außenminister in der letzten
Woche und zuletzt auch auf seiner Nordafrika-Reise zu diesem ganzen
Themenkomplex - es gab dazu eine Frage in einer PK - gesagt hat. Ich habe
keinen neuen Stand.

Thiels: Wir sind in intensiven Gesprächen mit den Partnern und natürlich
auch mit dem Auswärtigen Amt. Das ist Teil der Meinungsbildung innerhalb
der Bundesregierung.

Frage: Können Sie uns so etwas wie einen Zeithorizont am Horizont andeuten,
in dem die abgestimmte Haltung der Bundesregierung der Öffentlichkeit zur
Kenntnis gebracht wird?

SRSin Demmer: Wir halten Sie auf dem Laufenden.

Zusatzfrage: Noch vor der Halbzeitbilanz?

SRSin Demmer: Wir halten Sie auf dem Laufenden.

Frage: Frau Demmer, heute ist der Jahrestag der NSU-Morde. Viele Familien
der Opfer beklagen immer noch, dass keine vollständige Aufklärung der Morde
stattgefunden hat. Wie sieht das die Bundeskanzlerin?

SRSin Demmer: Die Bundeskanzlerin hat sich ja mehrfach dazu geäußert. Sie
hat heute einen Termin zu diesem Thema. Die Bundeskanzlerin hat hier,
glaube ich, in ihrer letzten Sommer-Pressekonferenz auch zu den Lehren aus
der NSU-Mordserie gesagt, dass wir aus diesen schrecklichen Erfahrungen
vieles gelernt haben und vieles inzwischen auch besser machen, aber dass
das kein abgeschlossener Prozess ist, sondern er immer weitergehen muss. Zu
dieser Aussage steht die Bundeskanzlerin weiterhin. Die Bekämpfung von
Rechtsextremismus und Rechtsterrorismus ist und bleibt eine Daueraufgabe.

Frage: Ich muss leider doch noch einmal nach dem Autogipfel fragen. Ich
habe gelernt, wie viele E-Ladesäulen jetzt in Deutschland gebaut werden
sollen.

Es gibt aber noch ein weiteres Problem. Es gibt ein Anbieterchaos; es gibt
ein Karten-Chaos. Es gibt unterschiedliche Methoden, wie die Firmen
elektrischen Strom abrechnen. Gibt es denn Pläne der Bundesregierung,
Ordnung in dieses Chaos zu bringen, und wenn ja, wie sehen sie aus? Bis
wann können wir dazu mit Ergebnissen rechnen?

Strater: Ich kann zumindest einen Hinweis geben. Wir haben vor einiger Zeit
auch kommuniziert, dass es dabei um das StandortTOOL geht. Unter
www.standorttool.de können Sie nachsehen, wo es bereits Ladesäulen gibt, wo
Ladesäulen geplant werden, welche Förderungen es für wie viele Ladesäulen
gibt, nicht nur für batterieelektrische Mobilität, sondern auch für
Wasserstoff, wo Wasserstofftankstellen geplant sind usw. Dies ist ein
Koordinierungstool, auch ein Planungstool für das weitere Vorgehen, um zu
sehen, wo Ladesäulen geplant werden müssen. Wenn Sie fragen, wo Ordnung in
das System gebracht wird, dann sind Sie bei diesem Tool schon einmal an der
richtigen Stelle.

Zusatzfrage: Es war ja eines der Erkenntnisse bei der Bestandsaufnahme - so
habe ich es verstanden -, dass oft technisch unterschiedliche Standards ein
Problem sind, um schnell E-Mobilität einzuführen. Daher noch einmal die
Nachfrage: Beabsichtigen Sie, so etwas wie einen Goldstandard einzuführen?
Beabsichtigen Sie, die verschiedenen Systeme besser zu koordinieren? Wenn
ja, wie würde das aussehen?

Strater: Es ist ja so: Wir reden über das Thema Ladeinfrastruktur jetzt
auch gerade mit dem Masterplan Infrastruktur, der heute Abend besprochen
werden soll, der dann auch ins Kabinett gehen wird. Das ist ja auch ein
Teil unserer Maßnahmen zur Umsetzung der Dinge, die im Klimaschutzprogramm
verabredet worden sind. Das ist eine Gemeinschaftsaufgabe. Sie können also
nicht nur sehen, wer dieses und jenes macht, sondern sie müssen das
koordiniert sehen. Bund, Länder und Kommunen, Automobilindustrie und
Energiewirtschaft müssen an solchen Fragen gemeinsam arbeiten, gerade was
die Standardisierung, aber auch die Energiewirtschaft angeht. Es geht um
den Betrieb dieser Ladesäulen, zum Beispiel um die Informationen, ob eine
Ladesäule belegt ist oder nicht, wie die Preisgestaltung oder die
Bezahlmöglichkeiten an einer Ladesäule sind.

All das muss in einer Gemeinschaftsaktion besprochen werden. Die
Automobilindustrie muss hier natürlich auch ihren Beitrag leisten. Diese
Dinge sind auch in dem Masterplan Ladeinfrastrukturen festgelegt, den wir
heute Abend besprechen werden. Wir werden - das haben wir auch schon einmal
kommuniziert, auch meine Kollegin hier am Freitag - bis zum Ende dieses
Jahres bei uns im Ministerium eine nationale Leitstelle einrichten, die
genau solche Koordinierungsfunktionen übernehmen wird.

Zusatzfrage: Ich entnehme Ihren Ausführungen, dass eine Standardisierung
für wünschenswert gehalten wird?

Strater: Klar. Das ist natürlich ein Teil dessen, was Sie als Nutzer
brauchen, wenn Sie eine Ladesäule anfahren. Es geht darum, dass das nicht
an der einen Ladesäule so ist und an der anderen so. Das ist auch ein
wesentlicher Teil des Komforts von so einer Ladesäule. Um all die anderen
Dinge, die ich hier genannt habe, geht es natürlich auch.
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https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-4-november-2019-1688468
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AUSSEN/1915: Maas muss auf gemeinsame EU-Erklärung an Iran hinwirken


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. November 2019

DJIR-SARAI: Maas muss auf gemeinsame EU-Erklärung an Iran
hinwirken



Zum weiteren Teilausstieg des Iran aus dem Atomabkommen erklärt der
außenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Bijan Djir-Sarai:

"Die neuen Ankündigungen der iranischen Atomenergiebehörde sind
alarmierend. Der Iran setzt sich damit über weitere Verpflichtungen
des Abkommens hinweg und gefährdet den Fortbestand des Nukleardeals,
den die EU seit dem Ausstieg der USA zu erhalten versucht.
Bundesaußenminister Maas muss jetzt dringend auf eine gemeinsame
Erklärung der EU an die iranische Regierung hinwirken. Die EU muss
darin unmissverständlich deutlich machen, dass das Handeln Teherans
zu einer massiven Verunsicherung in der gesamten Region führt und man
von der iranischen Regierung eine vollständige Einhaltung der
Verpflichtungen aus dem Nukleardeal erwartet."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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SOZIALES/1534: Bundesverfassungsgericht bestätigt den Grundsatz des Förderns und Forderns


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. November 2019

KOBER: Bundesverfassungsgericht bestätigt den Grundsatz des
Förderns und Forderns



Zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts über die Hartz-IV-Sanktionen
erklärt der sozialpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Pascal Kober:

"Das Urteil bestätigt den Grundsatz des Förderns und Forderns. Die
Erwartungen, die der Sozialstaat an Hartz-IV-Bezieher richtet, sind
zumutbar. Sanktionen sind auch ein Zeichen der Fairness gegenüber
denjenigen, die täglich zur Arbeit gehen und mit ihren Steuern Hartz
IV finanzieren. Das Urteil sollte jetzt genutzt werden, um
weitergehende Reformen anzugehen. Die FDP-Fraktion setzt sich dafür
ein, dass Sanktionen aufgehoben werden, sobald Betroffene ihre
Verpflichtungen nachgeholt haben. Engagement muss anerkannt werden
und für die Zukunft motivieren. Außerdem sollten die Sanktionsregeln
für junge Hartz-IV-Empfänger unter 25 Jahren angepasst werden: Im
Sanktionsfall müssen unmittelbar psychosoziale Angebote der
Jugendhilfe oder des Jobcenters gemacht werden. Denn junge Menschen
dürfen dem Sozialstaat durch Sanktionen nicht verloren gehen. Zudem
müssen die Zuverdienstgrenzen bei Hartz IV verbessert werden, damit
Arbeit auch finanziell einen Unterschied macht."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4922: Hartz-IV-Urteil - Immer noch kein Ende des Sanktionsregimes (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. November 2019

Hartz-IV-Urteil: Immer noch kein Ende des Sanktionsregimes



Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt, dass die Sanktionspraxis bei
Hartz IV gegen die Menschenwürde und das Sozialstaatsprinzip verstößt.
Demnach sind Kürzungen der Leistungen von 60 bzw. 100 Prozent
grundgesetzwidrig - nicht aber Strafen von bis zu 30 Prozent des
Regelsatzes. "Das Existenzminimum von Hartz-IV-Empfänger_innen weiterhin
mit bis zu 30 Prozent sanktionieren zu dürfen entspricht nicht unserer
Auffassung von einem bedingungslosen Existenzminimum, das ein Leben in
Würde ermöglicht, wie es das Grundgesetz vorsieht", erklärt dazu Carola
Ensslen, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Eine grundsätzliche Abkehr von der
Disziplinierungs-Methode 'fördern & fordern' ist durch die
BVerfG-Entscheidung nicht in Sicht."

Immerhin: Künftig müssen bei ernsthafter Mitwirkung Sanktionen sofort
beendet und besondere Härten berücksichtigt werden, die Dauer der Kürzung
darf nicht mehr zwingend für drei Monate verhängt werden und die Jobcenter
können Einzelfallentscheidungen treffen. "Ich hoffe auf einen größeren
Spielraum durch persönliches Ermessen der Sachbearbeiter_innen, auf
Sanktionen zukünftig vermehrt zu verzichten, als es durch die bisherige
Gesetzeslage möglich gewesen ist", so Ensslen. "Gleichwohl gilt heute mehr
denn je: Wir brauchen eine Abkehr vom bisherigen Sanktionsregime und eine
Hinwendung zu einer sanktionsfreien Mindestsicherung, die wirklich
Sicherheit gibt und vor sozialem Absturz schützt."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. November 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255
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HAMBURG/4921: Mietendeckel jetzt! (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. November 2019

Mietendeckel jetzt!



Das Netzwerk "Recht auf Stadt" hat heute vor dem Rathaus für einen
Mietendeckel in Hamburg geworben. Heike Sudmann, wohnungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft,
begrüßt die Protestaktion:

"Rot-Rot-Grün in Berlin zeigt: Städte haben Mittel, um den rasanten Anstieg
der Mieten zu stoppen. Während Berlin handelt, setzt Hamburg noch immer auf
alte Rezepte - die kaum etwas bringen. Denn entgegen aller Beteuerungen der
Immobilienwirtschaft können sich immer mehr Hamburger_innen die Miete nicht
mehr leisten. Wir unterstützen die Forderung nach einem Mietendeckel für
Hamburg, damit dem Mietenwahnsinn endlich Einhalt geboten wird."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. November 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255
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Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4920: E-Roller zieht Nutzer_innen von StadtRad ab (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. November 2019

E-Roller zieht Nutzer_innen von StadtRad ab



Seit Juni dürfen auch in Hamburg E-Tretroller genutzt werden. Der
verkehrliche Nutzen ist umstritten. Wie Senatsantwort auf eine Anfrage
(Drs. 21/18751) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft zeigt, sind seit Juli 2019 die Ausleihvorgänge bei
StadtRad im Vergleich zum Vorjahr um knapp neun Prozent
zurückgegangen. Auf NDR 90,3 gibt der Senat als Grund kaputte
Schlösser und andere Defekte an.

"Die Zahlen des Senats widerlegen die aberwitzige Behauptungen, mit
den E-Tretrollern könnte auch die Autonutzung reduziert werden. Mit
der im Schnitt zwei Kilometer langen Fahrstrecke sind die Roller
tatsächlich nur eine Konkurrenz für die umweltfreundlichsten
Verkehrsmittel, nämlich das Zufußgehen und Radfahren", stellt Heike
Sudmann fest, die verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion. "Dieser
rollende Unsinn mit Batterieantrieb hat nichts mit Nachhaltigkeit und
Klimaschutz zu tun."

Der Verweis des Senats auf Defekte bei StadtRad sei eine reine
Schutzbehauptung, wie schon die eigenen Zahlen des Senats belegen,
meint Sudmann: Im Juli, als die E-Scooter neu waren und 1.865
StadtRäder real zur Verfügung standen, gab es über 343.000
Ausleihvorgänge. Im August, als sogar 1.886 StadtRäder bereitstanden,
sank die Ausleihzahl auf 303.000 (vgl. Drs. 21/18680, Nr. 8 und Drs.
21/18729, Nr. 7). "Nur weil 'E' draufsteht, werden weder E-Roller noch
E-Autos zu einer ökologischen Verkehrswende führen. Dafür braucht es
nämlich eine massive Förderung des Verkehrs mit Bus, Bahn, Fuß und
Rad."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. November 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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BILDUNG/1531: Digitaler Wandel geht nur sozial gerecht


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. November 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Digitaler Wandel geht nur sozial gerecht



Oliver Kaczmarek, bildungs- und forschungspolitischer Sprecher:

Die heute veröffentliche Studie "International Computer and Information
Literacy Study" (ICILS 2018) ist die zentrale Bestandsaufnahme über den
Stand der digitalen Bildung in Deutschland und weltweit. Die Ergebnisse
zeigen, dass Deutschland sich im internationalen Vergleich zwar leicht
verbessert hat, jedoch immer noch im Mittelfeld abschneidet. Unter den
Industrienationen hat Deutschland darüber hinaus einen Spitzenwert bei der
sozialen Ungleichheit als Bedingung für den Erwerb digitaler Kompetenzen.

"Der selbstbestimmte und sichere Umgang mit digitalen Medien tritt im
digitalen Zeitalter als gleichberechtigte Basiskompetenz neben die
Fertigkeiten Lesen, Schreiben und Rechnen. Für eine gleichberechtigte
Teilhabe an der Gesellschaft der Zukunft ist es entscheidend, dass das
pädagogische Personal und unsere Bildungseinrichtungen auf den digitalen
Wandel gut vorbereitet sind. Dafür hat die SPD-Bundestagsfraktion mit der
Umsetzung und Finanzierung des Digitalpakts Schule einen wichtigen Impuls
gesetzt.

Deutschland schneidet bei leichten Verbesserungen insgesamt im Mittelfeld
ab. Besondere Sorgen machen die herkunftsbedingten Unterschiede beim Erwerb
digitaler Kompetenzen. Hier liegt Deutschland leider auf einem
Spitzenplatz: Nur Kasachstan, Uruguay und Luxemburg weisen höhere Werte bei
der sozialen Ungleichheit auf. Wir wissen, dass die Chancen auf dem
Arbeitsmarkt abhängig sind von den Bildungschancen. Die SPD-
Bundestagsfraktion setzt sich dafür ein, dass alle gleiche Bildungschancen
unabhängig von ihrer Herkunft erhalten. Der digitale Wandel darf nicht zu
einer sozialen Spaltung führen. Er kann nur sozial gerecht gelingen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. November 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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FRAGEN/067: Mónica Gonzáles, Chile - "Die Reichen haben große Angst" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile

"Die Reichen haben große Angst": Interview mit Mónica Gonzáles
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Mónica Gonzáles

Bild: © nómada



(Guatemala-Stadt, 29. Oktober 2019, nómada) - Mit Journalisten
kann man die Krise eines Landes besser verstehen. Vor zehn Tagen
sorgte Chile, das Musterland Lateinamerikas, für Überraschung auf dem
Kontinent und steht seither auf dem Kopf. Die Fata Morgana seines
Entwicklungsmodells zerbarst. Über Pinochets Revolution, die mögliche
Zukunft dieser chilenischen Rebellion und um zu verstehen, was diesen
Knall verursacht hat, wer dafür verantwortlich ist, was als Lösung in
Frage käme, sprechen wir mit Mónica Gonzáles.

Mónica Gonzáles ist chilenische Geschichtsjournalistin. Seit 1978
betrieb sie Recherchen über den Diktator Augusto Pinochet, seit Beginn
der Demokratie im Jahr 1989 hat sie praktisch zu allen Mächtigen des
Landes recherchiert. 2007 gründete sie das Zentrum für investigativen
Journalismus und Information CIPER, das sie 12 Jahre lang leitete und
dem sie bis heute vorsitzt. Sie ist Mitglied des Verwaltungsrats der
Gabo-Stiftung, Trägerin des María-Moors-Cabot-Preises für Journalismus
und verantwortlich für den Dialog mit den Leser*innen der
Online-Zeitung El Faro in El Salvador. Eine halbe Stunde widmete sie
einem Gespräch mit Nómada.

 * 

Wie kam es dazu, dass sich eine Protestaktion gegen
Fahrpreiserhöhungen der U-Bahn zu einem gesellschaftlichen Aufstand
gegen Ungleichheit und gegen das gesamte System entwickelt hat?

Was in Chile geschieht, erleben auch andere Länder: Proteste, die
Rebellion von Millionen von Menschen in allen möglichen Städten, die
genug haben von einem System systematischer Korruption, einem Land mit
zwei Gerichtsbarkeiten, einer für die Reichen und einer Justiz für die
Armen.

In den letzten zehn Jahren erlebten wir eine Reihe schwerer
Korruptionsdelikte, die von mächtigen chilenischen Geschäftsleuten
begangen wurden. Keiner von ihnen wurde bestraft.

Da kommt alles zusammen: Während Korruption straffrei bleibt, werden
Wasser und Strom privatisiert, und die Lebenshaltungskosten steigen.
Um Zugang zu vernünftiger Bildung zu haben, musst du dich hoch
verschulden, weil Bildung ein Geschäft geworden ist. Zwischen den
großen Unternehmen werden Absprachen getroffen, um die Medikamente,
die Windeln, das Toilettenpapier teurer zu machen. Und mehr noch, 2014
kommt es zum Skandal: Dieselben mächtigen Geschäftsleute finanzierten
Rechte und die Linke, und was am Ende dabei herauskommt, ist
Straflosigkeit für alle als Kompromiss.

Das hört sich an als würdest du Guatemala beschreiben, aber du
redest von Sebastián Piñeras Chile.

Piñera war schon immer ein großer Steuerflüchtling: Jetzt ist es in
Mode, systematisch und mit Hilfe des Steuerrechts Geld in Steueroasen
umzuleiten - und es passiert nichts. Aber als sie die Fahrpreise der
Metro um 30 Pesos erhöhen und die Jugendlichen aus Protest über die
Kontrollschranken springen, behandelt man sie wie Kriminelle.

Und diese unverhältnismäßige Reaktion hat die soziale Explosion
provoziert.

Diese Fahrpreiserhöhung und die rebellischen Studenten, die mit ihrem
Sprung über die Metro-Schranken einen massiven, aber friedlichen
Protest organisieren wollten, wurde von der Regierung mit Gewalt und
Kriminalisierung beantwortet. Sie haben keine Ahnung, wie die Menschen
leben und antworteten damit, dass diejenigen, die gegen den
Fahrpreisanstieg protestierten, alle faul seien. Sie sollten doch
einfach früher aufstehen, weil früher am Morgen das Ticket billiger
ist. Piñeras Regierung hatte ihre Anstrengung komplett auf eine
Steuerreform gerichtet, deren einziges Ziel es war, den
Großunternehmen Steuerersparnisse zu ermöglichen. Ein massiver
Widerspruch, aber auch eine Lehre für den Journalismus: Die Macht
liegt nicht in den Händen des Kongresses, sondern bei den großen
Wirtschaftsgruppen, jenen, die über die kleinsten Dinge entscheiden,
wie z.B. wie viel wir für Strom und Wasser bezahlen, wie viel wir für
Medikamente bezahlen, denn sie sprechen sich untereinander ab. Es gibt
keinen freien Markt.

Piñera trat nicht zurück, sondern wechselte einfach das gesamte
Kabinett aus.

Er nahm einen Kabinettswechsel vor, aber das ist ein Witz, das ist gar
nichts, die Steuerreformen, die nur den Reichsten zugutekommen, hat er
nicht zurückgenommen. Diese Maskerade muss ein Ende haben. Mit der
Privatisierung des Wassers war der Fluss Aconcagua ausgetrocknet. Und
offensichtlich macht diese Rebellion dem Präsidenten und den
Wirtschaftseliten so viel Angst, dass am dritten Tag des Protests, das
Wasser des Aconcagua wieder floss. Das ist ein Beispiel, das uns
zeigt, was für eine Riesenangst die Reichen heutzutage haben.

Während der Proteste wurden auch Gebäude und Supermärkte
niedergebrannt.

Man muss es beim Namen nennen. Wenn man die friedliche Demonstration
von 1,5 Millionen Menschen am vergangenen Freitag mit der Gewalt einer
kleinen Gruppe von Kriminellen vergleicht, dann steht das in keinem
Verhältnis. Wir glauben, es gibt immer Gruppen, ob nun extrem links
oder extrem rechts, die sich in der Masse verstecken und die Inhalte
einer Protestaktion verzerren, die Gerechtigkeit und radikale
Veränderungen im System fordert.

Was wollen die friedlichen Protestierenden?

Einen Wasserkodex, ein neues Gesetz, das die obligatorische Abgabe von
10 Prozent der Gewinne für internationale Elektrokonzerne einführt,
ein Gesetz, das die Verwaltung der Pensionsfonds (AFPs) verändert, und
eines, das die Steuern der Reichsten erhöht, die nichts zahlen, weil
die Armen schon alle täglich Mehrwertsteuer auf die Lebensmittel und
Konsumgüter zahlen.

Da ist schon offensichtlich, dass Teile der extremen Linken einfach
nur kaputtschlagen wollen; niemals hat einer die Metro beschädigt,
denn am stärksten betroffen davon sind die Menschen, die damit zur
Arbeit fahren. Anständige Leute bringen ihre Arbeit nicht in Gefahr.

Was wir brauchen, sind Ermittlungen darüber, wer Banken und
Supermärkte zerstört und niedergebrannt hat. Und ich sage euch etwas,
das man in Guatemala und in ganz Lateinamerika schon kennt.

Was denn?

Jedes Mal, wenn eine Bank oder ein Supermarkt durch eine gewalttätige
Aktion in Brand gesetzt wird, setzt keine Bank und kein Geschäft mehr
eine neue Filiale dort hin. Der Staat zieht sich zurück. Und dieses
Vakuum wird durch das organisierte Verbrechen gefüllt, durch Gangs und
Drogenbanden. Deshalb ist es so wichtig zu ermitteln, wer die Gruppen
sind, die diese kriminellen Gewalttaten begangen haben. Zudem sollte
dringend ermittelt werden, wie es zu den Todesfällen kam.

Morde, Vergewaltigungen, Folter und das Verschwinden von
Demonstrant*innen durch staatliche Sicherheitskräfte.

Es ist sehr wichtig, dass genau über die Toten der letzten 10 Tage
ermittelt wird, denn nach 17 Jahren Diktatur, in der es ständig Tote
gab, darf es keine 1.100 Schussverletzungen und mehr als 500
Gefolterte geben. Für das chilenische Volk ist das inakzeptabel, dass
Menschen in einem demokratischen System gefoltert werden. Und wir
Journalisten, Staatsanwälte und Richter müssen uns mit aller Macht
dagegen einsetzen, denn so etwas darf nicht passieren. Wenn wir das
zulassen, werden wir zu einer Diktatur, wie es schon andere in
Lateinamerika gibt, in der Eigentum wichtiger als das Leben ist.

Wie kann es sein, dass Piñera nach diesen Todesfällen noch
weitermacht?

Es ist offensichtlich, dass Präsident Piñera die Kontrolle verloren
hat. Er hätte niemals den Ausnahmezustand ausrufen dürfen. Seit 1990,
seitdem wir die Demokratie wiedererlangt haben, hatten wir das Land
nicht mehr in der Verantwortung des Militärs. Weil wir da eine
ziemlich schreckliche Erinnerung und ein großes Trauma ins uns tragen.
Wenn das Militär die Kontrolle übernimmt, dann gibt es Tod, Folter und
Gewalt. Und genau das ist passiert.

Jetzt steckt Piñera in einer sehr tiefen Krise.

Piñera wurde mit 27 Prozent der Stimmen gewählt, weil 53 Prozent der
Bürger nicht zur Wahl gingen. Das ist die höchste Enthaltung in
unserer Geschichte seit der Wiederherstellung der Demokratie. Tausende
junge Menschen, die man jetzt unterdrückt, haben noch nie gewählt.
Wenn ein Präsident nur von 27 Prozent der Wähler gewählt wird, selbst
wenn er mit Abstand gewinnt, steckt das Land in einer ernsten
politischen Repräsentationskrise.

Was wird jetzt passieren?

Wir wissen nicht, was passieren wird. Chile hat sich auf sehr
beeindruckende Weise verändert. Ich will nicht lyrisch klingen, denn
ich habe mit Ihnen über die Datenlage zur Kooptation und Straffreiheit
gesprochen. Aber seit dem Putsch 1973 hatte ich das Wort Würde nie
mehr so oft gehört wie jetzt. Es war verloren gegangen, als hätte man
es begraben, aber es hatte sich wohl nur schlafen gelegt. Die
Tatsache, dass die Menschen ihre Würde zurückerlangen wollen und dafür
bereit sind zu kämpfen, erschüttert mich. Es ist ein Kampf, der den
Sinn des Lebens verändert hat. Es geht nicht mehr nur darum
einzukaufen, ein Auto zu haben, nachts zu feiern oder den Urlaub zu
bezahlen. Die jungen Leute verstehen heute, dass das Leben einen Sinn
braucht, dass Hoffnung und Träume nicht daraus bestehen, ein Ziel zu
erreichen, sondern dafür zu kämpfen. Für das Recht auf Liebe zu
kämpfen, auch das ist Würde. Das ist es, was in Chile passiert. Die
Menschen reichen einander die Hand, es werden Gedichte verfasst, die
Lieder von Victor Jara werden gesungen.

Aber möglich ist auch, dass nichts passiert.

Ich bin mir darüber im klaren, dass irgendwo wieder etwas Neues
ausgeheckt wird, eine neue Maskerade wird entworfen, um uns glauben zu
machen, dass sie ganz furchtbar viel verändern, auf dass sich am Ende
nichts ändert. Und wir Journalisten müssen uns bemühen zu zeigen, wer
diese Mächtigen sind, die auf Straflosigkeit setzen, in deinem Land,
in Kolumbien, in Brasilien, in Ecuador. Das sind die großen Konzerne.

Wenn auf der einen Seite an der Maskerade gearbeitet wird, arbeitet
die andere denn an der Rebellion, der Revolution? Oder ist es zu früh,
um das zu sagen?

Ja, das ist zu früh. Ich würde es nicht eine Revolution nennen. Ich
weiß, was eine Revolution ist. Die einzige Revolution, die wir in
Chile hatten, und das ist sehr schmerzhalt für viele Menschen, war die
von Pinochet: Seine Kultur hat uns verändert. Sie machte uns
egoistischer, zerstörte die sozialen Netzwerke, die Gewerkschaften,
die Nachbarschaftsräte. Wir mussten wieder lernen, einander die Hand
zu reichen, um in Frieden leben zu können. So sagt es auch die Hymne
dieser Rebellion, eine Rebellion ohne politische Führung.

Und wer redet dann?

Gascardo, der Staatsanwalt, der die illegale Parteienfinanzierung
aufdeckte und sah, dass es dabei um Straflosigkeit ging, sagte heute
in einem Interview: "Die Politiker sollten verstehen, dass sie keinen
Bonus haben, auf dem sie sich ausruhen können. Wir werden sie im Auge
behalten, jeden Schritt, den sie tun. Sie sollen Gesetze gegen den
Universitätsprofit machen, gegen die Privatisierung des Wassers, das
Profit-Gesetz für die Elektrizitätskonzerne ändern, die intelligente
Marktforschung unterbinden, die versucht, unsere Vorlieben, unsere
Hobbys und Schwächen zu kontrollieren. Die Maskerade muss ein Ende
haben. Es darf nicht sein, dass die Parlamentarier nicht wissen, wie
es ist, unter den normalen Leuten zu leben. Es darf keine Polizei
geben, die einmal im Jahr ihre Spitze auswechselt."

Warum?

In CIPER entdeckten wir, dass Carabinieros die Handys der
Mapuche-Sprecher manipulieren, um ihnen Beweise unterzuschieben und
sie dann unter Mithilfe von Staatsanwälten und Richtern ins Gefängnis
zu schicken. Und dann gab es den Mord an einem Mapuche-Führer. Sie
sagten, das sei bei einem gewalttätigen Zusammenstoß passiert, was
gelogen war. Darauf mussten sie wieder die gesamte Polizeispitze
auswechseln.

Es überrascht, diese Rebellion zu sehen. Aber man versteht sie
besser, wenn man diese ganzen Geschichten von Kooptierung und Gewalt
hört, die man eher im tropischen Lateinamerika vermutet als im Cono
Sur, wo die Dinge doch insgesamt gesitteter zugehen.

Nun, nicht wirklich. Und ich bin froh darüber, dass das so ist und
dass wir uns gegenseitig gerade ins Gesicht sehen können. Wir sind aus
der gleichen Gegend, wir haben die gleichen Probleme. Die Demokratien
sind in ernsthafter Gefahr. Denn Macht braucht keine Staatsstreiche.
Das Militär blieb in Chile nicht stehen. Venezuela wäre, wie in der
Vergangenheit bereits geschehen, von den Vereinigten Staaten
überfallen worden. Oder sie hätten den Ölimport unterbinden können.
Oder Nicaragua. Aber da Macht eben keine Staatsstreiche benötigt, geht
das Morden in Venezuela und Nicaragua ungestraft weiter. Unseren
Demokratien sind die Hände gebunden, und wir Journalisten müssen
versuchen, ihr zur Macht zurückzuverhelfen und nicht müde werden,
davon zu berichten, denn unsere Völker sind in der Lage, aufzustehen
und voranzuschreiten. Noch nie war der Journalismus so wichtig wie
heute. Wir Journalisten haben dafür die Gabo-Stiftung, wo wir uns
vernetzen können und gemeinsam über die organisierte Kriminalität
recherchieren können. Dazu gehören heute beispielsweise auch
Pharmalabors und Bergbauunternehmen.

Was erträumst du dir für Chile?

Ich träume von einem gerechteren Chile. Ich kann nicht glauben, dass
wir in den 17 Jahren Diktatur (1973-1989) so viel gelitten haben, so
viele wunderbare Menschen getötet wurden, so viele Frauen
vergewaltigt, und ihre Lieben hat man weggeschafft, damit sie dann
nach 28 Jahren Demokratie kooptieren und das Land einer
Ungerechtigkeit ausliefern, die uns schlägt, verletzt und tötet.

Weil Korruption und Straflosigkeit Träume töten. Jetzt, da ich Victor
Jara nachts in den Städten höre ... das ist mein Volk, mein Land. Und
ich träume, dass wir in einem gerechten Land leben können, denn dazu
sind wir geboren. Und ich erträume das gleiche auch für dein Land, für
Guatemala, und für ganz Lateinamerika. Es reicht.
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HOCHSCHULE/2314: Auf Zukunftsthemen wie Nachhaltige Entwicklung und Digitalisierung setzen (idw)


Stifterverband - 04.11.2019

Hochschul-Barometer: Hochschulen setzen auf Zukunftsthemen wie
Nachhaltige Entwicklung und Digitalisierung



Hochschulen wollen in ihrer Forschung verstärkt auf die Themen
Nachhaltigkeit und Digitalisierung setzen. Bereits heute sind sie in
diesen Bereichen besonders häufig in Innovationsverbünden mit externen
Partnern aktiv. Jede dritte Neubesetzung von Professuren soll zu Themen
der Digitalisierung forschen und lehren. Der Agentur für
Sprunginnovationen stehen sie noch skeptisch gegenüber. Das sind
Ergebnisse des aktuellen Hochschul-Barometers, herausgegeben vom
Stifterverband und der Heinz Nixdorf Stiftung.

Berlin, 4.11.2019. Mit Forschung, Lehre und Transfer sind Hochschulen eine
wichtige Säule des Innovationssystems. Ihre Rolle als Innovationsfaktor
wollen sie weiter stärken. Für die Hochschulentwicklung orientieren sie
sich dabei nach eigener Aussage stärker an zentralen gesellschaftlichen
Trends und an den Innovationspotenzialen der Wirtschaft und weniger an
wissenschaftlichen Entwicklungen. Eine zunehmende Relevanz haben dabei die
Themen Digitalisierung und Nachhaltigkeit. Viele der befragten Hochschulen
streben an, ihre Forschungsschwerpunkte dahingehend neu auszurichten. Rund
jede zweite staatliche Hochschule will in Zukunft auf neue
Forschungsschwerpunkte setzen, die sich der Digitalisierung widmen. Zu
Fragen der Nachhaltigkeit soll dies an jeder fünften Hochschule geschehen.
Bei beiden Themenfeldern planen insbesondere die Fachhochschulen neue
Forschungsprioritäten.

Die neuen Forschungsschwerpunkte zeigen sich auch bei den
Stellenbesetzungen. Allein im Jahr 2018 beschäftigen sich rund 31 Prozent
der neu eingestellten Professoren mit Themen der Digitalisierung. Das sind
bei durchschnittlich 2.500 Neuberufungen pro Jahr hochgerechnet 750 neue
Professuren mit digitalem Schwerpunkt in allen Disziplinen, wie
beispielsweise Digital Humanities, Digitalwirtschaft oder Big Data
Analysis. Naturgemäß ist der Anteil an technischen Hochschule höher (37
Prozent) als an anderen Hochschulen (27 Prozent).

Drei Viertel der Hochschulen agieren in Innovationsverbünden

Um Innovationen voranzutreiben, arbeiten Hochschulen immer mehr mit
Unternehmen und Akteuren aus Politik und Gesellschaft zusammen. 71 Prozent
der Hochschulen beteiligen sich bereits an Innovationsverbünden mit 
nicht-akademischen Partnern. Knapp 47 Prozent der Hochschulen sind an
Innovationsverbünden zum Thema Nachhaltiges Wirtschaften und Energie
beteiligt, 43,8 Prozent an Verbünden zum Thema Digitale Wirtschaft und
Gesellschaft. Bei 37,5 Prozent geht es um intelligente Mobilität, gefolgt
von Gesundes Leben, Innovative Arbeitswelt und Zivile, 
IT-/Cyber-Sicherheit.

Die Ausrichtung der Hochschulen wird sich weiter verstärken. Rund zwei
Drittel der Hochschulen planen, ihre Forschung und Lehre stärker an
strategischen Innovationsfeldern auszurichten, beispielsweise an der
Hightech-Strategie der Bundesregierung. Mehr als 80 Prozent der
Hochschulleitungen will enger mit Partnern jenseits der Wissenschaft
kooperieren. Die meisten unter ihnen wollen die Hochschule zum regionalen
Innovationshub entwickeln, um künftig als Mittler zwischen den
unterschiedlichen Innovationsakteuren zu agieren.

Agentur für Sprunginnovationen für jede zweite Hochschule unbekannt

Die geplante Agentur zur Förderung von Sprunginnovationen soll dazu
beitragen, Ergebnisse aus der Wissenschaft für radikale Innovationen
nutzbar zu machen. Überraschend in diesem Zusammenhang ist: Mehr als jede
zweite Hochschulleitung (52,2 Prozent) gab zum Befragungszeitpunkt
(Dezember 2018) an, die geplante Agentur nicht zu kennen. Jene, die sie
kennen, stehen dem künftigen Fördererinstrument der Bundesregierung eher
skeptisch gegenüber. Nur ein Fünftel von ihnen erwartet von der Agentur
mehr Innovationen für Deutschland.

Allgemeine Stimmungslage: Größere Hochschulen sind zufriedener

Insgesamt ist die Stimmung unter den Rektoren und Präsidenten verhalten
positiv. Private Hochschulen sind dabei im Durchschnitt zufriedener als
staatliche Einrichtungen. Doch dieser Vorsprung hat in den letzten Jahren
deutlich abgenommen. Die Schlussgruppe bilden spezialisierte Hochschulen
sowie kleine staatliche Fachhochschulen und Universitäten mit weniger als
10.000 Studierenden. Beim Thema Kooperation und Wettbewerbsfähigkeit
fühlen sich die Hochschulen gut aufgestellt. Vor allem ihre
Wettbewerbsfähigkeit in Forschung und Lehre schätzen die
Hochschulleitungen auch in den nächsten fünf Jahren als sehr gut ein. Bei
den allgemeinen Rahmenbedingungen, wie Autonomie, Ausstattung,
Finanzierung und Personal, sieht es allerdings anders aus. Vor allem die
Personalsituation bereitet den Hochschulleitungen große Sorgen.

Weitere Einzelheiten und Ergebnisse des aktuellen Hochschul-Barometers
finden Sie unter:

www.hochschul-barometer.de

Das Hochschul-Barometer ist ein Stimmungsbarometer deutscher
Hochschulleitungen. In einer jährlichen, repräsentativen Umfrage wollen
der Stifterverband und die Heinz Nixdorf Stiftung von allen Rektoren und
Präsidenten der Hochschulen in Deutschland wissen, wie sie ihre momentane
Situation und ihre Perspektiven einschätzen. Schwerpunktthemen im
aktuellen Hochschul-Barometer sind neben Hochschulentwicklung und
Innovation und Digitalisierung auch Transfer und Kooperation. Die
Befragung für das nächste Hochschul-Barometer beginnt im November.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424
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HOCHSCHULE/2313: Tübinger Universitätsrat fordert Nachbesserungen bei Hochschulfinanzierung (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 04.11.2019

Tübinger
Universitätsrat fordert Nachbesserungen bei Hochschulfinanzierung

"Befürchten Abbau von Professuren und Mitarbeiterstellen" - Universität zu
vermehrten Anstrengungen für Klimaschutz bereit



Das Aufsichts- und Kontrollgremium der Universität Tübingen hat vom Land
Baden-Württemberg spürbare Nachbesserungen im Hinblick auf die
Hochschulfinanzierung gefordert. Das Land verhandelt derzeit mit den
Hochschulen über einen neuen Finanzierungsvertrag für die Jahre 2021 bis
2025. "Die Grundfinanzierung der Universitäten muss deutlicher als bisher
geplant aufgestockt werden", sagte der Vorsitzende des Universitätsrats,
Bernhard Sibold in Tübingen. Der Universitätsrat sei in großer Sorge
angesichts der strukturellen Unterfinanzierung der Hochschulen: "Wir
befürchten, dass es in den Jahren 2021 bis 2025 zu einem spürbaren Abbau
von Professuren und Mitarbeiterstellen kommen wird, wenn die
Landesregierung nicht umsteuert." Dies werde unmittelbar auch zu einem
Rückgang der Zahl der Studienplätze führen.

"Die bisher auf dem Tisch liegenden Vorschläge der Landesregierung sind in
jeder Hinsicht unzureichend und geben den Hochschulen nicht die
erforderliche Planungssicherheit", sagte Sibold. Es sei dringend geboten,
den Landeszuschuss an die baden-württembergischen Hochschulen 2021 in
einem ersten Schritt um mindestens 1.000 Euro pro Studentin und Student zu
erhöhen. Anschließend müsse der Landeszuschuss pro Jahr um drei Prozent
gesteigert werden. Darüber hinaus müsse Baden-Württemberg die von der
Bundesregierung mit dem "Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken"
zugesagten Mittel an die Hochschulen weiterreichen und - wie im
Zukunftsvertrag vereinbart - um Landesmittel in gleicher Höhe ergänzen.

Der Vorsitzende des Universitätsrats sagte, das Aufsichtsgremium könne
nicht nachvollziehen, dass die Politik von den Hochschulen immer neue
Leistungen erwarte, im Gegenzug aber nur zeitlich befristete Mittel
bereitstelle. "Der rasante Anstieg der Studierendenzahlen in den
vergangenen zehn Jahren ist maßgeblich von der Politik zu verantworten",
erklärte Sibold. Bis heute habe die Landesregierung die notwendigen
finanziellen Konsequenzen aus dieser Entwicklung nicht gezogen. Zudem
würden die Hochschulen regelmäßig auf neue anspruchsvolle Ziele
verpflichtet. Dazu zählten die Digitalisierung der Lehre, die Förderung
von Start-Ups und Innovationen, Diversität und Barrierefreiheit sowie
verstärkte Anstrengungen für den Klimaschutz.

"Die Universität Tübingen ist bereit, sich den genannten Herausforderungen
zu stellen", betonte Sibold. "Die Politik muss dazu aber die finanziellen
Grundlagen legen." Das Auflegen immer neuer, kurzfristiger
Projektfinanzierungen verschärfe die strukturellen Probleme der
Universität und führe nicht zu nachhaltigen Lösungen. "Die Hochschulen
brauchen endlich eine auskömmliche Grundfinanzierung, die ihnen ein
gesundes Wachstum ermöglicht", sagte der Vorsitzende des Universitätsrats.
Gerade in Anbetracht des wirtschaftlichen Abschwungs und einer drohenden
massiven Strukturkrise im Automobilsektor müsse Baden-Württemberg jetzt in
die Zukunft investieren. "Ein Großteil der von der Daimler AG geleisteten
Strafzahlung in Höhe von 870 Millionen Euro sollte unbedingt in die
Hochschulen und damit in die Sicherung unserer Zukunft fließen", sagte der
Vorsitzende des Universitätsrats.

Sibold verwies auch auf die Ankündigung der bayerischen Landesregierung,
in den kommenden fünf Jahren rund zwei Milliarden Euro in Forschung und
Technologie zu investieren. Ein Großteil der Summe soll offenbar in die
Hochschulen fließen, unter anderem um 1.000 neue Professuren und 10.000
zusätzliche Studienplätze zu schaffen. "Bayern hat klar erkannt, dass nur
spürbar stärkere Investitionen in die Hochschulen die Grundlage für den
wirtschaftlichen Erfolg einer Region und damit die Arbeitsplätze von
morgen schaffen." Baden-Württemberg habe die finanziellen Möglichkeiten,
mit dem Nachbarland mitzuhalten, müsse aber dazu auch entsprechende
Prioritäten setzen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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FORSCHUNG/1234: Schnelltest für hohe Milchqualität (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 04.11.2019

Schnelltest für hohe Milchqualität



Lebensmittelsicherheit und -qualität haben in Deutschland und der
Europäischen Union einen sehr hohen Standard erreicht. Dies gilt auch für
die Milchindustrie. Dennoch können Verunreinigungen, Pestizide und
Antibiotika in die Milch gelangen. Im von der europäischen Kommission
geförderten Projekt MOLOKO entwickeln Fraunhofer-Forschende gemeinsam mit
Partnern einen optoplasmonischen Sensor, der eine schnelle Vorortanalyse
von Qualitäts- und Sicherheitsparametern von Milch ermöglichen soll. Das
Frühwarnsystem wird der Industrie künftig helfen, Kosten, Zeit und
Gallonen an Produktabfall drastisch zu reduzieren und die Produktion der
gesamten Lieferkette zu optimieren.

Lebensmittelsicherheit ist für Lebensmittelindustrien unerlässlich - dies
gilt auch für die Milchindustrie. Schädliche Organismen gelangen durch
Euterinfektionen in die Milch. Chemische Stoffe wie Antibiotika und
Pestizide können über das Futter oder durch unzureichende Kontrollen zu
Kontaminationen führen. Um den Eintritt verunreinigter Milch in die
Nahrungskette zu verhindern, werden über den gesamten Produktionsprozess
und die gesamte Lieferkette Kontrollen durchgeführt. Doch diese
Standardtests sind mit einem hohen Kosten- und Zeitaufwand verbunden. Die
in Laboren analysierten Proben werden aus Tanks von Sammelfahrzeugen mit
gemischter Milch von mehreren Milchviehbetrieben entnommen. Wird
festgestellt, dass die Milch kontaminiert ist, müssen enorme Mengen
vernichtet werden, was mit hohen Verlusten für die betroffenen Landwirte
und Molkereien verbunden ist. Dies lässt sich vermeiden, indem die Milch
direkt beim Landwirt überprüft wird, bevor sie in den Sammeltransport
kommt.

Qualitätscheck liefert Messwerte in fünf Minuten

Im EU-Projekt MOLOKO (Multiplex phOtonic sensor for pLasmonic-based Online
detection of contaminants in milK) haben zwölf Partner - darunter auch
eine Molkerei - aus sieben Ländern eine Lösung gefunden, Verunreinigungen
in der Milch erheblich günstiger und schneller zu erkennen: Ein neuer
optoplasmonischer Sensor soll als Frühwarnsystem und als zusätzliche
Kontrolle fungieren, bevor die Milch in den Tank kommt. In ca. fünf
Minuten soll er sie mit einer einzigen Messung auf insgesamt sechs
Inhaltsstoffe analysieren. Der Sensor ist mit spezifischen Antikörpern für
verschiedene Parameter von Milchsicherheit und -qualität funktionalisiert
und ermöglicht die automatische quantitative Analyse direkt vor Ort in den
Milchbetrieben.

Einzigartige integrierte Sensorarchitektur

Das komplette System besteht aus einem mikrofluidischen,
wiederverwendbaren Chip, organischen lichtemittierenden Transistoren
(OLET) oder Dioden (OLED), organischen Photodetektoren (OPD) bzw. dem
Sensor, einem nanostrukturierten plasmonischen Gitter und den spezifischen
Antikörpern. Das Fraunhofer-Institut für Organische Elektronik,
Elektronenstrahl- und Plasmatechnik FEP entwickelt den organischen
Photodetektor, das Fraunhofer-Institut für Elektronische Nanosysteme ENAS
den mikrofluidischen Chip. Der OLET und das photonische Gitter werden vom
CNR-ISMN in Bologna bzw. von der Firma Plasmore Srl in Pavia (Italien)
entwickelt.

»Das Besondere an unserem Chip ist, dass man ihn wiederverwenden kann.
Dies gelingt, indem die Zielmoleküle mit Hilfe eines Regenerationspuffers
von den immobilisierten Antikörpern lösen, so dass diese sich wieder für
einen erneuten Nachweis nutzen lassen«, erläutert Andreas Morschhauser,
Wissenschaftler am Fraunhofer ENAS. Der Chip ist für hundert Messungen
ausgelegt. Mit jeder Messung können sechs Parameter bzw. Schadstoffe und
Proteine analysiert werden. Hierfür entwickeln Morschhauser und seine
Kollegen das mikrofluidische System in der Form einer austauschbaren,
automatisierten und miniaturisierten Kartusche. Neben den gewonnenen
Informationen zur Milch erlauben die gemessenen Parameter aber auch
Rückschlüsse auf die Gesundheit jeder einzelnen Kuh, Landwirte erhalten
vielfältige Informationen über deren Verfassung. Beispielsweise lassen
sich so frühzeitig Infektionen erkennen und somit umgehend behandeln. Eine
frühzeitige Behandlung kann u.a. zu einem umsichtigen Einsatz von
Antibiotika und damit auch zu deren Reduzierung beitragen.

Nanostrukturiertes Gitter für Oberflächenplasmonenresonanz

Doch wie funktioniert der Nachweis? »Der Transistor erzeugt Licht, das auf
das mit Antikörpern beschichtete Gitter fällt. Diese sind spezifisch für
die relevanten Inhaltsstoffe. Wird die Milch nun über die Antikörper
gespült, so binden die Zielmoleküle an ihnen. Dadurch ändert sich der
Brechungsindex in der Umgebung des Gitters, was zu einer Änderung der
Reflektion des Lichts führt. Das reflektierte Licht fällt auf den
Photodetektor, der die minimale Änderung der Brechzahl misst«, erläutert
Dr. Michael Törker, Wissenschaftler am Fraunhofer FEP das Messprinzip. Der
grundlegende Effekt wird als Oberflächenplasmonenresonanz bezeichnet und
tritt u.a. an speziellen strukturierten Nanogittern auf. Der Effekt
erlaubt schnelle und sehr sensitive Messungen.

Der Biosensor soll an verschiedenen Stellen der Wertschöpfungskette
eingesetzt werden können: sowohl als Laborgerät als auch direkt in
Melkanlagen integriert. Das System eignet sich jedoch nicht nur für den
Qualitätscheck von Milch. Mit dem optoplasmonischen Sensor könnten in
Zukunft auch andere Flüssigkeiten wie beispielsweise Bier oder Wasser
analysiert werden. Hierfür ist lediglich eine Anpassung der
immobilisierten Fängermoleküle und der notwendigen Reaktionspuffer
notwendig. Dafür müssen nur die Fängermoleküle ausgetauscht und
entsprechend angepasst werden.


Erste Ergebnisse aus der Entwicklungsarbeit des optoplasmonischen
Chips werden auf der CES 2020 präsentiert (7. - 10. Januar 2020, Las Vegas,
Stand der OE-A, Nr. 40950, Sands Expo Center).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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INTERNATIONAL/207: Bessere Ernährung für Malawis Landbevölkerung (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 04.11.2019

Bessere Ernährung für Malawis Landbevölkerung



Malawi gehört zu den ärmsten Ländern der Welt. Fisch ist eine wichtige
Nahrungsgrundlage der Landbevölkerung des südostafrikanischen
Binnenstaats. Doch die Bestände des Malawisees sind in den vergangenen
Jahren dramatisch geschrumpft. Vor allem der Chambo, die beliebteste
Buntbarschart und wichtiger Proteinlieferant, landet nur noch selten in
den Fangnetzen der Fischer. Forscher der Fraunhofer EMB haben ein ganzes
Paket an Maßnahmen ergriffen, das die prekäre Ernährungslage verbessern
soll: Unter anderem mit neuen Aufzuchtanlagen, optimierten
Zuchtprotokollen wollen die Forscherteams die Effizienz der Zucht des
Chambo steigern und die Produktion von Fisch und Gemüse verbessern.

Der Malawisee ist der drittgrößte See Afrikas, der neuntgrößte weltweit.
Er beherbergt etwa 470 Fischarten, davon sind die meisten Buntbarscharten.
Chambo heißt eine bei der Bevölkerung besonders beliebte Tilapienart, eine
besonders wichtige Proteinquelle und Ernährungsgrundlage. Doch diese
endemische Nutzfischart mit dem Fachnamen Oreochromis karongae ist stark
überfischt. Um die Ernährungslage der Bevölkerung zu verbessern, wollen
Forscherinnen und Forscher der Fraunhofer EMB im Projekt »Ich liebe Fisch«
zusammen mit den Partnern mit unterschiedlichsten Strategien die Aufzucht
und Produktion des Chambo steigern, effizienter und nachhaltiger gestalten
und so der prekären Versorgung mit Proteinen entgegenwirken. Partner im
internationalen Forschungsprojekt sind die Gesellschaft für Marine
Aquakultur mbh (GMA) in Büsum, die Lilongwe University of Agriculture and
Natural Resource (LUANAR), das Quantum for Urban Agriculture and
Environmental Sanitation (QUALIVES) und der Innovative Fish Farmers
Network Trust (IFFNT). Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
BLE fördert das Vorhaben, das bis Ende 2020 läuft, mit 1,65 Mio. Euro.

Aquakultur ist eine der Maßnahmen, um die Landbevölkerung Malawis mit mehr
Chambo-Buntbarschen zu versorgen. Die Produktion vor Ort ist jedoch gering
und nicht effizient. Eines der drängendsten Probleme ist die
unzuverlässige Versorgung der Teichbesitzer mit Setzlingen. Eine der
Hauptaufgaben der Projektpartner besteht daher darin, Methoden zu
etablieren, die eine stabile Versorgung der Aquakultur-Bauern, welche die
Fische zur marktfähigen Größe aufziehen wollen, mit Setzlingen
sicherstellen.

Aufzuchtanlage zur Nachzucht von eigenen Laichfischbeständen

In einer neuen, eigens vom »Ich liebe Fisch«-Projekt konzipierten und
installierten solargestützten Aufzuchtanlage am Bunda College, die
unabhängig von der lokalen Netz-Stromversorgung ist, können effizient
große Mengen an Fischlarven aufgezogen werden, bis sie die Größe von
Fingerlingen mit etwa zehn Gramm Gewicht erreicht haben. Die so
gezüchteten jungen Fische, auch Setzlinge genannt, werden dann zu einem
günstigen Preis an die Aquakultur-Farmer verkauft. »Bis zu einem
marktüblichen Gewicht von 250 bis 330 Gramm können die Fische dann in den
Teichbetrieben vor Ort großgezogen werden«, weiß Dr. Sebastian Rakers,
Wissenschaftler an der Fraunhofer EMB in Lübeck.

Das Forscherteam arbeitet dabei mit mehreren Communities zusammen, die
unterschiedlich organisiert sind: Während einige auf eine langjährige
Aquakulturerfahrung zurückblicken, sind andere erst im Aufbau begriffen.
Aufgabe der Forscher ist es, die unterschiedlich ausgeprägten
Wissensstände zu harmonisieren. »Wir bieten hier ein breites Spektrum an
Technologien an. Wir vermitteln den Betreibern der Teichwirtschaften das
Know-how, beispielsweise welchen Untergrund sie auswählen müssen,
unterrichten sie aber auch in Kryokonservierungstechnologien, die helfen,
das ganze Jahr über Fisch zu produzieren«, sagt Rakers.

Reproduktionsraten durch Kryokonservierung erhöhen

Die Kryokonservierung von Chambo-Fischspermien gibt es bislang noch nicht,
die Partner erarbeiten im Projekt neue Einfrier-Protokolle für Spermien
des Oreochromis karongae, um gezielt Laichpopulationen mit erhöhter
Reproduktionsleistung zu züchten. Im ersten Schritt werden
vielversprechende Fischstämme ausgewählt, die etwa resistent gegenüber
Krankheiten sind und gute Wachstumsparameter aufweisen. Deren Spermien
werden eingefroren, wobei man sie mit Frostschutzmitteln vermischt. So
verhindert man, dass sich Eiskristalle bilden, die die Zellbestandteile
zerstören würden. Die Spermien werden bei -196 °C in flüssigem Stickstoff
gelagert und konserviert. »Es kann vorkommen, dass Männchen und Weibchen
nicht zeitgleich laichreif sind. Die Folge sind geringe
Reproduktionsraten. Die kryokonservierten Spermienproben nutzen wir, um
die Paarungszeit zu verlängern und um gezielt Laichpopulationen mit
erhöhter Reproduktionsleistung zu züchten«, erläutert der Wissenschaftler.
Die Kryokonservierungstechnik wird bereits von den Partnern in Malawi
getestet.

Gemüse- und Fischzucht kombinieren durch Aquaponik

Eine weitere Maßnahme ist die Intensivierung von integrierter Aqua- und
Agrikultur (IAA), welche die Aufzucht von Fischen in Aquakultur mit dem
Anbau von Gemüse verknüpft. Hierzu gehört vor allem die Düngung von
Gemüsepflanzen mit Teichwasser, was erhebliche Mengen an Kunstdünger
einsparen kann, da das Nitrat aus dem Teichwasser zur Düngung der Pflanzen
als »Abfallprodukt« aus der Fischzucht praktisch kostenlos zur Verfügung
steht. Eine Variante aus der IAA, die Fisch- und Pflanzenzucht in einem
geschlossenen Kreislauf verknüpft, nennt man Aquaponik. »Hier wird die
Aquakultur mit Hydroponik kombiniert - also mit der Aufzucht von Pflanzen
ohne Erde«, erläutert der Biologe. Das System funktioniert, indem man die
Exkremente und Futterreste aus der Fischzucht als Nährstoffe für das
Gemüse verwendet. »Die Exkremente gelangen ins Wasser und reichern es so
mit Nährstoffen an. Das nährstoffreiche Wasser pumpen wir in die
Pflanzenbeete, wo nitrifizierende Bakterien das von den Fischen
ausgeschiedene Ammonium in Nitrat umwandeln, das dann von den Pflanzen
verwertet wird.« Zum Vergleich: Aquaponik verwendet nur etwa ein Zehntel
des Wassers vom Gartenbau auf Bodenbasis und hilft dabei, Wasser zu
sparen. Dies ist in Ländern wie Malawi wichtig, die in hohem Maß auf
regenversorgte Landwirtschaft und auf Aquakultur angewiesen sind.

Gesunde Fische durch optimale Futterzusammensetzung

Darüber hinaus widmen sich die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im
weiteren Verlauf des Projekts der Fragestellung, wie die
Produktionsleistung der Fische in den Teichen der Farmer durch optimiertes
Futter erhöht werden kann. Üblicherweise werden die Reste aus der
Maisproduktion an die Fische verfüttert, welche die Menschen nicht mehr
verwerten können und die nur noch einen Restgehalt von etwa drei Prozent
Protein enthalten. »Da verwundert es nicht, dass die Tiere schlecht
gedeihen«, so Rakers. Das Problem der minderen Futterqualität war zu
Beginn des »Ich liebe Fisch«-Projekts in diesem Ausmaß nicht erwartet
worden. Das Projektkonsortium sah jedoch einen beträchtlichen
Handlungsbedarf in der Erschließung von geeigneten Proteinquellen für die
Fischernährung innerhalb Malawis, um vollwertiges, aber auch bezahlbares
Fischfutter für die ländlichen Aquakultur-Bauern herzustellen. Die
Erzeugung von hochwertigen Proteinen über die Produktion von
Insektenlarven ist dabei eine Option, die in Malawi kostengünstig über die
Nutzung von organischen Substraten realisiert werden könnte. »Wir
formulieren die identifizierten proteinreichen Rezepturen mit in Malawi
lokal erhältlichen Rohstoffen, um den Züchtern vor Ort eine ökonomische
Herstellung zu ermöglichen.« Die Produktion von Larven der Schwarzen
Soldatenfliege (Black soldier fly, Hermetia illucens) zur Gewinnung
tierischen Proteins wird in der restlichen Laufzeit des Projekts bis Ende
2020 verfolgt.

Diverse Trainingskurse für die Kleinfarmer, die von der Fischproduktion
über Produktentwicklung, Marketing bis hin zu Ernährungskursen reichen,
komplettieren den Maßnahmenkatalog. Während des Projektverlaufs beobachten
Rakers und seine Kolleginnen und Kollegen darüber hinaus den Gesundheits-
und Ernährungsstatus der ländlichen Bevölkerung, um Fortschritte
dokumentieren zu können. Erste Erfolge der Forschungsarbeiten seien
bereits zu vermelden, so der Biologe: »Durch die kontrollierte
Larvenaufzucht konnten wir mehr Fingerlinge für die Teichwirtschaft
anbieten und verzeichnen bereits höhere Erträge und einen Anstieg des
Biomasseanteils.« Rakers und die Projektpartner sind zuversichtlich, mit
ihrem Maßnahmenpaket langfristig den Ernährungszustand, die Gesundheit und
das Einkommensniveau der Bevölkerung zu ver-bessern und neue
Einnahmequellen zu schaffen.

Dieses Projekt wird gefördert durch das Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft (BMEL) auf Grund eines Beschlusses des Deutschen
Bundestages.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, 04.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1420: Verbände nehmen Pistorius beim Wort - Geflüchtete Minderjährige aus Griechenland aufnehmen (Flüchtlingsrat NI)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 5. November 2019

Verbände nehmen Pistorius beim Wort:

Geflüchtete Minderjährige aus Griechenland aufnehmen!



Der Vorschlag des niedersächsischen Innenministers Boris Pistorius,
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge aus Griechenland aufzunehmen, ist
bei Flüchtlingsräten, dem Bundesfachverband unbegleitete minderjährige
Flüchtlinge (BumF) und Equal Rights Beyond Borders auf ein positives Echo
gestoßen:

Vinzent Vogt von Equal Rights Beyond Borders:

"Das griechische Aufnahmesystem ist mit der hohen Zahl an Schutzsuchenden
überfordert - die Folge sind inhumane und gefährliche Bedingungen,
insbesondere auf den griechischen Inseln in der Ostägäis. Dabei sind gerade
unbegleitete minderjährige Asylsuchende völlig inadäquat versorgt. Die
staatlichen Unterbringungskapazitäten in Wohnheimen genügen nur für knapp
25 % von ihnen, die anderen leben in Camps, sind zu ihrem Schutz inhaftiert
oder obdachlos".

Viele der über 4.100 unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten in
Griechenland werden unrechtmäßig inhaftiert, leben auf der Straße oder in
den überfüllten "Hotspots" der ostägäischen Inseln, da die wenigen
spezialisierten Unterkünfte für Minderjährige in Griechenland bei weitem
nicht ausreichen. Den Jugendlichen und Kindern droht Gewalt, Ausbeutung und
Missbrauch, sie haben kaum Zugang zu medizinischer Versorgung oder
ausreichend Nahrung (siehe Bericht von Equal Rights und BumF).

Gefordert ist vor allem die Bundesregierung, die im Rahmen eines 
Relocation-Programms unbegleitete Minderjährige und weitere vulnerable Gruppen (wie
etwa schwangere Frauen) aus Griechenland in Deutschland aufnehmen sollte.
Aber auch die Bundesländer können Zeichen setzen. Wir fordern den
niedersächsischen Innenminister auf, mit gutem Beispiel voranzugehen und
ein Landesaufnahmeprogramm für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge
aufzulegen.

Dörthe Hinz vom Flüchtlingsrat Niedersachsen:

"Nicht nur in Niedersachsen schließen derzeit Einrichtungen der Jugendhilfe
für unbegleitete Minderjährige oder sind unterbelegt. Viele Träger haben
Plätze frei, auf die sie gerne unbegleitete Minderjährige sofort aufnehmen
würden. Jetzt fehlt nur noch der politische Wille."

Ein eigenes Landesprogramm zur Aufnahme von Familienangehörigen aus
bestimmten Ländern haben derzeit nur die Länder Brandenburg, Berlin,
Schleswig-Holstein, Hamburg und Thüringen.

Viele der unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten, die in Griechenland
gestrandet sind und zu ihren Angehörigen nach Deutschland wollen, hätten
eigentlich nach der Dublin III - Verordnung einen Rechtsanspruch, zu ihren
Angehörigen umverteilt zu werden. Obwohl die Gesetze eine vorrangige
Berücksichtigung des Kindeswohls vorschreiben, lehnte Deutschland in der
ersten Jahreshälfte ungefähr drei Viertel der Übernahmegesuche nach
Familienzusammenführungen ab.

Ulrike Schwarz vom BumF e.V. :

"Für minderjährige Flüchtlinge ist der beste Schutz ein sicheres Leben mit
und in der Familie. Familienzusammenführung ist damit aktiver Kinderschutz.
Anstatt Kindern und Jugendlichen ihr Recht auf Schutz und Familieneinheit
zu verwehren, sollte Deutschland Wege zur Einreise schaffen, damit sie in
Sicherheit leben können."

Das Scheitern der EU-Abschottungspolitik und des Hotspot-Systems ist
offensichtlich. Die Hotspots dienen als Orte der Abschreckung, in denen
Menschenrechte systematisch verletzt werden. Sie müssen geschlossen und
alle Menschen verteilt werden. Nur so lassen sich die Rechte der Menschen
auf der Flucht wahren.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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DEMOSKOPIE/842: Deutsche schätzen Mauerfall mehrheitlich als positives Ereignis ein (IPSOS)


Ipsos - Pressemitteilung vom 5. November 2019

Deutsche schätzen Mauerfall mehrheitlich als positives Ereignis ein

- Nur wenige Jüngere urteilen negativ

- Bessergebildete und Einkommensstärkere urteilen positiver

- Reisefreiheit wichtiger als Meinungsfreiheit

- Wessis klagen über Kosten, Ossis über Einkommensunterschiede



Hamburg - Die Deutschen in Ost und West schätzen den Mauerfall mehrheitlich
als positives Ereignis ein. Von den 57 Prozent im Osten und 54 Prozent im
Westen sind sogar 29 (Ost) bzw. 24 Prozentpunkte (West), die den Mauerfall
"sehr positiv" sehen.

Nur etwa jeder siebte Bundesbürger (Ost: 14% - West: 15%) zählt sich zu den
Kritikern, die den Mauerfall negativ beurteilen. Knapp ein weiteres Drittel
der Bevölkerung in Deutschland (Ost: 29% - West: 32%) verhält sich bei der
Einschätzung neutral, kann sich nicht zwischen positiver oder negativer
Bewertung entscheiden.

Nur wenige Jüngere urteilen negativ

Ein Blick auf die Altersgruppen zeigt, dass auch jüngeren Menschen unter 34
Jahren, die die Zeit vor dem Mauerfall nicht oder zumindest nicht bewusst
miterlebt haben, das Ereignis überwiegend positiv beurteilen (50%).
Allerdings liegt bei dieser Gruppe der Anteil der neutralen Einstufung mit
39 Prozent -gegenüber 32 Prozent im Bundesdurchschnitt - relativ hoch. Die
Bilanz ist aber eindeutig: Auf fünf Befürworter der Wiedervereinigung kommt
bei den Jüngeren nur circa ein Gegner.

Bessergebildete und Einkommensstärkere urteilen positiver

Insbesondere in Ostdeutschland hängt die Beurteilung stark von der formalen
Schulbildung und noch stärker vom Einkommen der Bürger ab. Personen, die in
Haushalten mit einem Nettoeinkommen von unter 1.500 Euro im Monat leben,
sehen den Mauerfall deutlich kritischer als der Durchschnitt, 28 Prozent
haben eine negative Meinung, gegenüber 27 Prozent die positiv über den
Mauerfall denken.

Was zusammengehört: Warum der Mauerfall positiv bewertet wird

Für Befragte, die den Mauerfall positiv beurteilen, gibt es zwei
Hauptgründe: Ein gemeinsames Deutschland und Freiheit. Vier von zehn
ostdeutschen Mauerfall-Befürwortern nennen den Freiheitsaspekt (41%) und
meinen damit eher die Freiheit, sich frei bewegen zu können und
Reisefreiheit, als Meinungsfreiheit. Im Westen steht der Einheitsaspekt im
Mittelpunkt der Begründungen. Jeder zweite (52%) der Mauerfall-Befürworter
äußert sich bei der offenen Frage in diese Richtung (Deutschland gehört
zusammen, die Grenze ist weg, Wiedervereingung etc.). Im Osten begründen 38
Prozent ihre positive Bewertung mit diesem Argument.

Mauerfallgegner: Wessis klagen über Kosten, Ossis über
Einkommensunterschiede

Bei den Gegnern des Mauerfalls unterscheiden sich die Begründungen deutlich
stärker zwischen Ost- und Westdeutschen. Diejenigen, die den Mauerfall
negativ beurteilen, beklagen in Westdeutschland vor allem die mit der
Vereinigung verbundenen hohen Kosten und Steuern (33%) mit Aussagen wie
"hat Milliarden gekostet", "wir zahlen immer noch" etc. Jeder fünfte (20%)
im Westen hadert mit der vermeintlichen Mentalität der Ostdeutschen ("haben
nichts dazugelernt", "sind nie zufrieden" etc.). Dem schließen sich
allerdings auch 15 Prozent der Ostdeutschen selbst an.

Ansonsten sehen ostdeutsche Mauerfallgegner vor allem die immer noch
bestehenden Unterschiede zwischen Ost und West hinsichtlich Einkommen und
Renten kritisch. Jeder Vierte (25%) macht den Wegfall der Mauer auch für
die Arbeitslosigkeit in seiner Region verantwortlich. In geringem Ausmaß
werden im Osten auch die hohe Kriminalitätsrate sowie die hohe Zahl der
Ausländer beklagt. Bezogen auf die Gesamtbevölkerung in Ost und West liegen
die Anteile dieser negativen Begründungen allerdings auf einem niedrigen
Niveau.

Ipsos Projektleiter Hans-Peter Drews zu diesem Ergebnis: "Insgesamt zeigt
unsere Umfrage, dass die Meinungen zum Mauerfall zwischen Ost- und
Westdeutschen gar nicht so weit auseinanderliegen. Wir messen damit
einhergehend auch in unserem Nationalen WohlstandsIndex für Deutschland
eine starke Annäherung des subjektiv empfundenen Wohlergehens im Osten an
das hohe Niveau des Westens."

Die Bilanz von Zukunftsforscher Professor Horst Opaschowski: "Der Mauerfall
ist ein Glücksfall. Ost- wie Westdeutsche genießen die neuen Freiheiten der
deutschen Vereinigung - von der Familienzusammenführung über erweiterte
Reisemöglichkeiten bis zu neuen Möglichkeiten beruflicher Mobilität."


Methodensteckbrief:

Repräsentative face-to-face Mehrthemenumfrage von 2.000 Personen ab 14
Jahren in Deutschland. Feldzeit: 02. bis 15. September 2019

 * 

Quelle:

Ipsos GmbH

Sachsenstraße 6, 20097 Hamburg

Telefon: +49 (0) 40 800 96 0, Fax: +49 (0) 40 800 96 4100

E-Mail: mailbox@ipsos.com

Internet: www.ipsos.com
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ASIEN/939: Afghanistan - viele Köche verderben den Brei ... (SB)


Afghanistan - viele Köche verderben den Brei...



Bisher vergeblich bemühen sich die Taliban und der amerikanische
Sonderbeauftragte Zalmay Khalilzad um eine Beendigung des Krieges in
Afghanistan. Am 7. September mußte US-Präsident Donald Trump wegen
Widerstands in der eigenen Regierung die gemeinsame Unterzeichnung
eines angeblich bereits fertigen Friedensvertrags abblasen und die
bisherigen Gespräche, die über Monate im katarischen Doha
stattgefunden hatten, für gescheitert erklären. Um die politische
Niederlage nicht eingestehen zu müssen, begründete Trump den
plötzlichen Kurswechsel mit einem Bombenanschlag, der zwei Tage zuvor
in Kabul zwölf Menschen, darunter einen US-Soldaten, das Leben
gekostet hatte.

Tatsächlich schießt seit Monaten in Afghanistan die Zahl der
Kriegsopfer in die Höhe. Dafür gibt es zwei Hauptgründe. Erstens sind
die Taliban auf dem Vormarsch, kontrollieren de facto rund die Hälfte
Afghanistans und sind auch im restlichen Land hochaktiv. Zweitens hat
Trump nach dem Einzug ins Weiße Haus im Januar 2017 die Einsatzregeln
für die US-Streitkräfte in Afghanistan gelockert. Beim Waffengebrauch
müssen die Piloten der US-Luftwaffe und die Soldaten der Bodentruppe
weniger Rücksprache mit ihren Kommandeuren halten, dürfen mehr nach
eigenem Ermessen handeln und müssen weniger Rücksicht auf die
Zivilbevölkerung nehmen. Darum hat von Anfang Juli bis Ende September
die Zahl der zivilen Opfer sowohl infolge von Bombenanschlägen der
Taliban und der "Terrormiliz" Islamischer Staat (IS) als auch von
Einsätzen der US-Luftwaffe den bisher höchsten Stand per Quartal seit
2009 erreicht, als die United National Afghanistan Assistance Mission
(UNAMA) die traurige Statistik zu führen begann. Die nackten Zahlen
für das dritte Quartal 2019 wiesen 1.174 Tote und 3.139 Verletzte aus.

Eine weitere Ursache der Zunahme an Leid und Zerstörung in Afghanistan
sind die Umtriebe von Todesschwadronen, die nominell der Kontrolle der
afghanischen Regierung unterstehen, tatsächlich aber von der CIA und
deren Helfershelfern bei den Spezialstreitkräften bzw. privaten
US-Militärdienstleistern ausgebildet, ausgerüstet und bei Einsätzen
geführt werden. Zu diesem Komplex, der sich stark an das grausame
Aufstandsbekämpfungsprogram der CIA namens Phoenix anlehnt, das im
Vietnamkrieg Hunderttausende Menschen das Leben kostete, hat am 31.
Oktober die Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch eine
53seitige Studie mit dem Titel "'They've Shot Many Like This': Abusive
Night Raids by CIA-Backed Afghan Strike Forces" veröffentlicht. Im
Mittelpunkt der Studie, die von Patricia Grossman, Leiterin der
HRW-Asien-Abteilung, verfaßt wurde, stehen 14 blutige Überfälle auf
Dörfer und Gemeinden, die zwischen Oktober 2017 und August 2019 von
Einheiten wie der sogenannten NDS 01 durchgeführt worden sind, die dem
National Directorate of Security, dem afghanischen Geheimdienst, in
Kabul unterstellt, jedoch hauptsächlich unter der Leitung der CIA
nachts "auf Mission" unterwegs sind.

Bei den behandelten Operationen kamen die Angreifer häufig per
Hubschrauber, waren vermummt, genossen Luftunterstützung von Kampfjets
und verbreiteten Tod und Verderben in einem ungeheuren Ausmaß. Hier
und da wurden vereinzelt mutmaßliche Taliban-Mitglieder getötet oder
verschleppt, dafür ließen die Schattenkrieger der CIA, unter denen die
Überlebenden anhand der Verwendung der englischen Sprache auch Bürger
der USA zu erkennen meinten, zahlreiche tote und verletzte Zivilisten
zurück. In der Studie macht Grossman die Teilnehmer an derlei Aktionen
"für außergerichtliche Hinrichtungen und gewaltsame Verschleppungen,
willkürliche Luftangriffe, Überfälle auf medizinische Einrichtungen
sowie andere Verstöße gegen internationale Menschenrechte sowie gegen
das Kriegsrecht verantwortlich".

In der Studie werden mehrere Überfälle auf Krankenstationen der
Hilfsorganisation Swedish Committee for Afghanistan (SCA), die bereits
seit den achtziger Jahren in Afghanistan tätig ist und noch während
der Taliban-Herrschaft 1996 bis 2001 landesweit 11.000 Mitarbeiter
hatte, beschrieben. Allein weil sie notleidende, verletzte Menschen
medizinisch behandelten, fielen SCA-Angestellte unter den Verdacht,
Sympathisanten oder Helfershelfer der Taliban zu sein. Während
Wohnhäuser und Moscheen aus der Luft bombardiert wurden, verschleppten
die Milizionäre der CIA Ärzte und Pfleger, folterten sie, brachten
einige später um und ließen andere wiederum laufen.

Im HRW-Bericht heißt es über eine nächtliche Razzia am 11. August 2019
in einem Dorf in der zentralafghanischen Provinz Wardak, die
Angehörigen der NDS 01 hätten "die Türen eines Hauses gesprengt und
vier Männer vor der restlichen Familie erschossen. In einem anderen
Haus erschossen sie drei Ladeninhaber und einen ihrer Gäste, die alle
zuhause Eid [das islamische Fest am Ende des Fastenmonats Ramadan -
Anm. d. SB-Red.] feierten. In einem dritten Fall töteten sie einen
Religionslehrer und zwei Bauarbeiter." Nach Angaben der Verwandten
wurden alle Todesopfer, die unbewaffnet waren und keinerlei Widerstand
leisteten, entweder in den Mund oder ins Auge geschossen.

Wie beim Phoenix Program in Vietnam oder den berüchtigten Operationen
der CIA und der US-Spezialstreitkräfte gegen linke Guerillas in
Zentralamerika in den achtziger Jahren sind die zivilen Opfer solcher
Aktionen keine Kollateralschäden - so das übliche Erklärungsmuster -,
sondern das eigentliche Ziel. Ihr Tod ist gewollt, denn es geht darum,
Angst und Schrecken unter der Zivilbevölkerung zu verbreiten und den
Rückhalt für die Aufständischen zu brechen. Möglicherweise verfolgt
die CIA in Afghanistan die Absicht, die Friedensbemühungen der
Trump-Administration zu torpedieren und den Antiterrorkrieg am
Hindukusch, der für Washington weitreichende Möglichkeiten der
Einflußnahme in der Region zwischen Kaspischem Meer, Himalaya und
Indischem Ozean gewährleistet, am Leben zu halten. Schließlich war es
die CIA, die im Mai 2016 den damaligen Taliban-Chef Mullah Aktar
Muhammad Mansur mittels eines per Drohne durchgeführten
Raketenangriffs in Pakistan tötete und damit die Fraktion der
Friedenswilligen unter den früheren Koran-Schülern vorübergehend
schwächte.

5. November 2019
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GEWERKSCHAFT/326: "Existenzminimum darf überhaupt nicht sanktioniert werden" (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. November 2019

ver.di-Vorsitzender zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts:

"Existenzminimum darf überhaupt nicht sanktioniert werden"



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt die
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) zu den Sanktionen
im Sozialgesetzbuch II (SGB II) und fordert vom Gesetzgeber, "die
bestehenden Regelungen aufzuheben und durch ein menschenwürdiges und
verfassungskonformes System zu ersetzen". Der ver.di-Vorsitzende
Frank Werneke erklärte: "Das sogenanntes soziokulturelle
Existenzminimum darf im Hinblick auf das Sozialstaatsgebot und die
das Menschenrecht betreffenden unveränderlichen Artikel des
Grundgesetzes überhaupt nicht sanktioniert werden."

Sanktionen dürften unter anderem nicht zur Gefährdung oder gar zum
Verlust der Wohnung führen. Auch die besonders scharfen Sanktionen
für unter 25-jährige Personen müssten abschafft werden. Dies könne
eine Basis für eine nachhaltige Entschärfung des Sanktionsregimes
bilden, betonte Werneke.

Anlass der Urteilverkündung des BVerfG war die Frage, ob die
bestehenden Sanktionen, die bis zum vollständigen Entzug der
Leistungen einschließlich der Miete reichen können, verfassungsgemäß
sind.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 05.11.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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LEISTUNGEN/646: Bewertung des Urteils zu Hartz IV-Sanktionen (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung 5. November 2019

Bewertung des Urteils zu Hartz IV-Sanktionen von Dr. Ulrich
Schneider



Anlässlich des heutigen Urteils des Bundesverfassungsgerichtes zu den Hartz
IV-Sanktionen erklärte Dr. Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des
Paritätischen Gesamtverbandes:

"Das Bundesverfassungsgericht hat der bürokratischen Massenverwaltung des
Hartz IV-Systems heute eine Absage erteilt. Es hat den Menschen wieder mehr
in den Mittelpunkt des Verfahrens gestellt. Elementare Bedarfe dürfen nicht
wie bisher gekürzt werden, jede Kürzung muss strengen Anforderungen
genügen. Das Urteil ist beschämend für die Bundesregierung. Es ist auch ein
Ende der Rohrstockpädagogik in der Arbeitsverwaltung. Die Bundesregierung
ist nun gefordert, schnellstmöglich gesetzlich ein Hilfesystem zu schaffen,
dass das bisherige Sanktionssystem auch über die im Urteil behandelten
Fragen hinaus beendet und den Einzelnen in den Mittelpunkt stellt. Der
Paritätische fordert die Abschaffung aller Sanktionen. Für den
Paritätischen gilt: Hilfe statt Strafe!"

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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LEISTUNGEN/645: Hartz IV-Urteil nimmt den Gesetzgeber in die Pflicht (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 5. November 2019

Hartz IV-Urteil nimmt den Gesetzgeber in die Pflicht



Zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu den Hartz IV-Sanktionen erklärt
SoVD-Präsident Adolf Bauer:

"Für die Menschen im Hartz IV-Bezug bedeutet das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts mindestens eine Chance auf mehr Gerechtigkeit. So
viel lässt der Karlsruher Richterspruch jetzt schon erkennen:

Die zum Teil verfassungswidrigen Sanktionen gehören auf den Prüfstand, weil
der Staat die Existenzgrundlage seiner Bürgerinnen und Bürger gewährleisten
muss. Zudem kann die Politik nun die Augen nicht länger davor verschließen,
dass die bisherige Sanktionslogik arbeitsmarktpolitisch verheerend ist.
Insbesondere Langzeitarbeitslose benötigen zielgenaue Unterstützung.
Richtig wäre es daher, die Wege in die Beschäftigung zu erleichtern,
anstatt sie durch Strafen zu erschweren.

Der Gesetzgeber steht ab sofort in der Pflicht, aus den Vorgaben der
Verfassungshüter die richtigen Schlüsse zu ziehen. Nötig ist eine
grundlegende arbeitsmarktpolitische Wende, die verbesserte Leistungen bei
Arbeitslosigkeit und organisatorische Reformen umfasst. Dann würden sich
Sanktionen künftig erübrigen."

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 38/2019 vom 5. November 2019

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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KONFERENZ/202: Neues Discussion Paper - Der internationale Widerstand gegen das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung (idw)


Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung - 04.11.2019

Neues Discussion Paper: Umkämpftes Terrain. Der internationale Widerstand
gegen das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung



Weltweit können noch immer Millionen Menschen nicht frei über den eigenen
Körper, ihre Partnerschaft und Familienplanung entscheiden. Das gilt
insbesondere für Frauen. Mit einem internationalen Gipfel in Nairobi
möchten UNFPA und seine Partner die nötigen Kräfte mobilisieren, um dies
zu ändern. Doch weltweit gibt es weiterhin Widerstand gegen das Recht auf
Selbstbestimmung in allen Belangen von Sexualität und Fortpflanzung. Von
welchen Seiten der Gegenwind kommt, zeigt das Berlin-Institut in einem
aktuellen Discussion Paper.

Die Vorbereitungen laufen auf Hochtouren. In einer Woche, am 12. November,
werden auf Einladung des Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen (UNFPA)
und den Regierungen Kenias und Dänemarks in der kenianischen Hauptstadt
Nairobi zahlreiche Regierungsvertreter, zivilgesellschaftliche
Organisationen, Wissenschaftler und Menschenrechtsaktivisten
zusammenkommen, um Möglichkeiten zu finden, ein gemeinsames Ziel zu
verwirklichen: Das sogenannte Kairoer Aktionsprogramm endlich umzusetzen.
Darin verbrieften die Vertreter der Weltgemeinschaft 1994 das Recht jedes
Einzelnen, frei über den eigenen Körper, die eigene Partnerschaft sowie
über die Zahl und den Altersabstand der eigenen Kinder zu bestimmen. Damit
dies Realität wird, sollte fortan jeder Zugang zu einem breiten Spektrum
an dazu nötigen Gesundheitsleistungen bekommen.

Seither hat die Weltgemeinschaft viele Erfolge erzielt, doch auch ein
Vierteljahrhundert nach dem Kairoer Gipfel bleiben viele vereinbarte Ziele
unerreicht: In den wenig entwickelten Staaten haben beispielsweise über
200 Millionen Frauen, die gerne eine Schwangerschaft vermeiden möchten,
noch immer keinen Zugang zu modernen Verhütungsmethoden und über 45
Millionen von ihnen werden während der Schwangerschaft nicht oder nur
unzureichend betreut. Dass es in Sachen sexuelle und reproduktive
Selbstbestimmung nur langsam vorangeht, hängt auch mit den anhaltenden
Widerständen gegen die in Kairo getroffenen Vereinbarungen zusammen. Neben
der Frage, ob moderne Mittel zur Empfängnisverhütung moralisch vertretbar
und zulässig sind, gehört vor allem die Diskussion um
Schwangerschaftsabbrüche zu den Hauptstreitpunkten.

Der Gegenwind bei diesen Themen hat in den letzten Jahren sogar noch
zugenommen: So sind etwa die Vereinigten Staaten mit dem Amtsantritt
Donald Trumps vom zeitweiligen Vorkämpfer für eine selbstbestimmte
Sexualität erneut zu deren Opponenten geworden. Die katholische Kirche
lehnt auch unter dem als progressiv geltenden Papst Franziskus weiterhin
jegliche Form der modernen Familienplanung vehement ab. Und in Europa
machen "Anti-Choice"-Bewegungen und rechtspopulistische Kräfte, die die
"traditionelle Familie" und das Recht auf Leben schützen wollen, den
Befürwortern der sexuellen und reproduktiven Selbstbestimmung in Brüssel
und Straßburg zunehmend das Leben schwer. Auch auf dem Gipfel in Nairobi
werden die Gegner ihre Stimme hörbar machen: Religiös geprägte
Organisationen haben vorab Kritik an der Organisation des Gipfels und
dessen "Pro-Abtreibungs-Agenda" laut werden lassen. Und in Online-Foren
wurden bereits Petitionen gestartet, die den kenianischen Präsidenten
Kenyatta dazu aufrufen, der Agenda und den Zielen des Gipfels nicht
zuzustimmen.

Der Auftrieb, den die Opponenten des Kairoer Aktionsprogramms zurzeit
weltweit erfahren, könnte künftig nicht nur weitere Fortschritte
blockieren. Im schlimmsten Fall könnten bereits erzielte Erfolge in Sachen
reproduktive und sexuelle Gesundheit und Rechte sogar wieder
zunichtegemacht werden. Es ist daher umso wichtiger, dass die Vorkämpfer
für die Kairoer Ziele weltweit ihre Kräfte bündeln und gemeinsame
Antworten auf den Vorstoß ihrer Gegner finden. "Nur, wenn künftig alle
Menschen die Chance dazu haben, selbst über ihre eigene Familie und ihr
eigenes Leben zu bestimmen, werden auch weitere Entwicklungsfortschritte
möglich und die 2015 verabschiedeten nachhaltigen Entwicklungsziele (SDGs)
zu erreichen sein", erklärt Catherina Hinz, Direktorin des
Berlin-Instituts.

Das Discussion Paper rät deshalb unter anderem dazu, den Dialog und die
überregionale Zusammenarbeit unter den Befürwortern der Kairoer Ziele zu
stärken. Gleichzeitig gilt es, die positiven Effekte von sexueller
Selbstbestimmung und ihre Bedeutung für die Erreichung der SDGs stärker zu
verbreiten - auch über die sozialen Medien. Der Gipfel in Nairobi
anlässlich des 25-jährigen Jubiläums der Kairoer Weltbevölkerungskonferenz
sollte dafür den Anstoß geben.



Das Berlin-Institut dankt der Dirk Rossmann GmbH für die Ermöglichung des
Discussion Papers. Für den Inhalt des Papers trägt das Berlin-Institut die
alleinige Verantwortung.

Das Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung ist ein unabhängiger
Thinktank, der sich mit Fragen regionaler und globaler demografischer
Veränderungen beschäftigt. Das Institut wurde 2000 als gemeinnützige
Stiftung gegründet und hat die Aufgabe, das Bewusstsein für den
demografischen Wandel zu schärfen, nachhaltige Entwicklung zu fördern,
neue Ideen in die Politik einzubringen und Konzepte zur Lösung
demografischer und entwicklungspolitischer Probleme zu erarbeiten.

Das Berlin-Institut erstellt Studien, Diskussions- und Hintergrundpapiere,
bereitet wissenschaftliche Informationen für den politischen
Entscheidungsprozess auf. Weitere Informationen, wie auch die Möglichkeit,
den kostenlosen regelmäßigen Online-Newsletter "Demos" zu abonnieren,
finden Sie unter http://www.berlin-institut.org.

Das Discussion Paper steht Ihnen gratis als Download zur Verfügung unter:

https://www.berlin-institut.org/publikationen/discussion-papers/umkaempftes-terrain.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1343

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung, 04.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2984: Ein-Euro-Jobs werden heute passgenauer eingesetzt als früher (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 04.11.2019

Ein-Euro-Jobs werden heute passgenauer eingesetzt als früher



Ein-Euro-Jobs werden heute passgenauer eingesetzt als das in früheren
Jahren der Fall war. Das war auch das erklärte Ziel einer Reform der
arbeitsmarktpolitischen Instrumente im Jahr 2012. Eine am Montag
veröffentlichte Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) zeigt, dass dieses Ziel erreicht wurde. An der
Wirksamkeit der Ein-Euro-Jobs hinsichtlich der Integration in reguläre
Beschäftigung habe sich dagegen wenig verändert: Kurz- und mittelfristig
verringern sie eher die Wahrscheinlichkeit, eine reguläre Tätigkeit
aufzunehmen, unter anderem da die Teilnehmer an Ein-Euro-Jobs während der
Maßnahme weniger Zeit für die Arbeitsuche haben als Nicht-Teilnehmer.

Ein-Euro-Jobs sollen besonders arbeitsmarktferne Bezieher von
Arbeitslosengeld II an den Arbeitsmarkt heranführen. "In den ersten Jahren
nach ihrer Einführung (2005 bis 2007) wurden aber auch arbeitsmarktnahe
Leistungsbezieher in diese Maßnahme vermittelt", so die IAB-Studie.

Bereits ab dem Jahr 2010 ist die Zahl der Ein-Euro-Jobs stark gesunken.
Während 2018 die Zahl der begonnenen Ein-Euro-Jobs bei 184.000 lag, gab es
bis einschließlich 2009 noch mehr als 700.000. Die Reform der
arbeitsmarktpolitischen Instrumente im Jahr 2012 hat den Einsatz von
Ein-Euro-Jobs weiter eingeschränkt. "Seither wird die eigentliche Zielgruppe
besser erreicht als zuvor", stellen die Arbeitsmarktforscher fest.

Die Ein-Euro-Jobs seien allerdings zunehmend in Einsatzfeldern wie
Landschaftspflege mit vergleichsweise geringen Beschäftigungschancen
konzentriert. Dies senke einerseits das Risiko der Verdrängung regulärer
Beschäftigung, gleichzeitig aber auch die Wahrscheinlichkeit, nach
Beendigung des Ein-Euro-Jobs in diesem Tätigkeitsfeld eine reguläre
Beschäftigung zu finden.

Die kurz- und mittelfristigen Wirkungen von Ein-Euro-Jobs auf
Beschäftigungswahrscheinlichkeit und Erwerbseinkommen der Geförderten sind
der IAB-Studie zufolge bei den meisten untersuchten Teilgruppen von
Geförderten negativ. Langfristig betrachtet seien aber günstigere
Wirkungen nicht ausgeschlossen, erklären die Arbeitsmarktforscher. Auch
vor der Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente waren die Wirkungen
in der kurzfristigen Betrachtung negativ, in der längerfristigen Analyse
dann aber überwiegend positiv.

Zielgerichtet eingesetzt seien Ein-Euro-Jobs ein sinnvolles
arbeitsmarktpolitisches Instrument: "Ein-Euro-Jobs dürften für
arbeitsmarktferne und nicht sofort in Beschäftigung vermittelbare Personen
weiterhin ein geeignetes Mittel sein, um zu verhindern, dass diese sich
ganz vom Arbeitsmarkt zurückziehen", so die Arbeitsmarktforscher.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb2219.pdf

https://twitter.com/iab_news/status/1191293518821625856

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 04.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DISKURS/134: Wirtschaftsdemokratie gegen den Strich gebürstet (spw)


spw - Ausgabe 5/2019 - Heft 234

Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Analyse & Strategie

Wirtschaftsdemokratie gegen den Strich gebürstet

von Franziska Wiethold[1]



Die Linke hat die Idee der Wirtschaftsdemokratie wiederbelebt.
Zunächst wurde der eher neue Begriff der Transformation (Demirovic
2016) verwandt. Inzwischen werden auch traditionelle Begriffe wie
Wirtschaftsdemokratie (Forum Neue Politik der Arbeit) oder neue
Begriffe wie Neosozialismus (Dörre/Schickert 2019) wieder hoffähig,
seitdem Bewegungen gegen die Folgen des neoliberalen Regimes mit der
wachsenden Ungleichheit und Unsicherheit und dem Raubbau an Natur,
öffentlichen Gütern und menschlichen Ressourcen wachsen. Die Chancen
für eine Wiederbelebung wirtschaftsdemokratischer Forderungen steigen
also, auch wenn das neoliberale Dogma noch dominiert. Das zeigen auch
die aufgeregten Reaktionen auf den Vergesellschaftungsvorschlag von
Kevin Kühnert.

Die aktuellen Grundkonzepte sind offener als die früheren Konzepte;
sie wollen Suchprozesse und Vielfalt ermöglichen. Diese Offenheit ist
ihre Stärke. Sie beinhaltet aber auch Schwächen, wenn Differenzen und
blinde Flecken zu wenig benannt und historische Erfahrungen zu wenig
einbezogen werden. Auf diese Schwächen soll hier eingegangen werden,
um die Konzepte weiterzuentwickeln:


	Gesellschaftliche Interessen sollen bei der wirtschaftsdemokratischen Steuerung nicht alleine durch "die Arbeiterklasse" repräsentiert werden, sondern durch verschiedene Gruppierungen mit unterschiedlichen Sichtweisen. Aber häufig werden die Differenzen, Zielkonflikte und Verteilungskämpfe, die zwischen ihnen ausgetragen werden müssen, unterschätzt.

	Anstelle einer einheitlich sozialistischen Eigentumsform soll ein gemischtwirtschaftliches System mit Privateigentum, Gemeineigentum und öffentlichem Eigentum entstehen. Betriebsdemokratie und die Dominanz gemeinwirtschaftlicher Prinzipien sind dabei eine entscheidende Basis für Wirtschaftsdemokratie. Aber inwieweit decken sich die Interessen Beschäftigter oder gemeinwirtschaftlicher Betriebe mit gesellschaftlichen Interessen?

	Differenzierte Interessen erfordern Vielfalt anstelle homogener Lebensstile. Aber wo kann Vielfalt - auch als Unterschiedlichkeit gedacht - in Konflikt mit dem Gemeinschaftsgedanken geraten? Wo müssen sich demokratische Mehrheitsentscheidungen zugunsten individueller Rechte selbst beschneiden?

	Marktprozesse sollen erhalten bleiben, gleichzeitig soll öffentliche Daseinsvorsorge garantiert werden. Aber wo ist Wettbewerb und Vielfalt nötig, wo soll der staatliche Bereich beginnen?

	Auf überbetrieblicher Ebene sollen unterschiedliche Interessengruppen - nicht nur Beschäftigte, sondern auch Zivilgesellschaft - in die Rahmenplanung einbezogen werden. Aber die bisherigen Erfahrungen mit "Verbändedemokratie" und auch mit der Einbindung von Zivilgesellschaft werden zu wenig aufgearbeitet. Wo endet der negativ bewertete Korporatismus, wo beginnt eine Form "neuer" Beteiligung?

	Markt soll reguliert werden; aber das Thema "Planung makroökonomischer Prozesse" wird zu selten angesprochen - ist es nach dem Zusammenbruch des "Staatssozialismus" tabuisiert?



Wie entstehen gesellschaftliche Interessen? 

Gemeinsame gesellschaftliche Interessen existieren nicht a priori,
auch nicht entlang bestimmter Schichten oder Klassen. In hoch
komplexen Gesellschaften sind Menschen mehrfach in unterschiedlichen
Funktionen in das Gesellschaftssystem eingebunden - als Beschäftigte,
Konsumierende, Steuerzahlende, Nutznießer*innen des öffentlichen
Dienstes usw. Sie entwickeln entsprechend unterschiedliche Erwartungen
oder sogar Zielkonflikte. Auch die Interessen von Beschäftigten
definieren sich nicht nur nach ökonomischen Interessen. Sie fordern
ihren "gerechten" Anteil häufig nicht nur gegen das Kapital, sondern
auch im Statusvergleich zu anderen Beschäftigten und berufen sich
dabei auf eine normative Skala, was die jeweilige Arbeit wert sei.
Spezifische Interessen, Statusinteressen müssen also zwischen
Beschäftigten in komplizierten Auseinandersetzungen ausgetragen
werden, um sie zu universalisieren (Silver 2005, S. 41ff).
Gesellschaftsbilder entstehen also durch aktive Prozesse, in denen
Beschäftigte Erfahrungen und Ansprüche zu normativen Erwartungen
verarbeiten (Hürtgen/Vosswinkel 2014, S. 160f). Individuen sind also
einerseits soziale Wesen, die in einer solidarischen Gesellschaft
leben wollen; sie definieren sich aber auch als besondere Menschen und
Handelnde, die nicht im Großen und Ganzen aufgehen wollen.
Protestbewegungen können deshalb nicht einfach beanspruchen, den
Allgemeinwillen zu repräsentieren, "da sich der Allgemeinwille nicht
fixieren läßt ... denn das "Volk", die "Vielen", die Klasse der
Lohnabhängigen, die Gruppe der Frauen, der UmweltvertreterInnen - sie
alle sind jeweils auch in sich differenziert, existieren nicht als
vorpolitische Einheiten und haben kein einheitliches Interesse, wenn
die sozialen Verhältnisse von Produktion und Konsumtion, beruflicher
Qualifikation und Bildung, unterschiedlicher Arbeitstätigkeiten,
sexueller Orientierung oder Wohnlage einbezogen werden." (Demirovic
2016, S. 297). Da Wirtschaftsdemokratie Bürger*innen zu Akteur*innen
machen will, müssen die demokratischen Beteiligungsformen diese
Auseinandersetzung zwischen unterschiedlichen Erfahrungen und
Ansprüchen ermöglichen. Das ist anspruchsvoll und verabschiedet sich
von einer Mobilisierung in "Wir-gegen-die"-Kategorien, auch in der
linken Form des "Wir da unten, die da oben".

Chancen und Grenzen betrieblicher Demokratie

Die Ausweitung betrieblicher Demokratie - ob im Kapitalismus als
Ausweitung der Mitbestimmung oder weitergehend als Selbstverwaltung
durch die Belegschaften - ist eine unabdingbare Grundlage von
Wirtschaftsdemokratie. Denn hier können sich Menschen zuallererst in
einem für sie zentralen Lebensbereich als Akteur*innen und
Träger*innen von Demokratie erleben. Seit der Auflösung fordistischer
Strukturen haben sich die Anknüpfungspunkte dafür im Kapitalismus
geändert: Beschäftigte sollen sich nicht mehr hierarchisch
vorgegebenen Zielen unterordnen; sie sollen durch das Prinzip
indirekter Steuerung Profitziele selber internalisieren und sich
dadurch selber steuern. Aber alle Studien zeigen, dass dies nur
partiell gelingt. Das Berufsethos der Beschäftigten - ihr Anspruch auf
eine gute und nützliche Arbeit und auf eigene Gestaltungsmöglichkeiten
- führen einerseits zu einer Identifikation mit dem Betrieb und dem
Produkt/der Dienstleistung. Dieser Anspruch gerät aber gleichzeitig in
Konflikt zu den Vorgaben indirekter Steuerung (Hürtgen/Vosswinkel
2014, S. 19), die dem Profitziel zu Lasten der Arbeitsqualität und der
Gestaltungsspielräume folgen. An diesen Konflikten kann und muss die
Forderung nach Wirtschaftsdemokratie "von unten" ansetzen; sie muss
über traditionelle Vertretungsstrukturen durch Betriebs- und
Personalräte hinausgehen und Beschäftigten unmittelbar entsprechende
Gestaltungsmöglichkeiten geben (Detje/Sauer 2018, S. 33).

Aber betriebliche Interessen bleiben spezifische Interessen, auch wenn
sie nicht durch kapitalistisches Profitstreben dominiert sind. In
einem solidarischen Wirtschaftssystem sind zwar Beschäftigte mit ihrem
Interesse an stabilen Arbeitsplätzen und Einkommen nicht mehr dem
Profitprinzip unterworfen. Der Widerspruch zwischen dem Anspruch der
Beschäftigten, gesellschaftlich nützliche Arbeit zu leisten, und der
Profitorientierung kann aufgehoben werden. Aber der Berufsstolz bleibt
ambivalent; er kann weiterhin zu Statuskämpfen gegen Andere führen,
wenn er einen besonderen Wert der eigenen Arbeit beansprucht. Der
traditionelle Produzentenstolz von Facharbeitern definierte sich nicht
nur gegen "oben", sondern auch gegenüber angeblich weniger
werthaltiger Arbeit z.B. von Frauen, von Angestellten. Wird diese
Werteskala in Frage gestellt - wie in der Auseinandersetzung um die
Wertigkeit typischer Männer- und Frauentätigkeiten -, führt das zu
Konflikten quer zu "Klassenauseinandersetzungen".

Die Identifikation mit dem eigenen Betrieb und Produkt kann sogar in
dem Maße wachsen, wie Beschäftigte über Investitionen,
Gewinnverwendung usw. mitentscheiden können, also auch am Erfolg des
eigenen Betriebes am Markt interessiert sind. Ohne diese Spielräume
ist aber Betriebsdemokratie nicht zu haben. Das kann auch zu
"betriebsegoistischen" Verhaltensweisen wie Externalisierung von
Kosten, Ausnutzen besonderer Marktmacht usw. führen (Sik 1979, S.
365). Betriebsdemokratie und Markt stehen also auch ohne
kapitalistische Dominanz in einem Spannungsverhältnis, das auf
gesamtgesellschaftlicher Ebene reguliert werden muss.

Häufig wird die Hoffnung auf gemeinnützige Betriebsformen gesetzt, ob
Genossenschaften oder gemeinnützige Unternehmen. Bei ihnen soll nicht
der Markterfolg im Vordergrund stehen, sondern das ideelle Interesse
an einem Produkt oder der Selbsthilfegedanke. Dabei wird zu wenig
untersucht, welche Bedeutung dieser Bereich trotz aller Deregulierung
immer noch in Deutschland hat - mit überwiegend positiven Auswirkungen
auf die jeweiligen Branchen, aber weitgehend ohne die erhoffte
Transformationskraft. Die Wohlfahrtsverbände in Deutschland (Kirchen,
AWO, Rotes Kreuz usw.) beschäftigen (ohne Ehrenamtliche) über 1,5
Millionen Menschen und generieren in den Bereichen Gesundheit,
Altenpflege, Jugendhilfe, Kitas usw. einen Umsatz von ca. 45
Milliarden Euro (Wikipedia). Da sie weitgehend über Steuermittel
finanziert werden, unterliegen sie der entsprechenden staatlichen
Steuerung; diese unterwirft gemeinnützige Unternehmen inzwischen im
Zuge der staatlichen Sparmaßnahmen und der Pseudo-Vermarktlichung dem
Prinzip scharfer Kostenreduzierung und Konkurrenz mit preiswerteren
Anbietern. Genossenschaften (Edeka, Rewe, Volks- und Raiffeisenbanken,
Wohnungsbau-, Energie-, Einkaufsgenossenschaften von Landwirten usw.)
beschäftigen ca. 800.000 Menschen. Sie entstanden überwiegend durch
Zusammenschlüsse von Selbstständigen, wurzeln also nicht in der
Tradition der Arbeiterbewegung (Selbsthilfe- oder
Produzentengenossenschaften), die nur noch eine geringe Rolle spielen.
Sie unterliegen nicht den Zwängen des Finanzkapitalismus. Aber sie
bewegen sich überwiegend auf normalen Märkten mit harter Konkurrenz
und Kostendruck, denen sie sich auch weitgehend anpassen. Commens, die
außerhalb eines anonymen Marktes weitgehend für den "Eigenbedarf "
arbeiten (Wohnungsbau-, Energiegenossenschaften z.B.) können sich dem
entziehen, häufig aber um den Preis, sich als relativ geschlossene
Gemeinschaft auch gegen Außen zu konstituieren. Aber ist das eine
weitergehende Perspektive mit Transformationskraft? Viele neuere
Untersuchungen konzentrieren sich auf neu gegründete alternative
Genossenschaften (Notz 2018), die häufig zunächst erfolgreich sind.
Aber können sie sich - wenn sie sich nicht in Nischen, sondern auf
einem anonymen Markt bewegen - auf Dauer dem Sog eines
kapitalistischen Umfeldes entziehen? All das zeigt, dass die
Regulierung von Markt und Wettbewerb, also das Umfeld, in dem sich
Betriebe bewegen, mindestens so wichtig ist wie die Eigentumsform. Das
wird m.E. bei Untersuchungen über Alternativökonomie zu wenig
berücksichtigt.

Als Beispiel für erfolgreiche commens wird zurecht häufig die
Allmende-Ökonomie genannt; in ihr schlossen sich Selbstständige für
die gemeinsame nachhaltige Nutzung von Wasser, Weiden,
Fischfanggebieten zusammen; sie hatten sich auf
Nachhaltigkeitsprinzipien für eine gesamte Gemeinschaft verpflichtet.
Der Preis dafür sollte aber nicht unterschlagen werden: Sie schlossen
sich meist nach Außen ab und kontrollierten sich auch sozial
untereinander (Ostrom 1999, S. 122 ff).

Betriebsdemokratie muss deshalb nach Innen den Gemeinschaftsgedanken
mit Respekt vor Individualität und unterschiedlichen Interessen
verbinden, damit Gemeinschaft nicht zu Gruppendruck wird. Die
Gemeinschaft muss Transparenz und Kontrolle "ertragen" (an deren
Mangel sind manche commens schon gescheitert). Nach Außen müssen die
Gefahren der Ausnutzung wirtschaftlicher Macht durch entsprechende
Regelwerke eingedämmt werden (dazu später). Beschäftigte müssen also
konfrontiert werden mit den eventuell schädlichen Auswirkungen ihrer
Produktion (Externalisierung von Kosten), mit der Notwendigkeit von
Wettbewerb oder auch mit schmerzhafter ökologischer Transformation.
Sie müssen sich auch mit der Arbeit Anderer auseinandersetzen, um auch
sie zu respektieren und um ihre Werteskala in Frage zu stellen. Erst
durch diese z. T. konfliktreichen Auseinandersetzungen können sich aus
spezifischen Sichtweisen gesellschaftliche Interessen entwickeln.

Kollektive Entscheidungen und individuelle Interessen

Wirtschaftsdemokratie will das Freiheitsversprechen der bürgerlichen
Revolution erweitern: Durch die Einschränkung wirtschaftlicher Macht
soll allen Menschen unabhängig von ihrem Eigentum auch in der Ökonomie
Chancengleichheit, individuelle Entfaltungsund Teilhabemöglichkeiten
garantiert werden. Wirtschaftsdemokratie will gleichzeitig die
Ökonomie gemäß gesellschaftlichen Interessen steuern. Inwieweit kann
hier ein Zielkonflikt zwischen individuellen Spielräumen und
Gemeinschaftsgedanken entstehen? Inwieweit muss sich
Wirtschaftsdemokratie in ihrem Anspruch, Wirtschaft und damit auch
individuelle Lebensbedingungen durch Mehrheitsentscheidungen zu
gestalten, beschränken - analog zum Katalog politischer Grundrechte,
die nicht durch Mehrheitsentscheidungen eingeschränkt werden dürfen?
Viele Projekte kollektiver Arbeits- und Lebensformen (Kibbutzim,
Produktionsgenossenschaften, Wohnprojekte) wollten gemeinschaftliche
Lebensformen auch zulasten von Vielfalt und individuellen Spielräumen
schaffen. Sie gerieten nach einer heroischen Aufbruchsphase häufig in
Konflikte, da Individuen auch in Gemeinschaften Unterschiede und
Privaträume ausleben wollten. Viele commens setzen sich auch heute
immer wieder mit dem brisanten Thema von "leistungsgerechter" versus
weitgehend einheitlicher Bezahlung auseinander. Auch Gewerkschaften
taten sich früher schwer damit, individuelle Spielräume bei
Arbeitszeiten und Arbeitsgestaltung zu akzeptieren. All das entspricht
nicht mehr unserem heutigen Verständnis von gewünschter Vielfalt und
pluralen Lebensstilen (die neuere gewerkschaftliche Arbeitszeitpolitik
z.B. will Optionen ermöglichen). Aber trotzdem sollte diskutiert
werden, wo kollektive Gestaltungsmacht sich begrenzen muss und bis zu
welchem Grad Vielfalt auch in Form von Ungleichheit zu akzeptieren
ist.

Markt - Staat - Wettbewerb

Alle neueren Konzepte zur Wirtschaftsdemokratie wollen Markt und
Wettbewerb in regulierter Form erhalten; gleichzeitig soll der
öffentliche Bereich wieder ausgeweitet und Privatisierung
zurückgenommen werden. Aber wo endet der eine, wo beginnt der andere
Bereich? Diese Diskussion ist nicht abstrakt: Seit den 80er Jahren
wurden in Deutschland staatliche Monopole privatisiert und die
Branchen für Wettbewerb geöffnet. Wollen wir in den Bereichen
Telekommunikation, Luftfahrt, Rundfunk/Fernsehen, Post, Nah- und
Fernverkehr, Energieversorgung usw. die Privatisierung zurücknehmen
und staatliche Monopole revitalisieren oder - um Vielfalt zu erhalten -
 Wettbewerb so regulieren, dass Verbraucher- und
Beschäftigteninteressen gesichert und das Profitinteresse entsprechend
eingeschränkt wird? Die Diskussion um die Vor- und Nachteile wird zu
wenig geführt.

Verbände und "Zivilgesellschaft"

Es ist unstrittig, dass Markt und Wettbewerb über Regelwerke begrenzt
werden müssen, um die Externalisierung von Kosten zu verhindern, um
die Rechte von Beschäftigten zu schützen, um Monopolisierungstendenzen
zu verhindern und um Transformationsprozesse zu fördern. Hier greifen
die demokratischen Sozialist*innen auf die Idee der Wirtschafts- und
Sozialräte zurück; sie sollen sowohl mit Beschäftigtenvertretungen als
auch mit zivilgesellschaftlichen Organisationen besetzt werden, die
zusätzliche Interessen z.B. in Bezug auf Ökologie oder
Geschlechterfragen repräsentieren. Diese Gremien müssen auch mit Macht
(Eingriffe in Investitionsentscheidungen, gegen Kartellbildung) und
finanziellen Ressourcen (Investitionsfonds) ausgestattet werden, um
Marktprozesse steuern zu können und nicht nur deren Folgen abfedern zu
müssen. Ohne diese Macht würden wirtschaftsdemokratische Ansätze
schnell zu "Wettbewerbskorporatismus" werden, wo Gremien überwiegend
versuchen, ihre Branchen/Regionen gegenüber anderen "fit" zu machen.

Diese Konzepte grenzen sich vom "Korporatismus" ab (Riexinger/Becker
2018, S. 124). Das reicht aber nicht. Denn sie setzen sich zu selten
mit der bis heute existierenden "Verbändedemokratie" auseinander oder
meinen, es reiche, diesen "Altstrukturen" die "Zivilgesellschaft" (ein
unpräzises, aber deshalb beliebtes und positiv konnotiertes
"Wieselwort") entgegenzusetzen. In Deutschland sind
Beteiligungsstrukturen zwar abgebaut oder geschwächt worden; aber sie
existieren immer noch z.B. in der Selbstverwaltung der
Sozialversicherungen, in Kammern u.a. mit der gewerkschaftlichen
Mitwirkung bei der dualen Berufsausbildung, in der Mitwirkung von
Mieter- und Vermieterorganisationen bei der Erstellung der kommunalen
Mietspiegel, in Rundfunkräten usw. Die Erfahrungen mit dieser
"Verbändedemokratie" sollten genauer aufgearbeitet werden, um zu
untersuchen, inwieweit deren problematische Strukturen nicht auch in
einer Wirtschaftsdemokratie auftreten könnten. Einerseits können
dadurch asymmetrische Machtverhältnisse ausgeglichen und
kapitalistische Destruktionskräfte minimiert werden (z.B.
Berufsgenossenschaften). Gleichzeitig entsteht dort häufig ein
Eigenleben, das nicht nur auf die Einbindung in ein kapitalistisches
Regime zurückzuführen ist. Die Bearbeitung komplexer Prozesse
erfordert stabile Aushandlungsstrukturen, die sich auch gegen neue
Organisationen, gegen kritische Interventionen abschotten können
(Streeck 1999, S. 200 ff). Verbände spiegeln mit ihrer Macht außerdem
nicht nur Organisationsmacht wider, sondern auch gesellschaftlich
anerkannte Wertvorstellungen über die Bedeutung von Beschäftigten,
Branchen, Regionen. In den von der Montanindustrie geprägten Regionen
mit starker Arbeiterschaft (repräsentiert durch Gewerkschaften und
SPD) entstanden teilweise "Kartellstrukturen", die Konflikte und
Strukturwandel zugunsten der dort Beschäftigten abfedern konnten, aber
weniger gut repräsentierte Branchen und Gruppen (z.B. die
Strukturkrise in den Frauenbranchen Textil und Bekleidung)
ausblendeten. Die früheren teilweise problematischen Strukturen bei
der Vergabe öffentlicher Aufträge ("Filz") sind ein weiteres Beispiel.
Die lange Zeit unterschiedliche Behandlung von Männer- und
Frauenarbeit (die sich aufgrund der erstarkten Frauenbewegung ändert)
spiegelte diese unterschiedliche, gesellschaftlich verbreitete
Wertstruktur ebenso wider wie die Auseinandersetzung nach 2008, wer
als "systemrelevante" Branche (Exportindustrie) in den Genuss
staatlicher Hilfen kam.

Kann die "Zivilgesellschaft" mit ihren NGOs davor schützen? Auch sie
haben z.T. den Reiz des "neuen" verloren, seitdem auch sie stärker in
öffentliche Strukturen einbezogen werden, z.B. in der
Entwicklungshilfe, in Bündnissen für fairen Handel, in Beiräten wie
der Kohlekommission usw. Aber reicht es aus, das vorrangig als
Ergebnis einer neoliberalen governance-Strategie zu kritisieren, durch
die staatliche Funktionen abgebaut und NGOs ihrer Widerständigkeit
beraubt werden sollen (Priester 2014, S. 106, anders Demirovic 2016,
S. 286)? Wenn neue gesellschaftliche Bewegungen stärker werden,
versuchen kluge Regierungen meist, sie einzubinden, was zu den
bekannten Auseinandersetzungen zwischen "Realos und Fundis" führt.
NGOs sind m.E. vor dem Eigenleben von Organisationen nicht besser
geschützt als traditionelle Verbände. Außerdem leiden NGOs unter dem
Problem asymmetrischer Repräsentation; es dominieren die Schichten mit
höherem sozialem und kulturellem Kapital. Wer repräsentiert jeweils
das Neue, wer repräsentiert die Schichten ohne dieses soziale und
kulturelle Kapital? Und wie hält man Beteiligungsstrukturen offen?

Wirtschaftsdemokratische Steuerung muss auch und gerade die nahen
Lebensbereiche von Bürger*innen einbeziehen - neben dem Betrieb die
Kommune, die Region, die Branche. Aber je spezifischer diese
Strukturen sind, je mehr sich die Akteur*innen kennen, je mehr man
sich im Kampf um Ressourcen und Aufmerksamkeit auch gegen andere
Regionen/Branchen durchsetzen muss, desto eher kann ein Korporatismus
entstehen, der sich auch zu Lasten von Anderen oder auch zu Lasten von
Zukunftsthemen (Ökologie!) durchzusetzen versucht. Der neue Streeck
hofft, gerade auf kommunaler Ebene könne man einen "alltäglichen
Kommunismus" erproben mit Eigentumsformen, die auf lokale
Selbstorganisation setzen, (Streeck 2019, S. 105). Dies trifft in
vielen Punkten zu, blendet aber die damit verbundene Gefahr aus.

Das hier beschriebene Dilemma kann am ehesten gelöst werden, wenn die
Strukturen mit Gegengewichten versehen werden - mit neuen
Organisationen bzw. Organisationen mit widerständigen Positionen; mit
nicht organisierten, nach dem Zufallsprinzip ausgesuchten Bürger*innen
usw. Branchenräte müssen z.B. neben den Beschäftigtenvertretungen auch
mit kritischen Vertreter*innen aus Ökologie und Verbraucherschutz
besetzt werden; sie müssen auch Vertretungen aus Branchen entlang der
Wertschöpfungskette umfassen, um korporatistische Arrangements zu
Lasten Dritter zu verhindern. Die Vergabe öffentlicher Aufträge muss
durch Transparenz und klare Kriterien kontrolliert werden können. Das
setzt voraus, dass alle Organisationsvertreter*innen anstelle eines
Alleinvertretungsanspruches die Begrenztheit ihrer jeweiligen Sicht
reflektieren.

Planbarkeit von Wirtschaftsprozessen

Dieses Thema muss dringend reaktiviert werden. Neben den negativen
Erfahrungen mit dem gescheiterten "Staatssozialismus" sollten auch die
sozialdemokratischen Erfahrungen aus den 70er Jahren mit Versuchen der
Investitionslenkung und Globalsteuerung einbezogen werden. Diese
Versuche konnten mit ihren Eingriffen in hochkomplexe Systeme zwar
häufig ihre Ziele nicht erreichen und z. B. die "Stagflation" in den
70er Jahren nicht verhindern. Auch deshalb wurde unter linken
Keynesianern intensiv über eine weitergehende direkte
Investitionslenkung diskutiert (Meissner 1974, Gruppe Alternative
Wirtschaftspolitik usw.).

All diese Erfahrungen zeigen, dass makroökonomische Steuerung möglich
ist, wenn sie die Grenzen der Planbarkeit reflektiert, wenn sie
unterschiedliche Entscheidungsebenen ermöglicht und wenn sie
Suchprozesse und Korrekturen zulässt. Sie muss die Vielfalt von
Interessen und deren Zielkonflikte akzeptieren und politische
Steuerungsprozesse demokratischer Entscheidung zugänglich machen. Ota
Sik hat mit seinem Buch "Humane Wirtschaftspolitik" von 1979 dazu
Vorschläge entwickelt, die wieder stärker berücksichtigt werden
sollten (Bontrup 2018 und Dörre 2019, S. 203 f. greifen sie auf). Er
beschreibt ein System abgestufter Wirtschaftsdemokratie, in dem
selbstverwaltete Unternehmen eigenständig über Investitionen
entscheiden können, aber dafür einen Rahmen vorgegeben bekommen. Er
beschreibt, wie statt monopolistischer Tendenzen Wettbewerb erhalten
und wie Innovationen durch gesellschaftliche Fonds unterstützt werden
können. Bei der gesamtwirtschaftlichen Rahmenplanung geht er nicht nur
von unterschiedlichen Interessen aus, sondern auch von Zielkonflikten
z.B. zwischen ökologisch-langfristigen Interessen einerseits und
kurzfristigen Konsuminteressen mit der Gefahr des Raubbaus
andererseits. Wirtschaftsdemokratie erfordert, dass die Bevölkerung
sich mit diesen Zielkonflikten auseinandersetzt. Denn die Gefahr
"imperialer Lebensweisen" (Brandt/Wissen 2017) ist durch die
Überwindung des Kapitalismus alleine nicht zu beenden (siehe
ökologischer Raubbau im "Staatssozialismus" und im ehemals linken
Brasilien und Venezuela). Die Bevölkerung kann und muss also
Verantwortung für die Folgen ihrer Lebensweise übernehmen, indem auch
lange Wirkungsketten in globaler Arbeitsteilung offengelegt werden.
Dieses Konzept scheint mir mehr Erfolg zu versprechen als ein Rückzug
auf eine überschaubare regionale Produktion (Streeck 2019, S. 105);
man unterschätzt auch Bürger*innen, wenn man unterstellt, nur
unmittelbar erfahrbare Auswirkungen würden wahrgenommen. Eine
wachsende Zahl von Konsument*innen richtet ihre Kaufentscheidungen
auch an den ökologischen und sozialen Bedingungen der Produkte aus,
obwohl diese weit weg sind. Da sich aus den unterschiedlichen
Interessen und Zielen auch unterschiedliche Planungskonzepte ergeben,
fordert Sik, dass verschiedene Alternativen zur Diskussion und
schließlich zur Abstimmung vorgelegt werden. Auch diese
Alternativkonzepte sollen verpflichtet werden, anstelle eines
Absolutheitsanspruches Zielkonflikte, Unsicherheiten und eventuelle
nicht-intendierte Folgen mit zu benennen. Vielleicht sind diese
Vorstellungen von Ota Sik zu technokratisch oder sogar utopisch. Aber
es lohnt sich, daran weiterzuarbeiten.

Einstiegsprojekte

Durch Einstiegsprojekte sollen wirtschaftsdemokratische Ansätze an
bereits existierende Bewegungen anknüpfen. Riexinger/Becker (2018, S.
136) schlagen z.B. dafür Pflege und Wohnungsbau vor. Hier existiert in
der Tat eine breite Bewegung einschließlich der dort Beschäftigten,
die einen deregulierten Markt zugunsten öffentlicher Daseinsvorsorge
zurückdrängen will. Bei anderen Feldern wie dem sozial-ökologischen
Umbau wird es schwieriger, weil er für die dort Beschäftigten
schmerzhaft ist. Aber welche Strukturen finden wir bei diesen Themen
schon vor? Wie beurteilen wir z.B. die Arbeit der Kohlekommission? Sie
setzte sich aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen zusammen;
sie hatte die Kompetenz, Markteingriffe vorzuschlagen (Ende von
Braunkohleabbau und -verstromung). Sie schlug den Einsatz staatlicher
Ressourcen für die Abfederung und vor allem für den Neuaufbau von
Regionalstrukturen vor (Rosa-Luxemburg-Stiftung 2019). Bei aller
Kritik am Gesamtergebnis ähnelt deren Arbeitsstruktur m.E. vielen
Vorschlägen für Einstiegsprojekte - allerdings mit der wichtigen
Einschränkung, dass Betroffene und Öffentlichkeit zu wenig in diese
Aushandlungsprozesse einbezogen wurden. Wenn sich verdichtet, dass die
"Leitbranche" Automobilindustrie vor einem Um- und Abbau steht, werden
wir auch hier ein Revival einer staatlich abgefederten Branchenpolitik
erleben. Wo ist hier die Grenze zwischen Wettbewerbskorporatismus und
einem wirtschaftsdemokratischen Einstiegsprojekt? Aktuell ist der
Staat nur in Einzelfällen - bei "systemrelevanten" Branchen oder in
einer Branche mit hoher gesellschaftlicher Aufmerksamkeit (Pflege) -
zu einer Branchenpolitik mit Markteingriffen und finanzieller
Abfederung bereit. Aber die Diskussion beginnt sich zu verbreitern.
Abgehängte Regionen sollen z.B. mehr gefördert werden, nachdem
regionale Strukturpolitik lange Zeit ein Schattendasein führte. Es
wäre an der Zeit, statt dieser selektiver Reaktionen das Prinzip
aktiver Strukturpolitik generell für Branchen und Regionen zu
verallgemeinern. Dafür müssten aber die bestehenden Ansätze einer
Branchen- und Regionalpolitik aufgearbeitet und geprüft werden, was
daran anschlussfähig ist und was nicht.

Zum Schluss: Die hier aufgeworfenen Probleme sind entgegen mancher
Thesen (so Urban 2018 in seiner ansonsten klugen Analyse S. 116) nicht
neu. Soll mit der häufigen Anrufung des Neuen der Zauber gewahrt
bleiben, der allem Anfang innewohnt? Ich halte es dagegen eher mit den
Mühen der Ebenen und dem Bohren dicker Bretter - Fähigkeiten, die
verlangt werden, wenn der Zauber des Neuen verflogen ist.


Anmerkung

[1] Franziska Wiethold, hat von 1965-1972 ihr Studium der
Politik und Soziologie in Marburg absolviert und war als Teamerin in
der gewerkschaftlichen Jugendbildungsarbeit tätig. Von 1972-2005 war
sie Gewerkschaftssekretärin beim DGB, dann bei der Gewerkschaft
Handel, Banken und Versicherung, und am Schluss bei der
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di.
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UNTERNEHMEN/2796: Fusion Fiat-Chrysler mit PSA soll den US-Italiener aus den roten Zahlen bringen (Gerhard Feldbauer)


Italien reagiert positiv

Fusion Fiat-Chrysler mit PSA soll den US-Italiener aus den roten
Zahlen bringen

Es bleiben genug Probleme

von Gerhard Feldbauer, 5. November 2019



Die vergangene Woche angekündigte Fusion des italo-amerikanischen
Konzerns Fiat Chrysler Automobile (FCA) und der französischen Gruppe
PSA (Peugeot Société Anonyme), die als Opel- und Peugeot-Mutter
zweitgrößter Autobauer Europas ist, wird in italienischen
Wirtschaftskreisen und auch von der Regierung aus Sozialdemokraten und
Fünf Sterne-Bewegung (M5S) durchweg positiv aufgenommen.
Wirtschafts- und Finanzminister Roberto Gualtieri habe sich in einem
Telefongespräch mit FCA-Präsident John Elkann über die Fusion
informiert und die "Pläne zur Schaffung eines Industriekonzerns mit
einer starken italienischen Komponente", der "eine Protagonistenrolle
auf dem globalen Automarkt spielen wird", begrüßt.

Wie in Frankreich fürchten jedoch auch in Italien die
Gewerkschaftsverbände einen Jobabbau und äußerten, es sei
"inakzeptabel", dass die Konzerne Gespräche über einen Zusammenschluss
führten, ohne die Arbeitnehmer und deren Vertretungen hinzuziehen.
"Der Zusammenschluss ist sehr riskant", urteilte Francesca Re David,
Generalsekretärin der Metallarbeitergewerkschaft Fiom. Minister
Gualtieri von der sozialdemokratischen PD reagierte und
versicherte, das werde bei der Fusion verfolgt. Ministerpräsident
Giuseppe Conte betonte, dass "Produktions- und Beschäftigungsniveau
in Italien müssten wie auch die Geschäftskontinuität gewährleistet
sein". Gewicht hat vor allem das Wort des Präsidenten des
Unternehmerverbandes Confindustria, Vincenzo Boccia, der dem Projekt
"unsere Unterstützung" zusicherte. "Wir brauchen europäische Giganten,
um die Herausforderungen mit China und den USA zu meistern." Der
Zusammenschluss schaffe außerdem "eine interessante geschäftliche
Dimension".

Mit der Megafusion würden 41 Marken unter einem Dach zusammengebracht,
stellte "RAI News" heraus. Beide Konzerne versuchten damit, sich
"für die hart umkämpfte Automobilzukunft zu rüsten". Die aus der
Fusion hervorgehende neue Gruppe werde zu jeweils 50 Prozent von den
Aktionären der FCA und der PSA kontrolliert. Die staatliche
Nachrichtenagentur "ANSA" führt an, dass Fiat Chrysler 25 Marken,
darunter die renommierten Fiat, Alfa Romeo, Lancia, Chrysler, Dodge,
Jeep, Iveco und Maserati einbringt. Zu den 16 von PSA gehörten
bekannte Marken wie Opel, Citroen und Peugeot. Hinter Volkswagen,
Toyota und dem französisch-japanische Renault-Nissan-Verbund werde ein
neuer viertgrößter Auto-Gigant mit einem angestrebten Absatz von 8,7
Millionen Fahrzeugen pro Jahr in den Konkurrenzkampf um die
Weltspitze einsteigen. Die Synergien sollen Einsparungen von 3,7
Mrd. Euro bringen. Laut "Wall Street Journal" seien FCA und PSA an
der Börse zusammen rund 45 Mrd. Euro wert.

Die italienischen Medien heben auch hervor, dass der neue Konzern ein
Zusammenschluss "unter Gleichen" werde soll, so mit einer
ausgewogenen Besetzung des Vorstandes. Dessen Vorsitz solle PSA-Chef
Carlos Tavares übernehmen, während John Elkann an die Spitze des
Verwaltungsrates trete. Elkann ist der Enkel des langjährigen
Fiat-Besitzers Giovanni Agnelli, der wiederum Großvater des
gleichnamigen Gründers der Fabrica Italiano Automobili di Turino
(FIAT) 1899 war.

Aus diesem Traditionsunternehmen ging die heutige FCA hervor.
Nachdem ein 1999 mit General Motors geschlossenes "joint venture"
gescheitert war, übernahm der Turiner 2014 den US-amerikanischen
Autobauer Chrysler und bildete mit Alfa Romeo, Lancia und Abarth
sowie den amerikanischen Modellen Jeep, Dodge und Ram unter Turiner
Leitung die Fiat Crysler Automobile (FCA). Im Mai dieses Jahres
wollte der US-Italiener bereits eine Allianz mit Renault schließen,
um hinter Toyota und Volkswagen drittgrößter Automobilkonzern Europa,
 unter Einschluss von Renault-Partner Nissan, wie es damals hieß,
sogar der Weltgrößte werden. Der Vorstoß scheiterte am Einspruch der
französischen Regierung, die Garantien für den Erhalt der Standorte
von Renault und der Arbeitsplätze forderte.

FCA will mit der Fusion eine Reihe gravierender Probleme lösen. Unter
seinem CEO (Chief Executive Officer - Geschäftsführer), dem
verstorbenen Sergio Marchionne hatte das Unternehmen auf große
Investitionen in Elektroantriebe verzichtet. Nach der Übernahme von
Chrysler ist FCA mit den Marken Jeep und Ram zwar erfolgreich in
den USA-Markt eingestiegen, aber das sind "große Spritschlucker", die
in Europa mit den ab 2021 geltenden CO2-Zielen kollidieren und
drohen, zu weiteren Marktverlusten zu führen. FCA steckt schon
jetzt in den roten Zahlen. Im dritten Quartal hat der Konzern
Verluste von 179 Millionen Euro eingefahren. Die großen Absätze in
den USA konnten das nicht wettmachen. Immerhin bringt FCA dort
sein gut ausgebaute Vertriebsnetz in den gemeinsamen neuen Konzern
ein. Das kann den Markteinstieg von Peugeot in Amerika erleichtern.
Während der Turiner davon profitieren kann, dass PSA in Europa
stärker ist, und die Franzosen bei der Entwicklung von Hybrid- und
Batterie-Fahrzeugen weiter als die Italoamerikaner sind.

Auch jetzt bleiben dennoch genug Probleme. Die römische Zeitung "La
Repubblica" vermerkte, dass die französische Regierung, wie schon bei
der gescheiterten Fusion mit Renault, das Projekt auch diesmal
gefährden könnte. "In Frankreich ist die Regierung dieselbe geblieben,
und sie ist Aktionärin bei Peugeot, wie sie es bei Renault war. Was
hat sich geändert?", fragte das Blatt. Natürlich könnte es möglich
sein, dass die Regierung in Paris dieses Mal zurückhaltender in ihren
Anforderungen sei.

Zu den Hürden, die noch zu überwinden sind, gehört, dass der
chinesische Autobauer Dongfeng bei PSA einen Anteil von 12,2 Prozent
und damit 19,5 Prozent der Stimmrechte hält. "Mit Blick auf die
chinesische Geschichte sind wir wachsam und auf der Hut", ließ Donald
Trump seinen Chef des National Economic Council, Larry Kudlow,
erklären. Nachdem ANSA zum Besuch Außenministers Luigi Di Maios (M5S)
auf der zweiten Internationalen Importmesse in Shanghai dessen
ausführliche Gespräche mit seinem Amtskollegen Wang Yi hervorgehoben
hatte, wird es in Rom für möglich gehalten, dass die Rolle von
Dongfeng mit erwähnt wurde. Im Gespräch sei inzwischen, so ANSA,
dass der Chinese seine PSA-Beteiligung verkaufen könnte, um eine
Genehmigung der Fusion durch die US-Wettbewerbsbehörden zu
erleichtern. Jedenfalls äußerte Kudlow "Wir begrüßen ein gutes
Geschäft. Wir hoffen, dass es mehr Produktion in den Vereinigten
Staaten, mehr Fabriken und Arbeiter und Beschäftigung in den USA
bringt".

Offen ist schließlich, ob die Regierung des hochverschuldeten Italien -
 wie die deutsche für eine erfolgreiche Aufholjagd deutscher
Kfz-Konzerne bei der Produktion von Elektroautos gerade beschlossen
hat - auch für den neuen Mega-Konzern Milliarden Euro aufbringen
kann.

 * 

Quelle:

© 2019 by Gerhard Feldbauer
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REFLEXION/007: Chile - Die Mauern sprechen ... (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Chile vom 3. November 2019

Chile: die Mauern sprechen ...




[image: Fliegender Engel in klassischer Maltechnik mit Spruchband 'Renuncia Piñera' ('Piñera Rücktritt') inmitten von Graffitis - Bild: © Pressenza]

'Renuncia Piñera' - 'Piñera Rücktritt'

Bild: © Pressenza



Santiago de Chile - 03.11.2019. Die Fotos von den Straßen, von den
Graffitis und Murales, die nach dem Vorbeiziehen der
Demonstrationszüge an verschiedenen Orten in Santiago zurückgelassen
wurden, illustrieren, was die Leute sagen wollen.

Der Überdruss, die Enttäuschung, der Widerstand, die Wut gegen die
Spezialeinheiten der Polizei, gegen das neoliberale Modell und die
Eliten, die es vertreten, sowie die sozialen Forderungen sind zu
sehen. Ebenso die Anklage und die Hoffnung, das Vertrauen in die
Fähigkeit der Kollektive, der einfachen Menschen, eine gerechte und
würdige Zukunft für alle aufbauen zu können.

Die Fotoreportage stammt von mehreren Pressenza-Fotografen:
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'Verfassunggebende Versammlung jetzt'

Bild: © Pressenza
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'Laßt uns zusammen gehen'

Bild: © Pressenza
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'Wir führen keinen Krieg'

Bild: © Pressenza
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'Barrikaden und Küsse'

Bild: © Pressenza
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'Der Kampf geht weiter'

Bild: © Pressenza




Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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REFLEXION/006: Chile - Frauen in Trauer, die Schreie des Schweigens (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Chile vom 2. November 2019

Chile: Frauen in Trauer, die Schreie des Schweigens






[image: Lächelnde Frau mit einer Blume - Bild: © Daniela Anomar]

Bild: © Daniela Anomar



Gib mir deine Hand und du wirst mich lieben.

 Wie eine einzige Blume werden wir sein,

 wie eine Blume, und nichts weiter ...



Wir singen den gleichen Vers,

 im gleichen Rhythmus, in dem du tanzen wirst.

 Wie ein Dorn werden wir wogen,

 wie eine Spitze, und sonst nichts.



Dein Name ist Rosa und ich heiße Esperanza;

 aber du wirst deinen Namen vergessen,

 denn wir werden ein Tanz sein.

 auf dem Hügel und nichts weiter ...



Gabriela Mistral








[image: Eine Frau, in einer Hand eine Flagge und Blumen, die andere Faust hochgereckt, marschiert voran - Bild: © Daniela Anomar]
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[image: Maskierte Frauen tragen eine andere (ebenfalls maskiert) auf ihren Händen - Bild: © Daniela Anomar]
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[image: Frauen tragen ein breites Banner - Bild: © Daniela Anomar]

'Mujeres des Luto' - 'Trauernde Frauen'

Bild: © Daniela Anomar






[image: Eine große Menschenmenge, auf dem Boden sitzend, alle recken ihre Arme hoch - Bild: © Daniela Anomar]

Bild: © Daniela Anomar




Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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SCHACH-SPHINX/07080: Vorbild an Treue (SB)


Nona Gaprindschwili nannte sie "ein Vorbild an Treue zur Schachkunst,
eine furchtlose Kämpferin, die dem Risiko kühn ins Auge sieht und im
Namen des Angriffs keine Opfer scheut". Die Rede ist von Olga Rubzowa,
der vierten Frauen-Weltmeisterin, die 1956 für zwei Jahre den höchsten
Titel gewann und über fünf Jahrzehnte eine führende Rolle spielte im
sowjetischen Frauenschach, also zu einer Zeit aktiv war, als selbst in
der Sowjetunion die Föderung des Frauenschachs noch in den Anfängen
steckte. Ihr Talent reifte früh im familiären Umfeld heran. Die
Rubzowas waren schachbesessen und kannten keine geschlechtlichen
Dünkel. Natürlich durfte die kleine Olga mit den Schachfiguren
spielen, und als sie später mehr und mehr in die Geheimnisse der Kunst
eindrang und Erfolge vorweisen konnte, unterstützte ihre Familie sie
in ihrem Wunsche, Schachspielerin zu werden. Später im Alter, als sie
mit der jungen Generation nicht mehr schritthalten konnte, widmete sie
sich mit Hingabe dem Fernschach und griff auch hier nach dem höchsten
Titel. Als erste und einzige Frau in der Schachgeschichte trug sie
zwei Kronen auf ihrem Haupt. Das heutige Rätsel der Sphinx stammt aus
jenem Jahr, in dem sie die Fernschach-Weltmeisterschaft gewann. Ihre
Gegnerin, die deutsche Barbara Hund, wurde nun das Opfer einer
ausgeklügelten schwarzen Angriffskombination, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07080: Vorbild an Treue (SB)]



Hund - Rubzowa

Fernpartie 1972


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Geschicklichkeit im Denken und Wirkung brettglobal sind Tugenden für
Götter, für Menschen manches Mal: 1.Le2xh5+! Th6xh5 2.Sd5-c7+! Dd8xc7
3.Dc4-f7+ Ke8-d8 4.Sg5-e6+ Kd8-c8 5.Df7-e8+ Dc7-d8 6.De8xd8#



Erstveröffentlichung am 16. Oktober 2006

5. November 2019
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KLEINKUNST/939: Lippstadt - Lars Reichow kommt mit "Lust", Humor für ein leichteres Leben, 20.11.19


Stadt Lippstadt

Lars Reichow kommt mit "Lust"

Er serviert Humor für ein leichteres Leben



Lippstadt. Am 20. November spricht Lars Reichow in der Aula es Ev.
Gymnasiums erstmals offen über die Lust. Er gibt sich als Influencer
für eine neue, lässige katholische Kirche. Diskutiert mit
Pfarrersfrauen. Auch mit evangelischen Pfarrersfrauen. Lars Reichow
hat Lust auf Liebe, Lust auf Leben, Lust auf Politik. Aber auch Lust
auf Lüge. Der wahre Lars.

Lars Reichow hat sein neues Programm "Lust" benannt. Nach diesem
starken Gefühl, das er als "unkomplizierte Schwester der Liebe"
bezeichnet: Nackte Begierde, ein unkontrollierter Rausch. In "Lust"
platzt dem Musik-Kabarettisten jetzt der Kragen. Für ihn wurde es Zeit
für ein politisches Programm. Höchste Zeit für ein klares Bekenntnis
zu Europa und zur Demokratie. Nach "Freiheit" folgt Anstand, Haltung
und Wahrheit. Und dazu gibt Reichow noch wertvolle Tipps für
Hundeliebhaber und singt gegen Hunde-Krawatten-Träger.

Die Presse ist voll des Lobes über das "Lust"-Programm. Sie schreibt:
"Weltklasseabend mit einem magischen Star" (Thüringer Allgemeine), "Es
war ein beglückender Abend mit Biss" (Westdeutsche Zeitung); "Er
schwingt nicht den Säbel des platten Humors, sondern führt den Degen
der feinsinnigen Bosheit?" (Schwäbische Post) oder "Auf hohem Niveau
hätte er nicht geistreicher unterhalten können" (Münchner Merkur)

Lars Reichow, der bis heute zehn Kleinkunst- und Kabarettpreis
verliehen bekam (darunter dem "Deutschen Kleinkunstpreis" und den
"Kulturpreis NRW"), gastierte zuletzt mit seinem "Wunschkonzert - Best
of Klaviator" in Lippstadt.

Termin: Mittwoch, 20. November 2019, 20 Uhr

Dauer: ca. 2 Stunden inklusiv Pause

Preise: 24,- / 22,- / 19,- ? / ermäßigt: 12,- / 11,- / 9,50

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr und ONLINE über das VIBUS-
Ticketportal

Lars Reichow über sein neues Programm "Lust"

Der Titel entstand im Schwimmbad. Die besten Ideen habe ich immer
unter Wasser. Mir war zunächst einmal sehr wichtig, das Ganze nicht
"Männer fahren Auto, Frauen lieber nicht." zu nennen. Ich wollte ein
Programm machen, in dem sich auch Frauen wohlfühlen. Kein Gefühl ist
verschwenderischer, vermutlich deswegen auch vergänglicher als die
Lust. Wir wollen die Lust, wir warten auf sie, dann kommt sie nicht,
wir wenden uns schon dem Haushalt zu, und dann - plötzlich und
unerwartet, ohne zu klingeln - ist sie da: Die unkomplizierte
Schwester der Liebe: Nackte Begierde, ein Sturm der Gefühle, ein
unkontrollierter Rausch, eine Explosion...

So beginnt der Abend. Mit Lust. Mit einem Höhepunkt.

Wie es dann weitergeht - sehen Sie selbst!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.11.19

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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KLEINKUNST/938: Herten - "Muffensausen" mit den Bullemännern bei 7nach8, 20. + 21.11.19


Stadt Herten

"Muffensausen" mit den Bullemännern bei 7nach8

Comedy auf der Glashaus-Bühne am 20. und 21. November



Herten. Gehaltvollen Blödsinn aus Westfalen versprechen die
Bullemänner bei ihren Auftritten am Mittwoch, 20. November, und
Donnerstag, 21. November, um 20.07 Uhr im Glashaus. Im Rahmen der
Kleinkunstreihe 7nach8 präsentieren sie dem Publikum ihr aktuelles
Programm "Muffensausen". Tickets sind im Vorverkauf erhältlich.
Glaubt man was man liest und hört, haben wir nichts zu lachen: Es
wabert eine undefinierbare Ängstlichkeit, ein allgemeines Unwohlsein,
so eine generelle Unpässlichkeit, ein mentales Magendrücken durchs
Land - überall angefressene Gesichter, als hätte der Buchsbaumzünsler
seine Speisekarte geändert.

In "Muffensausen" geben die Bullemänner Kontra: Angst vor Ärztemangel?
Da hilft ihr Quereinsteigerprogramm für Landärzte - als Qualifikation
reicht eine abgeschlossene Metzgerlehre. Oder geht es um Probleme mit
der Heimat? Die ganze Welt ist doch voll damit: Wo immer man auch
hinkommt, da war schon einer, der da wegkommt. Sogar Treibgut hat eine
Heimat. Heimat ist da, wo die Rechnungen ankommen. Und die beste
Heimat taugt nix, wenn man da kein Netz hat!

Mit ihrem neusten Bühnenprogramm pflügen die beiden Komiker aus
Westfalen und ihre ukrainische "Tastenfachkraft" nur so durchs Leben:
Abwechslungsreich, mit schnellen Rollenwechseln und musikalischen
Intermezzi, poetisch, politisch, schräg, beknackt oder einfach nur zum
Schlapp-Lachen. Sex, Hunde oder Superreiche, die Tücken bei der
Digitalisierung der Freiwilligen Feuerwehr oder das aktuelle Theater
auf der politischen Bühne, die Gender-Debatte oder der Besuch von
Außerirdischen - die Bullemänner nehmen alles auf die Hörner. Wer aus
einem Landstrich kommt, der von Geologen als "Geländedepression"
bezeichnet wird, den kann nichts mehr schocken.

Der Eintritt beträgt 22 Euro im Vorverkauf und 24 Euro an der
Abendkasse. Ermäßigte Tickets kosten 12 Euro. Ermäßigung gibt es für
Hertenpass-Inhaberinnen und -Inhaber, Schwerbehinderte, Schülerinnen
und Schüler, Auszubildende, Studierende, BFDler und FSJler.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.10.19

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357, Fax: (02366)303-588

Web:http://www.herten.de

E-Mail: pressestelle@herten.de
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BODEN/201: Menschliche Aktivitäten verstärkten globale Bodenerosion bereits vor 4.000 Jahren (idw)


Max-Planck-Institut für Biogeochemie - 28./29.10.2019

Menschliche Aktivitäten verstärkten die globale Bodenerosion
bereits vor 4.000 Jahren



Die Erosion von Böden reduziert die Produktivität von Ökosystemen, sie
verändert die Nährstoffkreisläufe und sie wirkt sich damit direkt auf
das Klima und die Gesellschaft aus. Ein Forscherteam untersuchte
zeitliche Veränderungen der Bodenerosion, indem es
Sedimentablagerungen in mehr als 600 Seen weltweit analysierte. Die
Wissenschaftler fanden heraus, dass die Sedimente vor rund 4.000
Jahren weltweit deutlich zugenommen hatten. Gleichzeitig nahm darin
der Anteil an Pollen von Bäumen stark ab, was ein klarer Indikator für
eine Entwaldung ist. Der Studie nach hatten Einflüsse des Menschen,
wie eine veränderte Landnutzung, die Bodenerosion schon lange vor der
Industrialisierung verstärkt.




[image: Foto: © Jean-Philipe Jenny]

Probennahme aus einem Sediment-Bohrkern, zur Altersbestimmung mit der
Radiokarbonmethode

Foto: © Jean-Philipe Jenny



Böden sind das Fundament für fast alle biologischen Prozesse auf der
Landoberfläche. Ihre Verwitterung und ihre Abtragung werden über
Millionen Jahre vor allem durch klimatische und tektonische Einflüsse
kontrolliert. Kurzfristig und auf lokaler und regionaler Ebene sind
anthropogene Aktivitäten die Haupttreiber der Bodenerosion. Unklar
blieb jedoch bisher, ob die vom Menschen verursachte Bodenerosion auch
weltweit Auswirkungen hat.

Um diese Frage zu beantworten, blickte ein Team internationaler
Wissenschaftler unter der Leitung des französischen
Geowissenschaftlers Jean-Philippe Jenny vom Max-Planck-Institut für
Biogeochemie, Jena, und dem CARRTEL Limnology Center,
Thonon-les-Bains, Frankreich, in die Vergangenheit zurück. Sie
untersuchten Bohrkerne von Sedimenten aus 632 Seen weltweit, die in
den letzten Jahrzehnten von Pollenforschern gesammelt worden waren.
"Sedimente von Seen gelten als natürliche Archive von
Erosionsprozessen. Sie resultieren aus allen Vorgängen aus den
Einzugsgebieten der Seen, welche Boden, Gestein und gelöste Stoffe
abtragen, und bleiben in chronologischen Schichten erhalten", sagt Dr.
Jenny.

Mit Hilfe von Radiokarbonmessungen ermittelten die Wissenschaftler das
Alter der Sedimentschichten und deren Anreicherungsraten.
"Überraschenderweise zeigten 35% der 632 analysierten Seen vor ca.
4.000 Jahren eine zunehmende Sedimentanreicherung", sagt Dr. Nuno
Carvalhais, Gruppenleiter am Max-Planck-Institut für Biogeochemie und
verantwortlicher Betreuer der Studie.

Auf der Suche nach möglichen Ursachen dafür untersuchten die Forscher
auch den Pollenbestand der Sedimente, um mögliche Veränderungen der
Landbedeckung in den Wassereinzugsgebieten der Seen zu rekonstruieren.
Hierbei konnten sie bereits bestehende Datenbanken nutzen, in denen
die Pollenbestände der Seen über viele Jahrtausende dokumentiert
waren.

"Wir waren sehr überrascht zu sehen, dass die Sedimentanreicherung vor
4.000 Jahren zeitlich mit einem verringerten Anteil von Pollen aus
Bäumen zusammenfiel" sagt Dr. Jenny. "Der Rückgang der Baumpollen ist
auf Entwaldung zurückzuführen, die insbesondere durch Rodungen für die
Landwirtschaft und für neue Siedlungen durchgeführt wurde. Der
Kahlschlag der Bäume begünstigte wiederum die Degradation und Erosion
der Böden", bestätigt Dr. Jenny. Weitere statistische Analysen
untermauerten die Folgerung, dass eine veränderte Bodenbedeckung
maßgeblich zur beschleunigten Sedimentanreicherung der Seen, als
Indikator für Bodenerosion, führte.

Bei näherer Betrachtung ihrer Daten stießen die Forscher auf weitere
interessante Zusammenhänge: Auf regionaler Ebene scheinen
Veränderungen in der Sedimentanreicherung mit historischen
sozioökonomischen Entwicklungen im Zuge der Besiedlung zu korrelieren.
So begann beispielsweise die Zunahme der Bodenerosion in Nordamerika
später als in Europa. Dies entspricht wahrscheinlich dem späteren
Einsetzen europäischer landwirtschaftlicher Praktiken in Nordamerika
nach der Kolonisation. Umgekehrt ist der Rückgang der Bodenerosion an
23% der Standorte wahrscheinlich mit einer erhöhten Wassernutzung und
dem verstärkten Management von Wasserwegen verbunden, insbesondere in
den römischen und chinesischen Imperien vor 3.000 Jahren.

Zusammenfassend deutet diese Studie darauf hin, dass die Veränderung
des Baumbestandes in den Einzugsgebieten der Flüsse und Seen seit
langem der Hauptfaktor für die Bodenerosion ist. Anthropogenes
Abholzen ist daher als Hauptursache für die beschleunigte Bodenerosion
in den letzten 4 Jahrtausenden anzusehen. "Schon vor 4.000 Jahren,
also lange vor den neueren und drastischeren Eingriffen in die Natur
durch Treibhausgasemissionen, haben menschliche Aktivitäten
offensichtlich die globale Umwelt beeinflusst", bestätigt Dr. Jenny,
der das Forschungsprojekt am Max-Planck-Institut für Biogeochemie mit
Unterstützung eines Stipendiums der AXA Research Foundation leitete.

Originalpublikation:

Human and climate influences on sediment transfer - a global account
for the Holocene Jenny, J.-P., Koirala, S., Gregory-Eaves, I.,
Francus, P., Niemann, C., Ahrens, B., Brovkin, V., Baud, A., Ojala,
A.E.K., Normandeau, A., Zolitschka, B., Carvalhais, N.
Proc.Natl.Acad.Sci.USA (2019)

www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1908179116

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news726078
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FORSCHUNG/1561: Ursachen für Insektensterben und Artenschwund auf Landschaftsebene zu finden (idw)


Technische Universität München - 30.10.2019

Ursachen für Insektensterben und Artenschwund sind auf
Landschaftsebene zu finden



Auf vielen Flächen tummeln sich heute etwa ein Drittel weniger
Insektenarten als noch vor einem Jahrzehnt. Dies geht aus einer
Untersuchung eines von der Technischen Universität München (TUM)
angeführten internationalen Forschungsteams hervor. Vom Artenschwund
betroffen sind vor allem Wiesen, die sich in einer stark
landwirtschaftlich genutzten Umgebung befinden - aber auch Wald- und
Schutzgebiete.




[image: Foto: © Martin Fellendorf, Universität Ulm]

Insektenarten, wie diese Kleine Goldschrecke (Chrysochraon dispar),
sind in ihren Beständen deutlich zurückgegangen.

Foto: © Martin Fellendorf, Universität Ulm



Dass es auf deutschen Wiesen weniger zirpt, summt, kreucht und fleucht
als noch vor 25 Jahren, haben bereits mehrere Studien gezeigt.
"Bisherige Studien konzentrierten sich aber entweder ausschließlich
auf die Biomasse, also das Gesamtgewicht aller Insekten, oder auf
einzelne Arten oder Artengruppen. Dass tatsächlich ein Großteil aller
Insektengruppen betroffen ist, war bisher nicht klar", sagt Dr.
Sebastian Seibold, Forscher am Lehrstuhl für Terrestrische Ökologie
der TUM.




[image: Foto: © Dr. Ulrike Garbe / LfU Brandenburg]

Vom Artenschwund betroffen sind vor allem Wiesen in der Nähe von stark
landwirtschaftlich genutzten Flächen.

Foto: © Dr. Ulrike Garbe / LfU Brandenburg



Im Rahmen einer breit angelegten Biodiversitätsstudie hat nun ein
Forschungsteam unter der Leitung von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern der TUM zwischen 2008 und 2017 eine Vielzahl von
Insektengruppen in Brandenburg, Thüringen und Baden-Württemberg
erfasst. Die Auswertung der Studienergebnisse stellt das Team nun in
der Fachzeitschrift "Nature" vor.

Insekten auf der Wiese und im Wald betroffen

Die Forscherinnen und Forscher haben auf 300 Flächen über eine Million
Insekten gesammelt und konnten so nachweisen, dass viele der fast
2.700 untersuchten Arten rückläufig sind. Einige seltenere Arten
wurden in den letzten Jahren in manchen der beobachteten Regionen gar
nicht mehr gefunden. Sowohl auf den Waldflächen als auch auf den
Wiesen zählten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nach zehn
Jahren etwa ein Drittel weniger Insektenarten.

"Bisher war nicht klar, ob und wie stark auch der Wald vom
Insektenrückgang berührt ist", sagt Seibold. Das Team stellte fest,
dass die Biomasse der Insekten in den untersuchten Wäldern seit 2008
um etwa 40 Prozent zurückgegangen war. Im Grünland waren die
Ergebnisse noch alarmierender: Am Ende des Untersuchungszeitraums
hatte sich die Insektenbiomasse auf nur ein Drittel ihres früheren
Niveaus verringert.

"Dass solch ein Rückgang über nur ein Jahrzehnt festgestellt werden
kann, haben wir nicht erwartet - das ist erschreckend, passt aber in
das Bild, das immer mehr Studien zeichnen", sagt Wolfgang Weisser,
Professor für Terrestrische Ökologie an der TUM und einer der
Initiatoren des Verbundprojekts.

Die Umgebung gibt den Ausschlag

Betroffen sind alle untersuchten Wald- und Wiesenflächen: Schafweiden,
Wiesen, die drei bis viermal jährlich gemäht und gedüngt wurden,
forstwirtschaftlich geprägte Nadelwälder und sogar ungenutzte Wälder
in Schutzgebieten. Den größten Schwund stellten die Forscherinnen und
Forscher auf den Grünlandflächen fest, die in besonderem Maße von
Ackerland umgeben sind. Dort litten vor allem die Arten, die nicht in
der Lage sind, große Distanzen zu überwinden.

Im Wald hingegen schwanden vorwiegend jene Insektengruppen, die
weitere Strecken zurücklegen. "Ob mobilere Arten aus dem Wald während
ihrer Ausbreitung stärker mit der Landwirtschaft in Kontakt kommen
oder ob die Ursachen doch auch mit den Lebensbedingungen in den
Wäldern zusammenhängen, müssen wir noch herausfinden", sagt der
ehemalige TUM-Mitarbeiter Dr. Martin Gossner.

Einzelinitiativen haben wenig Aussicht auf Erfolg

"Aktuelle Initiativen gegen den Insektenrückgang kümmern sich viel zu
sehr um die Bewirtschaftung einzelner Flächen und agieren
weitestgehend unabhängig voneinander", sagt Seibold. "Um den Rückgang
aufzuhalten, benötigen wir ausgehend von unseren Ergebnissen eine
stärkere Abstimmung und Koordination auf regionaler und nationaler
Ebene."

Originalpublikation:

Seibold, S., Gossner, M.M., Simons, N.K., Blüthgen, N., Müller, J.,
Ambarli, D., Ammer, C., Bauhus, J., Fischer, M., Habel, J.C.,
Linsenmair, K.E., Nauss, T., Penone, C., Prati, D., Schall, P.,
Schulze, E.-D., Vogt, J., Wöllauer, S. und Weisser, W.W. Arthropod
decline in grasslands and forests is associated with drivers at
landscape level. Nature, 30.10.2019


Mehr Informationen:

Die Studie wurde in einem deutschlandweiten Verbundprojekt, den
Biodiversitäts-Exploratorien, durchgeführt. Die offene
Forschungsplattform wird von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) finanziert. Beteiligt waren Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Universitäten Bern, Darmstadt, Düzce (Türkei),
Freiburg, Göttingen, Marburg, Salzburg, TU München und Würzburg sowie
des Max-Planck-Instituts für Biogeochemie in Jena und die
Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL
(Birmensdorf, Schweiz).

Forschungsgegenstand ist unter anderem, welche Wechselwirkungen
zwischen verschiedenen Komponenten der Biodiversität bestehen - etwa
zwischen der Pflanzenvielfalt und der Vielfalt der Insekten. Außerdem
wird in diesem Projekt erforscht, welche Auswirkungen unterschiedliche
Formen der Landnutzung auf die Biodiversität und die Prozesse
innerhalb eines Ökosystems haben. Mehr Informationen zu den
Biodiversitäts-Exploratorien:

https://www.biodiversity-exploratories.de/

Dr. Martin Gossner hatte in diesem Rahmen bereits 2016 eine wichtige
Entdeckung gemacht, die ebenfalls in "Nature" veröffentlicht wurde:
Intensivierte Landwirtschaft führt dazu, dass es überall die gleichen
Arten gibt.

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/details/33571/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:
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STANDPUNKT/1143: Auch im Wald verschwinden die Insekten (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 5. November
2019

NABU: Auch im Wald verschwinden die Insekten

Kowalski: Keine Pestizide mehr im Wald einsetzen, Flächen aus der
Nutzung nehmen, Biodiversitätsforschung fördern



Berlin - Seit der weltweit beachteten "Krefelder Insektenstudie" ist
bekannt, dass der Bestand an Fluginsekten selbst in
Naturschutzgebieten in den letzten 30 Jahren um 70 Prozent
zurückgegangen ist. Eine jetzt im Fachmagazin "Nature" erschienene
Studie eines internationalen Forscherteams zeigt, dass auch im Wald
die Insektenmasse allein in den Jahren 2008 bis 2017 um 41 Prozent und
die Vielfalt der Arten um 36 Prozent zurückgegangen ist. Die Forscher
stellten fest, dass vorwiegend Insektengruppen schwanden, die weite
Strecken zurücklegen. Sie vermuten eine Wechselwirkung zwischen der
umgebenden Landwirtschaft und dem Lebensraum Wald.

Der NABU nimmt die Forschungsergebnisse sehr ernst und fordert
Insekten-Schutzprogramme auch für den Wald. "Dabei darf es nicht nur
um Einzelinitiativen handeln - wir brauchen eine völlig andere
Naturschutz- und Waldnutzungspolitik", fordert Heinz Kowalski,
waldpolitischer Sprecher des NABU. Vor allem der Staatswald, aber auch
der Gemeinde- und Kirchenwald müssten sofort beginnen, keinerlei
Pflanzenschutzmittel mehr einzusetzen. Kowalski: "Außerdem müssen wir
insgesamt zehn Prozent der Wälder aus der wirtschaftlichen Nutzung
nehmen und möglichst viele natürliche Strukturen auch im
Wirtschaftswald erhalten und fördern. So gewährleisten wir eine hohe
Vielfalt an potenziellen Lebensräumen für Insekten."

Die Situation des Waldes in Deutschland schätzt der NABU als sehr
kritisch ein. Von der Temperaturerhöhung und den immer noch
bestehenden Nadelholz-Monokulturen haben in den vergangen Jahren
einige spezialisierte Insektenarten wie der Fichtenborkenkäfer oder
die Nonne profitiert. Um diese naturfernen Forste gegen diese
Massenvermehrung zu schützen, werden sie meist mit Kontakt- und
Nervengiften behandelt. Keines der eingesetzten Pestizide wirkt dabei
ausschließlich selektiv. Es werden immer auch Insekten geschädigt, die
nicht Ziel eines Gifteinsatzes sind. Kurz- und langfristig werden die
komplexen Waldökosysteme so durcheinander gebracht.

"Wenn wir jetzt nicht sofort handeln, haben wir bald im Wald die
gleiche schlechte Situation wie in den landwirtschaftlichen Flächen",
so Kowalski "Wir brauchen die Insekten als Bestäuber und als Teil
eines vielfältigen Netzwerks um langfristig stabile Ökosysteme gerade
im Rahmen des Klimawandels zu fördern."

Um mehr Erkenntnis zum ökologischen Zustand der Wälder und der
Entwicklung der Insektenvielfalt im Wald zu bekommen, fordert der NABU
bereits seit vielen Jahren, dass neben den Vögeln auch Insekten und
Pilze in das bundesweite Biodiversitätsmonitoring aufgenommen werden,
zum Beispiel bei der alle zehn Jahre stattfindenden
Bundeswaldinventur.

Mehr Infos zur Studie: 

www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/details/35768/

Mehr Infos: www.NABU.de/wald
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STANDPUNKT/1142: Die Ökologische Zivilisation, das große Projekt in China (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Die Ökologische Zivilisation, das große Projekt in China

Von Hans-Josef Fell, 2. November 2019



Wie China Daily [1] berichtete, wird auf der vierten Plenarsitzung der
19. Sitzung des Zentralkomitees der kommunistischen Partei Chinas auch
über die Ökologischen Fragen Chinas intensiv diskutiert werden.

Schon 2012 hatte der damals gerade neu ins Amt gewählte und heute mit
großer Machtfülle ausgestattete Generalsekretär der kommunistischen
Partei Xi Jinping den Aufbau einer ökologischen Zivilisation
ausgerufen. Damit ist mehr gemeint, als klassischer Umweltschutz.
Gemeint ist vielmehr, dass sich die gesamte Gesellschaft im Einklang
mit der Natur verhalten soll, auch kulturell, nicht nur technologisch.
Ökologie im Einklang mit der Natur soll nach den Vorstellungen von Xi
Jinping das gesamte gesellschaftliche Leben durchdringen.

Natürlich ist China noch weit davon entfernt. Doch die Anstrengungen,
dieses hohe Ziel zu erreichen sind ungleich intensiver als in Europa
und den USA. Erste Erfolge sind seitdem zu verzeichnen, die
Luftverschmutzung geht in vielen Städten signifikant zurück, Gewässer
werden allmählich wieder sauberer, Begrünungen und Aufforstungen
durchziehen Städte, ländliche Regionen bis hinein in die Wüsten. Die
Umwelttechnologien wie Solar, Windkraft, E-Mobile befinden sich
nirgends sonst auf der Welt auf einem solch hohen industriellen
Fertigungsniveau.

China ist nach wie vor einer der größten Emittenten von Treibhausgasen
und besonders die im ganzen Land geplante Errichtung weiterer
Kohlekraftwerke muss dringendst verhindert werden, um durch den
technologischen Fortschritt weltweit führend im Klimaschutz zu werden.
Trotz dieser angeführten enormen Fortschritte besteht in China nicht
nur in klima- und umweltpolitischer Hinsicht weiterer Handlungsbedarf
insbesondere in den Bereichen bürgerliche Freiheiten, Demokratie und
Menschenrechte.

Die straff geführte kommunistische Partei unter Xi Jinping hielt vom
28. bis 31. Oktober ihre 19. Zentralkomitee-Sitzung in Peking ab.
Parallel dazu fand in der Provinzhauptstadt Jinan, immerhin ca. 10
Mio. Einwohner, in der industriell stark ausgebauten Ostprovinz
Shandong am 31. Oktober ein großer Kongress zur ökologischen
Zivilisation statt. Mit großem, typisch chinesischem Glanz, viel
chinesischer Politprominenz, Wissenschaftler*innen und unter großer
Medienaufmerksamkeit wurden ökologische Fragen, insbesondere die
rasant fortschreitende Klimaveränderung und deren Lösungsansätze
intensiv diskutiert.

In meiner Rede im Eröffnungsteil der Konferenz stellte ich mit viel
positiver Resonanz die zwei Säulen eines funktionierenden
Klimaschutzes heraus: eine Nullemissionswirtschaft und den Aufbau und
Erhalt großflächiger Kohlenstoffsenken und Begrünung. In den
Mittelpunkt einer Nullemissionswirtschaft stellte ich die Forderung
nach 100% Erneuerbare Energien bis 2030 auch in China, wohl wissend,
wie schwer dieser Weg gerade dort mit der gigantischen
Kohleabhängigkeit des Landes sein wird. Besonders die globale
Simulation der Energy Watch Group zusammen mit der Technischen
Universität Lappeenranta [2] zur Vollversorgung der Erde nur mit 100%
Erneuerbare Energien stieß auf enormes Interesse.

Zum Aufbau des großen strategischen Regierungsprojektes "Neue
Seidenstraße" schlug ich vor, die bereits bestehende Eisenbahnlinie
für den Güterverkehr vom chinesischen Chongking über Kasachastan und
Russland bis nach Duisburg als moderne Hochgeschwindigkeitseisenbahn
für Passagiere auszubauen. Dies brächte eine starke Reduzierung des
eurasischen Flugverkehrs mit sich. Parallel zur
Hochgeschwindigkeitsstrecke sollte ein elektrisches Hochspannungsnetz
entstehen, um mit den großen Mengen in den Wüsten eingefangenen Wind-
und Solarstroms die Züge zu betreiben und auch die großen Zentren
entlang der Route mit Ökostrom zu versorgen.

In vielen Gesprächen mit Wissenschaftlern und Politikern konnte ich
erkennen, dass der Aufbau einer ökologischen Zivilisation in China
keine leere Politikhülse, wie die angebliche Klimaschutzpolitik a la
CDU/CSU/SPD-Bundesregierung in Deutschland ist. China sucht ernsthaft
nach immer neuen Wegen, zusammen mit der Wissenschaft und dem eigenen
wirtschaftlichen Exportinteresse, um das Ziel der
Technologieführerschaft im Umweltschutz, bei Erneuerbaren Energien und
der Nullemissionsmobilität zu erreichen.

Beeindruckend waren meine Gespräche mit Dr. Chen Cungen, Professor an
der North West University Peking. Er hatte als junger Forscher vor
Jahrzehnten zusammen mit der Technischen Universität München ein
deutsch-chinesisches Forschungsprojekt zur Eindämmung von Winderosion
gestartet. Daraus ist die weltweit größte Begrünungsaktion entstanden
[3], eine Aufforstung in der Wüste Gobi auf einer Fläche so groß wie
ganz Deutschland.

Ein unglaublicher ökologischer Erfolg für den zurecht Dr. Cungen als
Vater genannt wird. Seine Lebensleistung ist ein hervorragendes
Beispiel, wie sich jahrzehntelange Beharrlichkeit und anfangs für
unmöglich gehaltene Ziele (Aufforstung in der unwirtlichen Wüste Gobi)
am Ende in phänomenalen Ergebnissen niederschlagen können.
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STANDPUNKT/1141: Artensterben - Mitverursacht durch unzureichende Prüfung von Pestiziden? (idw)


Universität Koblenz-Landau - 31.10.2019

Artensterben: Mitverursacht durch unzureichende Prüfung von
Pestiziden?



Pflanzenschutzmittel oder Pestizide, wie sie in der Landwirtschaft
eingesetzt werden, sind doch nicht so sicher wie oftmals behauptet.
Sie sind daher auch für den Rückgang von Insekten und Vögeln in der
Agrarlandschaft verantwortlich. Trotz eines enormen Aufwands bei der
Prüfung der Umweltauswirkungen von Pestiziden für die Zulassung werden
dabei die Praxisbedingungen nicht berücksichtigt. Dies kritisieren
Carsten Brühl vom Institut für Umweltwissenschaften Landau und Johann
Zaller von der Universität für Bodenkultur Wien in einem frei
zugänglichen Meinungsartikel in der Fachzeitschrift "Frontiers in
Environmental Science".

Der Rückgang der biologischen Vielfalt in der Agrarlandschaft ist
offensichtlich und wurde aktuell auch von der Politik aufgegriffen. So
hat die deutsche Bundesregierung jüngst ein Insektenschutzprogramm
verabschiedet und nach einem Volksbegehren in Bayern werden
Umweltgesetze verschärft. Die Beteiligung der Pestizide am
beobachteten Rückgang der Arten wird auch in Volksbegehren in
Baden-Württemberg und der Schweiz thematisiert, in denen starke
Reduktionen des Pestizideinsatzes bis zu einem totalen Verzicht
gefordert werden. Diese Pläne führen derzeit zu Bauernprotesten im
ganzen Land. Aber wie kann es überhaupt sein, dass die am stärksten
regulierte Gruppe von Chemikalien, deren Umweltwirkungen in sehr
aufwändigen Verfahren bewertet werden, solch negativen Einfluss haben
können? Immerhin werden für die Pestizidzulassung Umweltstudien in
Millionenhöhe durchgeführt und zahlreiche Behörden in Europa mit deren
Bewertung beauftragt. Der Prozess der Umweltrisikobewertung ist zudem
sehr komplex und wurde jüngst im Europäischen Parlament diskutiert: es
wurde um Vereinfachung gebeten.

Die beiden Wissenschaftler Brühl und Zaller stellen in ihrem Artikel
die These auf, dass die Beurteilung der Pestizide im Rahmen der
Zulassung trotz des enormen Aufwands unzureichend ist, weil dabei die
Bedingungen auf den Feldern nicht berücksichtigt werden. Dies liege
vor allem an drei fundamentalen Fehlern. Erstens werde ignoriert, dass
auf den Feldern mehrere Pestizide gleichzeitig eingesetzt werden,
zweitens fänden ökologische Wechselwirkungen zwischen Organismen
statt, die durch Pestizide gestört werden und drittens werde die
Artenvielfalt auf den Feldern selbst reduziert. In der aktuellen
Debatte um den Pestizideinsatz sei es wichtig, dies zu erkennen, so
die Wissenschaftler. "Das System ist vom Ansatz nicht darauf
ausgelegt, Biodiversität zu schützen und auch weitere Verfeinerungen
des Zulassungsverfahrens werden dies aufgrund der elementaren Fehler
nicht ändern", so Carsten Brühl. Aktuell wird die Landwirtschaft für
den Biodiversitätsrückgang verantwortlich gemacht, obwohl dort nur
geprüfte Pestizide eingesetzt werden. "Der Zorn der Landwirte ist
nachvollziehbar, weil ihnen ja von verschiedenen Stellen über
Jahrzehnte zu Pestizidanwendungen geraten wurde. Jetzt wird ihnen der
Schwarze Peter zugeschoben, weil viele internationale Studien genau
diese Pestizide als Mitverursacher der Biodiversitätskrise aufzeigen",
erläutert Johann Zaller.

Den Wissenschaftlern ist wichtig darauf hinzuweisen, dass aufgrund der
aufgezeigten Fehler im Bewertungssystem der EU Pestizide für die
Biodiversität nicht sicher sind. Faktoren wie Flächenversiegelung,
Lichtverschmutzung oder die Etablierung von Windkraftanlagen haben
nach ihrer Ansicht eher einen geringer einzustufenden Anteil am
beobachteten Rückgang der Insekten in Deutschland als der seit den
1970er Jahren andauernde, jährliche Einsatz von Insektiziden auf den
Äckern, die über 30 Prozent der Landesfläche ausmachen.

Eine Umstellung eines regulatorischen Systems auf europäischer Ebene
ist aufwändig und braucht Zeit. Aber genau diese Zeit hat man
angesichts der Biodiversitätskrise nicht mehr, sind sich die beiden
Umweltforscher einig. Sie raten daher zu einer drastischen Reduktion
des Pestizideinsatzes, einer Rückbesinnung auf den eigentlichen Kern
des integrierten Pflanzenschutzes, einer Erhöhung des Anteils an
Hecken und Feldsäumen in der Landschaft und einem weiteren Ausbau der
ökologischen Landwirtschaft. "Uns war es wichtig, unsere Gedanken
jetzt zu veröffentlichen, wo über die neue Agrarpolitik in der EU
diskutiert wird", so Johann Zaller. "Denn es ist entscheidend zu
erkennen, dass sich mit einem andauernden hohen Pestizideinsatz der
Biodiversitätsverlust in der Agrarlandschaft nur weiter verstärken
wird. Eine Umkehr des Trends wird zu einem späteren Zeitpunkt für
künftige Generationen immer schwieriger werden", resümiert Carsten
Brühl.

Die Autoren:

Dr. Carsten Brühl lehrt und forscht am Institut für
Umweltwissenschaften Landau an der Universität Koblenz-Landau. Sein
Forschungsschwerpunkt liegt auf den Auswirkungen von Pestiziden auf
Ökosysteme. Als Experte ist er mit den deutschen und europäischen
Zulassungsbehörden an Entwicklungen in der Risikobewertung von
Pestiziden beteiligt. Er ist zudem im Wissenschaftlichen Beirat der
Bundesregierung zum Nationalen Aktionsplan zur nachhaltigen Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln tätigt.

Dr. Johann Zaller lehrt und forscht am Institut für Zoologie der
Universität für Bodenkultur Wien. Sein Forschungsschwerpunkt befasst
sich mit der Wirkung von Pestiziden auf Ökosysteme mit Schwerpunkt auf
Bodenorganismen. Er ist Experte in der Österreichischen
Biodiversitätskommission und hat 2018 ein populärwissenschaftliches
Buch unter dem Titel "Unser täglich Gift. Pestizide - die
unterschätzte Gefahr" veröffentlicht.

Originalpublikation:

Der Artikel "Biodiversity decline as a consequence of an inappropriate
environmental risk assessment of pesticides" wird am 31.10.2019 (6:00
MEZ) frei zugänglich in der Fachzeitschrift "Frontiers in
Environmental Science" in der Sektion "Toxicology, Pollution and the
Environment" erscheinen. 

https://doi.org/10.3389/fenvs.2019.00177

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news726132

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution183

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Koblenz-Landau - 31.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RESSOURCEN/236: Fracking - und wählt nicht Boris Johnson ... (SB)




"Wenn Schiefergasreserven in London ausgebeutet werden können,
sollten wir keinen Stein unumgedreht oder ungefrackt lassen, um die
Lichter am Brennen zu halten."

(Boris Johnson, einst Bürgermeister von London, im Juli 2013) [1]

Der britische Premierminister Boris Johnson, bislang vehementer
Verfechter des Frackings, verhängt wegen der Erdbebengefahr ein
Moratorium gegen diese umstrittene Methode der Erdgasförderung. Mit
diesem offensichtlichen Schachzug will er der Labour-Partei
Wahlkreise abringen, da diese traditionell führend in den
potentiellen Erdgasfördergebieten ist. In ihnen wird Fracking
mehrheitlich abgelehnt. Boris Johnson, als notorischer Lügner
verrufen, könnte nach seiner Wahl das Frackingverbot wieder lockern.

Das Schiefergaspotential des Vereinigten Königreichs beträgt bis zu
90 Billionen Kubikmeter und könnte den Erdgasbedarf des Landes mehr
als eintausend Jahre lang decken, lautet die inzwischen als sehr
übertrieben bewertete Prognose des Britischen Geologischen Dienstes
(BGS - British Geological Survey). Seit Beginn des Aufbaus von
Erdgasfördertürmen vor drei Jahren wurden erst drei Bohrlöcher
angelegt. Alle Standorte befinden sich bei der Preston New Road in
der Grafschaft Lancashire. Die Regierung hat schon 32 Mio. brit.
Pfund (umgerechnet mehr als 37 Mio. Euro) in die Erschließung der
Erdgasvorkommen gesteckt, die beteiligten Firmen haben eine 
wesentlich höhere Summe investiert.

Fast die Hälfte der vom Staat aufgewendeten Summe wurde ausgegeben,
um die anwachsenden Proteste von Umweltschutzorganisationen in
Bündnis mit der lokalen Bevölkerung gegen die Schiefergasförderung zu
handhaben. Nachdem sich schon seit längerem selbst die
wirtschaftsnahe Partei der Liberal-Demokraten (LDP) und Teile von
Johnsons Konservativen gegen Fracking ausgesprochen haben - so wie
auch die Grünen, die Labour-Partei und die Schottische Nationalpartei
(SNP) -, nutzt der britische Premierminister für seine Entscheidung
die Aktualität der Veröffentlichung eines Berichts der Prüfbehörde
Oil and Gas Authority (OGA) vom 2. November 2019, wonach "weitere
inakzeptable Folgen für die örtliche Bevölkerung nicht
ausgeschlossen" werden können, sollte bei Preston New Road weiter
gefrackt werden. Energieministerin Andrea Leadsom kündigte an, ihre
Regierung werde keine neuen Projekte bewilligen, solange es nicht
"überzeugende Beweise" für die Unbedenklichkeit von Fracking gebe.

In dieser Aussage ist die Ambivalenz schon enthalten, denn wer, wenn
nicht die Regierung selbst, beurteilt, ob ein Unbedenklichkeitsbeweis
überzeugend ist oder nicht? Leadsom stellte jedenfalls
unmißverständlich klar, daß ein vollständiges Verbot des Frackings,
wie von der Opposition gefordert, nicht in Frage kommt. Gegenüber der
BBC bezeichnete die Ministerin Fracking weiterhin als riesige
Gelegenheit für das Land. [2] Und das mit dem Frackingvorhaben
betraute Unternehmen Cuadrilla hat angekündigt, es wolle neue Daten
vorlegen, die die Regierung davon überzeugen, daß sie das Moratorium
aufhebt. [3]

Erdgas, das nicht in größeren Gasblasen vorliegt, sondern in Form
vieler kleiner Einschlüsse und Spalten kann nicht ohne Fracking
gefördert werden. Eine solche Schieferformation lediglich anzubohren
würden nichts bringen. Das gasführende Gestein muß wiederholt
regelrecht aufgesprengt werden, was mit Hilfe einer Flüssigkeit aus
Wasser, einem Chemikalien-Cocktail und Sand, die unter extrem hohen
Druck in den Untergrund gepreßt wird, geschieht. Der Sand hat die
Funktion, die Spalten und Risse offen zu halten, sobald der Druck
nachläßt, damit auch weiterhin Gas zusammenströmen und gefördert
werden kann. Die Chemikalien sollen, neben vielen weiteren Aufgaben,
verhindern, daß sich Bakterien vermehren und dadurch die Lücken im
Gestein geschlossen werden. Erst nachdem der Untergrund aufgebrochen
wurde, strömt genügend Gas zusammen, das sich zu fördern lohnt.

Es läßt sich gut vorstellen, daß sich natürliche tektonische
Spannungen im zerklüfteten Gesteins entladen, sobald dieses künstlich
erschüttert wird. Deshalb waren die Frackingunternehmen angehalten,
die seismischen Aktivitäten zu überwachen und ab einer Erdbebenstärke
von 0,5 auf der Richterskala den Frackingvorgang eine Zeitlang zu
unterbrechen. Seitdem im August dieses Jahres in der Nähe des
Standorts Preston New Road ein Beben der Stärke 2,9 auftrat, war das
Fracking sowieso schon ausgesetzt gewesen.

Die Klimaschutzorganisation 350.org bezeichnet das Moratorium als
"Sieg der Macht des Volkes und eine Demonstration dessen, was kommen
wird, wenn immer mehr Menschen ein Ende der fossilen Brennstoffe
fordern und Maßnahmen zur Klimagerechtigkeit ergreifen." [4]

Allerdings diente nicht das Klima, sondern die Erdbebengefahr der
Regierung als Begründung für ihre Vorwahlkampfabkehr vom Fracking.
Insofern ist der Jubel dieser und anderer Klimaschutzorganisationen
über die Entscheidung der britischen Regierung zwar nachvollziehbar,
aber möglicherweise voreilig. Anders gesagt: Würde sich die Regierung
ernsthaft Sorgen wegen des Klimas machen, hätte sie Fracking von
Anfang an nicht genehmigen dürfen. Denn weltweit sollten 80 bis 90
Prozent der bekannten Lagerstätten von fossilen Energieträgern
(Kohle, Erdöl, Erdgas) nicht gefördert werden, weil bei ihrer
Verbrennung so viele Treibhausgase entstehen, daß sich die Erde
aufheizt, Naturkatastrophen häufiger und intensiver auftreten und
lebensfeindliche Klimazonen entstehen.

Von den sozioökonomischen Folgen der sich wandelnden Natursysteme
werden viele Menschen unmittelbar negativ betroffen sein, auch im
Vereinigten Königreich. Leute wie Boris Johnson ficht das nicht an,
sie setzen darauf, daß sie ihre Schäflein rechtzeitig ins Trockene
bringen, haben sie doch eine gesellschaftliche Machtposition
errungen, die das Versprechen birgt, sich stets auf die Seite der
Verfügenden und nicht der Verfügungsmasse schlagen zu können. Ohne
die tiefe Beteiligung des Wahlvolks an den vorherrschenden
Verhältnissen käme ein Boris Johnson niemals an die Macht, bzw. solch
eine gesellschaftliche Machtposition würde erst gar nicht aufgebaut
oder zugelassen.


Fußnoten:

[1] https://www.theguardian.com/environment/2013/jul/02/shale-gas-energy

[2] https://www.bbc.com/news/business-50267454

[3] https://www.theguardian.com/environment/2019/nov/04/cuadrilla-vows-new-data-to-overturn-uk-fracking-moratorium

[4] https://350.org/press-release/350-response-to-uk-fracking-ban/
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AKTIONSTAGE/1043: Weiter aktiv für die Wedeler Au - Rissen, 9.11. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 29. Oktober 2019

Weiter aktiv für die Wedeler Au

Der
NABU Hamburg veranstaltet am 09. November 2019 einen Bach-Aktionstag
an der Wedeler Au in Hamburg-Rissen.



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, den 09. November 2019 in
Kooperation mit dem Bezirksamt Altona einen Bach-Aktionstag an der
Wedeler Au. Freiwillige Helferinnen und Helfer können zusammen mit
NABU-Aktiven Strömungslenker aus Totholz und Kies bauen. Damit werden
die erfolgreichen Renaturierungseinsätze aus den Vorjahren mit
Ehrenamtlichen, Schüler/innen, Geflüchteten, Anwohner/innen und
Vertretern der Wasserbehörde des Bezirksamts Altona an der Wedeler Au
fortgesetzt.

"Es sollen Lichtinseln geschaffen werden und damit neue Lebensräume,
für Wasserpflanzen entstehen. Durch Holzeinbau und Steinschüttungen
wird das Mäandrieren gefördert, die Wasserhydraulik abgeschwächt und
der Sauerstoffgehalt verbessert", erklärt Thomas Eckhoff von der
NABU-Gruppe West. Die sichtbar ausgeprägte Artenvielfalt der Wedeler
Au konnte sich an den bearbeiteten Abschnitten unter anderem dank der
vielen vorangegangenen ehrenamtlichen Arbeitseinsätze in Kooperation
mit dem Bezirksamt Altona entwickeln. Anwohner/innen und interessierte
Bürger/innen sind herzlich eingeladen, bei dem Einsatz am 09. November
mitzuhelfen und sich vor Ort zu informieren.

Wer am nächsten Bach-Aktionstag an der Wedeler Au mitmachen möchte,
meldet sich bitte unbedingt bis zum 07. November 2019, 15:00 Uhr an.
Angemeldeten Helferinnen und Helfern werden der genaue Treffpunkt und
weitere Hinweise bekannt gegeben. Kontakt: Fritz Rudolph, NABU
Hamburg, Tel.: 040/697089-0, Aktionstage@NABU-Hamburg.de. Feste
Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge, Handschuhe,
ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten.

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.10.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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ERSTAUFLAGE/1030: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3036 (SB)


Michael Marcus Thurner

Das telekinetische Imperium

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3036



Galaxis Ancaisin, Woloo III, Weemwelt, 15. bis 17. Oktober 2046 NGZ

Aus der Positronik des auf Whan abgestürzten Augenraumers konnte der
Siganese Sholotow Affatenga die Koordinaten der Weemwelt
herunterladen. Und aus den Erinnerungen des Thesan Eyx Xunath weiß
Perry Rhodan, daß sich dort das sogenannte Zweisame Herzogtum
befindet. Vielleicht existiert es noch und kann ihm Aufschlüsse über
die Herkunft und die Absichten der Cairaner liefern?

Und so stößt die RAS TSCHUBAI in die Zentrumsregion der Galaxis
Ancaisin vor. Dort werden Investigator-Sonden losgeschickt, die auf
Phersunenschiffe stoßen. Den Funksprüchen der Phersunen zufolge
scheitern sie an einer unüberwindlichen Sperre, wenn sie versuchen,
mit ihren Raumern zur Weemwelt vorzudringen. Perry Rhodan will
seinerseits mit der STARTAC SCHROEDER einen Vorstoß wagen und hofft,
von den Bewohnern der Weemwelt für würdig befunden zu werden, sich ihr
nähern zu dürfen. Doch auch die STARTAC wird mitten im Linearraum
durch einen fremden Einfluß abgebremst und fixiert. Gerade als die
Pilotin Farye Sepheroa-Rhodan ihre Ansicht formuliert, das wichtigste
sei, diese Falle zu überwinden oder zumindest in den Normalraum zu
gelangen, fällt das Schiff tatsächlich in den Normalraum zurück.

Mit einem unbemannten Beiboot wird ein neuer Versuch mit demselben
Ergebnis gestartet. Das Boot wird abgebremst und fällt in den
Normalraum zurück. Allerdings spürt Donn Yaradua einen schwachen
paranormalen Druck. Mit dem Ultra-Sextanten werden Messungen
unternommen, bei denen tatsächlich auf einem extrem schmalen
Hyperfrequenzband etwas gefunden wird. Die Wissenschaftler bezeichnen
es als paranormales Aktionsfeld geringer Stärke. Es ist dafür
verantwortlich, daß die Schiffe im Linearraum stecken bleiben.
Plötzlich spüren alle Besatzungsmitglieder, daß sie von einer Art
Bewußtsein abgetastet werden. Kurz darauf findet der Ultra-Sextant in
dem Aktionsfeld so etwas Ähnliches wie Marker, die eine
Einflugschneise abstecken. Das kann als Einladung verstanden werden.

Die STARTAC und die angekoppelte PAQUA durchqueren problemlos den
Linearraum und kommen in der Nähe der Sonne Woloo wieder heraus. Mit
einer Space-Jet wird zunächst die Wasserwelt Woloo III erkundet.
Selbst auf dem einzigen Kontinent gibt es keine Anzeichen für eine
Besiedlung. Aber Donn Yaradua folgt auf mentalem Weg einer Spur. Sie
führt ihn zu einer Skulptur aus Kalkstein, die aus zwei verschiedenen,
ineinander verschlungenen baumartigen Strukturen besteht. Diese ähneln
den Wohnröhren von im Meer lebenden terranischen Ringelwürmern. Also
könnte es sich bei den Wesen, deren mentaler Spur sie folgen, um
solche handeln, die in den Tiefen des Ozeans existieren.

Bei einem Tauchgang wird Yaradua von einem krakenartigen Tier
angegriffen, das ihm gezielt die Waffe aus der Hand schlägt, als er
sie ziehen will. Auch Farye wird von denselben Tieren attackiert, die
elektrische Schläge austeilen. Es werden immer mehr und als dann auch
noch die SERUNs ausfallen, kommen die beiden in echte Bedrängnis. Als
sich Yaradua wieder befreien kann, kommt er gerade noch rechtzeitig,
um Farye, die durch die Stromschläge einen katatonischen Schock
erlitten hat, mit Hilfe seiner Metabolisten-Gabe zu retten.
Als beide zu dem Onryonen Jalland Betazou und Sholotow Affatenga
aufschließen, haben diese bereits beide Ringelwurm-Arten gefunden.
Während Yaradua die Kraken in Schach hält, werden jeweils zwei
Exemplare von ihnen mitgenommen und auf die STARTAC gebracht.

Bei deren Untersuchung spürt Yaradua allerdings die Angst der Wesen.
Sie bilden zusammen ein Geflecht, das sie zu einem einzigen macht. Er
versucht auf mentalem Wege Kontakt zu ihnen aufzunehmen. Sie reagieren
auf ihn, doch unvermittelt hat er das Gefühl, als würden sie
ihrerseits seine biochemischen Prozesse manipulieren. Angst befällt
ihn und plötzlich gerät die Inneneinrichtung des ganzen Labors in
Bewegung, so daß die Forscher es fluchtartig verlassen müssen.

Weil Yaradua ihre Angst gespürt hatte, werden die Ringelwürmer
umgehend nach Woloo zurückgebracht. Die STARTAC SCHROEDER fliegt nun
zur Weemwelt - auch eine Wasserwelt, deren Landanteil nur 6 Prozent
beträgt. Es gibt nur Inselgruppen und Atolle. Auf einer der Inseln
stehen drei Türme cairanischer Bauweise. Sie sind verlassen und
beherbergen einige Artefakte. Als Icho Tolot eine Vitrine hochhebt,
bricht Chaos aus. Der ganze Turm gerät in Bewegung und stürzt
zusammen. Die Galaktiker wollen fliehen, müssen aber gegen den
Widerstand einer unsichtbaren Macht ankämpfen.

Dieser erneute telekinetische Angriff zeigt Yaradua, daß nur er als
Mutant eine Chance hat, einen Kontakt zu den Fremden herzustellen. Er
öffnet seinen Geist. Daraufhin beruhigt sich die Lage. Die Statue
eines Cairaners fängt plötzlich an zu sprechen - dafür nutzt die Macht
im Hintergrund eine Membran im Mund der Statue, die in Schwingung
versetzt wird. Die Fremden, die sich Aanweem nennen, wollen nur mit
Yaradua sprechen, dem Geneigten. Ihm vertrauen sie, den anderen, die
ihnen weh getan haben, nicht. Doch er wird gewarnt: Wenn er sie
betrügt, werden er und seine Begleiter von ihnen telekinetisch
zerquetscht.

Indem sie seine Trommelfelle in Schwingung bringen, erzählen die
Aanweem ihm nun, daß sie ein Kollektivwesen aus Aanlaad und Aantresh
sind, - beides Ringelwürmer, die symbiotisch miteinander verbunden
sind. Die Aanlaad sind Telekineten und untereinander auch Telepathen.
Die Aantresh sorgen dafür, daß die Symbiose erhalten bleibt, denn für
sich genommen sind sie schwach. Aber wenn sie gemeinsam Riffe bilden,
steigern sich ihre Kräfte so sehr, daß sie eine bis zu neun Millionen
Lichtjahre durchmessende Raumkugel telekinetisch abschirmen können -
und dies auch im Linear- und Hyperraum. Damit wollen sie sich vor
allem vor den Phersunen schützen, die bereits einige von Aanweem
besiedelte Welten zerstört haben. Ihr Reich, das Zweisame Herzogtum,
das sie mit ihrer Telekinese schützen können, umfaßt nun noch neben
den Planeten des Woloo- und des Maaptawsystems drei weitere Welten.
Die Weemwelt bildet das Zentrum.

Auf die Frage, was die cairanischen Türme für eine Funktion haben,
bekommt Yaradua zur Antwort, daß es hier einst eine Mission der Vecuia
gegeben hat, die Drandcai genannt wurde. Sie besteht aus zwei
cairanischen Türmen und einem Gasthaus der Shenpadri, das nun leider
zerstört ist. Beim Thema Phersunen haben die Aanweem auch einige
Informationen, die den Galaktikern weiterhelfen. Sie würden auf ihren
Raumschiffen in einer Art Depot eine gewisse Menge Grauer Materie mit
sich führen. Auf diese Materie, die von den Aanweem 'das Ruhelose'
genannt wird, hätten sie aber keinen Zugriff. Allerdings ist es so,
daß die durch Ancaisin treibenden grauen Wolken eine gemeinsame
Abflußrichtung haben - einen Richtungsvektor.

Mitten im in großer Tiefe geführten Gespräch bricht abermals Chaos
aus. Yaraduas Trommelfelle werden einem so großen Druck ausgesetzt,
daß eines von ihnen platzt. Der Grund für die plötzliche Panik der
Aanweem ist das Auftauchen eines Phersunenraumers, der der STARTAC
offensichtlich unbemerkt gefolgt ist. Die Aanweem bezichtigen die
Besucher des Verrats. Yaradua tut sein Möglichstes, das Kollekivwesen
von der Unschuld der Galaktiker zu überzeugen, fällt ihrem Zorn aber
fast zum Opfer. Schwer verletzt wird er ins tiefste Riff gezerrt.
Seine letzten Gedanken gelten Farye, die er liebt. Die Phersunen
greifen unterdessen die Weemwelt und auch die STARTAC SCHROEDER mit
Beibooten an. Doch die Aanweem können sich gegen sie wehren. Wie man
von der STARTAC aus sehen kann, zerknüllen sie die Phersunenschiffe
wie Papier.

Yaradua kann gerettet werden. Durch irgendetwas hat er die Aanweem
doch noch von der Unschuld der Galaktiker überzeugen können. Als er
wieder zu sich kommt, hat die STARTAC das telekinetische Imperium
schon wieder verlassen. Farye berichtet ihm, was man noch von den
Aanweem, in denen man hofft, wertvolle Verbündete in Ancaisin gewonnen
zu haben, erfahren hat. Demnach hätten die Cairaner ihnen berichtet,
Allaicra, die Welt des Ewigen Lebens, sei vernichtet worden. Die Rede
war von einer Annihilation oder Zunichtemachung der Planeten des
Systems. Wieviel von ganz Ancaisin dieser Annihilation inzwischen zum
Opfer gefallen ist, wissen die Aanweem nicht, denn hinter ihrem
telekinetischen Schutz sind sie weitestgehend isoliert. Doch eines
konnten sie noch berichten: Der erste Abyssale Triumphbogen, den die
Phersunen errichtet haben, steht auf Caitlast. Er scheint große
Bedeutung für sie zu haben.

Somit steht das neue Ziel der RAS TSCHUBAI fest: Der Abyssale
Triumphbogen auf Caitlast im Huphurnsystem. Der Planet ist die
ehemalige Hauptwelt des Sternwestlichen Konsulats von Ancaisin.
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KURSUS/1304: Mönchengladbach - Clown sein, der wundersame Lebenskünstler in Dir, 17.11.19


Stadt Mönchengladbach

Clown sein - der wundersame Lebenskünstler in Dir



Der Clown - stets leicht herzlich und verspielt - schmunzelt über
seine eigenen Schwächen und Missgeschicke, denn er weiß um seine
Fähigkeiten: er meistert das Leben, indem er damit jongliert. Er hat
den Mut, in die Haut eines anderen zu schlüpfen und ihm die Komik
seiner eigenen Vernarrtheit vor Augen zu führen: Das bringt uns zum
Lachen und wir öffnen uns. Die Kunst des Clownseins lebt von der
spielerischen Verwandlung, Übertreibung, Spontanität, Begeisterung und
Lebensfreude all dessen, was ist. Einen Tag lang geht es am Sonntag,
17. November, 10 bis 15.30 Uhr, in der VHS am Sonnenhausplatz,
Lüpertzender Str. 85, darum, alle alltäglichen Verstrickungen hinter
sich lassen und einer neuen Welt voller Buntheit und Fantasie Raum
geben.

Entgelt: 49 Euro.

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.10.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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